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193. Sitzung 

Bonn, den 13. Dezember 1979 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich bitte Sie, davon Kenntnis zu nehmen, daß die 
Fraktion der CDU/CSU bittet, die Sitzung um 30 Mi-
nuten zu unterbrechen, und damit einverstanden zu 
sein. 

Es ist eine allgemeine Gepflogenheit im Hause, 
daß dem Wunsch einer Fraktion, die Sitzung zu un-
terbrechen, auch stattgegeben wird. Es sind Ver-
handlungen im Gange, die für die heutige Tagesord-
nung noch virulent sind. 

Ich unterbreche damit die Sitzung und berufe das 
Haus zur Fortsetzung dieser Sitzung auf 9.30 Uhr 
ein. 

(Unterbrechung von 9.01 bis 9.30 Uhr) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
die unterbrochene Sitzung wird fortgesetzt. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung: Nach einer in-
terfraktionellen Vereinbarung soll die heutige Ta-
gesordnung um die zweite und dritte Beratung des 
Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Errichtung einer Stiftung „Hilfs-
werk für behinderte Kinder" — Drucksachen 8/3293, 
8/3451, 8/3489 — ergänzt werden. Der Zusatzpunkt 
soll in Verbindung mit Einzelplan 15 behandelt wer-
den. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Wir setzen die 

Zweite Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Haushaltsjahr 1980 (Haushalts-
gesetz 1980) 
— Drucksachen 8/3100, 8/3354 — 

Beschlußempfehlungen und Berichte des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 

fort. Ich rufe auf: 

Einzelplan 11 
Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 
— Drucksache 8/3381 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

Einzelplan 15 
Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 
— Drucksache 8/3385 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Dr. Rose 

und dazu den Zusatzpunkt, um den die Tagesord-
nung soeben ergänzt worden ist: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Geset-
zes über die Errichtung einer Stiftung 
„Hilfswerk für behinderte Kinder" 
— Drucksache 8/3293 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 8/3489 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 

— Drucksache 8/3451 —

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kuhlwein 

(Erste Beratung 186. Sitzung) 

Interfraktionell ist vereinbart worden, daß die De-
batte zu diesen aufgerufenen Punkten als verbun-
dene Debatte geführt werden soll. Das Haus ist da-
mit einverstanden? — Ich sehe keinen Widerspruch; 
es ist so beschlossen. 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die allge-
meine Aussprache. 
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Präsident Stücklen 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Prinz zu Sayn-

Wittgenstein-Hohenstein. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein (CDU/ 
CSU): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Der Haushalt des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung ist der gewichtigste Einzelposten im 
Bundeshaushalt: 48,2 Milliarden DM, von denen al

-

lerdings über 99% gesetzlich gebunden sind. Dem 
Minister verbleibt folglich nur ein geringer politi-
scher Handlungsspielraum; aber noch nicht einmal 
diesen versteht der Arbeitsminister effizient zu 
nutzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zu den Grundregeln politischer Führung in unse-
rem Staat gehört es doch, die Öffentlichkeit über die 
zentralen Aufgaben und Ziele des eigenen Ressorts 
rechtzeitig, eindeutig und umfassend zu informie-
ren. Dem Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung steht im kommenden Jahr ein Betrag von 
mehr als 4 Millionen DM für diese Öffentlichkeits-
arbeit zur Verfügung. Wird er diesen Betrag, so ist 
zu fragen, pflichtgemäß nutzen und die Bevölkerung 
über die künftige Rentenpolitik der Bundesregie-
rung wahrheitsgemäß informieren? 

(Zuruf von der SPD: Wie immer!) 

Bis heute war das jedenfalls nicht der Fall. Obwohl 
in den letzten Wochen nahezu täglich Vorschläge, 
kritische Anregungen und Gutachten zur zukünfti-
gen Gestaltung der gesetzlichen Rentenversiche-
rung zu lesen und zu hören waren, gibt es immer 
noch keine richtungweisende Aussage aus dem Mi-
nisterium. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Vielmehr haben wir bis heute nur widersprüchliche 
und unklare Verlautbarungen von der Bundesregie-
rung gehört. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Wie so oft!) 

Angesichts der offenen Gegensätze zwischen SPD 
und FDP über die künftige Rentenpolitik erscheint 
es bei dieser Regierung nicht einmal mehr sicher, ob 
die anläßlich der zunächst auf drei Jahre befristeten 
willkürlichen Rentenanpassung gegebene Zusage, 
nach Ablauf dieses Zeitraums zur Bruttolohnanpas-
sung zurückzukehren, tatsächlich eingehalten 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch die Diskussionsvorschläge der sogenannten 
Wehner-Kommission und die vom SPD-Parteitag 
beschlossene Vertagung wichtiger Entscheidungen 
auf das kommende Frühjahr 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider wahr! — 
Zurufe von der SPD) 

bzw. den kommenden Sommer 

(Zurufe von der SPD) 

— Sie haben es doch verschoben — 

(Fortgesetzte Zurufe von der SPD) 

— genau das sage ich — 

(Zurufe von der SPD) 

geben den Spekulationen nur weitere Nahrung. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Die Verunsicherung der Rentner und Versicherten 
durch die SPD und die FDP bleibt nicht nur, sondern 
sie wächst ständig. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

— Lesen Sie mal jeden Tag die Zeitungen. 

Damit hier kein Mißverständnis aufkommt: Ich 
halte eine gründliche Diskussion so wesentlicher 
Grundsatzfragen in den Parteien für legitim und 
nützlich, allerdings unter der Voraussetzung, daß 
Arbeitsergebnisse die Regierung nicht binden, son-
dern als Denkanstöße aufgefaßt werden. Dies ent-
spricht jedenfalls unserem Verfassungsverständnis. 

- Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Cronenberg? 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein (CDU/ 
CSU): Nein, ich komme sonst mit der Zeit nicht 
aus. 

Politisch bedenklich wird eine solche Diskussion 
aber dann, wenn sie vor dem Hintergrund unter-
schiedlicher Aussagen und Dementis im zuständi-
gen Ministerium geführt wird. An sich unverbindli-
che Parteidiskussionen erhalten dann nämlich eine 
ganz andere Dimension, wenn sie an die Stelle des 
fehlenden verbindlichen Rentenkonzepts der Regie-
rung treten. 

Ein solches verbindliches Konzept fehlt aber bis-
her im Hause Ehrenberg. Wie anders sollen wir 
denn die widersprüchlichen Verlautbarungen des 
Ministers und seiner Staatssekretärin Frau Fuchs 
werten? Wir kommen doch gar nicht umhin, ange-
sichts der Situation in diesem Ministerium nicht nur 
das Vakuum in der politischen Sachaussage zu kriti-
sieren, sondern ebenfalls ein Führungs- und Kompe-
tenzdefizit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor allem stellt sich doch die Frage, wie die sich 
abzeichnende Haltung der SPD bei der Bewältigung 
des Rentenproblems mit der in vielen Bereichen ge-
gensätzlichen Auffassung des kleineren Koalitions-
partners  FDP überhaupt zu einer effektiven Arbeit 
im Ministerium führen kann. Nicht nur uns hier im 
Hause, sondern auch dem Bürger draußen drängt 
sich der Verdacht auf, daß 1980 das gleiche erbärmli-
che Spiel mit dem Wähler getrieben werden soll wie 
schon bei der Wahl, 

(Widerspruch bei der SPD) 

eine Neuauflage des Rentenbetrugs von 1976, nach 
dem Motto: Verharmlosung vor der Wahl als  ein 
„Problemchen", und nach der Wahl das Kanzlerein-
geständnis, das vermeintliche Problemchen habe zu 
einer „ernsthaften Beunruhigung und zu einer Bela-
stung des Vertrauens in die sozialliberale Koalition 
und in die Bundesregierung" geführt. 

(Zuruf des Abg. Immer (Altenkirchen] 
[SPD]) 
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Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
— Sie haben es gerade nötig, das hier noch dazwi-
schenzurufen. Das muß man immer wieder sagen. 
Ich lese Ihnen gern die Anzeigen aus dem Wahljahr 
1976 vor, damit Sie sehen, wie wir belogen und be-
trogen worden sind! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihr Kollege Hermann Schmidt und Ihre Kollegin 
Frau Steinhauer haben gesagt: Die Renten sind si-
cher, es gibt keine Abstriche. Sie müßten ganz ruhig 
sein! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wen kann es — auch bei solchen Zwischenrufen 
— noch wundern, daß die Verunsicherung der Be-
völkerung hinsichtlich der Alterssicherung wächst, 
das Vertrauen in Staat und Regierung schwindet an-
gesichts der Erfahrungen in den letzten Jahren, an-
gesichts eines zuständigen Ministers, der mit Blick 
auf Wahltermine ausweichend und hinhaltend tak-
tiert? 

(Reddemann [CDU/CSU]: Der Minister ist 
zwar zuständig, aber nicht kompetent!) 

Alterssicherung heißt für jeden Bürger: langfri-
stige Lebensplanung. Sie setzt Stetigkeit, Rechtssi-
cherheit und Vertrauen voraus. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Aber keine dieser Voraussetzungen wird von der 
jetzigen Bundesregierung erfüllt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir, die CDU/CSU-Bundestagsfraktion, bleiben 
bei unserer Zusage: Wir halten an dem Grundsatz 
der bruttolohnbezogenen dynamischen Rente 
ohne Wenn und Aber fest. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir lehnen eine Besteuerung der Renten ab. Sie 
würde verfassungspolitisch bedenklich und sozial 
ungerecht auf eine Doppelbesteuerung, nämlich 
heute der Sozialabgaben und morgen der Renten, 
hinauslaufen. Sie würde als Steuer die Staatskasse, 
nicht aber die Rentenkasse füllen und damit den po-
litischen Einfluß des Staats auf die Rentenversiche-
rung stärken, deren Selbstverwaltung aber empfind-
lich schwächen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Das eine solche, von uns für schädlich gehaltene 
Entwicklung offenbar von Teilen der SPD im Hin-
blick auf das Ziel Nivellierung, Einheitsrenten, 
Volksversicherung gewünscht wird und aktiv geför-
dert wird, ist schon lange kein Geheimnis mehr. 

Was Manipulationen an der Rentenformel an-
richten, lehren uns die Folgen des 21. Rentenanpas-
sungsgesetzes. Die in diesem Gesetz vorgenom-
mene Durchbrechung des in 20 Jahren bewährten 
Prinzips hat bereits Millionen von Rentnern Nach-
teile gebracht. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Angesichts der steigenden Lebenshaltungskosten 
um unterdessen 5,7 % binnen Jahresfrist haben die 
Rentner im Jahre 1979 bereits einen Kaufkraftver-
lust hinnehmen müssen, da ihre Renten zu Jahres- 

beginn lediglich um 4,5 % erhöht wurden. 1980 wer-
den die Rentner einen weiteren realen Einkom-
mensverlust hinnehmen müssen, wie das jüngste 
Sachverständigengutachten über die wirtschaftliche 
Entwicklung darlegt. Durch diese Zangenbewegung 
wird die Lohnersatzfunktion der Renten ernsthaft in 
Frage gestellt. Die Versicherten werden durch die 
unstete Politik der Regierung und deren Folgen ge-
radezu gezwungen, ihre Alterssicherung zu über-
denken und sich um eine langfristige solidere Basis 
zu bemühen, als sie von der jetzigen SPD /FDP-Re-
gierung erhoffen können, zumal dann, wenn SPD 
und FDP in diesem empfindlichen Bereich der Ren-
tenversicherung weiter so wirtschaften wie bisher. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD) 

Ein anderer Problembereich. Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung erhält aus dem Bun-
deshaushalt für Maßnahmen der Arbeitsmarktpoli-
tik im kommenden Jahr rund 200 Millionen DM und 
weitere 60 Millionen DM für Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen. Im Hinblick auf die nach wie vor un-
befriedigende Arbeitsmarktsituation, die von na-
hezu 800 000 registrierten Arbeitslosen gekenn-
zeichnet ist, kann man im Prinzip gegen solche Maß-
nahmen der Arbeitsmarktpolitik nichts einwenden. 
Das gilt um so mehr dann, wenn solche Hilfen ge-
zielt den Problemgruppen auf dem Arbeitsmarkt zu-
gute kommen, nämlich den Älteren, den gesundheit-
lich Beeinträchtigten und den Ungelernten unter 
den Arbeitslosen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Das ist der entschei

-

dende Punkt!) 

Unter diesem Aspekt haben wir gegen das im 
Frühjahr beschlossene arbeitsmarktpolitische Pro-
gramm der Bundesregierung für die  Regionen mit 
besonderen Beschäftigungsproblemen keine Ein-
wendungen gehabt. Zwischen den propagandisti-
schen Verheißungen der Bundesregierung in der 
Öffentlichkeit einerseits und dem Vollzug des 
Programms andererseits werden aber erhebliche 
Diskrepanzen offenbar, die zur Kritik Anlaß geben. 
Statt, wie ursprünglich vom Arbeitsminister ver-
sprochen, den Akzent des Programms auf gezielte 
Hilfen für die Problemgruppen auf dem Arbeits-
markt zu legen, nämlich auf die ungelernten und die 
längerfristig Arbeitslosen, wird aus sachwidrigen, 
d. h. wahltaktischen Erwägungen nunmehr der Lö-
wenanteil der Mittel für allgemeine Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen ausgegeben. Hiermit wird einer 
kurzfristig wirksamen, aber im wesentlichen nur 
vorübergehenden Entlastung des Arbeitsmarktes 
speziell im Problembereich Nordrhein-Westfalen, 
im Ruhrgebiet, der Vorzug vor dauerhaften Pro-
blemlösungen gegeben. 

Ratgeber für diese nachträgliche massive Ver-
lagerung der Prioritäten kann nicht der Sachver-
stand von Arbeitsmarktexperten gewesen sein. Hier 
war offensichtlich die Angst vor einer drohenden 
Wahlniederlage bei der entscheidenden Landtags-
wahl in Nordrhein-Westfalen maßgebend. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Die Angst ist anscheinend so groß, daß sogar die 
schwerwiegenden Beanstandungen des Bundes-
rechnungshofes aus den Jahren 1977 und 1978 
schlichtweg mißachtet werden. Der Bundesrech-
nungshof hatte u. a. kritisiert, daß die Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen überraschend geringe posi-
tive Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt erzielten, 
und daher im Hinblick auf die ungünstige Kosten-
Nutzen-Relation — ich zitiere — „die Berichterstat-
tung der Bundesregierung über die Wirkung und 
den Erfolg der besonderen arbeitsmarktpolitischen 
Beschäftigungshilfen für unzureichend und zum Teil 
irreführend" gehalten. Außerdem kritisiert der Bun-
desrechnungshof, daß erhebliche Mitnahmeeffekte 
bei den Kommunen im Rahmen der Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen ausgelöst wurden. 

Das ist auch bei dem Vollzug des hier zur Diskus-
sion stehenden Sonderprogramms zu befürchten, 
wenn jetzt entgegen der vorgesehenen strikten Pla-
fondierung der für Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men zur Verbesserung der sozialen Infrastruktur 
vorgesehenen Mittel die Grenze von 150 Millionen 
DM gesprengt wird. Nunmehr sollen 434 Millionen 
DM, also rund das Dreifache des ursprünglichen An-
satzes, vorgesehen werden, was erhebliche neue 
Mitnahmeeffekte befürchten läßt. Das steht im kla-
ren Gegensatz zum arbeitsmarktpolitischen Pro-
gramm, nach dem ausdrücklich kein Austausch zwi-
schen den Schwerpunkten erfolgen sollte, Herr Kol-
lege Grobecker, in diesem Fall zugunsten des 
Schwerpunktes III, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
zur Verbesserung der sozialen Infrastruktur. Damit 
ist im Haushaltsausschuß für das Programm gewor-
ben, damit ist es begründet worden, und kaum hat 
man ja gesagt, wird diese Linie rigoros verlassen. 
Man macht ganz etwas anderes, Hauptsache man 
hat das Geld. 

Dies erscheint besonders bedenklich vor dem 
Hintergrund eines tiefgreifenden Strukturwandels 
bei den Arbeitsplätzen, der mit einem Verlust von 
Arbeitsplätzen im privaten Bereich und einer Auf-
blähung des öffentlichen Sektors einhergeht. Wäh-
rend der Anteil der in der Landwirtschaft, im Bauge-
werbe, in der Industrie oder in Handel und Verkehr 
Beschäftigten seit 1970 ständig zurückgeht, hat bei-
spielweise allein der Anteil der im öffentlichen 
Dienst Beschäftigten in den Jahren 1970 bis 1978 um 
17 % zugenommen. 

(Glos [CDU/CSU]: Politik der Reformen!) 

Die Verlagerung dieser Prioritäten im Sonderpro-
gramm leistet einer solchen negativen Tendenz 
Vorschub. 

Während man im Rahmen des Sonderprogramms 
nichts unversucht läßt, Millionenbeträge für arbeits-
marktpolitisch umstrittene Maßnahmen, konzen-
triert auf das Problemgebiet Ruhrgebiet, auszuge-
ben, widmet die Bundesregierung anderen Gebieten 
der Arbeitsmarktpolitik leider nicht die gebotene 
Aufmerksamkeit. 

Wie anders ist es zu erklären, daß noch Haus-
haltsreste aus früheren Programmen zur Arbeitsbe-
schaffung in Milliardenhöhe bei der Bundesanstalt  

für Arbeit und im Bundeshaushalt am Jahresende 
1979 vorhanden sein werden? 

(Hasinger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
— und damit komme ich zu einem weiteren Pro-
blembereich — erhält aus dem Bundeshaushalt für 
die Durchführung des Zivildienstes nach Vornahme 
einvernehmlich beschlossener Kürzungen fast 400 
Millionen DM. Ungeachtet des vorliegenden Kür-
zungsantrages der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
den ich hier gleich mit begründe, in einer Höhe von 
10 Millionen DM wird im übrigen der Ansatz für den 
Zivildienst im Prinzip von uns mitgetragen; denn die 
CDU/CSU steht vorbehaltlos zum Grundrecht der 
Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen. 
Wir erkennen an, daß junge Männer, die in unserem 
freiheitlichen Staat von diesem Grundrecht Ge-
brauch machen, durch Ableistung dieses Zivildien-
stes vorbildliche Leistungen zum Wohle der Allge-
meinheit, vor allem im sozialen Bereich, erbringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Fehlentwicklungen und Mißstände dürfen also 
nicht den Zivildienstpflichtigen angelastet werden, 
sondern gehen zu Lasten des zuständigen politisch 
verantwortlichen Ministers, der auch in diesem Be-
reich seiner Aufsichtspflicht unzulänglich nachge-
kommen ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Auch dies stellt — nebenbei — der Bundesrech-
nungshof in einem Bericht fest. 

(Widerspruch von der SPD) 

— Sie sollten mal den Bericht des Bundesrech-
nungshofes lesen, Herr Jaunich, dann würden Ihnen 
die Augen aufgehen. Es kann nicht hingenommen 
werden, daß Zivildienstpflichtige beispielsweise 
ohne Aufsicht und Anleitung tätig sind und in eini-
gen Fällen in Bereichen und zu Zeiten eingesetzt 
werden, für die im Zivildienstgesetz keine Rechts-
grundlage vorhanden ist. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein (CDU/ 
CSU): Ich komme mit der Zeit nicht aus, Herr Präsi-
dent. 

(Löffler [SPD]: Sie haben doch schon 20 Mi- 
nuten!) 

Offensichtlich sind Vergütungsvereinbarungen 
mit den Betreuungsverbänden und Entgelte für die 
Teilnahme an Einführungslehrgängen sowie Zu-
schüsse an Beschäftigungsstellen so hoch angesetzt 
worden, daß sie entweder zur Verschwendung ver-
leiten oder zu unangemessenen finanziellen Vortei-
len bei den Begünstigten führen. Die unzureichende 
Ausnutzung vorhandener Ausbildungskapazitäten, 
etwa an den Zivildienstschulen des Bundes, steht im 
Widerspruch zum Gebot der Wirtschaftlichkeit und 
der Sparsamkeit bei der Verwendung öffentlicher 
Mittel. 

Zahlreiche Manipulationen, die nur dazu dienen, 
die Bilanz der Tätigkeit des Bundesbeauftragten für 
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den Zivildienst zu frisieren, gehen zu Lasten des 
Steuerzahlers, der schon eine große Zahl von Potem-
kinschen Dörfern der Bundesregierung mit zu finan-
zieren hat. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wir geben Ihnen, Herr Minister Ehrenberg, Gele-
genheit, einen Wandel zum Besseren eintreten zu 
lassen. Unser Kürzungsvorschlag stellt hierzu die 
richtigen Weichen, um den auch vom Bundesrech-
nungshof festgestellten Fehlentwicklungen künftig 
einen Riegel vorzuschieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Von dem zuständigen Berichterstatter auch für 
den Teilbereich Gesundheit im Einzelplan 15 könn-
ten Sie, meine Damen und Herren, noch einige kriti-
sche Anmerkungen zu diesem Bereich und zu der 
Verantwortung von Frau Bundesminister Huber für 
die Gesundheitspolitik erwarten. Aber  ich muß Sie 
enttäuschen; denn Gesundheitspolitik findet im 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge-
sundheit nicht statt. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Alle gesundheitspolitisch relevanten Initiativen der 
Bundesregierung der letzten Zeit kamen mehr oder 
weniger ausschließlich aus dem Arbeitsministe-
rium. 

Diese Feststellung möchte ich allerdings nicht als 
ein Gütesiegel mißverstanden wissen, im Gegenteil! 
Denn was z. B. als systemerhaltende und kosten- 
dämpfende Maßnahmen im Bereich der Arzneimit-
telversorgung, einem wesentlichen Teil unseres  — 
so  Herr Ehrenberg — „hervorragenden Gesund-
heitssystems mit hohem medizinischen Leistungsni-
veau" von ihm verkauft wurde, wird sich zumindest 
mittel- und langfristig als gesundheitspolitisch fa-
tale Systemveränderung und als Kostensteigerung 
in der gesetzlichen Krankenversicherung auswir-
ken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Lassen Sie mich dafür aus der Fülle der Beispiele 
eines herausgreifen. Die ausgabenorientierte Bei-
tragspolitik der gesetzlichen Krankenversiche-
rung soll durch eine einnahmenorientierte Ausga-
benpolitik ersetzt werden. Das ist ein eklatanter 
Systembruch, weil damit auch ein interventionisti-
sches Eingreifen des Staates verbunden ist. Wir alle, 
auch Sie, Herr Jaunich, sollten aus Erfahrung wis-
sen, daß Interventionen kaum jemals die erhoffte 
Wirkung haben, vielmehr nur einen Rattenschwanz 
dirigistischer Eingriffe nach sich ziehen. 

Von Systemerhaltung kann — damit beantworte 
ich wahrscheinlich Ihre Frage — vor allem dann 
nicht die Rede sein, wenn ein entscheidendes Glied 
des Systems, nämlich der Patient, von allen Maßnah-
men verschont bleibt. 

(Jaunich [SPD]: Halten Sie nur eine ausga-
benorientierte Einnahmepolitik der Kassen 

für systemgerecht?) 

Schon 1977 hat die Weltgesundheitsorganisation, 
die nun wirklich über jeden Verdacht erhaben ist, 

sie vernachlässige etwa die Interessen des Kranken, 
das mangelnde Kostenbewußtsein als wesentliche 
Ursache der Kostenentwicklung im Gesundheitswe-
sen herausgestellt. 

Aber das Thema „Selbstbeteiligung", meine Da-
men und Herren gerade von der SPD, ist ja nach 
Auffassung Ihres Obmanns, Herrn Egert, aus der ge-
sundheitspolitischen Rumpelkammer ans Tageslicht 
gefördert worden. Mit Selbstbeteiligung, so sagen 
Sie, sei eine Kostendämpfung im Gesundheitswesen 
nicht erreichbar. Der zuständige Abteilungsleiter im 
Ministerium sagt, das wäre sinnlos. 

Trotzdem — und das halte ich für richtig — wer-
den wissenschaftliche Untersuchungen gemacht, 
damit man eine solche Frage wirklich erst einmal 
beantworten kann. Beantworten kann man sie nur 
dann, wenn differenzierende Aussagen und Unter-
suchungsergebnisse vorliegen. Sie fällen Ihr Urteil 
aber schon vorher. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dabei führen Sie praktisch doch eine Selbstbeteili-
gung des Patienten, aber auf dem Umweg über die 
sogenannte Negativliste ein, mit der Sie zahlreiche 
Medikamente aus der Erstattungspflicht herausneh-
men wollen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Aber eine hö

-

here!) 

— Natürlich! 

Die geschilderten Fehlentwicklungen und Ver-
säumnisse, meine Damen und Herren, sind für die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Anlaß, den Einzel-
plan 11 auch in diesem Jahr abzulehnen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das ist ganz 
neu!) 

Diese Ablehnung richtet sich nicht gegen die 
Grundstrukturen des sogenannten Netzes der sozia-
len Sicherheit, die von uns geschaffen wurden, und 
auch nicht gegen wesentliche Verbesserungen, die 
wir mitgetragen haben. Wir lehnen aber die Politik 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
und der Bundesregierung ab, die in zahlreichen Fäl-
len durch Fehlentscheidungen mittel- und langfri-
stige Fehlentwicklungen zu verantworten hat, von 
denen wir uns ganz entschieden distanzieren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Grobecker. 

Grobecker (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Kollege Wittgenstein, 
daß Sie den Einzelplan 11 ablehnen, ist natürlich ein 
verheerender Schlag gegen die Koalition. Nachdem 
Sie bekundet haben, daß Sie den Einzelplan 11 ab-
lehnen werden, werden wir schwer noch weiterre-
gieren können. 

Der Einzelplan 11, meine Damen und Herren, ist 
das Dokument der Verantwortung der Bundesregie-
rung und der sie tragenden Koalitionsfraktionen ge-
genüber den Bürgern. Darüber gibt es für uns jeden-
falls  keinen Zweifel. Alle Biedenkopf sehen und 
Straußschen Klimmzüge hindern uns nicht daran, 
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uns nachdrücklich zum Sozialstaatsauftrag des 
Grundgesetzes zu bekennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Auftrag findet seine Umsetzung vor allen 
Dingen im Einzelplan 11. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Rentenkürzung!) 

Jetzt mache ich eine Bemerkung, bei der wir si-
cherlich übereinstimmen: 7,7 % Steigerungsrate — 
48-Milliarden-DM-Grenze durchbrochen. Dies ist 
eine Feststellung, die Sie nicht kritisieren und nicht 
leugnen können. Mir kommt es immer darauf an, hin 
und wieder mit Herrn Wittgenstein übereinzustim-
men. Nur, Herr Wittgenstein, nach dem zu schlie-
ßen, was Sie zu den Renten gesagt haben, müssen 
Sie bei der Rede von Herrn Strauß am Dienstag 
nicht hier gewesen sein oder nicht zugehört haben. 
Wahrscheinlich haben Sie an Ihrem Manuskript für 
heute gearbeitet. Jedenfalls hat Herr Strauß gesagt, 
er wolle die Staatsquote senken. Da wird natürlich 
nichts aus all dem Schönen, was Sie hier erzählt ha-
ben, wie Sie die Rente haben wollen. Wenn man die 
Staatsquote senkt, wird aus den Blütenträumen, die 
Sie da in Richtung auf Rente fabriziert haben, natür-
lich überhaupt nichts. Das muß klar sein: Wenn man 
die Staatsquote senkt, kann man dort nicht gleich-
zeitig in die Höhe gehen. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Bei Vollbeschäfti-
gung schon! — Reddemann [CDU/CSU]: 

Das ist eine Primitivlogik!) 

Was zu diesem Thema hier von der CSU /CDU — 
auf diese Reihenfolge kommt es ja wohl an — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie originell!) 

in der bisherigen Debatte gesagt oder, besser wohl, 
suggeriert worden ist, ist doch ein kleines bißchen 
eigenartig. Der Biedenkopf und vor allen Dingen 
auch der Kollege Blüm — ich weiß nicht so recht, ob 
das für Sie so eine Art Eintrittskarte gewesen ist, 
weil Sie sich für das Schattenkabinett qualifizieren 
wollten, Herr Kollege Blüm — — 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: So billig nicht!) 

– Ich will nur sagen: Nach dem, wie Sie das gesagt 
haben, hat sich bei mir der Eindruck verfestigt, Sie 
hätten Angst, auch einen Ausschlußantrag zu krie-
gen, ähnlich wie das bei Maria Weber der Fall gewe-
sen ist. Deshalb mußten Sie wohl so reden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Ich kann das nicht beurteilen. 

(Abg. Dr. Blüm [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Meine Zeit ist genauso knapp wie die des Herrn 
Wittgenstein. Sie haben ja als Starredner am Diens-
tag etwas mehr Zeit gehabt, als ich heute hier 
habe. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sind Sie neidisch?) 

— Nein, nein. — Ich will nur sagen, Kollege Blüm: 
Nehmen Sie es mir nicht krumm,. wenn ich in Zu-
kunft „Herr Blüm" zu Ihnen sage. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Blüm [CDU/ 
CSU]: Tun Sie, was Sie nicht lassen können! 

-- Franke [CDU/CSU]: Herr von Grobek

-

ker!) 

Meine Damen und Herren, im Bundeshaushalt, 
Einzelplan 11 — und darüber muß man hier im Zu-
sammenhang mit Renten reden —, sind 30 Milliar-
den DM Zuschüsse für die Rentenversicherung ent-
halten, davon 1,5 Milliarden DM für die vorzeitige 
Rückzahlung von Schulden, die der Bund in der Ren-
tenversicherung hat. Nimmt man das zusammen mit 
dem 21. Rentenanpassungsgesetz, so steht heute fest 
— und darüber muß man reden —, daß die Liquidi-
tät der Versicherungsanstalten gesichert ist. Das 
darf bei einer solchen Debatte natürlich nicht unter-
gehen. Unsere gesetzlichen Maßnahmen haben also 
Erfolg gehabt; davon müssen wir ausgehen. Die Li-
quidität ist gesichert. Es gibt kein Rentenloch. Im vo-
rigen Jahr war das anders. Da haben wir noch dar-
über geredet, wie man dieses Loch schließen 
kann. 

Nun gibt es — und deswegen debattieren wir ja 
hier über die Renten, sonst gäbe es dazu keinen An-
laß — ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts, 
wonach dieses Parlament — Sie wie wir, alle zusam-
men hier — bis 1984 die Altersversorgung von 
Mann und Frau gerechter gestalten muß. Das ist 
der Anlaß der erneuten Debatte. Die Koalition 
nimmt dieses Urteil nicht nur ernst, sondern ist sehr 
frühzeitig — man kann sich darüber streiten, ob es 
richtig ist, das so frühzeitig zu tun — dabei, darüber 
nachzudenken, wie man denn die Forderung in die-
sem Verfassungsgerichtsurteil verwirklichen kann. 
Wir zaubern solche Vorschläge nicht aus dem Hut. 
Wir haben Kommissionen auf der Parteiebene ein-
gesetzt. Die Bundesregierung hat entsprechende 
Kommissionen eingesetzt. Wir halten es für richtig, 
rechtzeitig innerparteilich und auch öffentlich dar-
über zu debattieren, was für Vorschläge es denn 
gibt, welche Möglichkeiten bestehen, dieses Verfas-
sungsgerichtsurteil zu verwirklichen. Das dauerte 
bei der Mentalität, die wir haben, einige Monate, 
weil wir so etwas durchkneten und nicht einfach be-
stimmen. 

(Löffler [SPD]: Das ist auch demokratisch!) 

Wir debattieren darüber, innerparteilich wie außer-
halb. Wir kneten das durch und kommen dann zu ei-
nem Beschluß. Die Beschlüsse liegen noch nicht 
vor. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Und diese Be

-

schlüsse sehen dann aus wie Knetgummi!) 

Wir werden spätestens auf unserem nächsten Par

-

teitag im Frühsommer sagen, wie wir es machen 
wollen. Wenn Sie diesen Diskussionsprozeß, der 
sich bei uns abspielt, zum Anlaß nehmen, hier zu kri-
teln und zu deuteln, dann ist doch wohl die Frage er-
laubt, ob Sie sich schon mit dem Verfassungsge-
richtsurteil beschäftigt haben und uns Vorschläge 
vorlegen können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bei Ihnen fängt das hoffentlich noch an. Ich hoffe 
sehr, daß Sie sich das überlegen. Ich finde, die Wäh-
ler müßten im Wahljahr 1980 von allen drei Seiten 
dieses Hauses Vorschläge vorliegen haben, damit 
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sie auswählen können, welches der richtige Weg ist, 
mehr Gerechtigkeit bei der Altersversorgung von 
Mann und Frau herzustellen. Das ist doch der Punkt, 
auf den es ankommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ein Wort zur Kran-
kenversicherung. Zwischendurch hat es ja die Be-
fürchtung gegeben, bei uns wie bei Ihnen, daß neue 
Eingriffe nötig werden könnten. Die Lage hat sich 
beruhigt, was die Kostensteigerungsrate angeht. 
Man kann wohl sagen, das Kostendämpfungsgesetz 
hat mit seinen Instrumenten dazu beigetragen, die 
Expansion der Preissteigerungsraten im Gesund-
heitswesen zu brechen. Wir werden uns über kurz 
oder lang mit der Novellierung des Krankenhausfi-
nanzierungsgesetzes beschäftigen. Es gibt keinen 
Zweifel, daß die Effizienz verbessert werden muß. Im 
Einzelplan 11 sind 875 Millionen DM, 10 Millionen 
DM mehr als im vorigen Jahr, für diese Novellie-
rung vorhanden. 

Zu den Kriegsopfern sagen Sie natürlich nichts, 
Herr Wittgenstein. Überall da, wo die Dinge in Ord-
nung sind, brauchen Sie auch keine Bemerkungen 
zu machen; das ist klar. Es hängt auch an der Zeit. 
Ich werfe Ihnen das nicht vor. Sie sind in der Oppo-
sition; Sie haben das aufzugreifen, von dem Sie mei-
nen, daß es nicht in Ordnung ist. 

Bei den Kriegsopfern haben wir inzwischen in 
diesem Haushalt eine Steigerung auf 12,5 Milliarden 
DM. In dieser Summe sind bereits die. Kosten aus 
dem inzwischen in Kraft getretenen Gesetz über die 
unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter ent-
halten, übrigens nach vielem Fingerhakeln, das wir 
als Fraktion der SPD mit den zuständigen Ministern 
gehabt haben. Inzwischen sind auch die Eilzüge, die 
im Nahverkehr verkehren, in die Regelung einbezo-
gen. 

Nun haben Sie sich, Herr Wittgenstein, mit dem 
Arbeitsmarkt beschäftigt, und zwar in einer Weise, 
aus der man schließen könnte, auf dem Arbeits-
markt sei alles chaotisch. Ich teile bestimmte Kritik-
punkte und werde darauf noch kommen. Vorweg 
muß ich aber feststellen, daß die Zahl der Arbeitslo-
sen seit mehreren Monaten unterhalb der Grenze 
von 800 000 liegt. Nun sagen wir nicht: „Bravo, bravo, 
das ist ein riesiger Erfolg", sondern wir sagen: „Das 
sind 800 000 zuviel." Im Jahresdurchschnitt werden 
wir aber wahrscheinlich, soweit man es heute über-
sehen kann, 120 000 Arbeitslose weniger haben. Wir 
sind ein gutes Stück auf dem Weg zur Vollbeschäfti-
gung vorangekommen. 

Dennoch sehen wir auch Probleme, an deren Lö-
sung wir arbeiten. Grob gesehen sind es zwei Pro-
bleme. Erstens gibt es erhebliche regionale Unter-
schiede, zu deren Bewältigung ein Programm ge-
macht worden ist, von dem wir schon erkennen kön-
nen, daß es erfolgreich sein wird. Das zweite Pro-
blem ergibt sich aus der Struktur der Arbeitslosig-
keit — es ist schrecklich genug, daß man dieses 
Wort dafür benutzt —, daß wir nämlich unter den bis 
jetzt noch verbliebenen Arbeitslosen ungeheuer 
viele ungelernte und ältere Arbeitnehmer und vor 
allen Dingen Frauen haben. 

Um dem abzuhelfen, sind im letzten Jahr zwei In-
strumente bereitgestellt worden. Eines davon ist das 
Arbeitsmarktprogramm für Regionen mit beson-
deren Beschäftigungsproblemen. Sie haben eine 
Kleine Anfrage gestellt, auf die die Antwort noch 
nicht vorliegt. Ich denke, inzwischen kann nachge-
wiesen werden, daß dieses Programm in solchen Re-
gionen, wo die Arbeitslosenquote oberhalb von 6 
liegt, gezogen hat, und zwar auch deshalb, weil nach 
meiner Einschätzung dieses Programms die neuen 
Bedingungen, nämlich jemanden gar nicht erst zu 
entlassen, nicht erst auf dem Arbeitsmarkt feilzubie-
ten, wenn ich mich einmal so ausdrücken darf, son-
dern ihn im Betrieb zu lassen und mit Hilfe des Bun-
des umzuschulen, besonders dazu beitragen, diese 
Regionen aus ihrer Lage zu befreien. 

Der zweite Punkt ist die 5. Novelle zum Arbeits-
förderungsgesetz. Auch hier hat — daran gibt es 
wohl keinen Zweifel — die Arbeitsverwaltung in-
zwischen das Instrument bekommen, zusammen mit 
Gewerkschaften, Betriebsräten, Arbeitgebern und 
Bildungsträgern dafür zu sorgen, daß Angehörige 
der wie es neuhochdeutsch heißt — Problem-
gruppen, die jetzt noch arbeitslos sind, durch bes-
sere Ausbildung in den Arbeitsmarkt vermittelt 
werden können. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Können Sie einmal 
sagen, was das Arbeitsministerium zur Zu

-

mutbarkeit meint?) 

Dennoch, Herr Bundesarbeitsminister, möchte ich 
eine kritische Anmerkung zu diesem Teil machen, 
weil ich zwar nicht Herrn Wittgensteins katastro-
phale Einschätzung dieser Programme teile, aber 
doch darum bitte, ernst zu nehmen, daß diese Mit-
nehmereffekte sowohl beim Arbeitsmarktpro-
gramm als auch bei den ABM-Programmen — für 
den Fall, daß sie vorhanden sind; und es besteht der 
Verdacht, daß es solche Mitnehmereffekte gibt — 
uns beschäftigen. Man muß ein bißchen Gehirn-
schmalz darauf verwenden, zu überlegen, auf welche 
Weise man das besser steuerbar machen kann. 

Was diesen Teil angeht, so möchte ich im übrigen, 
Herr Wittgenstein, darauf hinweisen, daß es CDU-
Arbeitsminister der Länder gibt, die ihren Kommu-
nen empfohlen haben, die ABM-Programme dazu 
zu benutzen, im kommunalen Bereich eigentlich 
normal fällig werdende Stellen dafür zu verwenden, 
daß mit ABM-Programmen ausgeholfen wird. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Darauf muß man dann natürlich achten; das ist eine 
beiderseitige Angelegenheit. Ich finde schon, daß 
wir im Haushaltsausschuß da einen gemeinsamen 
Auftrag haben. 

Lassen Sie mich zu diesem Teil abschließend noch 
sagen, daß wir mit im Vergleich zum Gesamthaus-
halt des Einzelplans 11 verhältnismäßig wenig Geld, 
nämlich mit etwa 9 Millionen DM — wir werden sie 
im Frühjahr entsperren — eine zusätzliche Möglich-
keit geschaffen haben, im Bereich der Stahlarbeiter 
das vorgezogene Altersruhegeld zu verbessern, 

(Zustimmung des Abg. Westphal [SPD]) 
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und damit einen weiteren Schritt in einem Problem-
sektor zu tun, um Arbeitslosigkeit zu verhindern 
und Stahlarbeiter früher in die Rente gehen zu las-
sen. 

Wenn ich noch ein Wort zu dem vorliegenden 
Antrag sagen darf: Den spürbaren und sichtbaren, 
weil finanziell nachrechenbaren Ausdruck dieser 
verbesserten Lage kann man im Einzelplan 11 nach-
lesen, nämlich bei dem Titel mit der Überweisung an 
die Bundesanstalt für Arbeit. Ursprünglich waren 
im Regierungsentwurf 2,3 Milliarden DM für die 
Bundesanstalt in Nürnberg vorgesehen. Wir haben 
diesen Titel auf 1,6 Milliarden DM senken können 
und haben dafür gleichzeitig die als Darlehen vorge-
sehenen 300 Millionen DM haushaltstechnisch so 
eingerichtet, daß dieses rückzahlbare Darlehen von 
300 Millionen DM, falls das notwendig wird, als Zu-
schuß verwendet werden kann. 

Meine Damen und Herren, Herr Wittgenstein hat 
sich noch einmal über den Zivildienst ausgelassen. 
Ich will da nicht nachklappen, sondern nur folgen-
des sagen. Es ist richtig, daß der Zivildienst in den 
letzten Jahren jedenfalls bei uns im Haushaltsaus-
schuß häufig ein Problemkind war. Nur muß man 
auch da, damit es keine Mißverständnisse gibt, nach 
dem Verursacherprinzip vorgehen. Es ist Sache des 
Parlaments, endlich ein Gesetz zu verabschieden, 
das die Zivildienstleistenden in die Lage versetzt, zu 
wissen, was denn in den nächsten Jahren sein wird 
oder nicht sein wird. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das, was wir in den letzten Jahren gehabt haben, ist 
„rein in die Kartoffeln, raus aus den Kartoffeln", und 
das geht so nicht weiter. 

Bei 30 000 Zivildienstleistenden, die wir im Haus-
halt 1980 finanziell abgedeckt haben, stehen 43 000 
Plätze zur Verfügung. Das heißt, das Problem ist um-
gekehrt worden: Wir haben mehr Zivildienstplätze, 
als wir Zivildienstleistende haben. Deshalb mein 
Appell an alle Fraktionen, doch noch einmal den 
Versuch zu machen, ein Gesetz zu verabschieden, 
damit die Betroffenen wissen, woran sie sind und auf 
welche Weise sie in Zukunft weiterarbeiten kön-
nen. 

Darf ich abschließend noch ein Wort zum 
Arbeitsschutz sagen. Angesichts der ständig stei-
genden Zahl von Frührentnern und Frühinvaliden 
— allerdings, das muß positiv vermerkt werden, bei 
gleichzeitigem Rückgang der Zahl der Betriebsun-
fälle — kommt dieser sozialpolitischen Notwendig-
keit — Arbeitsschutz und Humanisierung — nach 
meiner Einschätzung große Bedeutung zu. Es fehlt 
nicht an dem Willen, die Arbeitsplätze menschli-
cher zu machen, sondern es geht darum, vorhande-
nes Wissen in die betriebliche Praxis umzusetzen, es 
handhabbar zu machen. Deshalb hat sich die Bun-
desregierung entschlossen — wir haben entspre-
chende Mittel in den Haushalt eingestellt, wir wer-
den im Frühjahr über deren Freigabe verhandeln —, 
ein Bundeszentrum für die Humanisierung des 
Arbeitslebens einzurichten. Es soll dabei keine neue 
Bürokratie geben, sondern wir werden die vorhan-
dene Bundesanstalt in Dortmund dazu nutzen. Es 
geht dabei um die Nutzung der Ergebnisse durch 

Praktiker, die Umsetzung in die betriebliche Praxis. 
Es geht darum, die Arbeitsbedingungen bei zuneh-
mender Rationalisierung menschlicher zu machen. 

Alles in allem ist dies ein Haushalt, der, obwohl 
auch er gekürzt worden ist, die Mittel enthält, die 
die Bundesregierung braucht, um ihren sozialpoliti-
schen Verpflichtungen und Notwendigkeiten nach-
kommen zu können. 

Opfer für die Haushaltskonsolidierung haben alle 
Einzelpläne bringen müssen, so auch dieser. Wir 
werden den Einzelplan 11 annehmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Rose. 

Dr. Rose (CDU/CSU) Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Ich habe zum er-
stenmal die Aufgabe, zum Einzelplan 15 des Bundes-
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit zu 
sprechen. Spätestens seit Montag dieser Woche 
weiß ich, daß ich mir damit einiges a ufgehalst 
habe. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Bei diesem Minister 
kein Wunder!) 

Da steht im „Handelsblatt" — wörtlich zitiert —, daß 
mein Vorgänger aus den ihm unwirtlichen Etatver-
hältnissen des Hauses Huber und in die ordentliche-
ren Gefilde des Lambsdorff-Ministeriums floh. Das 
zweite kann ich nicht bestätigen; ich glaube auch 
nicht, daß es dort ordentlicher zugeht. Aber ich habe 
eigens den Duden bemüht, um festzustellen, was un-
wirtlich heißt. Da steht — siehe da —: Unwirtlich ist 
gleichbedeutend mit nicht einladend oder unfrucht-
bar. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Genauso kommen mir der Einzelplan 15 und die 
dahinterstehende Politik vor. Sie sind in der Tat 
nicht einladend, und trotz der Bedeutung der Fami-
lienpolitik in der heutigen Zeit stellen sie sich auch 
als höchst unfruchtbar dar. Ich gebe zu: Der Einzel-
plan schließt mit fast 19 Milliarden DM ab. Er steht 
damit dem Volumen nach an vierter Stelle aller Ein-
zelpläne und wird — das kann ich von den Rednern 
der Koalition erwarten — bestimmt wieder als große 
Leistung angepriesen. Die Koalition sieht überhaupt 
alles rosarot. Wenn wir der Bundesregierung glau-
ben dürfen, so gehen wir herrlichen Zeiten entge-
gen. Da hat der Herr Bundesfinanzminister in der 
Einbringungsrede des Haushalts 1980 ungerührt ge-
sagt, mit diesem Entwurf werde alles besser, schö-
ner, sicherer, solider. Er sehe — so strahlte er die 
Leute an — die Bürger mit Zuversicht in die Zukunft 
blicken. Auch der zuständige Ressortminister und 
die heute noch antretenden Redner der Koalition 
werden wieder sagen, daß noch nie so viel getan 
wurde, noch nie so gezielte und wirkungsvolle Maß-
nahmen ergriffen wurden. 

(Glos [CDU/CSU]:... wie Sprüche gemacht 
worden sind!) 

Die Wirklichkeit sieht ganz anders aus. Sie ent-
spricht nicht diesem Monumentalgemälde. Rein fi- 
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nanzpolitisch entspricht sie dem nicht, denn solider 
und sicherer ist auch der Haushalt 1980 nicht. Auch 
familienpolitisch entspricht das überhaupt nicht der 
Wirklichkeit, denn die Probleme des Jahres 1978 ha-
ben sich 1979 nur verstärkt und werden sich mit den 
geplanten Bemühungen der Bundesregierung im 
Jahre 1980 nicht lösen, sondern im Gegenteil aus-
weiten. Bei der Politik des Hauses Huber ist das 
auch kein Wunder. Die Frau Minister selbst fällt bei 
ihren eigenen Genossen zunehmend in Ungnade 
und ist mehr mit Dementis zum bevorstehenden 
Rücktritt als mit zukunftsweisender Arbeit beschäf-
tigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Den Bereich Gesundheitspolitik hat man ihr in 
praxi schon genommen. Mein Kollege Berichterstat-
ter für Gesundheitsfragen, Prinz Botho, hat deshalb 
auf Ausführungen zu diesem Einzelplan verzichtet. 
Gesundheitspolitik findet im Ministerium an der 
Kennedyallee nicht mehr statt. 

(Glos [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Was 1968 unter Frau Strobel großartig eingeführt 
wurde, fällt heute bei dieser Regierung unter den 
Hammer. 

Aber auch Jugendpolitik ist zum Fremdwort ge-
worden. Der 5. Jugendbericht ist wegen der Ver-
säumnisse der Bundesregierung eine einzige An-
klage — Sie brauchen sich den Bericht bloß durch-
zulesen —, und kein Land ist in Sicht. 

Es bliebe also die Familienpolitik. Hier könnte 
sich die Ministerin verdient machen. Sie könnte ihr 
ganzes Augenmerk diesem Schwerpunkt der deut-
schen Politik widmen. Was aber geschieht in Wirk-
lichkeit? 

(Glos [CDU/CSU]: Nichts!) 

Rein vom Zahlenansatz her erkennt man schon, daß 
dem Hause Huber sowohl der kreative Geist und 
Weitblick als auch das Durchsetzungsvermögen 
fehlen. Während der Gesamthaushalt um mehr als 
5 % ansteigt, fallen für das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit nicht einmal 2 
ab. Diese unbedeutende Steigerung kommt auch 
nicht der Familienpolitik, sondern weitgehend an-
deren Bereichen zugute, z. B. den Vietnam-Flücht-
lingen oder dem einmaligen Heizölkostenzuschuß; 
darüber brauche ich aber jetzt nichts zu sagen. 

Familienpolitisch wird zwar viel geredet, aber 
weit weniger getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mich wundert das nicht. Denn wer die Personalpoli-
tik des Hauses kennt, wird gar nichts anderes er-
warten. Das Herz des Ministeriums, nämlich die Fa-
milienabteilung, wird ausgerechnet jetzt, da die Fa-
milienpolitik in aller Munde ist, einem Wechsel in 
der Leitung unterzogen. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Erneut!) 

Ich weiß nicht, warum das so ist. Nachdem sich der 
ursprünglich aufgabenfremde ehemalige Persön-
liche Referent des ehemaligen Bundeskanzlers 

Brandt in seine Tätigkeit eingelebt zu haben schien, 
streicht er schon wieder die Segel. Neu kommt ein 
Bilderbuchkarrierist, dem die Familienpolitik 
ebenso vertraut ist wie der Sahara ein Eisberg. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist ein Skandal, wie dem ehemaligen Persönli-
chen Referenten eines ehemaligen Staatssekretärs 
im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit wieder einmal die Sprungleiter nach 
oben gereicht wird. Kaum zum Regierungsdirektor 
befördert, wird dieser bisherige Chef des Deutschen 
Entwicklungsdienstes auf eine A 16-Stelle gescho-
ben und auf die Warteliste zu B 6 gesetzt. Warteliste 
heißt bekanntlich nicht bloß bei der Lufthansa, daß 
man bei nächst passender Gelegenheit seinen Ses-
sel auch bekommt. Auf diesem Sessel wird man zum 
nächsten angestrebten Ziel befördert. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Rose (CDU/CSU): Meine Zeit ist leider sehr 
knapp bemessen, Herr Kollege Westphal. 

(Westphal [SPD]: Sie beleidigen einen Men

-

schen, der eine große Leistung vollbracht 
hat!) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Westphal, 
einen Moment! Es ist das gute Recht eines Abgeord-
neten, daß er eine Zwischenfrage nicht zuläßt. 

(Westphal [SPD]: Deswegen muß er den 
Zwischenruf ertragen!) 

Dr. Rose (CDU/CSU): Gegen Zwischenrufe habe 
ich überhaupt nichts. Ich habe mich sogar mit mei-
nem Kollegen Mitberichterstatter — — 

(Westphal  [SPD]: Es ist unglaublich, jeman
- den als Karrieristen zu bezeichnen, der den 

Deutschen Entwicklungsdienst acht Jahre 
lang erfolgreich geleitet hat! — Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Ich beziehe mich überhaupt nicht auf den Ent-
wicklungsdienst, sondern ich beziehe mich auf die 
Familienabteilung, und da kann ich etwas anderes 
nicht sehen. Ich habe überhaupt den Eindruck, 
meine Damen und Herren, daß diese Art von Fami-
lienpolitik nicht unbeabsichtigt ist. Der Bundesre-
gierung scheint es nicht mehr um die Stärkung der 
Kraft der Familien, sondern um eine Neubewertung 
nach sogenannten modernen Kriterien zu gehen. 
Danach ist ja auch nicht mehr die intakte Familie, 
die Familie mit Kindern der Orientierungspunkt, 
sondern das mehr oder weniger lose Zusammenle-
ben von Erwachsenen. Die Familie wird gar als Hin-
dernis einer neuen Gesellschaftspolitik betrachtet 
und als Stabilisator der Klassenstruktur diffamiert. 

(Zuruf von der SPD: Pfui!) 

Meine Damen und Herren, wer — wie Frau Huber 
kürzlich vor den Sozialistischen Frauen Osterreichs 
in Wien — nur von der Sorge geplagt ist — ich zi-
tiere wörtlich, was sie da gesagt hat —, „unter dem 
Vorwand der Kinderfreundlichkeit könnten tradi-
tionelle Lebenswege der Frau festgeschrieben wer- 
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den", steht natürlich in ständigem Konflikt mit der 
Tradition Familie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer in der Erziehung der Kinder eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe sieht und die Eltern für 
diese Aufgabe als Amateure, als beruflich nicht vor-
gebildet betrachtet, bringt diesen Eltern natürlich 
ein grundsätzliches Mißtrauen entgegen. Wer die 
Rolle der Mutter und der sogenannten Nur-Haus-
frau als voremanzipatorisch abwertet, 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

wird natürlich nie ein richtiges Verständnis für die 
wichtige und unverzichtbare Aufgabe einer Erziehe-
rin haben, die noch dazu blutsverwandt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wer all das so betrach-
tet, wird dem Grundgesetzauftrag des besonderen 
Schutzes von Ehe und Familie nicht gerecht. Uns 
geht es — um das deutlich zu sagen — nicht um eine 
Verurteilung der berufstätigen Frau; im Gegenteil! 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Aber wir halten auch die Tätigkeit als Hausfrau und 
Mutter für voll emanzipatorisch, 

(Grobecker [SPD]: Meinen Sie, das tun Sie 
allein?) 

dies um so mehr, wenn sich diese Frau wegen schon 
vorhandener Kinder voll um die Familie kümmert 
oder wenn sie sich zwar nicht als Arbeitnehmerin, 
aber doch als Mitarbeiterin im eigenen Betrieb oder 
auf dem Bauernhof mit abrackert. Das ist der Grund, 
warum wir von der CDU/CSU-Fraktion den Entwurf 
eines Gesetzes über die Einführung eines Fami-
liengelds eingebracht haben. Insgesamt erwarten 
wir vom Familiengeld — man könnte es auch Erzie-
hungsgeld nennen, wenn es für die ersten drei Le-
bensjahre gezahlt wird —, daß die soziale Indikation, 
d. h. der Schwangerschaftsabbruch aus wirtschaftli-
cher Not, völlig wegfällt. 

Auch hier möchte ich nicht verurteilen. Es geht 
uns nicht um eine Strafexpedition. Wir wollen ein 
Sozialprogramm, das die Bejahung des Kindes auch 
in schwierigen Situationen ermöglicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es kann uns — und wenn ich sage: uns, meine ich 
uns alle hier in diesem Hohen Hause, alle Fraktio-
nen — doch nicht gleichgültig sein, daß, wenn die 
Entwicklung so weitergeht, bis zu 30 1)/0 eines Gebur-
tenjahrgangs am Erblicken des Lichts der Welt ge-
hindert werden. Hiergegen anzugehen, müßte unser 
aller selbstverständliche Aufgabe sein. 

Warum machen wir uns Gedanken um die Fami-
lie? Warum machen wir uns Sorgen um die Kinder-
zahl? Doch nicht, wie Herr Staatssekretär Zander 
unlängst andeutete, um Kanonenfutter zu produzie-
ren. Herr Staatssekretär, das ist eine schlimme Ent-
gleisung. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Unerhört!) 

Sie haben das einmal geschrieben oder in einem sol-
chen Zusammenhang gebracht, als planten wir et-
was in dieser Richtung. Allerdings sind wir nicht der 
Ansicht eines weiteren Mitglieds der Bundesregie-
rung, daß weniger Kinder bessere Chancen für alle 
bedeuten. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Fragen Sie ein- 
mal, ob er das gesagt hat!) 

Da könnte man ja gleich sagen: Gäbe es uns nicht, 
dann gäbe es keine Probleme mehr. 

(Lachen bei der FDP) 

— Das ist Ihre logische Konsequenz, die Sie ständig 
bringen. 

Wir machen uns Sorgen, weil mit der Entwick-
lung der Bevölkerungszahl unser ganzes soziales 
System steht und fällt. Wir machen uns Sorgen, weil 
die volkswirtschaftlichen Folgen unvorhersehbar 
sind. Dazu gehören auch leerstehende Schulen, ver-
fallende Fabriken und unbenutzte Wohnungen. Und 
wir machen uns Sorgen, weil durch fehlende Kinder 
das gegenseitige Verständnis der Generationen ver-
lorengeht. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die Krise der heutigen Familie wird leider nicht 
nur in der Bevölkerungsentwicklung sichtbar, son-
dern auch in der Zunahme der Anzahl verhaltensge-
störter Kinder, in der Jugendkriminalität, im Dro-
genmißbrauch, in der Anfälligkeit für Jugendreligio-
nen und in der zunehmenden Zahl von Kindesmiß-
handlungen. 

Es gäbe für die Bundesregierung unendlich viel zu 
tun. Was aber macht sie? Sie produziert einen ge-
waltigen Ausstoß an bedrucktem Papier mit häufig 
ideologisch verzerrtem Inhalt und betätigt sich in 
der Verschwendung von Steuergeldern für die 
eigene Wahlpropaganda. 

Da sind in einer bekannten deutschen Wochen-
zeitung 24 ganzseitige und vier doppelseitige Anzei-
gen erschienen, die vor Klugheit geradezu strot-
zen. 

(Glos [CDU/CSU]: Das war sicher nicht im 
„Bayernkurier"!) 

Einmal wird für 28000 DM gefragt: Was essen wir 
bloß dieses Mal? Das nächstemal wird festgestellt: 
Frag nicht so dumm! Schließlich verlautet das Mini-
sterium in einer weiteren Anzeige: Was kümmern 
uns die blöden Leute? Alles in allem eine Anzei-
genserie für sage und schreibe 700000 DM. Ich habe 
sie hier. Die Überschriften sind echt haarsträu-
bend. 

(Zurufe von der SPD) 

Das tut bestimmt nicht den Familien in der Bundes-
republik gut. Das mag höchstens der Zeitung und 
umgekehrt wiede rum der Regierung gutgetan ha-
ben, wenn sie in der entsprechenden Zeitung gut er-
wähnt wird. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Schade, daß die 
„Morgenpost" eingeht! — Glos [CDU/CSU]: 
Damit könnte man die „Morgenpost" sanie

-

ren!) 
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Lassen Sie mich noch einen Bereich aus dem Mi-

nisterium herausgreifen, der auch einen mißglück-
ten Start darstellt. Es ist der Arbeitsstab Frauenpo-
litik. Die bisherige Arbeit besteht leider nicht in der 
Arbeit für die Frau, nicht im Heraussuchen der Pro-
bleme, die auf die Frauen zukommen, und in der Lö-
sung dieser Probleme. Die bisherige Arbeit besteht 
in der Verfassung von Flugblättern und Broschü-
ren. 

In den „Tagesthemen" des Deutschen Fernsehens 
vom 29. Juni 1979 wurde die neue Leiterin vorge-
stellt und von Frau Huber als aktive Gewerkschaft-
lerin qualifiziert, die sich kein X für ein U vorma-
chen lasse. Das ist die Qualifikation gewesen. Diese 
Leiterin des Arbeitsstabes Frauenpolitik wollte aber 
dem Haushaltsausschuß ein U für ein X vormachen 
und Geld für einen neuen Abschnitt des Klassen-
kampfes bekommen, dieses Mal für den Kampf zwi-
schen Mann und Frau. Sie wollte den Titel „Wehr 
dich; du hast Rechte" für 730000 DM als Flugblatt 
herausgeben, die Frauen dort auffordern, ihre 
Rechte zu erkennen und diese Rechte auch wahrzu-
nehmen, 

(Frau Eilers [Bielefeld] [CDU/CSU]: Haben 
Frauen keine Rechte?) 

und zwar nicht nur die Rechte am Arbeitsplatz, son-
dern — das geht aus der Zusammensetzung der Leu-
te, die dort mitgearbeitet haben, hervor — auch die 
Rechte der Frau in der Familie. Mann gegen Frau in 
Stellung zu bringen, das ist für mich nicht die rich-
tige Familienpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wohlgemerkt, das ging auch den SPD-Kollegen zu 
weit. Sie lehnten die zusätzlich begehrten Mittel ab. 
Der Herr Kollege Mitberichterstatter wird nichts 
anderes bestätigen können. 

Meine Damen und Herren, was bleibt vom Bun-
desministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
zu berichten? Herzlich wenig. Die politische Füh-
rung erweist sich als unfähig, die entscheidenden 
Zukunftsprobleme anzupacken. Mit der politischen 
Führung meine ich aber nicht bloß die Führung des 
Hauses, sondern ich meine die Führung des ganzen 
Kabinetts. Ich meine den Bundeskanzler selber. Er 
zeigt sich als Gipfelkanzler, als Gipfelstürmer, der 
auch verantwortlich wäre für die Familienpolitik, 
die sich in einem Wellental befindet. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Statt Labsal in Guadeloupe ist ihm die Mühsal in der 
Familienpolitik natürlich nicht so angenehm. Weil 
wir diese schlechte Politik nicht mitmachen können, 
meine Damen und Herren, lehnen wir den Einzel-
plan 15 ab, und ich bitte Sie, auch so zu verfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Ewen.  

Ewen (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Mein Kollege Dr. Rose hat mit  

seiner Erstlingsrede einen Stil in dieses Haus einge-
führt, den wir bisher nicht kannten. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Damit anzufangen, einen Beamten, der eingestellt 
wird, zu beschimpfen, ist in diesem Hause noch nie 
üblich gewesen. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Deshalb muß ich zunächst dazu etwas sagen. 

Herrn Abteilungsleiter Zahn als Karrieristen zu 
bezeichnen, ist deshalb anmaßend, weil Herr Zahn 
als Geschäftsführer des Deutschen Entwicklungs-
dienstes acht Jahre vom Vertrauen aller Fraktionen 
dieses Hauses getragen war und vorher im Arbeits-
ministerium Baden-Württemberg seine Pflicht als 
Beamter zur vollsten Zufriedenheit erfüllt hat. Ei-
nen solchen Mann als Karrieristen zu bezeichnen, 
ist anmaßend und wird zurückgewiesen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Redde

-

mann [CDU/CSU]: Versteht der deshalb et

-

was von Familienpolitik?) 

— Das möchte ich wohl annehmen; denn wenn sich 
einer mit den Problemen der Entwicklungsländer 
beschäftigt, dann hat er sich gerade auch mit Fami-
lienpolitik beschäftigen müssen; das geht ja wohl 
nicht anders. 

(Zustimmung bei der SPD — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Er ist doch verheiratet!) 

Ich möchte nun auf den Einzelplan 15 zu sprechen 
kommen. Der Ansatz beläuft sich auf fast 19 Milliar-
den DM und hat dadurch eine Steigerung nicht von 
2 %, wie Sie gesagt haben, Herr Dr. Rose, sondern 
von 3,5 % erfahren. Darin ist das Kindergeld mit 17,6 
Milliarden DM erneut der größte Posten. Dieser Po-
sten ist gegenüber 1979 nicht nennenswert erhöht 
worden. Das hängt natürlich auch mit der Kinder-
zahl zusammen. Man kann nicht einen Etat in Berei-
chen ausweiten, in denen nicht mehr Geld auszuge-
ben ist. Aber dafür ist der Etat ohne Berücksichti-
gung des Kindergeldes um fast 60 % gestiegen und 
allein bei den Zuschüssen für die Familienverbände 
um 30,8 %. Ich meine, das sind Zahlen, die sich sehen 
lassen können, weil dahinter auch Politik für die 
Bürger in unserem Staate deutlich wird. 

Es ist gesagt worden, für die Kinder tun wir zuwe-
nig. Auch dazu einige Zahlenangaben. 

Wir haben die Maßnahmen zur Förderung der 
Familie in den letzten zehn Jahren drastisch erhöht. 
1969 standen für den Familienlastenausgleich 9,5 
Milliarden zur Verfügung; heute sind es — wie 
schon gesagt — 17,6 Milliarden. Durch die wieder-
holte Erhöhung des Kindergeldes in den letzten 
zwei Jahren um allein 4 Milliarden DM beträgt der 
gesamte Familienlastenausgleich, einschließlich der 
Steuervorteile durch Ehegattensplitting mittler-
weile rund 60 Milliarden DM. Das ist eine Summe, 
die auch einmal genannt werden muß. 

(Hasinger [CDU/CSU]: So können Sie das 
nicht rechnen! Das ist eine ganz unseriöse 

Rechnung!) 



15322 Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 193. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. Dezember 1979 

Ewen 
— Das ist keine ganz unseriöse Rechnung, weil Ehe-
gattensplitting gerade für Familien auch dann einen 
Vorteil bedeutet, wenn die Frau nicht berufstätig ist. 
Das muß eindeutig gesagt werden. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Sie wollen nur das 
Ehegattensplitting beschränken!) 

Familienpolitik kommt insgesamt etwa zwei Millio-
nen Familien mit drei und mehr Kindern zugute. Die 
Leistungen gerade für diese Familien mit den beson-
deren Problemen sind in den letzten zehn Jahren 
um 230 % angehoben worden. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Seitdem die SPD re-
giert, ist die Mehrwertsteuer plötzlich so

-zial geworden!) 

Die Mehrwertsteuer hat ja — und darauf wird mein 
Kollege sicherlich noch eingehen — Gott sei Dank 
auch in Familien mit mehreren Kindern nicht mehr 
die zentrale Bedeutung, die sie früher einmal hatte. 
Die direkte Besteuerung hat einen viel größeren 
Einfluß. Das wissen Sie so gut wie ich. 

(Hasinger [CDU/CSU]: So ändert sich die 
Zeit!) 

— Ja, die Zeiten haben sich in der Tat geändert. Der 
Anteil des Einkommens, der z. B. für Grundbedürf-
nisse ausgegeben werden muß, ist deutlich geringer 
geworden, als er noch vor zehn Jahren, vor zwanzig 
Jahren war. Das wissen Sie auch. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Sie reden heute an-
ders als früher!) 

Das Gerede der Opposition, die Familie mit meh-
reren Kindern lebe durchweg am Rande der Sozial-
hilfe, wird durch die Wirklichkeit widerlegt. Der 
durchschnittliche Lebensstandard der Mehr-Kin-
der-Familien in Deutschland ist heute höher als in 
fast allen Ländern der Welt. Selbstverständlich kann 
und soll das bisher Erreichte noch kein Endpunkt 
sein. Es sind viele Verbesserungen möglich und nö-
tig, und das Kinder-Haben und das Kind-Sein in 
Deutschland kann angenehmer und attraktiver 
sein. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Aber nicht unter 
dieser Regierung!) 

Es besteht Einigkeit darüber, daß alle Maßnah-
men, die der Verbesserung der Lebensbedingun-
gen von Familien und Kindern dienen, wünschens-
wert sind. Aber auch die Opposition wird doch wohl 
zugeben, daß es nicht möglich ist, alle zur Zeit disku-
tierten Vorschläge zu verwirklichen und schon gar 
nicht alle gleichzeitig und alle sofort. Nicht nur Fi-
nanzierungsprobleme, sondern auch mittelbare Wir-
kungen, etwa bei einem dreijährigen Elternurlaub 
Ausfall von Arbeitskräften, Schwierigkeiten bei 
kleinen und mittleren Unternehmen, sind zu beden-
ken und zu berücksichtigen. Es ist daher zu vermei-
den, wenn man eine solide Politik machen will, we-
gen vordergründiger Effekte — vielleicht noch kurz 
vor der Wahl — eine Maßnahme durchzupauken, 
die dann viel Geld kostet und mehr Schwierigkeiten 
für die Gesamtheit als Hilfe für den einzelnen 
bringt. 

Hüten wir uns auch, wie schon so oft gesagt, aber 
auch von Ihnen, meine Kolleginnen und Kollegen  

von der CDU/CSU, immer noch nicht endgültig be-
griffen, vor Maßnahmen, die als Staatsprämien für 
Kinderreichtum betrachtet werden können. 

(Burger [CDU/CSU]: Was ist das?) 

Denn erstens werden dadurch unselige Erinnerun-
gen geweckt. Wir Sozialdemokraten respektieren 
die freie Entscheidung der Eltern, die sich diese 
auch nicht abkaufen lassen sollten. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Wer tut denn das? 
Davon spricht doch überhaupt niemand! Sie 

bauen hier Türken auf l) 

Da befinde ich mich in hervorragender Übereinstim-
mung mit dem „Bayernkurier", der am 24. März ein-
deutig festgestellt hat: 

Noch viel furchtbarer ist ein Volk, dem man mit 
staatlichen Geldprämien Kinder aufschwatzen 
könnte. Wer Kinder unter Kostengesichtspunk-
ten in einem der wohlhabendsten Länder der 
Welt parlamentarisch kalkuliert, muß doch in 
der Bevölkerung die Vorstellung erwecken, 
Kinder seien drückende Hypotheken, für die 
der Staat die Zinslast zu übernehmen habe. 

Das ist doch wohl eindeutig. So der „Bayernkurier" 
vom 24. März. Gucken Sie es nach. Hier wird auch 
deutlich, daß die Auffassungen in Ihren Reihen 
durchaus nicht übereinstimmen. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Ich habe den Ein

-

druck, Sie haben den Artikel nicht mal rich

-

tig gelesen!) 

— Doch, ich habe insgesamt richtig gelesen, Herr 
Reddemann. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Diese Aussage paßt 
Ihnen wohl nicht ins Konzept?) 

Geburtenrückgang und angeblich drohende Gefahr 
des Aussterbens darf nicht zu einer Kampagne ge-
gen die berufstätige Frau mißbraucht werden. 

Der Antrag der CDU/CSU-Fraktion ist ein An-
trag, der wählerwirksam zur zweiten Lesung einge-
bracht wurde, weil die vorgesehenen Leistungen na-
türlich bei den betroffenen werdenden Müttern auf 
viel Sympathie stoßen werden. Leider ist er nicht ge-
nauso wählerwirksam finanziert. Was sollen denn 
eigentlich diejenigen Frauen und Männer denken, 
die unter Umständen von Arbeitslosigkeit bedroht 
sind, wie es ja der Herr Kollege Carstens gestern 
durchaus für möglich gehalten hat, wenn sie dann 
erfahren müssen, daß die CDU/CSU ausgerechnet 
den größten Teil der Deckung in dem Haushalt der 
Bundesanstalt für Arbeit sucht, wo wir doch wis-
sen, daß der Betrag von 440 Millionen DM notwen-
dig ist, um gegebenenfalls gezielte Hilfen für 
Arbeitsuchende anbieten zu können, insbesondere 
auch für die rund 134000 zusätzlichen jugendlichen 
Arbeitskräfte, die im nächsten Jahr in den Berufs-
prozeß eingegliedert werden müssen! 

Auch die übrigen Einsparungsvorschläge sind 
nicht realistisch, weil die Ansätze im Haushalt eher 
zu niedrig als zu hoch eingeschätzt worden sind. 
Aber auch die Einführung eines Familiengeldes 
selbst ist nicht unproblematisch. 
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Ewen 
Einig sind wir uns in dem Bestreben, die Lage der 

Familie weiter verbessern zu wollen. Denkbar sind 
Einführung eines steuerlichen Kindergrundfreibe-
trages, Anhebung des Kindergeldes, Zuschlag zum 
Kindergeld in der frühkindlichen Lebensphase, Zu-
schlag zum Kindergeld für Familien mit drei oder 
mehr Kindern, jeweils mit oder ohne Einkommens-
grenze. Auch die Zahlung eines Familiengeldes ist 
grundsätzlich denkbar. Daneben könnten familien-
bezogene Verbesserungen im Bereich des Bundes-
ausbildungsförderungsgesetzes, Maßnahmen zur 
Verbesserung familiengerechten Wohnens, Verbes-
serung des Wohnumfeldes, der Verkehrssicherheit 
sowie Maßnahmen zugunsten von benachteiligten 
Kindern in Betracht kommen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: „Könnten"! Entschei-
den Sie sich doch zu etwas!) 

Es gibt eine Fülle von Möglichkeiten. 

Wenn nur das von der CDU/CSU vorgeschlagene 
Familiengeld gezahlt wird, bleiben eine Menge offe-
ner Fragen für alle Familien, in denen keine wei-
teren Kinder zu erwarten sind. Solange Familien mit 
Kindern bei der Wohnungssuche diskriminiert wer-
den, wird dies nicht -gerade ermutigend auf junge 
Leute wirken, die eine Familiengründung erwä-
gen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Jetzt spielt er auch 
noch die Familien gegeneinander aus!) 

Da hilft auch kein Familiengeld. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Arbeitszeitregelungen, Versorgung mit Kinder-
gartenplätzen, Einrichtung kleiner Klassen, in de-
nen genügend ausgeruhte Lehrkräfte unterrichten, 
Sporteinrichtungen, Einrichtungen für die musische 
Bildung — z. B. Musikschulen — und vieles andere 
mehr tragen mehr zur Erleichterung der Situation 
der Familie bei als nur kurze Zeit helfende finan-
zielle Direktzuweisungen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Oder z. B. eine ver-
nünftige Schulpolitik!) 

Unter diesen Gesichtspunkten, Herr Burger, müs-
sen Gemeinden und Länder in die Diskussion einbe-
zogen werden. Deshalb, so meine ich, sollten wir in 
den nächsten Monaten gemeinsam ein Gesamtkon-
zept entwickeln, das in der Lage ist, den Familien bei 
der Bewältigung von Schwierigkeiten zu helfen. 
Dazu gehört dann auch, daß Sie, meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU, bereit sind mitzuhelfen, 
das Jugendhilferecht zu verabschieden und wirk-
sam werden zu lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich zum Bundeshaushalt 1980 und 
 zum Einzelplan 15 zurückkehren. Zahlreiche neue 
Aktivitäten werden finanziell möglich gemacht. Wir 
stocken das Stiftungsvermögen der Stiftung „Hilfs-
werk für behinderte Kinder" um 35 Millionen DM 
auf, um für Contergangeschädigte eine um 13 % hö-
here Rente zahlen zu können. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Das ist zwischen den 
Parteien unbestritten!) 

— Gott sei Dank ist das unbestritten. So etwas gibt 
es Gott sei Dank auch noch. Deshalb war die Rede 
des Kollegen Rose auch kämpferischer und angriffs-
lustiger, als wir es im Ausschuß miteinander zu be-
sprechen haben. 

Wir haben im Bundesjugendplan ein Flüchtlings-
programm aufgelegt, das helfen soll, junge Men-
schen in unsere Gesellschaftsform einzugliedern 
und ihnen Sprachkenntnisse beizubringen. 

Wir haben den Heizölkostenzuschuß, der insbe-
sondere Rentnern und Familien zugute kommt, mit 
263 Millionen DM neu veranschlagen müssen. Wir 
haben neu — ab 1. Januar 1980 wirksam — das Un-
terhaltsvorschußgesetz mit 72 Millionen DM, aus 
dem diejenigen zunächst aus staatlichen Mitteln 
eine Hilfe bekommen, die ihre Ansprüche gegen 
den Ernährer nicht ohne weiteres durchsetzen kön-
nen. 

Wir kümmern uns in besonderer Weise um das 
Drogenproblem. Ohne auf alle Einzelheiten einge-
hen zu wollen, weise ich auf folgendes hin: Wir mei-
nen, daß wir die Ursachen der Drogenabhängigkeit 
weiter bekämpfen müssen. Dazu sind nicht nur Maß-
nahmen im Bereich der gesundheitlichen Aufklä-
rung,  der Therapie und der Rehabilitation nötig, son-
dern vor allem auch die Bekämpfung der illegalen 
Einfuhr von Drogen. Hierzu ist eine internationale 
Zusammenarbeit notwendig. Wir sind bereit, den 
Suchtstoffonds der Vereinten Nationen im Ver-
gleich zu 1979 stärker zu bedienen. Wir steigern un-
seren Beitrag von 500000 auf 2 Millionen DM. Die-
ses Geld wird dazu verwendet, den Anbau von Pflan-
zen zur Drogengewinnung einzugrenzen, die Far-
mer aufzuklären, sie auf neue Produktionsmethoden 
hinzuweisen und dafür notfalls auch die Infrastruk-
tur zu schaffen. 

Wir haben einen erheblichen Betrag, nämlich 
mehr als 80 Millionen DM, vorgesehen, um Verbes-
serungen auf dem Gebiet der Psychiatrie erwirken 
zu können. In den Folgejahren sind jährlich 100 Mil-
lionen DM für diesen Bereich vorgesehen. Ich mei-
ne: Hier sind Verbände und Ministerium gemein-
sam aufgefordert, dieses Geld im Interesse der psy-
chisch Kranken anzulegen und gemeinsam zu Taten 
zu kommen. 

(Zustimmung des Abg. Haehser [SPD]) 

Ich will nun auf den Vorwurf eingehen, daß 30% 
der eigentlich zu gebärenden Kinder das Licht der 
Welt nicht erblicken. Nun weiß ich nicht, von wel-
chen Zahlen Sie ausgehen, Herr Dr. Rose. Wenn ich 
die Zahlen richtig errechnet habe, haben wir im 
Jahre 1978 rund 570 000 Geburten gehabt. Dagegen 
sind 1978 nach Angaben der Stellen, die man dafür 
in Anspruch nehmen kann, einschließlich einer klei-
nen Dunkelziffer 80 000 bis 90 000 Abtreibungen er-
folgt. Das ist weit weniger als 30%, wenn ich auch 
zugebe, daß es noch viel zu viele sind. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Die Statistik 
stimmt nicht!) 

— Darüber müssen wir streiten. Ich habe offenbar 
andere Zahlen als Sie. 
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Ewen 
Lassen Sie mich zum Schluß sagen: Die Familien 

in der Bundesrepublik sollen wissen, die sozialde-
mokratische Bundestagsfraktion nimmt die im 
Grundgesetz festgelegte Pflicht zum Schutz der Fa-
milie ernst. Wir nehmen aber auch das Grundrecht 
auf freie Entfaltung der Persönlichkeit ernst. Wir 
respektieren nicht nur, sondern wir haben eine hohe 
Achtung vor den Entscheidungen von Mann und 
Frau sowie der jungen Menschen in der Familie, die 
getroffen werden, um das Leben in der Familie ange-
messen zu regeln. 

Mütter, ob verheiratet oder nicht, ob im Hause tä-
tig — und dadurch eine auswärtige Tätigkeit .des 
Mannes oft erst ermöglichend — oder zusätzlich im 
Beruf tätig — sie alle sollen eine Hilfe erhalten, die 
den jeweiligen besonderen Bedürfnissen Rechnung 
trägt. Mütter sollten sich nicht als „Nur-Mütter" oder 
„Auch-Erwerbstätige" gegeneinander ausspielen las-
sen, 

(Hasinger [CDU/CSU]: Sie tun das doch!) 

sondern ihre Forderungen solidarisch an die Gesell-
schaft richten. Es wird dann immer noch schwer ge-
nug sein, die sachlichen Notwendigkeiten und die fi-
nanziellen Möglichkeiten in Übereinstimmung zu 
bringen. 

Wer der Familie wirklich massiv helfen will, darf 
dann aber auch nicht Steuerentlastungen in einer 
Größenordnung von mehr als 16 Milliarden DM for-
dern, wie es der Herr Ministerpräsident aus Bayern 
getan hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort  ha t Herr Abgeord-
neter Cronenberg. 

Cronenberg (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Beginn der Diskussion heute mor-
gen hat mir wiederum einige Illusionen geraubt. Ich 
war davon ausgegangen, daß die Berichterstatter 
zum Haushalt sprechen würden. Wir hatten eigent-
lich vor, uns zu diesem ausgesprochenen Haushalts-
teil nicht zu melden, sondern verstärkt in den Be-
reich der Grundsatzdiskussion einzusteigen. Das 
werden meine Kollegen Hansheinrich Schmidt 
(Kempten), Friedrich-Wilhelm Hölscher und Nor-
bert Eimer nachher auch noch tun. 

Mir bleibt es vorbehalten, einige Klarstellungen 
in bezug auf die Punkte vorzunehmen, die zu Beginn 
dieser Diskussion in Verwirrung stiftender Weise 
vorgetragen worden sind, und zwar im Zusammen-
hang mit der Rentenproblematik, die erneut ange-
sprochen worden ist. 

Erstens. Freie Demokraten halten, was sie ver-
sprechen. Wir haben mit dem Koalitionspartner 
eine klare, unmißverständliche Übereinkunft im 
21. Rentenanpassungsgesetz niedergelegt. Dort ist 
alles festgelegt, was notwendig ist. Unterschiedliche 
Auffassungen zwischen den Koalitionspartnern, wie 
sie Prinz zu Sayn-Wittgenstein darstellen und damit 
Verwirrung stiften wollte, gibt es nicht. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Franke [CDU/ 
CSU]: Die verdammten Journalisten schrei-

ben das doch immer falsch!) 

Zweitens. Es gibt eine Diskussion über die Rege-
lung der Renten nach 1984. Hier ist die Situation 
wie folgt. Wir haben mit unseren 32 Thesen, wie wir 
meinen, ein vernünftiges Konzept vorgelegt. Unser 
Koalitionspartner hat in Berlin ein Diskussionspa-
pier vorgelegt. Zugegebenermaßen gibt es in diesem 
Diskussionspapier Positionen, die sich nicht mit un-
seren decken. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Ich dachte, Sie 
seien sich völlig einig?) 

Richtig ist aber auch, daß beide Papiere in den Ziel-
vorstellungen der Lösung nach 1984 ungewöhnlich 
viele Gemeinsamkeiten aufweisen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Vor allem die, wei

-

ter regieren zu wollen!) 

Nun gebe ich zu: Unterschiede zu Ihnen bestehen 
nicht. Aber nicht deswegen, weil Ihre und unsere 
oder Ihre und die SPD-Vorschläge gleich sind, son-
dern einfach deswegen, weil von Ihnen überhaupt 
keine Vorschläge vorliegen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir möchten uns mit Ihnen gerne auseinanderset-
zen können. Sie geben uns aber nicht die Chance, 
uns einmal mit Ihrem Konzept für die Lösung nach 
1984 zu befassen, weil Sie es nicht darlegen. Und 
wenn ich Dienstagabend von dieser Stelle aus ge-
sagt habe, ich empfehle dem Kollegen Blüm, nach 
Frankfurt zu pilgern .— nicht um dort zu beichten, 
sondern um Exerzitien abzuleisten —, 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sie wiederholen 
sich!) 

dann muß ich jetzt feststellen, daß das offensichtlich 
nicht nur für den Kollegen Blüm, sondern auch für 
einige andere Kollegen zutrifft. 

Ich möchte hier noch etwas sagen, was die Red-
lichkeit dieser Diskussion anbelangt. Es ist gele-
gentlich für mich ungewöhnlich entäuschend, um 
nicht zu sagen: ein Beweis für die unredlich struktu-
rierte Diskussion — ich sage Ihnen das in aller Of-
fenheit —, wenn Sie wie eine tibetanische Gebets-
mühle wiederholen: „Wir sind für bruttolohnbezo-
gene Anpassung", 

(Franke [CDU/CSU]: Sie?) 

— Sie — 
(Franke [CDU/CSU]: Sie nicht?) 

ohne zu erklären, daß, wenn das gemacht würde, 
Herr Franke, und Ihre Vorschläge zum 21. Renten-
anpassungsgesetz realisiert worden wären, wir 
heute schon Beitragssteigerungen hätten — mit den 
ganzen Folgen: weniger Nettoeinkommen der Ar-
beitnehmer, teure Produkte in unserer Exportwirt-
schaft. Alle diese Nachteile müssen Sie sehen. Wer 
wie eine tibetanische Gebetsmühle wiederholt: „Wir 
sind für bruttolohnbezogene Anpassung", ohne Ge-
genkonzepte aufzubauen, den verweise ich — und 
hier wiederhole ich mich auch — auf Nell-Breuning, 
auf unsere Thesen, auf die vernünftige Position, die 
wir in dieser Sache haben. 

Legen Sie uns Ihre Vorschläge vor. Wir sind si-
cher bereit, diese sachlich und vernünftig zu prüfen. 
Wir haben nur die ganz kleine Bitte, unsere Vor- 
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Cronenberg 
schläge einer ebenso objektiven Prüfung und Wer-
tung zu unterziehen wie wir die Ihren zu unterzie-
hen uns bereit erklären. 

Nun ein letztes, was die Redlichkeit der Diskus-
sion anbelangt: Meine Damen und Herren von der 
Opposition, ich habe Verständnis, wenn man sich 
aus politischen Gründen auf eine solche Position 
einschießt. Aber ich habe relativ wenig Verständnis 
dafür, daß mir in den privaten Diskussionen — nicht 
nur dort im Restaurant, auch draußen — immer wie-
der von einem nicht unerheblichen Teil von Leuten 
Ihrer Fraktion bestätigt wird, daß dies durchaus The-
sen sind, mit denen auseinanderzusetzen sich lohnt. 
Es gibt sogar Kollegen, die mir bestätigen, daß un-
sere Vorschläge vernünftig und richtig sind. Wenn 
mir alle diejenigen, die mir das gesagt haben, hier 
heute Beifall klatschten, kriegte ich mehr Beifall, 
Herr Kollege Franke, als meine Fraktion zur Zeit 
mir zu geben in der Lage ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist auch 
nicht viel!) 

Deswegen bitte ich um diese Unterstützung und um 
die redliche Betrachtung dieses Fragenkomplexes. 
Dann kommen wir in- der Sache ein Stückchen wei-
ter. Nur konsequent ablehnen, nein sagen und feti-
schistisch bruttolohnbezogene Anpassung zu for-
dern, ist keine Lösung. Das ist nicht die Basis einer 
sauberen Auseinandersetzung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Hasin-
ger [CDU/CSU]: Nennen Sie doch Roß und 
Reiter! — Weiter Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, da 
wir eine ganze Reihe von Kurzdebatten haben, darf 
ich bitten, dem Redner doch die Chance zu geben, 
daß er diese Kurzdebatte auch wirklich in seinem 
Sinn, in seiner Absicht führen kann, und die Zwi-
schenrufe ein bißchen zu reduzieren. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Müller (Rem-
scheid). 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ein kurzes Wo rt  an 
Herrn Kollegen Grobecker. Ich habe mir überlegt: 
Sollst du auf diesen billigen Angriff gegen Norbert 
Blüm antworten? Ich möchte folgendes hier feststel-
len: Norbert Blüm braucht sich nicht um eine Ein-
trittskarte in die Führungsgremien der Union zu be-
mühen. Als Vorsitzender der Christlich-Demokra-
tischen Arbeitnehmerschaft hat er diese Eintritts-
karte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein Zweites: Er wird es sicherlich ertragen kön-
nen, daß Sie ihn in Zukunft mit „Herr" anreden wol-
len. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kleiderord-
nung!) 

Für uns ist es wichtig, daß unsere Kollegen in den 
Betrieben ihn weiterhin als unseren Arbeitnehmer-

repräsentanten ansehen und ihn mit „Kollege" anre-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Grobecker 
[SPD]: Da kann man nur lachen!) 

Die breite Palette des Arbeitsministeriums zwingt 
zur Konzentration. Ich möchte von daher in dieser 
Haushaltsdebatte insbesondere die Arbeitsmarkt-
politik ansprechen, die auch bei den Berichterstat-
tern schon eine Rolle gespielt hat. Die Sicherung der 
Vollbeschäftigung muß eine der wichtigsten politi

-

schen Aufgaben einer jeden Bundesregierung sein; 
denn von der Arbeitsmarktpolitik sind Millionen 
Menschen existentiell abhängig. 

Es ist zwar richtig, daß sich die Arbeitslosenzah-
len in den letzten Monaten durch die leichte Kon-
junktursonne etwas gebessert haben, aber, meine 
Herren von der Regierungsbank, arbeitsmarktpoli-
tisch Entwarnung zu blasen wäre bestimmt ver-
früht. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: So ist es!) 

Angesichts des neuerlichen Anstiegs der Arbeits-
losenquote auf 3,5 % im letzten Monat erscheint es 
mir wie ein Hohn für die Betroffenen, wenn auf Re-
gierungsseite schon das Wort „Vollbeschäftigung" 
gebraucht wird. Da wird vom Sockel der Arbeitslo-
sigkeit geredet, von Restarbeitslosigkeit und von 
Bodensatz. Meine Herren, die Sprache verrät ein 
bißchen Verachtung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Helmut Schmidt sagte 1972 — ich habe das schon 
einmal hier in die Debatte eingeführt; aber so etwas 
kann man nicht oft genug sagen —, er würde 2 % 
Arbeitslosigkeit als eine schwere Fehlentwicklung 
der Wirtschaft ansehen. An solchen eigenen Zusa-
gen bzw. Versprechungen muß sich die Bundesre-
gierung und muß sich die SPD messen lassen. Frü-
her, als wir die Regierungsverantwortung trugen, 
haben Sie bei viel geringeren Arbeitlosenzahlen 
sehr scharf und energisch protestiert. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es!) 

Diesen selbst gesetzten Anspruch muß die SPD 
heute gegen sich gelten lassen. Gemessen an diesem 
Anspruch haben Sie schlicht und einfach versagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben in der Arbeitsmarktpolitik traurige Re-
korde errungen. Seit 20 Jahren gab es in der Bundes-
republik Deutschland nicht mehr so viele Arbeits-
lose  wie in der Regierungszeit von SPD und FDP. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Noch nie mußte so viel Geld für die Bezahlung der 
Arbeitslosigkeit ausgegeben werden. Eine Million 
Arbeitslose kosten den Staat jährlich rund 20 Mil-
liarden DM an Steuer- und Beitragsausfällen. Allein 
im Zeitraum von 1975 bis 1979 mußten für Arbeitslo-
sengeld, Arbeitslosenhilfe und Kurzarbeitergeld 
über 45 Milliarden DM ausgegeben werden. Das ist 
mehr als in 20 Jahren unter CDU-Verantwortung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Von diesem Ihrem Versagen sind die Problem-
gruppen, die schwächsten Glieder des Arbeits- 
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Müller (Remscheid) 
markts am härtesten betroffen; denn sie zahlen die 
Zeche, und ihre Zahl wächst trotz leichter generel-
ler Besserung auf dem Arbeitsmarkt weiter. 

Noch nie waren so viele Schwerbehinderte 
arbeitslos. Ober 60 000 sind es zur Zeit. 1970 waren 
es nur 5100. 

Noch nie waren so viele ältere Arbeitnehmer 
arbeitslos. Ober 123 000 der 55jährigen und älteren 
Arbeitnehmer waren im September arbeitslos. Noch 
nie waren so viele Arbeitnehmer mit gesundheit-
lichen Einschränkungen arbeitslos wie in diesem 
Jahr. Nach der letzten Strukturanalyse der Bundes-
anstalt für Arbeit sind es fast 250 000. 

Diese Zahlen zeigen, daß bei den Problemgruppen 
der negative Trend keineswegs gebrochen ist. Der 
harte Kern der Arbeitslosigkeit ist noch härter ge-
worden. Die Konjunkturlokomotive hat die Pro-
blemgruppen abgekoppelt. Diese Entwicklung ist 
beängstigend. 

Diese Menschen fühlen sich auch zunehmend von 
der Gesellschaft ausgestoßen. Sie haben diese Men-
schen in den letzten Jahren weitgehend alleingelas-
sen. Sie haben viel zu wenig dagegen getan, daß die 
Arbeitslosen in der Gesellschaft als Drückeberger 
und Faulenzer abgestempelt wurden. 

(Zuruf von der SPD: Von wem denn?) 

Sie haben das offensichtlich billigend in Kauf ge-
nommen, weil damit Ihr eigenes Versagen in der 
Arbeitsmarktpolitik auf die Betroffenen abgescho-
ben wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Verhöhnt und verspottet ha-

ben sie die Erwerbslosen!) 

Ihre politische Verantwortung für die Vollbe-
schäftigung in diesem Land werden Sie damit aller-
dings nicht los. Ich werde den Verdacht nicht los, 
daß Sie die Opfer Ihrer Politik auch noch zu den 
Schuldigen machen wollen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Natürlich, so 
ist es!) 

Mit der 5. Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz 
z. B. wollten Sie die Anpassungslast einer anhal-
tend hohen Arbeitslosigkeit einseitig den Arbeits-
losen zuschieben und damit praktisch glauben ma-
chen, man brauche den Arbeitslosen nur Beine zu 
machen, und das Problem werde sich dann von 
selbst lösen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau! — Zuruf 
von der SPD: Unerhört!) 

Sie wollten die Arbeitnehmer von Stufe zu Stufe 
herabqualifizieren. In Ihren eigenen Reihen hat es 
darüber Auseinandersetzungen gegeben. Wir haben 
uns mit den Gewerkschaften dagegen gewandt, weil 
diese Abstiegsautomatik billig und menschenfeind-
lich ist. 

Sie wollten in der Arbeitslosenversicherung den 
Zwang zur unbegrenzten Mobilität einführen, die 
Arbeitnehmer praktisch wie Hasen durch die Wirt-
schaftslandschaft jagen. Wir haben uns mit den Ge-

werkschaften dagegen gewandt, weil dies familien-
feindlich und inhuman gewesen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihre Arbeitsmarktpolitik der Vertröstungen und 
Verharmlosungen hat bei vielen Betroffenen zu un-
geahnten physischen und psychischen Schäden ge-
führt, die wir kürzlich in einer Studie zur Lebenssi-
tuation der Arbeitslosen und zu den sozialen Folge-
kosten der Arbeitslosigkeit dargestellt haben. Man 
muß einfach wissen, daß bei vielen Arbeitslosen die 
seelischen Belastungen durch die Arbeitslosigkeit 
viel größer sind als die finanziellen Probleme. Man 
muß wissen, daß diese seelischen Belastungen durch 
die Arbeitslosigkeit bei den meisten Betroffenen 

 auch zu körperlichen Krankheiten führen. Wir ha-
ben deswegen u. a. in dieser Studie vorgeschlagen, 
Forschungsaufträge mit dem Ziel zu vergeben, die 
gesundheitlichen Auswirkungen und gesamtwirt-
schaftlichen Folgekosten von Arbeitslosigkeit zu 
untersuchen und transparent zu machen. Die ganze 
Tragweite dieses Problems ist einfach noch nicht er-
faßt. Ich schicke Ihnen, Herr Ehrenberg, diese Studie 
zu, damit Sie die vorgeschlagenen positiven Anre-
gungen mit aufgreifen und unterstützen können. 

Eine verantwortliche Arbeitsmarktpolitik darf 
sich nicht mit 800 000 Arbeitslosen abfinden. Das 
wäre Menschenverachtung. Die Arbeitsmarktpoli-
tik muß mit allen Mitteln darauf hinarbeiten, daß je-
der, der arbeiten will, dies auch kann. Deshalb müs-
sen die finanziellen Mittel konzentriert für die Wie-
derbeschäftigung von Arbeitslosen ausgegeben wer-
den; eine sachfremde Vergeudung darf es nicht ge-
ben. 

Hier, Herr Kollege Grobecker und vor allen Din-
gen Herr Minister, ist natürlich ein Wort zum lau-
fenden arbeitsmarktpolitischen Sonderprogramm 
fällig. Ich rede ja hier nicht wie ein Blinder von der 
Farbe; Sie werden mir zugeben müssen, daß ich ein 
bißchen von den Dingen verstehe. Der Bundesmini-
ster für Arbeit preist dieses Programm überall als 
sinnvolle arbeitsmarktpolitische Offensive und als 
Beispiel einer vorbildlichen Arbeitsmarktpolitik. 
Der angebliche Erfolg -wird wesentlich damit be-
gründet, daß für 964 Millionen DM Anträge vorlie-
gen. Aber Schein und Wirklichkeit fallen bei diesem 
Programm weit auseinander. Wer sich vom Schein 
der Millionenbeträge nicht blenden läßt, muß das 
Programm in erster Linie daran messen, wie vielen 
Arbeitslosen es Arbeit und Brot gegeben hat. 

Deshalb war es ja auch richtig, für den wichtigsten 
Schwerpunkt des Programms, die Wiedereingliede-
rung Arbeitsloser, den Löwenanteil der Mittel vor-
zusehen. Es ist ein schwerer Fehler, wenn für diesen 
wichtigsten Programmpunkt jetzt nur noch magere 
12 % übriggeblieben sind, für 6 456 Teilnehmer 121 
Millionen DM; das sind 18 700 DM für den Einzel-
fall. Dagegen ist bei den Arbeitsmarktmaßnahmen 
im Bereich der sozialen Dienste der ursprüngliche 
Ansatz um das Dreifache überschritten. Hier wer-
den für 7 950 Teilnehmer sage und schreibe 438 Mil- 
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lionen DM ausgegeben. Das ist die Riesensumme 
von 55 100 DM pro Teilnehmer. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört! — Zu- 
ruf von der SPD: Für zwei Jahre!) 

Auch die Mittel für innerbetriebliche Qualifizie-
rungsmaßnahmen wurden um 260 % aufgestockt. 
Hier werden für 23 566 Teilnehmer 405 Millionen 
DM oder 17 200 DM pro Teilnehmer ausgegeben. 

Wir halten diese massive Verlagerung der 
Schwerpunkte für völlig falsch. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die zu allererst und vor sonstigen Aufgaben not-
wendige Wiederbeschäftigung von Arbeitslosen 
wird von dem Programm einfach nicht mehr gelei-
stet. Sinn und Zweck des Programms werden frag-
würdig. 

Zudem behaupten die Gewerkschaften, daß es bei 
einer Reihe von Betrieben erhebliche Mitnahmeef-
fekte gibt. Herr Grobecker hat von den Kommunen 
gesprochen. Was sagen Sie, Herr Ehrenberg, zu den 
Berichten in der Gewerkschaftspresse, daß Firmen 
ihre Mitarbeiter plötzlich kolonnenweise qualifizie-
ren wollen nach dem Motto: Sparen wir die Lohn-
kosten, der Staat bezahlt sie ja? Ist das in Ihren Au-
gen sinnvolle Arbeitsmarktpolitik, wenn auf der an-
deren Seite noch 800 000 auf einen Arbeitsplatz war-
ten? 

Aber, Herr Grobecker, noch schlimmer ist das, 
was sich bei den einzelnen Gemeinden, Städten 
und Kreisen abspielt. Da werden einfach freie Plan-
stellen in von der Bundesanstalt für Arbeit geför-
derte Arbeitsplätze umgewandelt und so kommu-
nale Haushalte aus Beitragsmitteln der Arbeitslo-
senversicherung entlastet. Zum Beispiel hat die 
Stadt Duisburg — das liegt bekanntlich nicht in ei-
nem CDU-regierten Land — einerseits immer mehr 
eigene Stellen abgebaut, andererseits immer mehr 
Mittel für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in An-
spruch genommen. Kann das Sinn und Zweck einer 
rationalen Arbeitsmarktpolitik sein? 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Ganz sicher nicht!) 

Der ÖTV-Vorsitzende hat Sie, Herr Ehrenberg, mit 
Schreiben vom 12. September auf diesen Mißstand 
hingewiesen. Herr Bundesarbeitsminister, warum 
nehmen Sie in der Öffentlichkeit nicht gegen diesen 
Mißbrauch Stellung? Warum verkaufen Sie in der 
Offentlichkeit weiter Ihre Erfolgsmeldungen über 
das Arbeitsmarktprogramm, obwohl Sie es besser 
wissen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn diese Informationen zutreffen, ist es eine Ver-
geudung und ein Mißbrauch von Arbeitsmarkt-
mitteln. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der liest doch 
die Briefe von Kluncker gar nicht!) 

Im Zusammenhang mit der Aufstockung des 
Arbeitsmarktprogramms von 500 auf 940 Millionen 
DM ist noch interessant, daß die Änderungsanträge 
unserer Fraktion bei der 5. Novelle zum AFG, die 
auf eine Ausweitung und Verbesserung der In

-

strumente einer präventiven Arbeitsmarktpolitik 
abzielten, von Ihnen, meine Herren von der SPD und 
der FDP, wegen angeblich fehlender Finanzmittel 
abgelehnt worden sind, während Sie den Nachtrags-
haushalt des Bundes mit den nicht benötigten Zu-
schüssen der Bundesanstalt für Arbeit finanziert ha-
ben, gewissermaßen als Manipulationsmasse. 

In dem Zusammenhang, Herr Grobecker, hätte ich 
von Ihnen gerne eine Auskunft darüber, was an Be-
schlüssen nun stimmt, ob die Bundesanstalt im 
nächsten Jahr 1,9 oder 1,6 Milliarden DM an Zu-
schüssen erhält. Das ist sicherlich auch für Nürn-
berg maßgebend. Wenn ich eine Presseinformation 
aus Nürnberg richtig gelesen habe, sind dort andere 
Zahlen eingesetzt worden, als Sie sie heute morgen 
hier genannt haben. 

Wenn wir uns mit der Arbeitslosigkeit nicht ab-
finden und uns auf die noch kommenden wirtschaft-
lichen Herausforderungen — ich erinnere nur an 
den Energie- und Währungssektor — einstellen 
wollen, dürfen wir in der Arbeitsmarktpolitik keine 
Mark vergeuden. Wir müssen uns überlegen, ob wir 
nicht das von uns geschaffene und von Ihnen ver-
schlechterte Arbeitsförderungsgesetz noch mehr 
zu einem Instrument umfassender und vorbeugen-
der Arbeitsmarktpolitik ausbauen können. 

Die halboffene und computerunterstützte 
Arbeitsvermittlung muß beschleunigt ausgebaut 
werden. 

Das Unterhaltsgeld sollte bei Familien, die ihren 
Lebensunterhalt ausschließlich von diesem Geld be-
streiten müssen, aufgestockt werden, ebenfalls bei 
langfristig Arbeitslosen. 

Zur Steigerung der Mobilitätsbereitschaft sollten 
die Höchstbeträge für die Erstattung von Bewer-
bungskosten, Familienheimfahrten und Einrich-
tungsbeihilfen verdoppelt werden. 

Wir müssen uns überlegen, ob es bei den Problem-
gruppen nicht sinnvoll wäre, die Lohnkostenzu-
schüsse zu erhöhen und die mögliche Bezugsdauer 
zu verlängern. 

Wir müssen uns überlegen, ob es zur Schaffung 
von Teilzeitarbeitsplätzen nicht zweckmäßig wäre, 
die sogenannte verstärkte Förderung aus Bundes

-

mitteln nach § 96 AFG vorwiegend oder ganz dieser 
Beschäftigungsart vorzubehalten. 

Wir müssen darüber nachdenken, ob es für die 
Eingliederung älterer Arbeitsloser nicht sinnvoll 
wäre, auch hier die Lohnkostenzuschüsse zu erhö-
hen. Zusammen mit den Vorschlägen, die wir in der 
Studie zur Lebenssituation der Arbeitslosen ge-
macht haben, ist es eine ganze Reihe von Anregun-
gen. Wir glauben, dies den Betroffenen schuldig zu 
sein. Ein Abfinden mit der Millionenarbeitslosigkeit 
darf und wird es für uns nicht geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Gegensatz zu einer Politik, die sich mit der Mil

-

lionenarbeitslosigkeit auf dem Rücken der Betroffe

-

nen abfindet, ist nach unserem Grundsatzpro- 
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gramm Vollbeschäftigung für uns die gesellschafts-
politische Aufgabe Nr. 1. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Kollege Müller, Sie können natürlich 
nicht den miesen Eindruck verwischen, den der Kol-
lege Blüm hier hinterlassen hat. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sind Sie der Ober-
schiedsrichter?) 

Der steht für sich und wird von den Arbeitnehmern 
in den Betrieben auch begriffen. Der steht und wird 
bewertet. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Das entscheidet 
nicht der Kollege Urbaniak! — Weitere Zu-

rufe von der CDU/CSU) 

Sie haben hier den Ausstieg aus der Sozialpolitik für 
sich beschlossen, Kollege Blüm, 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Das bestimmen Sie 
nicht!) 

und damit müssen Sie selbst fertig werden. 

Kollege Müller, man muß Ihnen schon bescheini-
gen, daß ganze Passagen Ihrer Ausführungen von 
Polemik getragen sind. Sie kennen ja wohl die Bera-
tungen um die Novellierung des Arbeitsförde-
rungsgesetzes, wo wir uns sehr bemüht haben, ent-
sprechend den Notwendigkeiten draußen — 
Arbeitsmarkt, Wirtschaft, Betriebe — die Entschei-
dungen zu treffen, um Antworten zu finden, fertig zu 
werden mit den Schwierigkeiten, die uns aus der 
weltwirtschaftlichen Lage mit ins Haus gekommen 
sind. Wir haben eine Novellierung zustande ge-
bracht, die dieses eigentlich hergibt. Ich sage Ihnen 
sehr offen: Sozialdemokraten und Bundesregierung 
haben in ihrer Amtszeit, soweit ich das sehe und 
sehr aufmerksam verfolge, von „Drückebergern" — 
das sollen Arbeitslose sein; so sollen wir formuliert 
haben — nie gesprochen. Uns ist schon ein Arbeits-
loser zuviel, und wir geben uns mit der Zahl über-
haupt nicht ab, sondern bekämpfen mit unseren 
Maßnahmen die Zahl der Arbeitslosen, die wir ha-
ben. Der eine Arbeitslose ist uns zuviel, und ich sage 
Ihnen voller Überzeugung: Unsere Politik zielt dar-
auf ab, mit dieser Frage fertig zu werden. 

Zum zweiten Punkt, der in Ihrer Darstellung eine 
Rolle spielte: Das soziale Leistungsystem hat gerade 
arbeitslosen Menschen geholfen, über diese schwie-
rige Situation hinwegzukommen. Wir haben ein Lei-
stungsnetz gezogen, das garantiert, daß keiner 
durchzufallen braucht. Das ist eine Sozial- und Ge-
sellschaftspolitik, die sich auf diesem Felde sehen 
lassen kann. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Wer's glaubt, wird 
selig!) 

Man kann nur mit Daten, Fakten und Zahlen ant-
worten. Sie kennen vielleicht nicht die Darstellung 
der Bundesanstalt für Arbeit. Darum sage ich Ih-
nen, was dort über die Politik der Bundesregierung 
und der Sozialdemokraten steht. Wir haben 350 000 

Beschäftigte mehr in diesem Jahr. Wir haben offene 
Stellen in vielen Branchen, für die wir Arbeitskräfte 
leider nicht zur Verfügung stellen können. Wir ha-
ben 1979 mehr als 300 000 arbeitslose Arbeitnehmer 
weniger, und wir haben bei den Leistungsempfän-
gern noch einmal 200 000 weniger. Wir haben bei 
den arbeitslosen Jugendlichen 25 % weniger, bei 
den Kurzarbeitern 60 % weniger und bei den Teil-
zeitarbeitslosen 20 % weniger. Diese Zahlen spre-
chen für sich und sind nur durch das Instrumenta-
rium zu erklären, das wir wirtschafts- und arbeits-
marktpolitisch geschaffen haben, um mit diesen 
Herausforderungen fertig zu werden. Die wirt-
schaftlichen Auftriebskräfte sind nun in der Weise 
wirksam, daß sie auf diesem Felde weiter mit dazu 
beitragen, die Arbeitslosigkeit noch stärker abzu-
bauen. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Das höre ich seit fünf 
Jahren!) 

Was unser Ziel ist, sagte ich schon, und ich will es 
Ihnen noch einmal sagen: Schon ein Arbeitsloser ist 
den Sozialdemokraten zuviel. 

Ein weiterer Punkt, den Sie angesprochen haben 
und der auch für sich spricht: Durch die regionale 
Arbeitsmarktpolitik — vor allen Dingen für Nord-
rhein-Westfalen — verzeichnen wir Gott sei Dank 
einen überdurchschnittlichen Abbau der Arbeits-
losigkeit und die Aufnahme eines Struktur-
programms, das das Ziel hat, vor Arbeitslosigkeit zu 
bewahren und eine Höherqualifizierung der Arbeit-
nehmer herbeizuführen. Ich kann die Bundesregie-
rung nur bitten, dieses regionalpolitische Instru-
ment weiterzuführen, damit wir in schwierigen 
Regionalbereichen die Probleme mit unseren Erfah-
rungen angehen und die Sicherung der Arbeits-
plätze und der Qualifizierung unserer Arbeitneh-
mer betreiben können. Wir haben also in den Jahren 
Instrumente geschaffen und damit politische Ziel-
vorstellungen verbunden, die dazu beigetragen ha-
ben, die Arbeitslosigkeit im wesentlichen herabzu-
drücken. 

Wenn Sie hier beklagen, daß hinsichtlich der Si-
tuation bei den Schwerbehinderten ungünstige 
Zahlen vorliegen, so kann ich das natürlich auch nur 
feststellen. Aber man muß auch sagen, wie man mit 
diesen Problemen fertig werden will. Für mich ist es 
unverständlich, daß die Arbeitgeber in unserem 
Lande den Sachverstand dieser Arbeitnehmergrup-
pen — sowohl dieser Gruppe wie aber auch der älte-
ren Arbeitnehmer — für sich so wenig in Anspruch 
nehmen und sie lieber in die Arbeitslosigkeit ab-
drängen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Daher sage ich, die Arbeitgeber sind aufgefordert, 
vor allen Dingen die älteren Arbeitnehmer und die 
Schwerbehinderten in den Arbeitsprozeß einzuglie-
dern, weil es sich dabei in den meisten Fällen um 
hochqualifizierte und erfahrene Arbeitnehmer han-
delt, und die darf man nicht in die Arbeitslosigkeit 
abdrücken. 

(Beifall bei der SPD) 
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Wir kennen auch die Strukturuntersuchungen 

der Bundesanstalt für Arbeit, die uns das geradezu 
verdeutlichen, und wir werden uns bemühen, Über-
legungen weiter fortzuentwickeln, die Ausgleichs-
abgabe und die Pflichtquote zu erhöhen, wenn 
in Betrieben eine Eigenverpflichtung nicht vor-
herrscht. 

Die Bundesregierung hat auf unsere Initiative 
eine weitere sehr wichtige Maßnahme ergriffen — 
dankenswerterweise hat Kollege Grobecker das 
schon gesagt —: eine vorbeugende Maßnahme für 
unsere Arbeitnehmer in der Stahlindustrie, damit 
diese bei den Strukturveränderungen, die auf uns 
zukommen, nicht ins Bergfreie fallen, sondern durch 
eine soziale Flankierung in gesicherten sozialen 
Verhältnissen belassen werden. Dafür haben wir 
uns besonders zu bedanken. 

Kollege Müller, es ist sehr einfach, die Dinge pole-
misch darzustellen; das bringt uns nicht weiter. Als 
erfahrener Politiker wissen Sie genausogut, welchen 
Turbulenzen wir auf den Märkten ausgesetzt sind, 
die von draußen auf uns einwirken. Daher stelle ich 
fest: 

Erstens. Trotz der angespannten finanziellen Si-
tuation hat die soziale Sicherung unserer Bevölke-
rung nach wie vor für uns erste Priorität. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Da hat nicht ein-
mal einer geklatscht! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Zweitens. Der Haushalt des BMA ist mit 48,3 Mil-
liarden DM seit Jahren der größte Einzelhaushalt, 
weil wir es mit der sozialen Sicherheit der breiten 
Schichten in unserer Bevölkerung ernst meinen. 

Drittens. Unsere dynamisierte Sozialpolitik steht 
für uns auch als Sozialstaat, um das Vertrauen der 
Menschen in den demokratischen Rechtsstaat zu fe-
stigen. 

Kollege Müller, das wollte ich Ihnen gern noch 
mitgeben, damit Sie sehen, wie wir an die Bewälti-
gung der Probleme herangehen, nämlich ohne Pole-
mik, sachlich und klar in der Zielsetzung, die Vollbe-
schäftigung zurückzugewinnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Weizsäcker: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Hölscher. 

Hölscher (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Diese Debatte hat zumindest zeitlich 
eine etwas seltsame Struktur. Ich gestehe offen, daß 
die FDP-Fraktion davon ausgegangen war, daß in 
der zeitlichen Aufteilung hier eine Parität zwischen 
dem Arbeits- und Sozialhaushalt einerseits und dem 
Etat des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit andererseits bestehen sollte. Aber, Herr 
Kollege Müller (Remscheid), Ihr Beitrag gibt mir Ge-
legenheit, einmal völlig unvorbereitet, spontan — 
das ist bei Ihrem Beitrag nicht so schwer — auch ei-
niges zur Beschäftigungspolitik zu sagen. 

Sie haben versucht, hier den Eindruck zu erwek-
ken, Ihr Beitrag stelle ein Kontrastprogramm zur Be-
schäftigungspolitik der sozialliberalen Koalition dar. 

Ich unterschreibe vieles von dem, was Sie gesagt ha-
ben, aber es war zweifellos kein Kontrastprogramm 
zu uns, sondern Ihr Referat war ein Kontrastpro-
gramm zu den Vorstellungen z. B. Ihrer eigenen 
Fraktionskollegen Kraus oder Schedl. Denn wir ha-
ben nicht gesagt, daß wir die Mobilität so weit trei-
ben wollten, daß sie inhuman sei, sondern der Kol-
lege Schedl — ich sage das wertneutral — hat die 
Frage aufgeworfen, ob das Problem der Arbeitslosig-
keit nicht auch ein Problem der Arbeitswilligkeit 
sei. Es waren Ihre Fraktionskollegen, die in der Dis-
kussion Fragen in der Richtung gestellt haben, 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Wer hat die Novelle 
vorgelegt?) 

ob man hier nicht stärker einschreiten solle, wenn 
es um den Begriff der Zumutbarkeit gehe. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Herr Höl

-

scher, den Entwurf hat doch das Ministe

-

rium gemacht!) 

Und, Herr Kollege Blüm: Verbieten Sie uns die 
Diskussion in der Koalition? Übrigens, was die FDP 
angeht, müssen Sie sich jetzt einmal entscheiden: 
Sind wir eine Blockpartei, 

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Teils, teils! — 
Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: So ist es!) 

die immer nur das tut, was die SPD will, oder sind 
wir eine eigenständige Partei, 

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Wie möchten Sie 
es denn gern?) 

wie wir uns verstehen? Festzustellen ist jedenfalls: 
Wenn unsere Gedanken, unsere Vorschläge einmal 
von denen der SPD abweichen, werden wir von Ih-
nen immer wieder kritisiert. . 

Herr Kollege Blüm, da Sie mich jetzt so ganz ver-
ängstigt anstarren: Ihr Rentenprogramm vom Diens-
tag war ein CDU/CSU-Rentenprogramm, das letzten 
Endes auch ein Kontrastprogramm zum CDU/ CSU- 
Rentenprogramm Ihres Kollegen Prinz zu Sayn

-

Wittgenstein-Hohenstein war. Denn er hat gesagt: 
bruttolohnbezogene Anpassung ohne Wenn und 
Aber. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Natürlich!) 

Das Wenn und Aber haben Sie ja, Kollege Blüm — 
komische Umkehrung der Fronten —, durch Ihren 
Schwindel mit dem Krankenkassenbeitrag am 
Dienstag geliefert. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Wieso ist das ein 
Schwindel?) 

Aber gut, dazu wollte ich nichts sagen; das ist Ihr 
Problem. Sie sind eben eine große, umschlingende 
Volkspartei, die alles an Profilen, Ecken und Kanten 
verschluckt, was hier und da noch sichtbar ist. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Blüm [CDU/ 
CSU]: Soll ich es Ihnen erklären, Herr Höl

-

scher? — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Je nach Publikum hängen Sie dann die entsprechen

-

den Fahnen — mal etwas rosa und dann wieder et

-

was schwärzer — heraus, aber ich glaube, der Wäh- 
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ler erkennt keine Konturen. Deshalb werden Sie -  in 
der Opposition bleiben. 

Ich möchte, Herr Kollege Müller, einiges von dem 
aufgreifen, was Sie gesagt haben — und dies nicht 
nur kritisch. Es ist zweifellos richtig, daß wir ein 
strukturell bedingtes Arbeitslosenproblem haben. 
Denn die konjunkturell bedingte Arbeitslosigkeit 
läßt sich — dies zeigen die sinkenden Zahlen gerade 
in den letzten Monaten — doch relativ einfach lö-
sen. Noch vor zwei Jahren haben Ihre wirtschaftspo-
litischen Sprecher gesagt, die Industrie investiere 
nicht, weil sie kein Vertrauen in die sozialliberale 
Koalition habe. Nachdem sie jetzt — seit einiger 
Zeit — investiert, hat sie dann zumindest in den 
letzten Jahren erhebliches Vertrauen zu uns bekom-
men, und zwar zu Recht. Dies hatte sie aber vorher 
auch schon. 

Aber: Wenn die Arbeitslosigkeit eben stark struk-
turell bedingt ist, dann müssen wir uns mit den wah-
ren Problemgruppen — nicht mit dem Bodensatz 
und schon gar nicht im diskriminierenden Sinn — 
befassen. Herr Kollege Müller, meine Damen und 
Herren von der Opposition, wir werden uns doch 
darüber einig sein, daß die Arbeitslosigkeit eines äl-
teren Buchhalters mit fünf Kindern anders zu be-
werten ist als die formale Arbeitslosigkeit einer 
Teilzeitarbeit suchenden Frau, die vorher gar nicht 
gearbeitet hat. Ich hoffe, daß wir uns in diesem 
Punkt einig sind; hier muß man auch einmal die Sta-
tistik bereinigen. Nur: Wenn Sie die Arbeitslosen-
statistik hier so vordergründig darstellen, Herr Kol-
lege Müller, 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Wieso vordergrün-
dig? — Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Das 

war nicht vordergründig!) 

dann mag zwar der Eindruck entstehen, als wenn es 
draußen regnet — es regnet heute vielleicht drau-
ßen —, aber in den Herzen der Menschen sieht es 
gar nicht so schlecht aus. Sie wissen, daß Arbeitslo-
sigkeit ein großes Problem ist, daß aber nicht jeder, 
der statistisch als Arbeitsloser gemeldet ist, auch 
wirklich ein Arbeitsloser ist. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Na, na! 
Spielen Sie es nicht herunter! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Für die Problemgruppen müssen wir viel tun. Ich 
hoffe, daß wir uns einig werden, daß wir uns hin-
sichtlich bestimmter Arbeitsloser, die nur sehr 
schwer zu integrieren sind — ich denke da z. B. an 
die längerfristig arbeitslosen Schwerbehinderten —, 
einmal ohne Vorbehalt und — Herr Kollege Müller, 
wenn ich Sie darum bitten darf — auch ohne Pole-
mik und Unterstellungen 

(Franke [CDU/CSU]: Müller ist nicht pole-
misch!) 

über den Kündigungsschutz unterhalten müssen. 
Denn es gibt Schutzbestimmungen, die im Grunde 
genommen kein schützendes Dach mehr darstellen 
für diejenigen, die draußen stehen. Sie wissen selbst, 
daß uns viele arbeitslose Schwerbehinderte drin-
gend darum bitten, ihnen durch Auflockerung des 
Kündigungsschutzes wenigstens eine Chance zu ge

-

ben, einmal wieder mit dem Berufsleben, mit der Ar-
beit anfangen zu können. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Das müs

-

sen Sie auch Ihrem Koalitionspartner sa

-

gen! — Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Sagen Sie 
das dem Herrn Urbaniak, der hat das noch 

nicht gemerkt!) 

Ich hoffe, daß wir dies ohne parteipolitische Polemik 
in einer sachlichen Form diskutieren können. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Herr Höl

-

scher, da würde ich allerdings die Blickrich

-

tung etwas ändern, nämlich in Richtung 
SPD!) 

Von großer Bedeutung ist — hier sehe ich persön-
lich das Problem der Zukunft —, wie wir dem durch 
Einführung neuer Produktionsmethoden immer 
deutlicher werdenden rasanten technischen Wan-
del — z. B. EDV-Einstieg in die Verwaltung — nach 
einem zeitlich sicher wohltuenden Verzögerungsef-
fekt begegnen können. Aber dies können wir nicht, 
indem wir den Unternehmen etwa über Lohn-
kostenzuschüsse eine Scheinbeschäftigung ermögli-
chen. Ich glaube, das kann auch nicht in unserem 
Sinn sein. Sondern wir müssen — da gebe ich Ihnen 
recht — einmal überprüfen, ob das Arbeitsförde-
rungsgesetz, aber nicht nur das Arbeitsförderungs

-

gesetz, sondern auch der Bereich der Berufsbildung 
nicht nur vom Gesetzgeberischen, sondern auch 
vom Mittelumfang her verbessert werden müssen, 
um prophylaktisch das Risiko, einen unsicheren 
Arbeitsplatz zu haben, zu mildern. Hier müssen wir 
sicher sehr schnell Konsequenzen aus Entwicklun-
gen ziehen, die sich vor zwei Jahren zum Teil noch 
nicht abzeichneten. Vor zwei Jahren war es eigent-
lich undenkbar, daß ein individuell erscheinender 
Brief gar nicht mehr individuell entsteht, sondern 
unter Verwendung von Mikroprozessoren letzten 
Endes anonym, maschinell angefertigt wird. Ich hof-
fe, wir können hier zusammenarbeiten. 

Aber eines — das möchte ich abschließend sagen 
— sollten wir nicht tun: Wir sollten eine noch so 
verständliche parteipolitische Auseinandersetzung 
in der Offentlichkeit oder auch in diesem Hause 
nicht auf dem Rücken derer austragen, für die 
Arbeitslosigkeit nicht nur ein materielles Problem, 
sondern auch das Problem einer kaum zu ertragen-
den psychischen Belastung ist. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Ich 
schicke auch Ihnen die Studie!) 

— Herr Kollege Müller, das werfe ich Ihnen vor. 
Weil wir wissen, daß gerade die Reaktion z. B. auf 
diesen eintretenden technischen Wandel nicht al-
lein in das Ermessen und die Kompetenz eines Par-
laments und einer Bundesregierung gestellt ist, soll-
ten wir aufhören, hier schwarzweißzumalen, son-
dern gegenüber allen hierfür Verantwortlichen — 
und das ist nicht nur die Bundesregierung, das sind 
nicht nur wir als Parlament, sondern das sind auch 
die Tarifvertragsparteien — unseren Einfluß geltend 
machen, daß im Interesse des Abbaus der strukturel-
len Arbeitslosigkeit auch langfristige Konzepte ge-
funden werden, die unser Wirtschaftssystem eben 
nicht als ein System der Reparaturschlosserei er- 
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scheinen lassen, sondern als ein sozial eingebunde-
nes System, bei dem die gleichen langfristigen Plä-
ne, die wir z. B. im Bereich der Innovationsförderung 
aufstellen, auch für den sozialen Bereich gelten. 

Das sollten wir nach Möglichkeit gemeinsam 
tun. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung. 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist von den Berichterstattern schon her-
vorgehoben worden, daß der Einzelplan 11 im Haus-
haltsjahr 1980 mit mehr als 48 Milliarden DM der 
größte Einzeletat ist. Wenn man die Sozialausgaben 
aus den anderen Etats hinzuzählt, vor allem Kinder-
geld, Vermögensbildung, Wohngeld, umfaßt der 
Ausgabenanteil mit der Zielrichtung soziale Zwecke 
rund 76 Milliarden DM oder 35 % des Bundeshaus-
halts. Das ist ein Dokument des Willens, sozialpoliti-
schen Fortschritt auch unter ökonomisch schwieri-
gen Bedingungen in unserem Land durchzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Haase 
[Kassel] [CDU/CSU]: Ach du lieber Gott!) 

Es gibt eine lange Reihe von Einzelbeispielen: von 
der Einführung eines viermonatigen zusätzlichen 
Mutterschaftsurlaubs über die massive Erhöhung 
des Kindergelds, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Massiv?) 

die flexible Altersgrenze für Schwerbehinderte, in 
zwei Stufen herabgesetzt, bis zur unentgeltlichen 
Beförderung Schwerbehinderter im Nahverkehr. 
Das ist eine Reihe, die genau dieses Bemühen der 
Bundesregierung deutlich macht, den sozialen Fort-
schritt voranzubringen, und die aufzeigt, wie fehlge-
leitet die Kritik der Opposition an diesem Bundes-
haushalt ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber wir müssen unserem Land auch deutlich ma-
chen, daß es neben diesem Dokument des sozialen 
Fortschritts, wie es der Haushaltsentwurf 1980 dar-
stellt, das Kontrastprogramm des Kanzlerkandida-
ten der Union gibt. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Arbeitslosigkeit ist 
kein sozialer Fortschritt!) 

Herr Strauß hat vor zwei Tagen, auch von die ser 
Stelle, seine Forderung, die Staatsquote von 46 auf 
40 % herabzusetzen, zu einer schrittweisen Forde-
rung, auf ein bis zwei Dekaden verteilt, modifi-
ziert. 

(Hasinger [CDU/CSU]: So hat er es von An-
fang an gesagt!) 

Diese Herabsetzung, auch in ein bis zwei Dekaden, 
macht alle Ihre Vorschläge aus der Opposition illu-
sorisch, weil sie mit sinkendem Staatsanteil nicht zu 
finanzieren sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Blüm? 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Eine Frage des Herrn Blüm jetzt 
nicht. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Was soll denn diese Art! Eine 

aufgeblasene Art!) 

— Diese Art ist in der Art der Rede, die Herr Blüm 
hier vorgestern gehalten hat. 

(Franke [CDU/CSU]: Das hat wohl weh ge

-

tan!) 

— Wenn sie irgend jemandem weh getan hat, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war nämlich 
wahr! — Pfeffermann [CDU/CSU]: Da hat 
wohl einer den Finger auf die Wunde ge

-

legt!) 

dann der Reputation des Herrn Blüm. Der hat diese 
Rede in der Tat weh getan. 

(Franke [CDU/CSU]: Herr Ehrenberg, las

-

sen Sie Luft ab!) 

— Ich brauche keine Luft abzulassen. 

(Franke [CDU/CSU]: Herr Ehrenberg, etwas 
entkrampfter! Die Schulter nicht so hoch! 

Sie stehen nicht im Ring!) 

Ich hatte vor, mich jetzt mit dem Kanzlerkandidaten 
der Union auseinanderzusetzen und nicht mit Herrn 
Blüm, wenn auch der Eifer des Herrn Blüm, dem 
Kanzlerkandidaten gefällig zu sein, in dieser Frage 
deutlich wird. 

(Blüm [CDU/CSU]: Haben Sie noch ein paar 
Argumente, zur Sache etwas zu sagen?) 

— Wenn Sie jetzt mit Zwischenrufen aufhören, 
komme ich zur Sache. 

Zur gleichen Zeit, in der der Kanzlerkandidat der 
Union hier diese schrittweise Reduzierung der 
Staatsquote als Ziel vorangestellt hat, hat die vom 
bayerischen Arbeitsminister Pirkl geleitete Kom-
mission  den Entwurf eines familienpolitischen 
Programms, unter anderem Dynamisierung des Kin-
dergeldes, Einführung eines Erziehungsgeldes und 
in der Rentenversicherung Anrechnung von drei 
Jahren pro Kind als Verlängerung des Rentenan-
spruches, vorgelegt. Die CSU-Kommission selbst 
schätzt dieses Programm auf etwa 10 Milliarden. Das 
ist sicher unterschätzt; denn allein die Anrechnung 
von Kindererziehungszeiten, pro Kind drei Jahre, 
würde im Jahr rund 7 Milliarden kosten. Das wäre 
ein halber Prozentpunkt mehr an der Staatsquote, 
wenn allein dies verwirklicht würde. 

Meine Damen und Herren, deutlicher als mit der 
Forderung des Kanzlerkandidaten, generell die 
Staatsquote herabzusetzen, und der Forderung sei-
nes eigenen Arbeitsministers, sie um mehr als einen 
halben Prozentpunkt zu erhöhen, läßt sich die Wi-
dersprüchlichkeit Ihrer finanziellen und sozialpoli-
tischen Argumentation nicht dokumentieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Genauso, Herr Kollege Müller (Remscheid), steht es 
wohl in vollem Widerspruch zu Ihren Ausführungen 
über den Arbeitsmarkt, wenn Ihre Fraktion gleich-
zeitig in dieser Debatte einen Kürzungsvorschlag 
über 440 Millionen DM für den Haushalt der Bun-
desanstalt für Arbeit vorlegt. 

(Wehner [SPD]: Hört! Hört! — Beifall bei 
der SPD und der FDP — Müller [Rem-
scheid] [CDU/CSU]: Klären Sie zunächst die 
unterschiedlichen Zahlen auf, und dann sa-
gen Sie etwas zur Manipulation des Haus-

halts 1979!) 

— Es ist kein Haushalt manipuliert worden, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na, na!) 

sondern es ist lediglich in Übereinstimmung mit der 
Bundesbank, mit den Instituten, und weit optimisti-
scher als Ihre Schätzungen, meine Herren von der 
Opposition, für 1979 waren, das Arbeitsmarktergeb-
nis dank unserer guten Politik besser geworden. 
Dementsprechend blieb der Liquiditätszuschuß üb-
rig und ist für andere vernünftige Zwecke verwen-
det worden. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Wer hat 
denn die Bundeszuschüsse festgesetzt und 
anschließend damit den Nachtragshaushalt 

finanziert?!) 

— Selbstverständlich haben wir das getan, weil wir 
vorsichtig kalkulieren. Selbst bei meinem immer 
vorhandenen Optimismus — so gut konnten wir zu 
Beginn des Jahres das Ergebnis auch nicht einschät-
zen, wie es geworden ist. Sie sollten mit uns zusam-
men über das gute Ergebnis glücklich sein, daß wir 
350000 Beschäftigte mehr haben im Jahre 1979 als 
vorausgesehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Müller 
[Remscheid] [CDU/CSU]: Sind wir auch!) 

Ich nehme für mich in Anspruch, daß das ein Erfolg 
unserer nahtlos ineinandergreifenden Wirtschafts-
Finanz- und Sozialpolitik ist. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Und wie ist es mit-
den Problemgruppen?) 

— Die Problemgruppen sind genau das Ziel unserer 
Arbeitsmarktpolitik. Die ja auch, Herr Kollege Mül-
ler — Sie sind ja Mitglied des Verwaltungsrates — 
von  Ihnen angesprochene Dequalifizierungsspirale 
stand nie in einem Arbeitsförderungsgesetz, weder 
in der 4. noch in der 5. Novelle; die stand ausschließ-
lich im Runderlaß 230 der Bundesanstalt, war aus-
schließlich zu verantworten von der Selbstverwal-
tung dort, 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Das ist 
doch nicht wahr!) 

und mit der 5. Novelle haben wir dies beseitigt, Herr 
Kollege Müller. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
des Abg. Müller [Remscheid] [CDU/CSU]) 

— Herr Kollege Müller, Sie haben als Mitglied des 
Verwaltungsrats selber der auf Grund der 5. No

-

velle gefaßten Anordnung über die Zumutbarkeit 

zugestimmt und den Unsinn aus dem Runderlaß mit 
dieser Anordnung beseitigt. 

(Wehner [SPD]: Hört! Hört! — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Müller? 

Müller (Remscheid) (CDU/CSU): Herr Minister, 
wer hat den Mitgliedern der Selbstverwaltung aus 
Ihrem Hause die Weisung gegeben, diesen Runder-
laß so und nicht anders einzubringen? 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: So ist es! Peinlich! — 
Lachen und weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU — Pfeffermann [CDU/CSU]: Die Un

-

schuld vom Lande!) 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Verehrter Kollege Müller 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Selbsttor!) 

— ich setze mich mit dem Kollegen Müller ausein-
ander, nicht mit dem Herrn Blüm —, 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Aber ich setze mich 
mit Ihnen auseinander!) 

Sie wissen als Mitglied des Verwaltungsrates ganz 
genau, daß es Weisungen für Mitglieder der Selbst-
verwaltung nicht gibt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Pfeffer

-

mann [CDU/CSU]: Haben Sie noch eine 
Ausrede?) 

Sie wissen ebenso genau, daß dieser Runderlaß ohne 
meine Zustimmung erfolgt ist und daß ich daraus 
sehr schnell die notwendigen personalpolitischen 
Konsequenzen in meinem Hause gezogen habe 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Aber doch nicht 
für Sie selber! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU — Gegenrufe von der SPD) 

gegen Ihre Kritik. Der Kollege Müller weiß das ja ; 
 ihn brauche ich nicht aufzuklären. 

Jedenfalls haben wir mit dieser 5. Novelle genau 
das getan, was nötig ist, nämlich erstens die Arbeits-
marktpolitik noch stärker als bisher auf die Pro-
blemgruppen des Arbeitsmarktes ausgerichtet und 
zweitens die Arbeitsmarktpolitik mit großem Er-
folg regionalisiert, wie er im Ruhrgebiet, in Ost-
friesland und selbst in Ostbayern mit Händen zu 
greifen ist. 

(Beifall bei der SPD — Vogt [Düren] [CDU/ 
CSU]: 8 % Arbeitslose!) 

Ich brauche hier in der kurzen Redezeit auf die Ein

-

zelheiten nicht einzugehen. 

Sie haben zu den Einzelheiten dieses Programms 
eine Kleine Anfrage eingebracht. Die Antwort dar-
auf ist am 11. Dezember dem Präsidenten dieses Ho-
hen Hauses zugeleitet worden. In wenigen Tagen 
werden Sie sie in der Drucksache nachlesen können. 
Es haben sich zwischen den Schwerpunkten Ver- 
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schiebungen ergeben, aber nicht durch Schuld der 
Arbeitsverwaltung, 

(Zuruf des Abg. Prinz zu Sayn-Wittgen-
stein-Hohenstein [CDU/CSU]) 

Herr Kollege zu Sayn-Wittgenstein, sondern aus-
schließlich dadurch, daß nicht genügend Arbeitge-
ber — trotz dicker Anreize — bereit sind, Schwer-
behinderte einzustellen; das ist der Punkt und kein 
anderer. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Das ist eine Verleumdung!) 

Wir leben in einer freien Wirtschaftsordnung, in der 
auch die Arbeitsverwaltung nicht in der Lage ist, 
Schwerbehinderte zuzuweisen, und wir wollen auch 
keine Wirtschaftsordnung, in der Arbeitnehmer zu-
gewiesen werden können. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Herr Eh-
renberg, Sie wissen doch, daß das nicht 
wahr ist! Sie verfälschen vollkommen die 

Situation!) 

So ist der Tatbestand und nicht anders. Herr Kollege 
Müller, Sie werden in der Antwort auf die Kleine 
Anfrage exakt und im Detail die Verteilung der Mit-
tel und die Ausrichtung des Programms nachlesen 
können. Daß der Programmpunkt Soziale Dienste 
stärker geworden ist, begrüße ich in der Tat; 

(Beifall bei der SPD) 

denn mit dieser Ausweitung Soziale Dienste leistet 
die Arbeitsverwaltung einen wesentlichen familien-
politischen Beitrag. Sie reden über Familienpolitik, 
und wir machen sie. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein [CDU/ 
CSU]: Und wer bezahlt sie hinterher in zwei 

Jahren? Das ist doch die Frage!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
kurz zu dem wichtigsten Thema der Sozialpolitik 
kommen. Das ist nach der bedauernswerten Rede 
des Herrn Blüm von vor zwei Tagen 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Ich bedaure gar 
nichts!) 

hier unverzichtbar. Ich meine das Thema der Ren-
tenkonsolidierung und der Rentenreform 1984. Ich 
finde es in höchstem Maße bedauerlich, in welchem 
unverantwortlichen Ton und welch unverantwortli-
cher Polemik dieses Thema von seiten der Opposi-
tion behandelt wird. 

Der bayerische Ministerpräsident und Kanzler-
kandidat der Union hat zu Recht von dieser Stelle 
aus Klarheit in der Rentenpolitik gefordert. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die Sozialdemokraten und die Bundesregierung 
und die Freien Demokraten leisten ihren Beitrag zu 
dieser Klarheit. Wer das Bemühen der Sozialdemo-
kratischen Partei auf ihrem Parteitag in Berlin, auf 
dem alle denkbaren Möglichkeiten, dem Verfas-
sungsauftrag, die Gleichberechtigung in der Alters-
sicherung herzustellen, nachzukommen, gründlich 
und im Detail durchdiskutiert worden sind, als „Ver-

tagung" oder „Verschleierung" abqualifiziert, hat ein 
sehr merkwürdiges demokratisches Verständnis. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Hasin

-

ger [CDU/CSU]: Beschlüsse haben Sie je

-

denfalls nicht gefaßt!) 

Wir haben nach sehr gründlicher Arbeit in der Korn-
mission diese breite Alternativpalette diskutiert. Sie 
geht dann an die Kommission zurück, wird im Fe-
bruar vom Parteivorstand beraten und auf dem 
nächsten Parteitag rechtzeitig vor der Wahl, damit 
jeder Bürger sehen. kann, wie die Rentenpolitik der 
80er Jahre aussehen wird, verabschiedet werden. 

Ich kann nur hoffen, daß die Unionsparteien eine 
ähnlich klare Aussage rechtzeitig vor der Wahl tref-
fen werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Blüm [CDU/CSU]: Von der Besteuerung ha

-

ben Sie nie gesprochen?) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Franke? 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Gerne. 

Franke (CDU/CSU): Herr Bundesminister, Sie 
sprachen eben davon, Sie hätten eine klare Konzep-
tion. Darf ich Sie fragen, ob Ihnen der Artikel aus der 
„Bild-Zeitung" vom 1. Dezember 

(Lachen bei der SPD) 

von Torsten Wolfgramm bekannt ist, dem Ge-
schäftsführer der FDP-Bundestagsfraktion in die-
sem Hause, mit der Überschrift „Renten versteuern? 
Eher platzt die Koalition!"? Können Sie mir sagen, 
wie Sie von „klarer Rentenpolitik" sprechen können, 
wenn Sie sich untereinander in der Öffentlichkeit 
mit einer solchen Tonart begegnen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Hier gibt es überhaupt keine Unklar-
heit. Der Kollege Wolfgramm ist auf Pressemeldun-
gen hereingefallen, daß die SPD die Besteuerung 
will. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Das kann ja auch einem Parlamentarischen Ge-
schäftsführer passieren, daß er auf Pressemeldungen 
hereinfällt. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sie haben nie davon 
gesprochen?) 

— Es hat weder vorn Vorsitzenden der Kommission, 
Herbert Wehner, noch von der dort vertretenen 
Staatssekretärin Anke Fuchs noch von mir jemals 
eine Äußerung pro Besteuerung der Renten gege-
ben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Was wir allerdings getan haben — und dazu hal-
ten wir uns für verpflichtet —: Wenn im Frühjahr 
auf Grund der Klage eines Beamten ein Verfas-
sungsgerichtsurteil darüber zu erwarten ist, ob die 
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unterschiedliche Besteuerung von Beamtenpensio-
nen auf der einen Seite und Sozialversicherungsren-
ten auf der anderen Seite verfassungsmäßig ist, dann 
ist es wohl unsere Pflicht und Schuldigkeit, über alle 
Eventualitäten dieses zu erwartenden Urteils nach-
zudenken. Das haben wir getan, nicht mehr. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Franke? 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Noch eine. Dann möchte ich allerdings 
zu meiner Rede zurückkehren. 

Franke (CDU/CSU): Herr Bundesminister, ist Ih-
nen bekannt, daß im „Sozialdemokratischen Presse-
dienst" von dem Vorsitzenden der Arbeitsgemein-
schaft für Arbeitnehmerfragen innerhalb der SPD, 
Herrn Rohde, am 9. November ein Beitrag geleistet 
wurde, in dem unter der Überschrift „Rentenbe-
steuerung kritisch behandeln" unter anderem steht 
„Diese Art der Behandlung schafft Unsicherheit und 
Verwirrung bei den Betroffenen, hilft in der Sache 
nicht weiter und stiftet politischen Schaden"? 

Würden Sie das gleichfalls so qualifizieren, daß er 
nicht informiert sei, wie Sie das in bezug auf den 
Kollegen Wolfgramm getan haben? 

(Reuschenbach [SPD]: Er meinte die Presse-
berichterstattung!) 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Helmut Rohde hat bei diesem Artikel 
die durchgesickerte Berichterstattung über die . 

Wehner-Kommission gemeint und nicht die Arbeit 
der Kommission. 

(Reuschenbach [SPD]: Sehr richtig! — Abg. 
Franke [CDU/CSU] meldet sich zu einer 

weiteren Zwischenfrage) 

— Nun ist es mit Zwischenfragen genug. 

Herr Kollege Franke, in der Arbeitsgruppe „Sozi-
alpolitisches Programm" auf unserem Parteitag ha-
ben Helmut Rohde und ich die einführenden Refe-
rate gehalten, die ganze Zeit dort gesessen und die 
Fragen beantwortet. Es hat Widersprüche zwischen 
Herrn Rohde und mir nicht gegeben. Da Sie das 
Protokoll haben, sind Sie gut informiert. Es erübri-
gen sich weitere Zwischenfragen. Lassen Sie mich 
zu meiner Rede zurückkehren. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Wie war das mit der 
Frau Fuchs in der Fraktion? — Weitere Zu-

rufe von der CDU/CSU) 

Um auch noch einen Zwischenruf des Herrn Blüm 
zu beantworten: 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Zu gütig!) 

Frau Fuchs hat in der Fraktion ausschließlich über 
die Eventualitäten des Verfassungsgerichtsurteils 
und in dem Zusammenhang über die Besteuerung 
gesprochen, und nicht mehr. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Stimmt doch gar 
nicht!) 

— Da Sie nicht dabei waren, können Sie es auch 
nicht besser wissen. 

Aber dieses Thema ist, glaube ich, viel zu ernst, 
um es in dieser Form der polemischen Zwischenrufe 
zu behandeln. Lassen Sie mich daher in aller Kürze 
etwas zu unseren Zielvorstellungen über die Neu-
ordnung sagen auf der Grundlage der breiten und — 
im Gegensatz zu den Zwischenrufen hier — sehr 
sachlichen Diskussion zu diesem Thema auf unse-
rem • Parteitag. 

Wir wollen erstens dem Auftrag des Verfassungs-
gerichts gemäß die Gleichstellung von Männern 
und Frauen in der Hinterbliebenenversorgung, 
wobei eine familienbezogene Lebensstandardsiche-
rung oberstes Ziel ist. Wir wollen zweitens die An-
rechnung von Kindererziehungszeiten in der Ren-
tenversicherung in einem vernünftigen, überschau-
baren ersten Schritt. Wir wollen drittens den ge-
rechten Ausgleich zwischen den Generationen si-
chern, indem wir langfristig von einem höheren 
Rentenniveau aus dafür sorgen, daß sich Rentenein-
kommen und Arbeitnehmereinkommen in Zukunft 
miteinander im Gleichschritt bewegen. 

In diesem Zusammenhang muß ich, so leid mir das 
tut, noch einmal auf den Beitrag des Herrn Blüm zu-
rückkommen. Er hat den Versuch unternommen, 
den Eindruck zu erwecken, als ob wir in der Bundes-
republik Deutschland in einem Armenhaus lebten. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Wo habe ich das ge

-

sagt?) 

— Ich sage es Ihnen gleich. Herr Blüm, Sie haben 
hier vorgestern gesagt — ich darf aus dem Protokoll 
zitieren —: 

Wir haben 500 000 Witwen mit einer Rente un-
ter 250 DM. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Transferkommis
-

sion!) 

Das ist schlicht falsch. Wir haben nach Auskunft der 
Sozialversicherungsträger in der Arbeiter-, Ange-
stellten- und knappschaftlichen Rentenversiche-
rung zusammengenommen 208 000 Witwenrenten 
unter 240 DM ausgezahlt. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Die Transferkommis

-

sion hat das gesagt!) 

Ich wollte nur auf Ihren Irrtum aufmerksam machen 
— wenn es ein Irrtum war. 

Wenn so eine Behauptung aufgestellt wird, muß ja 
wohl im übrigen dazugesagt werden, daß diese Wit-
wenrenten keine Witwenrenten für den Lebensun-
terhalt sind, sondern Renten, die auf kurze Versiche-
rungszeiten des Mannes zurückgehen. Daß es so 
kleine Versicherungsrenten gibt, ist in erster Linie 
Ihr Verschulden bis in die 60er Jahre hinein, meine 
Damen und Herren von der Opposition; 

(Beifall bei der SPD) 

denn Sie haben mit Ihrer Gesetzgebung verhindert, 
daß Selbständige und Freiberufler ihre Sicherung in 
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der Sozialversicherung finden konnten. Die Öffnung 
haben erst wir vorgenommen. 

(Beifall bei der SPD — Hasinger [CDU/ 
CSU]: Das stimmt doch gar nicht!) 

Erst in der Großen Koalition ist der Tatbestand be-
seitigt worden, der zu so niedrigen Fraueneinkom-
men in der Alterssicherung führt. Erst damals ist die 
Möglichkeit der Rückzahlung von Beiträgen an Ver-
heiratete rückgängig gemacht worden. Erst in der 
Großen Koalition und nicht vorher ist das gesche-
hen. Wenn es also noch Minirenten in der Renten-
versicherung gibt, dann auf Grund Ihrer Versäum-
nisse in der Rentenpolitik bis 1966. 

(Beifall bei der SPD — Hasinger [CDU/ 
CSU]: Das ist unerhört! — Dr. Blüm [CDU/ 
CSU]: Wer hat denn die Renten gekürzt? — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

An diesem Tatbestand läßt sich nicht herumdeu-
teln. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Zwei Drittel der Wit-
wen leben nur von der Rente! — Hasinger 
[CDU/CSU]: Sie haben nichts zu bieten und 

kramen in der Vergangenheit herum!) 

Man kann sich auch an folgendem Tatbestand 
nicht vorbeimogeln. In Ihrer Regierungszeit, ge-
nauer gesagt: von 1957 bis 1966 ist das Nettorenten

-

niveau bei einer Versicherungszeit von 45 Jahren 
von 66,7 % auf 60,8% gesunken. Und auch 1969 war 
mit 65,1 % immer noch nicht das Nettorentenniveau 
von 1957 wieder erreicht. 1978 haben wir ein Netto-
rentenniveau von 73,5 %, das höchste Nettorenten-
niveau, das es in der Bundesrepublik je gab. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Schlicht falsch!) 

Das ist das Ergebnis unserer Politik. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Franke 
[CDU/CSU]: Wegen der hohen Steuer- und 
Abgabenbelastung kommt die Zahl zustan-

de!) 

Meine Damen und Herren, zu dem, was der Herr 
Blüm uns vorgestern vorgeworfen hat, daß wir die 
Rentner „abgehängt" hätten, die bruttolohnbezogene 
Rente „außer Betrieb gesetzt" hätten: 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Natürlich!) 

Ich muß Sie hier daran erinnern, meine Herren von 
der Opposition: Am 1. Januar 1958 haben Sie Ihre 
absolute Mehrheit dazu benutzt, eine Rentenanpas-
sung von Null zu verkünden. Es hätten nach der 
bruttolohnbezogenen Formel 6,1 % sein müssen. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Müller (Berlin)? 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Nein, ich gestatte jetzt keine Zwi-
schenfragen mehr. Ich will zum Schluß kommen. 

Sie haben damals entsprechend dem Rentenan-
passungsgesetz gehandelt, wo es in der Fassung von 
1957 hieß: 

Die Anpassung hat der Entwicklung der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit und der Pro-
duktivität sowie den Veränderungen des Volks-
einkommens je Erwerbstätigem Rechnung zu 
tragen. 

Das haben Sie 1958 getan. Und das haben wir vor 
dem Hintergrund der schwierigen Weltrezession 
mit dem Einundzwanzigsten Rentenanpassungsge-
setz auch getan. Wir haben nicht eine Anpassung 
auf Null gesetzt, wie Sie 1958, sondern wir haben 
drei Anpassungen 1,5- bis 2 %-Punkte unter den Satz 
festgesetzt, der bei einer bruttolohnbezogenen An-
passung herausgekommen wäre, 

(Hasinger [CDU/CSU]: Und ein halbes 
Jahre ausgesetzt!) 

was als eine vorübergehende Maßnahme die Ausga-
ben und Einnahmen im Rentenbereich wieder ins 
Gleichgewicht gebracht hat. Wir haben gleichzeitig 
in dieses Gesetz, dem Sie nicht zugestimmt haben, 
hineingeschrieben, daß 1982 wieder eine brutto

-

lohnbezogene Anpassung vorgenommen wird. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Und heute haben Sie 
das Gegenteil gesagt!) 

Das ist gesetzliche Grundlage, und so wird es ge-
schehen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Das ist ein glatter 
Widerspruch zu den Grundsätzen, die Sie 

verkünden!) 

Nach dem, was der Herr Blüm vorgestern hier ge-
sagt hat, als er sich nicht gescheut hat, vor dem Hin-
tergrund dieser auch ihm bekannten Fakten, uns das 
Stichwort „Rentenbetrug" vorzuwerfen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

muß ich antworten: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Wahrheit!) 

Wer in Kenntnis dieser Fakten von „Rentenbetrug" 
spricht, versucht selbst zu betrügen, falsche Tatsa-
chen vorzuspiegeln oder wahre Tatsachen zu ent-
stellen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das, meine Damen und Herren ist der Tatbestand, 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Ich hoffe, daß in Zukunft an diese wichtige Auf-
gabe der Alterssicherung, zu der die Sozialdemokra-
ten und die Freien Demokraten ihren Beitrag an 
Konzeption und Klarheit geleistet haben und leisten 
werden, auch bei der Opposition endlich mit dem 
nötigen Ernst und der nötigen Verantwortung her-
angegangen wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Müller 
[Remscheid] [CDU/CSU]: Das darf nicht 
wahr sein, was er hier an Blödsinn er

-

zählt!) 

Gestatten Sie mir zum Abschluß, trotz dieser un-
nötigen Polemik um dieses Thema 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU 
— Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sie kommen 

gleich nach Ehmke!) 
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— sehr unnötig durch den Herrn Blüm ausgelöst —, 
eine Bemerkung, weil ich glaube, daß alle Polemik 
einzelner nicht von den Gemeinsamkeiten ablenken 
sollte. Ich habe den Kollegen aus dem Haushaltsaus-
schuß und den Kollegen aus dem für mein Ressort 
zuständigen Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
bei der zweiten und dritten Lesung dieses größten 
Einzelplans des Bundeshaushalts sehr herzlich für 
die sachliche und zukunftsorientierte Zusammenar-
beit zu danken. Ich hätte gern noch ein paar Punkte 
mehr gehabt, Herr Kollege Grobecker. Aber der Ein-
sicht des Haushaltsausschusses beugt sich auch der 
Arbeitsminister. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Burger. 

Burger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Minister, Sie 
haben allzu hämisch das Kontrastprogramm der 
CDU/CSU und unseres Kandidaten Franz Josef 
Strauß kritisiert. Dieses Programm, Herr Minister, 
ist von der CDU/CSU gemeinsam ausgearbeitet 
worden. Es liegt vor. Es ist sozial. Es ist finanzierbar. 
Wir werden es gemeinsam vertreten und gemein-
sam durchsetzen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Sozialdemokraten haben dieses Thema auf ih-
rem Parteitag zunächst einmal vertagt. Die Unsi-
cherheit bleibt, was Sozialdemokraten und Freie De-
mokraten endgültig beschließen werden. 

Die Rede Norbert Blüms, Herr Minister, scheint 
Ihnen wehgetan zu haben. Warum haben Sie den 
Ball denn nicht aufgegriffen? Warum sind Sie auf 
diese Angriffe nicht eingegangen? Was Norbert 
Blüm gesagt hat, war die Realität. Das können Sie, 
meine Damen und Herren, nicht mit dem Hinweis 
auf den Haushalt zudecken. 

Herr Ehrenberg, draußen gibt es Unsicherheit. 
Draußen gibt es Angst vor der Zukunft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Die Rentner erhalten in diesem Jahr weniger, als 
die Preissteigerungen ausmachen, und zwar zum 
erstenmal in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Zum erstenmal ist das bruttolohnbezogene System 
außer Kraft gesetzt. 

(Franke [CDU/CSU]: So ist es!) 

Diese Kürzungen werden sich weiterhin auswirken. 
Ein Rentner wird in zwei Jahren eine Monatsrente 
weniger erhalten, und das, was in den nächsten Jah-
ren dazukommt, wird weniger sein, als es vorher 
war. 

(Franke [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das sind Tatsachen, meine Damen und. Herren, und 
diese Tatsachen schaffen draußen Unsicherheit. 

Betrachten Sie doch einmal Ihre Bilanz wie ein 
nüchterner Kaufmann! Unsere Schlußbilanz, Ihre 
Eröffnungsbilanz aus dem Jahre 1969, war solide. 

Die Kassen haben gestimmt. Heute ist das soziale 
Netz auf das äußerste angespannt. Das gab es in die-
sem Umfang noch niemals in der Geschichte der 
Bundesrepublik. 

Ich komme noch einmal auf die Witwenrenten 
zurück. Es gibt 3,9 Millionen Witwenrenten. Zwei 
Drittel der Witwenrenten in der Arbeiterrentenver-
sicherung liegen unter dem Sozialhilfeniveau. Herr 
Minister, im 20. und 21. Rentenanpassungsgesetz 
sind Sie mit der Heckenschere hindurchgelaufen. 
Sie haben die kleinen Renten nicht geschont, wäh-
rend wir eine Konzeption hatten, die, wenn sie auch 
Opfer gefordert hätte, Renten unter 500 DM ver-
schont hätte. Das ist ein großer Unterschied. Das 
werden wir den Rentnern draußen immer wieder sa-
gen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Unsicherheit bleibt. Es ist unvergessen, daß 
es der Bundeskanzler war, der als erste Amtshand-
lung nach der von Ihnen gewonnenen Bundestags-
wahl vorgeschlagen hat, die Renten zu kürzen. Das 
war seine erste Entscheidung, meine Damen und 
Herren. Das ist unvergessen, und das hat bei den 
Rentnern diesen Vertrauensschwund ausgelöst. 

Ich möchte nun zur Familienpolitik kommen. Die 
CDU/CSU hat erreicht, daß Familienpolitik zu ei-
nem zentralen Thema geworden ist. Es gibt keine Si-
cherheit in den 80er Jahren ohne gesunde Familien. 
Die gerechte Familienpolitik ist deshalb für uns ein 
Hauptanliegen. 

Die moderne Forschung hat bestätigen können, 
was die christlichen Kirchen über Jahrhunderte hin-
weg erkannt, beachtet und zu bewahren getrachtet 
haben, nämlich die einzigartige Bedeutung des Fa-
milienlebens für die Entwicklung des Kindes und 
des jugendlichen Menschen. Diese unersetzbare Be-
deutung der Familie wird heute in mancher Hin-
sicht bestritten. Es wird versucht, das Leben in den 
Familien in Funktionen zu zerlegen, die Familien-
mitglieder nur noch als Träger von Rollen anzuse-
hen und zahlreiche Aufgaben auf andere Institutio-
nen zu übertragen. Diese Politik gefährdet die Ein-
heit, die Bedeutung und die Leistungsfähigkeit der 
Familie. Die politische Verantwortung für diese be-
denkliche Entwicklung trägt die Bundesregierung 
und tragen die sie stützenden Parteien, SPD und 
FDP. 

Wir, die CDU/CSU, fordern eine Familienpolitik, 
welche die Familie als Institution schützt, die perso-
nale Lebensgemeinschaft der Eltern und Kinder 
stärkt, ihre Rechte achtet und den Freiraum für die 
Familie fördert. 

Es gibt Meinungsunterschiede darüber, was Fami-
lie ist und welche Aufgaben sie heute zu erfüllen 
hat. Es gibt die sozialistische Grundposition, die ei-
nen weitgehenden Einfluß des Staates und der Ge-
sellschaft auf die Familie fordert, und es gibt die 
christlich-freiheitliche, nach der die Familie einen 
prinzipiellen Vorrang vor Gesellschaft und Staat 
hat. Wir, die CDU/CSU, treten mit Nachdruck ein 
für eine rechtlich starke Stellung der Familie, für 
ihre materielle Absicherung und für eine Verbesse- 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 193. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. Dezember 1979 15337 

Burger 
rung der Beratung und Familienbildung zur Stär-
kung der Erziehungskraft der Familie. 

Trotz ihrer Widerstandsfähigkeit ist die Familie 
heute in eine Situation geraten, die krisenhafte 
Züge trägt. Wir haben uns mit ganzer Kraft gegen 
diese Entwicklung gewandt. Unser Engagement 
wurde von SPD und FDP jahrelang ignoriert. Bei den 
Sozialdemokraten blieb leider ein gewisses altes 
marxistisches Mißtrauen gegenüber der Institution 
der Familie. Doch die Kritik nimmt zu. 

Sehr deutlich wird der 3. Familienbericht. Die 
Gutachter kommen zu dem Schluß, daß die Familie 
in der Bundesrepublik Deutschland in den vergan-
genen Jahren in ihrer gesellschaftlichen Bedeutung 
erschüttert, in ihrer Funktionsfähigkeit geschwächt 
und in ihren wirtschaftlichen Belangen deklassiert 
worden sei. Dieser Bericht, meine Damen und Her-
ren, ist eine vernichtende Absage an die Familien-
politik der Bundesregierung. Der Katalog der Forde-
rungen bedeutet eine Umkehrung der offiziellen Fa-
milienpolitik. Die Gutachter verlangen eine volle 
Anerkennung der gesellschaftlichen Leistungen 
nichterwerbstätiger Mütter; Emanzipation dürfe 
nicht länger mit Erwerbstätigkeit der Frau gleichge-
setzt werden. 

Meine Damen und Herren, das sind schlechte No-
ten für die Bundesregierung. Familienministerin 
Huber ist angeschlagen. Kürzlich noch spottete sie 
über die Opposition, diese wolle sozusagen am ver-
goldeten Zügel die Frau wieder an den Herd locken, 
damit sie sich ausschließlich der Familie widme. 
Dies entspreche, so meint Frau Huber, den alten 
Rollenbildern vom „Mann im feindlichen Leben" und 
„der züchtigen Hausfrau, die drinnen waltet". 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unverschämt-
heit!) 

Auch Schillers „Glocke" macht diese Argumentation 
nicht besser. Frau Minister, lassen Sie doch die 
Frauen getrost selber entscheiden, was sie wollen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweimal wird die Hausfrau benachteiligt: Sie be-
kommt kein Mutterschaftsgeld, und auch bei den 
Kinderbetreuungskosten geht die Hausfrau, die ihre 
Kinder selber betreut, leer aus. 

(Franke [CDU/CSU]: Und drittens ist ihre 
Rente niedriger!) 

— Richtig, auch bei der Rente schlägt sich das nie-
der, was hier versäumt worden ist. 

Diese Gesetze, meine Damen und Herren, schaf-
fen Staatsverdrossenheit. Lautstark meinte Herr Ko-
schnick im Bundesrat, weil die erwerbstätige Mutter 
jahrelang gearbeitet und zum Produktiveinkommen 
beigetragen habe, erhalte sie Mutterschaftsgeld. Als 
ob die Hausfrau und Mutter nicht auch ihren Bei-
trag zum Sozialprodukt leisten würde! 

Familienpolitik muß darauf ausgerichtet sein, Be-
nachteiligungen so weit abzubauen, daß vorhandene 
Kinderwünsche nicht unterdrückt werden, sondern 
verwirklicht werden können. Wer fordert denn 
Staatsprämien, Herr Ewen? Kein Mensch hat sie ge-

fordert. Wer redet denn davon? Was wir wollen, ist 
ein vernünftiger Familienlastenausgleich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn wir über die Kinder sprechen, dürfen wir 
die Sorgenkinder, die Behinderten, nicht vergessen. 
Wir verabschieden heute einen Gesetzentwurf für 
die Contergan-geschädigten Kinder. Diese mate-
rielle Sicherung darf nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß die berufliche Eingliederung dieser mehrfach 
behinderten Menschen besonders schwierig ist. Die 
Sorgen der Eltern dieser Kinder waren sehr groß, 
die beruflichen Möglichkeiten dieser Schwerstbe-
hinderten — das stellt sich jetzt heraus — sind sehr 
problematisch. Ich darf ein Beispiel nennen: 21 
können ohne fremde Hilfe keine Verkehrsmittel be-
nutzen, 31 % können sich nicht allein an- und aus-
kleiden, 31 % beherrschen das Toilettenproblem 
nicht; zwar können 91 % mit der Hand schreiben, 
aber 10% müssen dies mit dem Fuß, mit Hand und 
Fuß oder mit Hand und Mund tun. 

Meine Damen und Herren, Sie können sich vor-
stellen, die Integration dieser Kinder ist außeror-
dentlich schwierig. Herr Minister Ehrenberg, der El-
ternverband hat mir berichtet, daß insbesondere in 
Kreisen der Wirtschaft die Unternehmer allergröß-
tes Verständnis gerade für diese Kinder haben und 
daß ihre Eingliederung dort keine Probleme ge-
schaffen hat, wo sie angenommen werden konn-
ten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Probleme gehen viel tiefer. Wenn wir diesen 
schwerstbehinderten Kindern, diesen Jugendlichen 
helfen wollen, reicht das jetzige Instrumentarium 
nicht aus, Herr Minister. Wir müssen ganz sorgfältig 
darüber nachdenken, wie wir es erreichen können, 
daß diese jungen Menschen, die ebenfalls Glück und 
Selbstverwirklichung suchen, einen Platz finden. 
Wir bleiben jedenfalls an der Arbeit und werden uns 
darum kümmern, wie diese Dinge weitergehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zu den Schwerpunkten unserer Politik in den 
80er Jahren gehört die Verbesserung der wirtschaft-
lichen Förderung und die Entlastung der Familie. 
Der von uns heute eingebrachte Gesetzentwurf über 
die Einführung eines Familiengeldes soll mit Wir-
kung vom 1. Januar 1980 den Müttern für sechs Mo-
nate nach der Geburt eines Kindes monatlich 600 
DM geben. Wir wollen damit die seit dem 1. Juli be-
stehende Ungerechtigkeit gegenüber den Haus-
frauen und den selbständig tätigen Müttern beseiti-
gen. 

Leistungen und Entlastungen für die Familien ha-
ben im Rahmen des von unserem Kanzlerkandida-
ten Franz Josef Strauß am 12. Dezember der Öffent-
lichkeit übergebenen Steuerentlastungsprogramms 
für 1981 eine herausragende Bedeutung erhalten. 
Das Kindergeld soll in einem Jahresvolumen von 
etwa 3 Milliarden DM aufgestockt werden. Damit 
könnten entweder die Kindergeldsätze für das erste 
und zweite Kind um jeweils 20 Mark oder für die 
ersten beiden Kinder um je 15 Mark und ab drittem 
Kind um 30 Mark erhöht werden. Wir werden uns 
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die Entscheidung nicht leicht machen, für welchen 
Weg wir uns entscheiden werden. 

Unter Beibehaltung des steuerlich absetzbaren 
Betreuungsbetrages, der ab 1. Januar 1980 wirksam 
wird, soll ab 1981 ein Steuerfreibetrag von 300 DM 
je Elternteil und Kind je Jahr vorgeschlagen werden, 
der die Familien steuerlich in einer Größenordnung 
von 2,5 Milliarden DM jährlich entlasten soll. 

Damit erfahren die Familien Entlastungen in ei-
ner Größenordnung von etwa 6,25 Milliarden DM 
jährlich, die eine echte Verbesserung des Status der 
Familien darstellen. Diese Verbesserungen sollen 
ergänzt werden durch Vorschläge zur Verbesserung 
der Wohnungssituation und der Wohngeldleistun-
gen, durch gezielte sozialpolitische Maßnahmen 
zum Schutz des ungeborenen Lebens und Konzep-
tionen zum Ausbau der Familienbildung und der be-
ratenden Hilfen für die Familien. 

Meine Damen und Herren, uns kommt es darauf 
an, deutlich zu machen, daß die wi rtschaftliche Absi-
cherung der Familien kurzfristig in Angriff genom-
men wird. Bei dem vorgeschlagenen Steuerfreibe-
trag handelt es sich um einen sehr bescheidenen 
Einstieg, der sozial ausgewogen ist, weil die vorge-
schlagenen Kindergelderhöhungen das größte Ge-
wicht haben. Eines muß aber deutlich herausgestellt 
werden: Die wirtschaftliche Belastung von Familien 
mit Kindern wird im gegenwärtigen Steuerrecht 
nicht angemessen berücksichtigt. Es kann nicht län-
ger hingenommen werden, daß Familien mit Kin-
dern steuerlich genauso behandelt werden wie Ein-
kommensbezieher ohne Kinder, obwohl ihre Le-
bensbedingungen erheblich voneinander abwei-
chen. Dies widerspricht dem Grundsatz der gerech-
ten Besteuerung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich darf zum Schluß 
folgendes sagen: Politik für die Familien ist zum 
zentralen Thema geworden, auch zum zentralen 
Wahlkampfthema. Dies ist gut so. Die Familien stan-
den zu lange im Schatten. Ich darf Ihnen versichern, 
gemeinsam werden CDU und CSU mit Franz Josef 
Strauß auch ausführen, was sie einmütig beschlos-
sen haben, denn die Familie ist die wichtigste Ge-
meinschaft für die Sicherheit der 80er Jahre. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
der Abgeordnete Fiebig. 

Fiebig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Herr Kollege Burger hat die Auseinan-
dersetzung im Grundsätzlichen gesucht, und ich bin 
der Meinung, daß ihm auch im Grundsätzlichen ge-
antwortet werden soll. 

Herr Kollege Burger, ich zitiere eine Stimme, die 
sicherlich unverdächtig ist, wenn es um die Fort-
schritte in der Familienpolitik in den 70er Jahren 
geht. Ich zitiere die Evangelische Aktionsgemein-
schaft für Familienfragen, die am 12. Dezember 
1978 festgestellt hat: 

Das jetzt zu Ende gehende Jahr 1978, das 25. im 
Leben der Evangelischen Aktionsgemeinschaft 

für Familienfragen, hat familienpolitisch mehr 
Veränderungen und Fortschritte gebracht oder 
wenigstens eingeleitet 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: In welche Rich

-

tung denn?) 

als je ein Jahr zuvor. 

(Beifall bei der SPD) 

Und Sie wissen ganz genau, daß das Jahr 1979 ganz 
entscheidende Verbesserungn für die Familien in 
unserem Lande gebracht hat. 

Herr Kollege Burger, ich wende mich ganz grund-
sätzlich gegen Ihre Vorwürfe, eine sozialdemokrati-
sche Familienpolitik bedeute Zersetzung oder Zer-
störung der Familie oder ähnliches. Herr Kollege 
Burger, nehmen Sie es mir bitte ab: Auch wir Sozial-
demokraten kommen aus abendländischen Tradi-
tionen, auch bei uns ist die christliche Tradition zu 
Hause. Schlagen Sie bitte unser Godesberger Pro-
gramm auf, dann werden Sie dort finden, daß sich in 
dieser Partei Menschen zusammenfinden, die ge-
meinsam politische Ziele verfolgen, getragen sei es 
aus dem Geiste der Bergpredigt, sei es aus dem der 
klassischen Philosophie, sei es aus dem des Huma-
nismus. Sie werfen uns vor, wir wollten gegen das 
verstoßen, was über Jahrhunderte und Jahrtausen-
de gewachsen ist. Bitte, Herr Kollege Burger, tun Sie 
das doch nicht! 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Sehen Sie, ich könnte ja nun auch in Ihren Unter-
lagen kramen und könnte etwas hervorholen. So re-
spektiere ich z. B., daß Sie in der Drucksache 8/478 
die Bundesregierung nach der Entwicklung der Be-
völkerung in unserem Lande gefragt haben. Dann 
aber fragt Ihre Fraktion nach der Nettoreproduk-
tionsrate des deutschen Volkes; 

(Lachen bei der SPD) 

Herr Kollege Burger, welch ein Geist spricht aus 
dieser Sprache! 

(Beifall bei der SPD) 

Unter Nr. 12 dieser Anfrage sagen Sie, 

daß die sich zur Zeit abzeichnende Entwicklung 
der deutschen Bevölkerung Anlaß zu größten 
Besorgnissen nicht nur im Hinblick auf Wachs-
tum, Beschäftigung und Gewährleistung unse-
res Systems der sozialen Sicherung, sondern 
den weiteren Weg der Bundesrepublik 
Deutschland und die langfristige Wahrneh-
mung ihrer nationalen und übernationalen Auf-
gaben gibt. 

Herr Kollege Burger, ich frage Sie: Sind denn Kinder 
nur dazu da, wirtschaftliches Wachstum zu sichern? 
Das haben Sie nämlich an die erste Stelle gesetzt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Oder sind Kinder dazu da, die nationalen Aufgaben 
langfristig wahrzunehmen? Nein, Herr Kollege Bur-
ger, Kinder haben für uns eine ganz andere Aufgabe. 
Kinder sind entscheidend für das Glück von Fami-
lien in unserem Lande.  

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Es kommt darauf an, daß sich in unseren Familien 
Liebe und Geborgenheit entwickeln können, daß 
die Menschen da ein Zuhause finden. Und da, so 
meinen wir, kann Politik helfen. 

Das ist z. B. auch eine Frage der Wohnverhältnis-
se. Schauen wir uns doch einmal die schrecklichen 
Wohnsilos mit 12 und mehr Stockwerken an! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Neue Heimat!) 

Wie unmenschlich ist es doch, daß dort Familien mit 
Kindern wohnen. Da müssen wir ansetzen, 

(Demonstrative Zustimmung bei Abgeord-
neten der CDU/CSU) 

damit wir Bedingungen entfalten, unter denen Fami-
lien leben können. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Das war doch sozial-
demokratische Politik! — Weitere Zurufe) 

— Ich glaube, es gibt in der Bundesrepublik sehr 
verschieden regierte Bundesländer, und wir alle ge-
meinsam könnten uns fragen, wer denn in den ein-
zelnen Bundesländern eine solche Wohnungsbau-
politik zu verantworten hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Kollege Burger, nehmen Sie doch bitte, 
wenn Sie die sozialdemokratischen Positionen ab-
fragen, unsere Papiere zur Hand. Ich habe hier ein 
Papier, das wir auf dem Berliner Parteitag einge-
bracht haben. Es trägt den Titel „Grundsatzfragen 
der Familienpolitik" und enthält Diskussionsvor-
schläge zu Fragen der Familienpolitik. Dieses Papier 
wird jetzt in unserer Partei diskutiert und wird auf 
dem nächsten Parteitag im Jahre 1980 vor den Bun-
destagswahlen behandelt. Dann werden wir prüfen, 
welche Vorschläge aus diesem Papier realisierbar 
sind. 

Ich habe Ihnen versprochen, die Auseinanderset-
zung im Grundsätzlichen zu führen. Deshalb zitiere 
ich aus dem ersten Teil dieses SPD-Papiers „Grund-
satzfragen der Familienpolitik”: 

Familie und Ehe sind tragende Formen mensch-
lichen Zusammenlebens. Trotz aller Wandlun-
gen, die sich auch im Bereich der Familie vollzo-
gen haben, sucht der einzelne in der Familie Ge-
borgenheit, Verständnis und verläßliche 
menschliche Beziehungen. Die SPD bejaht die 
Ehe und die Familie und sieht in ihnen erstre-
benswerte Formen des Zusammenlebens. Be-
sondere Aufmerksamkeit sozialdemokratischer 
Familienpolitik gilt dem Kind als dem schwäch-
sten Glied der Gesellschaft. 

Herr Kollege Burger, wenn Sie sich mit uns Sozial-
demokraten auseinandersetzen wollen, dann bezie-
hen Sie sich bitte auf diese Aussagen und erklären 
nicht, wir wollten die Familie durch andere Funktio-
nen ersetzen! Nichts liegt uns ferner als das. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Abg. 
Burger [CDU/CSU] und Abg. Hasinger 
[CDU/CSU] melden sich zu einer Zwischen-

frage) 

Vizepräsident von Weizsäcker: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Hasinger? 

Fiebig (SPD): Herr Kollege Burger, bitte. 

Vizepräsident von Weizsäcker: Wollen Sie die 
Frage des Herrn Abgeordneten Hasinger nicht zu-
lassen? 

Fiebig (SPD): Herr Kollege Burger, bitte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er wählt aus!) 

— Ich habe die Wahl. 

Burger (CDU/CSU): Herr Kollege Fiebig, ich habe 
die Materialien „Grundsatzfragen der Familienpoli-
tik der SPD" sorgfältig durchgelesen. Ich habe mir 
folgenden Satz unterstrichen: 

Sozialdemokraten bejahen den Anspruch der 
Frau und des Mannes auf Selbstverwirklichung 
in der Familie und im Berufsleben. 

Sie fordern im nächsten Satz: 

Gleichberechtigung von Mann und Frau erfor-
dert nicht nur Gleichheit vor dem Gesetz, son-
dern Gleichbehandlung. 

Warum, Herr Kollege Fiebig, sind Sie dann gegen 
das Familiengeld für nichtberufstätige Frauen,  wäh-
rend Sie hier die Gleichbehandlung und die Selbst-
verwirklichung in der Familie fordern? 

Fiebig (SPD): Vielen Dank für Ihre Frage, Herr 
Kollege Burger. Ich will Ihnen eine Antwort geben. 
Sie selbst haben im „Deutschland-Union-Dienst" 
vom 4. Dezember 1979 geäußert: 

Sosehr eine regelmäßige Anpassung des Kin-
dergeldes an die wirtschaftliche Entwicklung 
erforderlich ist, so notwendig erscheint es, mit 
allen Möglichkeiten auszuschöpfen, um dem 
Personenkreis zu helfen, für den Hilfe dringend 
geboten erscheint. 

Nun fragen wir Sozialdemokraten uns, welchem 
Personenkreis zuerst geholfen werden muß, wo die 
schwächsten Punkte in der Familienpolitik sind. Wo 
müssen wir zuallererst einsetzen? Wo müssen wir 
die zur Verfügung stehenden Geldmittel zuerst ein-
setzen? 

Ich gebe Ihnen ein Beispiel aus dem zu Ende ge-
henden Jahr 1979, als wir das Gesetz über die Un-
terhaltsvorschußkassen geschaffen haben. Das war 
für uns eine Priorität, und ich bin stolz darauf, daß 
wir das abhaken konnten. Es ließen sich noch viele 
weitere Punkte finden, wo wir zuerst einsetzen müs-
sen. Ich denke z. B. auch an die vierte Novelle des 
Bundessozialhilfegesetzes. Sie selber haben von den 
Schwerst- und Schwerbehinderten gesprochen. 
Nach diesen Gesichtspunkten geht sozialdemokra-
tische Familienpolitik vor. 

(Abg. Burger [CDU/CSU] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 

- Herr Kollege Burger, die Uhr läuft, und ich 
möchte meine Ausführungen fortsetzen. 

Daher finde ich es nicht gut, daß es z. B. die 
„Stimme der Familie, Mitteilungsdienst des Fami- 
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lienbundes der Deutschen Katholiken" dieses Un-
terhaltsvorschußgesetz — Herr Burger, ähnlich ar-
gumentieren Sie — kritisiert. Zum Schluß wird ge-
sagt: 

Insgesamt gesehen bedeutet das Unterhaltsvor-
schußgesetz einen weiteren Schritt hin auf den 
Sozialstaat. Sosehr diese Hilfe für alleinerzie-
hende Eltern im Grundsatz zu begrüßen ist, so 
darf doch nicht übersehen werden, daß dieses 
Gesetz Eltern die Sorge für ihre Kinder teil-
weise und zeitweilig abnimmt und daß es damit 
weiter die Bereitschaft nährt, den Staat als Er-
satzeltern anzusehen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

So ist es doch wahrhaftig nicht; denn das Unterhalts-
vorschußkassengesetz ist für die Menschen da, wo 
sich der Erzeuger der Kinder in unverantwortlicher 
Weise abgesetzt hat und die Kinder ihrem Schicksal 
überläßt. 

(Beifall bei der SPD) 

Daher kann ich der Stimme der Familie" wahrhaftig 
nicht zustimmen. Da ist mir eine Stellungnahme we-
sentlich sympathischer, die die Evangelische Frau-
enarbeit in Deutschland herausgegeben hat, wo es 
um die Frage geht, wem und welchen Menschen in 
unserem Land von der Familienpolitik zuerst gehol-
fen werden muß. Da wird gefordert: „Unterhaltsvor-
schußkassen des Staates auch für Kinder über sechs 
Jahre." Wir kennen das in der Politik: Bis jetzt haben 
wir drei Jahre, und nun kommt gleich die Forderung, 
das auf sechs Jahre zu erhöhen. Es heißt weiter: 

... Anspruch auf einen Platz in Kindertagesstät-
ten, Anhebung des Kindergeldes allgemein und 
Abschaffung der steuerlichen Benachteiligung 
für Ein-Eltern-Familien. Der inneren Situation 
dieser Ein-Eltern-Familie mit ihren speziellen 
Problemen wurde bisher jedoch zuwenig Beach-
tung geschenkt. Wie viele Schwierigkeiten, mit 
denen vor allem alleinerziehende Frauen zu 
kämpfen haben, machen auch verheirateten 
Müttern zu schaffen, wenn sie berufstätig sein 
wollen: fehlende Teilzeitarbeitsplätze beispiels-
weise, niedrige Löhne, kaum Betreuungsmög-
lichkeiten für Schulkinder usw. 

Herr Kollege Burger, das sind ja die eigentlichen 
Probleme unserer Familien, wenn nämlich z. B. Va-
ter und Mutter nach einem harten Arbeitstag 
abends nervös und gestreßt nach Hause kommen, 
sich eigentlich ihren Kindern widmen müßten, es 
aber nicht können, weil sie viel zu müde sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Oder nehmen Sie das Lohnsystem in unserer 
Bundesrepublik: Da hat man doch wohl grundsätzli-
che Fragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Ich suche die Auseinandersetzung mit Ihnen im 
Grundsätzlichen. — Ich war neulich in der Schacht-
anlage „Heinrich Robert" in meinem Wahlkreis. 
Wenn ein Bergmann unter Tage mit 1800 DM netto 
nach Hause geht, dann stimmt da doch etwas nicht. 
Da müßte in der Politik doch eigentlich angesetzt 
werden! Die Folge ist natürlich, daß seine Ehefrau 

nebenbei arbeiten muß, um das Familieneinkommen 
aufzubessern. Also müssen wir, meine ich, bei ein-
kommensschwachen Familien in unserem Lande 
einsetzen und dürfen nicht mit der Gießkanne übers 
Land gehen 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und denen noch etwas oben draufgeben, die sich so-
wieso aus eigener Kraft helfen können 

(Kuhlwein {SPD]: Das ist nämlich Subsidia

-

rität!) 

und nicht die Hilfe des Staates nötig haben. Hier, 
meine ich, müßten wir doch sehr sorgfältig unter-
scheiden. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch folgendes sa-
gen. Ich meine, der Fraktionsvorsitzende der CDU/ 
CSU-Fraktion müßte auf seine Ausführungen, die er 
am Dienstag gemacht hat, noch eine Antwort der so-
zialdemokratischen Fraktion bekommen. Herr Kohl 
hat davon gesprochen, wir Sozialdemokraten hätten 
die jungen Menschen in unserem Lande ent-
täuscht. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: In der Tat!) 

Ich bin ganz gegenteiliger Auffassung. Wenn man 
fragt: „Wer enttäuscht denn junge Menschen in un-
serem Lander?, dann denke ich z. B. daran, daß die 
jungen Menschen in unserem Lande — ein Glück! 
— sehr kritisch sind und uns Abgeordnete, uns Poli-
tiker sehr kritisch sehen und befragen — ich finde 
das gut so —, daß sie uns fragen, ob wir grundgesetz-
konform handeln, ob wir von Grundwerten ausge

-

hen. Ich finde, da müssen wir uns alle miteinander 
der Kritik der jungen Menschen stellen und versu-
chen, sie für diese Staatsform Demokratie zu gewin-
nen. Was sagen denn wohl die jungen Menschen in 
unserem Lande dazu, wenn z. B. Asylsuchende, die 
aus der Tschechoslowakei zu uns kommen, an der 
bayerischen Staatsgrenze zurückgewiesen werden? 
Da werden doch wohl ihre Hoffnungen und ihre Er-
wartungen an den demokratischen Rechtsstaat ent-
täuscht! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Werner 
[CDU/CSU]: Das ist doch an den Haaren 

herbeigezogen!) 

Ein anderes Beispiel: Wie lange schon wird die 
Frage der Zivildienstleistenden und der Gewissens-
prüfung hin- und hergeschoben, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

weil Sie sich in Ihrer Fraktion nicht einigen können 
und keine Position beziehen? Da werden doch junge 
Menschen enttäuscht, die erleben müssen, daß diese 
Gewissensprüfung alles andere ist als das! 

Jugendpolitik und Familienpolitik haben in der 
sozialdemokratischen Fraktion allerersten Stellen-
wert. Wir sind nicht der Meinung, daß es für junge 
Menschen in diesem Lande keine Entwicklungs-
möglichkeiten gebe. Natürlich wissen wir, daß dies 
schwierig ist, wenn junge Menschen unter einem 
Leistungsdruck stehen und gefordert werden — am 
Ausbildungsplatz, in der Schule —, wenn von ihnen 
erwartet wird, daß sie immer mehr und mehr lernen. 
Ihnen deutlich zu machen, daß auch wir Erwachse- 
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nen einem lebenslangen Lernprozeß unterworfen 
sind, ist nicht immer einfach. Hier den Erwartungen 
junger Menschen zu begegnen, sollte unsere ge-
meinsame Aufgabe sein. Wir sollten nicht so dar-
über sprechen, wie der Fraktionsvorsitzende der 
CDU/CSU-Fraktion das getan hat. 

Wir Sozialdemokraten werden Ihnen im nächsten 
Jahr unsere Beschlüsse zur Familienpolitik vorle-
gen. Ich bin gewiß, daß wir dann — mit der Aus-
gangslage, die wir auf dem Berliner Parteitag ge-
schaffen haben — bestehen können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Eimer. 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Das allgemeine Ziel dieses Haushalts 
ist auch im Einzelplan 15 sichtbar, nämlich Konsoli-
dierung der Ausgaben. Unter diesem Gesichtspunkt 
haben wir größere Steuerentlastungen oder teurere 
Maßnahmen des Familienlastenausgleichs in die-
sem Jahr noch nicht vorgenommen. Dies soll in ei-
nem umfassenden Konzept im Jahre 1981 gesche-
hen, in dessen Rahmen wir Freien Demokraten u. a. 
auch die Erhöhung des Erstkindergeldes wünschen. 
Die Verhandlungen darüber sind noch nicht abge-
schlossen. Aber ich möchte an dieser Stelle eines 
klarstellen: Einkommensgrenzen für Kindergeld 
halten wir nicht für eine gute Sache. Diese Lösung 
sieht nur auf den ersten Blick sozial aus. 

Ich möchte ganz kurz begründen, warum wir das 
für schlecht halten. Gesetzt den Fall, wir erhöhen 
das Kindergeld um 50 DM pro Monat, so macht das 
im Jahr 600 DM netto aus. Jemand, der knapp unter 
dieser Einkommensgrenze ist, hat diese 600 DM; je-
mand, der 1 DM darüber hat, erhält diese 600 DM 
nicht mehr. Wenn man von einem Grenzsteuersatz 
von 40 % ausgeht — und das ist sicher nicht sehr viel 
—, dann muß der, der über dieser Grenze liegt, ca. 
1000 DM im Jahr mehr verdienen, um sein altes 
Nettoeinkommen zu erreichen. Abgesehen vom Bü-
rokratismus bei Einkommensgrenzen wollen wir 
diese Ungerechtigkeit nicht. 

Aber lassen Sie mich zur Debatte über diesen Etat 
zurückkommen. Wir wurden von Ihren Rednern vor 
allem am Dienstag immer wieder aufgefordert zu 
sparen. Franz Josef Strauß tat es mit dem ihm 
eigenen Charme. Er sprach von denen, die sich in 
mit Schulden getätigten Wohltaten sonnen wollen. 

Nun, wir nehmen diesen Aufruf zum Sparen sehr 
ernst. Wer zum Sparen auffordert, muß aber auch sa-
gen, wo gespart werden soll. Sie machen mit Ihrer 
Forderung nach Einführung des Familiengelds das 
Gegenteil. 

Daß auch wir die Berücksichtigung der nichter-
werbstätigen Hausfrauen wollen, hat unser Partei-
vorsitzender Genscher vor kurzem sehr deutlich 
ausgeführt. Aber daß unser Kinderbetreuungszu-
schlag etwas anderes als Ihr Familiengeld ist, hat, 
glaube ich, sehr deutlich Frau Matthäus-Maier dar-
gelegt. Wir wollen eben kein staatlich vorgeschrie-
benes Rollenbild. Die Frau soll sich bei uns frei ent-
scheiden können. Hier decken sich die Forderun-

gen, die Sie, Herr Burger, vorhin aufgestellt haben, 
durchaus mit unseren. Nur sieht die Praxis nach Ih-
rem Gesetz anders aus. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Und das Ver

-

fahren!) 

Wir sind bei diesem Haushalt nicht der Versu-
chung erlegen, uns in mit Schulden getätigten 
Wohltaten sonnen zu wollen. Wir machen keine 
Wahlgeschenke vor dieser Wahl. Der Vorrang in 
diesem Haushalt liegt eindeutig bei der Konsolidie-
rung. 

Ich meine, wer einen Sparappell ernst nehmen 
und wer mit dem Sparen ernst machen will, muß bei 
dem Bereich anfangen, den wir selber bearbeiten. 
Ich kann Ihnen sagen: Wir haben sehr viele Wün-
sche zur Familienpolitik. Wir stellen sie zurück, bis 
eine umfassende Regelung 1981 gewährleistet ist. 

Nun haben Sie ja zu Ihrem Antrag zum Familien-
geld einen Deckungsvorschlag vorgelegt. Abgese-
hen davon, daß Siè in vielen einzelnen Punkten kür-
zen wollen, wo es ohnedies nichts mehr zu kürzen 
gibt, finde ich einen Punkt besonders interessant. Es 
ist der Punkt mit dem Zuschuß für die Bundesanstalt 
für Arbeit. 

Ich hätte kaum Argumente, wenn Sie sagen wür-
den: Wir wollen das streichen und das Geld einspa-
ren und damit den Haushalt konsolidieren. Aber 
was würde denn passieren, wenn Sie recht hätten 
und wir das Geld nicht brauchen würden? Es würde 
ein Haushaltsrest entstehen, den man für den Schul-
denabbau verwenden kann. Aber Sie wollen das, was 
nach Ihrer Meinung möglicherweise als Haushalts-
rest übrigbleibt, gleich wieder ausgeben. Das ist Ihre 
Art zu sparen. Und das nennen Sie Konsolidie-
rung. 

Es gibt noch einige andere rhetorische Tricks, mit 
denen hier Familienpolitik gemacht werden soll. 
Hier denke ich z. B. an die Rede Ihres Parteivorsit-
zenden Helmut Kohl. Herr Kohl zitiert in seinen Re-
den — und viele andere Ihrer Kollegen tun das auch 
— immer wieder den Zweiten Familienbericht. Ich  
gebe ja zu, daß es darin eine Reihe von Aussagen 
gibt, die man als Beispiel dafür verwenden kann, wie 
man Familienpolitik nicht sehen soll und was man in 
der Familienpolitik nicht tun soll. Was ich aber nicht 
richtig finde und was nicht ganz ehrlich und aufrich-
tig ist, ist das, was Sie tun. Sie tun so, als sei dies ein 
Bericht der Bundesregierung. Genau das hat Herr 
Kohl in seiner Rede am Dienstag wieder gesagt. Die-
ser Bericht -- das muß ich eindeutig betonen, und 
das wissen Sie von der Opposition ganz genau — ist 
der Bericht einer unabhängigen Sachverständigen-
kommission, vorgelegt von der Bundesregierung auf 
Grund gesetzlicher Verpflichtungen und nicht ein 
Bericht der Bundesregierung. Das wissen Sie ganz 
genau, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, und Sie wärmen diese falsche Behauptung wi-
der besseres Wissen immer wieder auf. Ich kann Ih-
nen nur empfehlen, lesen Sie mal in der Bibel nach; 
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darin steht der Satz: Du sollst nicht falsch Zeugnis 
reden wider Deinen Nächsten. 

(Beifall bei der FPD und der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das ist auch eine Art, 

den Staat zu verteidigen!) 

Es gibt aber noch andere Formulierungen in den 
Reden der Opposition, und hier will ich wieder Kohl 
zitieren. Er sprach — auch das wird immer wieder 
aufgewärmt —von der Formulierung „Objekt elterli-
cher Fremdbestimmung". Ich frage mich, ob Sie es 
für nötig halten, aus diesem sicher sehr bösen Satz 
ein kümmerliches Dasein als Debattenredner zu fri-
sten. Das ist als Aussage für Familienpolitik zu dürf-
tig, zu wenig. Damit kann man keine Familienpolitik 
machen, sondern nur Angst erzeugen. Ich habe den 
Eindruck, um die Erzeugung von Angst geht es Ih-
nen in erster Linie. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Von uns stammt die-
ser Satz aber nicht!) 

— Ich habe eben schon gesagt, daß auch ich über 
diesen Satz nicht sehr glücklich bin. Aber wenn das 
der einzige Punkt ist, an dem Sie sich immer wieder 
hochhangeln, 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Nicht der einzige!) 

dann finde ich, daß das etwas wenig ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Opposition vermint ganze Gebiete politi-
scher Aktivitäten, nicht nur in der Familien- und So-
zialpolitik, mit Angst, um Unsicherheit zu ernten. 
Dabei hoffen Sie, daß sich die Ängstlichen um die 
Angstmacher scharen. Aus dieser Panikmache 
kommt ein Großteil der Verunsicherung in der Fa-
milie, der sicher da ist. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Das ist unglaublich! 
Das geht wirklich zu weit!) 

Wer hier leichtfertig und vorsätzlich Gefahren für 
und Angriffe auf die Familie an die Wand malt, der 
verunsichert die Familie. Ich will Ihnen ein Beispiel 
sagen. 

Stellen Sie sich einen Wald vor, durch den ein 
Weg geht; alle Menschen sind unsicher und trauen 
sich nicht, diesen Weg zu gehen. Nun gibt es zwei 
Möglichkeiten: die eine Möglichkeit, daß in diesem 
Wald Räuber sind, und die andere Möglichkeit, daß 
es eine Gruppe von gewissenlosen Menschen gibt, 
die das Gerücht verbreiten, in diesem Wald seien 
Räuber. Für die Verunsicherung der Menschen hat 
das die gleiche Wirkung. Die Angst ist die glei-
che. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie  eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Kroll-Schlüter? 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Herr Kollege Eimer, 
kennen Sie eine andere Schriftenreihe als die des 
Ministeriums für Jugend, Familie und Gesundheit, 
in der kritischer und fragender über die Familie ge-
schrieben wird, als in dieser Schriftenreihe? Wenn 
nicht, dann müssen Sie sagen, daß dieses Familien-
ministerium mit viel Geld die Familie ständig verun-
sichert. 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Kollege, Sie wissen ge-
nau, daß die Bundesregierung zu den Familienbe-
richten immer sehr kritisch Stellung genommen hat, 
auch gerade zu dem Zweiten Familienbericht. Das 
können Sie nicht abstreiten. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Das war nicht 
meine Frage!) 

Sie reden immer von der Zerstörung der Familie, 
und durch Ihre Schwarzmalerei zerstören Sie das, 
was Sie zu schützen vorgeben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich frage Sie: Wo zerstören wir denn die Familie? 
Vielleicht bei der elterlichen Sorge? Das behaupten 
Sie immer wieder. Da kann ich Ihnen nur den guten 
Rat geben: Gehen Sie einmal zur Evangelischen 
Aktionsgemeinschaft für Familienfragen! Fragen 
Sie einmal deren Vorsitzenden, Professor Keil, was 
er Ihnen über das Gesetz zur Neuregelung der elter-
lichen Sorge zu sagen hat! Er macht auch Vorwürfe. 
Aber er sagt: Wir machen zu wenig, und wir haben 
uns von Ihnen zu sehr bremsen lassen. Das ist der 
Vorwurf, der von der Evangelischen Aktionsge-
meinschaft für Familienfragen kommt. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Sind Sie denn 
seiner Meinung?) 

Ich frage Sie, wo mißachten wir denn das Eltern-
recht? Da ist mir diese Woche eine Schrift auf den 
Tisch gekommen — Sie müssen sie auch bekommen 
haben — von der Arbeitsgemeinschaft der evange-
lischen Jugend in der Bundesrepublik. Hieraus 
möchte ich Ihnen einige Zitate bringen. 

Da heißt es zum Beispiel: 

Das Gesetz stellt die Förderung der Erziehungs-
fähigkeit der Familie in den Vordergrund ... Es 
ist positiv hervorzuheben, daß der Gesetzent-
wurf die Erziehungsrechte der Eltern im Rah-
men des Grundgesetzes voll wahrt. Darüber 
hinaus ist der Leistungsteil des Entwurfs vom 
Vorrang der Familienerziehung her konzi-
piert ... Insgesamt gesehen stellt der Gesetz-
entwurf die Förderung der Erziehung in der Fa-
milie ins Zentrum der Aufgaben der Jugendhil-
fe. Damit stärkt er die Erziehungsverantwor-
tung der Eltern und unterstreicht gleichzeitig 
den Vorrang der Familienerziehung vor staatli-
cher Einflußnahme. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Nun haben Sie 
doch die Freundlichkeit, und lesen Sie die 

letzte Seite vor!) 

— Ich werde Ihnen noch weiter vorlesen: 

Die EKD hat in ihrer Stellungnahme ausdrück

-

lich betont, daß der Gesetzestext des Entwurfes 
keinen Anlaß zur Besorgnis gibt, daß die Erzie

-

hungsrechte der Eltern durch das Gesetz einge-
engt oder bedroht werden könnten. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Die letzte 
Seite!) 

— Wenn Sie die letzten Seiten ansprechen — — 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Die letzte 
Seite!) 
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— Lassen Sie mich ausreden. Wenn Sie die letzten 
Seiten und die letzte Seite ansprechen: Diese Argu-
mentationshilfe kann ein Beispiel dafür sein, wie 
man gut und sauber argumentiert. Es sind nämlich 
nicht nur die eigenen Stellungnahmen drin, sondern 
auch die Stellungnahmen von anderen Verbänden, 
die Sie angesprochen haben, aber nicht als Meinung 
dieses Verbandes, sondern als Meinungen, die von 
anderen Verbänden geliefert werden. Wenn man 
diese Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft der 
evangelischen Jugend liest, kann man eben nicht 
mehr behaupten, daß wir die Familien zerstören 
würden. 

Wir nehmen es Ihnen ja gar nicht übel, wenn Sie 
in diesen Punkten anderer Meinung sind als wir, 
wenn Sie auf Grund eines anderen Menschenbildes, 
eines konservativen Menschenbildes 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Nein, 
eines Menschenbildes nach dem Grund-

gesetz!) 

eben zu anderen Aussagen, zu konservativen Aussa-
gen kommen. Das müssen wir ertragen, und Kritik 
können wir auch einstecken. Was wir aber nicht er-
tragen, nicht einstecken, ist dies: wir wollen uns 
nicht von Ihnen diffamieren lassen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich meine, meine Damen und Herren, Sie diffamie-
ren hier in Ihren Reden nicht nur die Bundesregie-
rung, nicht nur die Koalition, sondern Sie diffamie-
ren die Politik insgesamt. Das schlägt auf die Glaub-
würdigkeit der Politiker und auf die Glaubwürdig-
keit der Politik zurück. Das Opfer werden wir alle 
sein, nicht nur wir, die wir zunächst vielleicht als 
Ziel gedacht sind. 

Ich habe bereits gesagt, daß die zitierte Schrift ein 
Beispiel dafür ist, wie man in der Kritik auch anders 
vorgehen kann. Diese Schrift gibt uns nicht in allen 
Punkten recht, und das verlange ich auch nicht von 
einem Verband. Hier ist man z. B. anderer Meinung, 
was das Verhältnis von freien zu öffentlichen Trä-
gern angeht. Ich sage Ihnen, auch wir wollen kein 
Übergewicht der öffentlichen Träger. Hier decken 
sich unsere Meinungen. Wir geben zu, daß andere 
besser formuliert haben, was wir in diesem Gesetz 
eigentlich wollen. Wir sind so offen, das anzuneh-
men. Wir werden hier z. B. die Formulierung des 
Deuschen Vereins übernehmen. Wir sind z. B. auch 
der Meinung, daß die Kritik gerechtfertigt ist, wenn 
es darum geht, das Jugendhilfegesetz nicht in das 
Sozialgesetzbuch aufzunehmen. Wir Freien Demo-
kraten werden dem Rechnung tragen. 

Wir sehen auch die Sorge dieser freien Träger, 
daß die Forderung nach Fachlichkeit ehrenamtliche 
Kräfte beeinträchtigen kann. Wir selber sehen diese 
Gefahr zwar nicht, aber wir wollen durch neue For-
mulierungen dafür sorgen, daß eine Fehlinterpreta-
tion nicht mehr möglich ist. 

Ich kann nochmals betonen: Ich möchte Ihnen 
diese Argumentationshilfe, obwohl sie uns nicht in 
allen Punkten recht gibt, als ein Beispiel dafür emp-
fehlen, wie man in Sauberkeit, in Klarheit und in 
Aufrichtigkeit der Darstellung argumentieren kann, 
als Beispiel dafür, wie man mit anderen Meinungen  

umgeht, als ein Beispiel, das sich gerade die Opposi-
tion zu Herzen nehmen sollte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich glaube — und das muß ich nochmals betonen —, 
es würde uns allen helfen, vor allem der Glaubwür-
digkeit der Politik und der Politiker. Das haben wir 
alle — Sie und wir —, glaube ich, bitter notwen-
dig. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Aber Sie 
noch mehr!) 

Lassen Sie mich schließen mit ein paar Worten 
zum Hilfswerk für das behinderte Kind. Dieser Ge-
setzentwurf wurde hier vor etwa einem Monat in 
erster Lesung beraten und von allen Fraktionen be-
grüßt. Meine damalige Hoffnung auf eine zügige Be-
ratung hat sich erfüllt. Wir begrüßen die Aufstok-
kung um 170 Millionen DM und bitten Sie, dem Ge-
setz und dem Haushalt zuzustimmen.  

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
die Frau Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit. 

Frau Huber, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das Merkwürdige an dieser Haushaltsde-
batte ist, daß es über lange Strecken hier gar nicht 
um den Haushalt 1980 ging oder geht. Der Bürger 
hat ja eigentlich ein Recht darauf, zu erfahren, wie 
die Entwicklung gewesen ist, die zu den neuen Zah-
len im Haushalt. 1980 geführt hat, wo die Schwer-
punkte sind und wie sie finanziert werden. 

Aber noch ehe wir hier heute zur Behandlung des 
Haushalts Jugend, Familie und Gesundheit gekom-
men sind, hat Herr Strauß eine Pressekonferenz 
zur künftigen Steuer- und Familienpolitik ge-
macht 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die tut Ihnen 
wohl weh!) 

— die tut mir gar nicht weh; das werden Sie gleich 
sehen —, um der Offentlichkeit das zu erzählen, was 
er im Plenum am Dienstag ausgelassen hat. Ich mei-
ne, der Zweck des 16,6-Milliarden-Programms — das 
in Wirklichkeit mindestens 17,5 Milliarden DM ko-
stet, und zwar ohne Familiengeld — war offensicht-
lich der, unsere sachliche Debatte hier zu verdun -
keln und die These zu untermauern, daß die Familie 
seit Bestehen der sozialliberalen Koalition im Ab-
seits ist. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das ist 
nachweisbar!) 

Abgesehen von der Frage, welches Risiko solche 
Summen für einen Staatshaushalt bedeuten, der 
seine Kredite zurückfahren will, muß man das 
Strauß-Papier aber richtig lesen, und Herr Burger 
hat es ja auch hier behandelt. Beim Lesen erkennt 
man, wem es nützen soll, wem es mehr und wem es 
weniger nützt. 

Am Schluß des Textes sind nämlich vier ganz kon-
krete Beispiele beigefügt. Danach hat der hier ge-
nannte Industriearbeiter mit 3 300 DM Einkommen 
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durch Steuerersparnis und Kindergeldanhebung 
1386 DM jährlich mehr im Portemonnaie, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Na 
also!) 

ein verheirateter Angesteller mit 4 000 DM Einkom-
men 1 505 DM mehr und ein Rechtsanwalt mit 
80 000 DM Gewinn 1 936 DM mehr. 

Die Beispiele sind so gewählt, daß der Unter-
schied zwischen dem Arbeiter und dem Rechtsan-
walt nur 650 DM beträgt, 650 DM, die der Anwalt 
mehr hat. Aber wenn man ganz genau hinschaut, 
sieht man, daß der Arbeiter in diesem Beispiel drei 
Kinder hat, der Angestellte zwei Kinder und der 
Rechtsanwalt ein Kind. Das muß man in die rich-
tigen Relationen bringen, dann sieht man die wirk-
lichen Unterschiede. 

Das Schwergewicht der vom Kanzlerkandidaten 
der Union geplanten Steuerentlastung liegt zwi-
schen 60 000 DM und 120 000 DM Einkommen und 
dann beim progressiv wirkenden steuerlichen Kin-
derfreibetrag. 

Bei den Kindergeldanhebungen weiß man nicht 
so genau, was man will. Einmal lautet die Alterna-
tive: nur für das erste und das zweite Kind, dann be-
zieht man sich wieder deutlicher auf die große Fami-
lie. 

Herr Strauß hat am Dienstag seine guten Bezie-
hungen gerade zu den ärmeren Bevölkerungskrei-
sen betont. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Frau Mi-
nister, das hat Sie offenbar gestört!) 

Ich persönlich glaube nicht, daß er denen schon er-
klärt hat, wie der steuerliche Kinderfreibetrag 
wirkt. 

(Beifall bei der SPD - Dr. Stark [Nürtingen] 
[CDU/CSU]: Das hat Sie offenbar gestört!) 

— Nein, das hat mich nicht gestört; denn ich weiß, 
daß wir eine Antwort darauf haben, die wir gerade 
den ärmeren Familien gut vorlegen können. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie ha-
ben keine Antwort!) 

Es nehmen sich solche sozial klingenden Floskeln 
merkwürdig aus, wenn sie gerade an diejenigen 
adressiert sind, die wirklich etwas für die Familien 
getan haben, die besonderer staatlicher Hilfe bedür-
fen. Noch nie hat es einen Haushaltsplan gegeben — 
auch Herr Fiebig ging schon darauf ein —, in dem al-
les in allem soviel Leistungen für die Familie veran-
kert waren wie in diesem. Das geschieht nicht nur 
im Einzelplan 15. Der Einzelplan 15 steigt um 58 %, 
wenn man das Kindergeld ausklammert. Aber auch 
beim Kindergeld werden wir noch Erhöhungen be-
kommen; denn wir wissen jetzt, daß wir beim Kin-
dergeld eine Nachforderung noch für dieses Jahr in 
Höhe von 70 Millionen DM erhalten werden. 

Die kräftigen Kindergelderhöhungen für die 
Mehrkinderfamilie — 200 DM ab dem 3. Kind — 
sind noch kein Jahr in Kraft, die Erhöhung des 
Zweitkindergeldes knapp ein halbes Jahr, ebenso 
der Mutterschaftsurlaub. Die von Bund und Ländern  

gemeinsam getragene Unterhaltskasse, aus denen 
allein erziehenden Eltern mit Kindern unter sechs 
Jahren geholfen werden soll, tritt erst am 1. Januar 
1980 in Kraft. Die Heizölkostenzuschüsse für Fami-
lien mit kleinen Einkommen werden in diesem Win-
ter beantragt werden können. Heute stocken wir die 
Mittel für das Hilfswerk für behinderte Kinder 
auf. 

Im Einzelplan 15 stellen wir auch mehr Mittel be-
reit, um die Familien der Aussiedler, Zuwanderer, 
Flüchtlinge zu unterstützen, um deren Kindern die 
notwendigen Hilfen zu geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Bitte qualifizieren Sie diese wichtigen Hilfen nicht 
ab, wie Sie das gerade getan haben. 

Wir wissen selbst, daß es immer noch eine Menge 
zu tun gibt, auch nach diesem Haushaltsplan. Aber 
das, was ich hier vorgetragen habe, sind konkrete 
Verbesserungen, die gerade angelaufen sind oder in 
wenigen Tagen in Kraft treten, während wir doch 
das ganze Jahr über von der Opposition — angefan-
gen von der Dynamisierung und Kapitalisierung des 
Kindergelds über das Erziehungsgeld und Familien-
geld bis zu den Steuerfreibeträgen — immer Neues 
und Unterschiedliches gehört haben, und zwar in ei-
ner Größenordnung zwischen 4 Milliarden DM und 
20 Milliarden DM. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das ist 
notwendig, aber das haben Sie nicht er

-

kannt!) 

Da halte ich es schon mit dem Kommentator, der 
gestern in einer Tageszeitung schrieb, man sollte 
mit Versprechungen vorsichtig sein. Wir, so möchte 
ich sagen, geben uns jedenfalls ganz große Mühe, ein 
verkraftbares Steuer- und familienpolitisches Paket 
für 1981 vorzulegen. 

Heute nun, meine Damen und Herren, gilt es, Bi-
lanz zu ziehen. Prüfen wir die hier von den Herren 
Strauß und Kohl gemachten Vorwürfe, daß es der 
Familie seit dem letzten Jahrzehnt schlechter 
gehe! 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Die Familie eines Industriefacharbeiters mit drei 
Kindern hatte 1969 einen durchschnittlichen Brutto-
verdienst von 1 182 DM. Das machte minus Steuern 
und Sozialabgaben 967,83 DM netto. Dazu kam Kin-
dergeld in Höhe von 75 DM und eventuell Wohn-
geld, je nach Wohnung, in Höhe von 22 DM. Kein 
BAföG. Alles zusammen also höchstens 1 064,83 DM 
netto. 

Die gleiche Familie verdient 1979 brutto 2 620 
DM, nett o 1 904,35 DM und erhält dazu 350 DM Kin-
dergeld und 12 DM Wohngeld, zusammen 2 266,39 
DM. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Und was 
kostet ein Kind?) 

Das sind brutto 112 To  mehr, real 28,6 % mehr. Und 
wenn ein Kind in Ausbildung ist, können heute 
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224 DM BAföG hinzukommen. Das ist dann ein rea-
les Mehr von 44,2 %. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Stark, 
Frau Minister? 

Frau Huber, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Vor der Mittagspause möchte noch 
Frau Kollegin Verhülsdonk von der CDU/CSU- 
Fraktion reden. Ich bitte daher um Entschuldigung, 
daß ich keine Zwischenfrage zulasse. 

Es ist gar nicht zu übersehen, daß neben der Lohn-
steigerung gerade die Kindergelderhöhung nach 
Ablösung der alten Steuerfreibeträge einen nicht 
unerheblichen Teil der Gesamtverbesserung für die 
Familie ausmacht. Das sind Summen, von denen frü-
here CDU-Minister im Familienressort nicht einmal 
träumen konnten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenig ehrlich und überzeugend fand ich in der 
Rede von Herrn Kohl am Dienstag die Passage, wo 
er sagte, daß Familienpolitik keine Bevölkerungs-
politik sei. Aber genau zwei Zeilen später hat sie da-
mit dann doch wieder etwas zu tun; dann klingen 
wieder die Renten an. Ich möchte Ihnen sagen, daß 
sich bei uns die Produktivität zwischen 1960 und 
1978 um fast 100 %, genau um 92 %, gesteigert hat. 
Das heißt, daß die mögliche Höhe der Sozialbeiträge 
und auch die mögliche Rentenleistung doch nicht al-
lein von der Kopfzahl abhängen. Außerdem wird 
wohl kein junges Paar moralischen Appellen folgen, 
die so vordergründig auf spätere Rentenzahler ab-
zielen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kohl hat dann ja auch Herrn Strauß darin zu-
gestimmt — und dem kann man wohl zustimmen —, 
daß eine ausschließlich materielle Zuwendung 
keine Wende in der Familienpolitik herbeiführen 
werde. Aber was fordern Sie? In Ihrem Änderungs-
antrag auf Drucksache 8/3485 und dem neuen 
Strauß-Papier geht es um Geldleistungen und nicht 
um neue Konzepte. Und Herr Biedenkopf hat uns 
noch nicht einmal gesagt, ob er seine Frühjahrsmei-
nung geändert hat oder nicht, daß der Staat die Mut-
ter für das Zuhausebleiben eigentlich nicht bezah-
len kann. 

Zu den mit dem Änderungsantrag verbundenen 
Einsparvorschlägen brauche ich nicht viel zu sagen, 
weil sich damit meine Kollegen beschäftigt haben, 
insbesondere Herr Ehrenberg. Aber auch ich finde, 
daß am selben Tag in einer Debatte, in der die 
Arbeitslosigkeit als große Gefahr hervorgehoben 
wird, nicht gleichzeitig vorgeschlagen werden kann, 
ausgerechnet aus der Reserve, die die Arbeitslosig-
keit abfangen soll, 440 Millionen DM zu streichen. 
Da spricht man mit zwei Zungen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zur Sache selbst habe ich schon in ausführlicher 
Debatte Stellung genommen. Wir werden es am  

17. Januar 1980 wieder tun, wenn die große familien-
politische Debatte auf der Tagesordnung steht. 

Auch wir sind für eine gesunde Familie, wie die 
Opposition sie gefordert hat. Aber die Geburtenrate 
ist nun einmal kein Handelsobjekt. Im übrigen läßt 
sich die Familie nicht leicht bevormunden und irre-
führen, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

weder durch eine politisch-moralische Offensive in 
Richtung Bevölkerungspolitik noch durch Zitate aus 
dem Zweiten Familienbericht. Dazu hat Herr Eimer 
ja gerade etwas gesagt. Wenn wir diese vom Parla-
ment in Auftrag gegebenen Berichte nicht veröf-
fentlicht hätten, hätten wir uns doch sicher ebenfalls 
Kritik eingehandelt. Wir dachten, wir müßten auch 
als Regierung Kritisches ertragen; denn solche Dis-
kussionen helfen weiter, und das wollen wir. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Und Sie 
müssen daraus die Folgerungen ziehen!) 

— Aber ich habe schon siebenmal gesagt, daß das 
keine Berichte der Bundesregierung sind. 

Was im übrigen meine Zeit und die Frage angeht, 
womit ich mich beschäftigt habe: Das Dementi im 
Zusammenhang mit dem von Herrn Kroll-Schlüter 
geforderten Rücktritt hat mich ganze drei Minuten 
gekostet. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Und wieviel 
hat Sie „Der Spiegel" gekostet?) 

— Bis auf die Erwiderung, die gerade erschienen ist, 
hat er mich keine Zeit gekostet. 

Aber ich möchte mich bei Herrn Glos bedanken, 
der in einem sehr fairen Brief an das „Handelsblatt" 
die wirklichen Gründe aufgeführt hat, warum der 
Berichterstatterwechsel stattgefunden hat. Herr 
Glos hat mir eine Kopie dieses Briefes überreicht. 
Sie  können den Brief einsehen. Damit sind die Be-
hauptungen von Herrn Rose heute morgen wohl aus 
der Welt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Regierung will der Familie helfen. Das gilt 
auch für das Sorgerecht und für das Jugendhilfe-
recht. Sie bestreitet nicht, daß es Probleme gibt. Man 
muß sich bemühen, sie nicht nur mit ungezielten Zu-
schüssen zu lösen. Ich will z. B. nicht die Tatsache 
verharmlosen, daß es psychisch Kranke und Dro-
genabhängige gibt. Aber das ist eben kein typisches 
Phänomen für arme Familien, oft ist das Gegenteil 
der Fall. 

Wenn also Milliarden ausgegeben werden sollen: 
Wo bleibt der richtige Denkansatz? Hier erbitten 
wir noch Ihre Vorschläge; denn wir glauben: Das 
sind Themen, die wir ruhig gemeinsam angehen 
sollten. ' 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Da kommt 
nichts!) 

Ein Teil der Jugend ist sicherlich von der Politik 
enttäuscht, weil Politik heute schwierig und wenig 
faszinierend ist. Aber Sie können doch wohl nicht 
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Bundesminister Frau Huber 
behaupten, daß die gesamte Jugend mit vollen Se

-

geln nun zur CDU übergelaufen ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Unbestreitbar richtig ist, daß wir uns mehr um die 
Jugend kümmern müssen. Deshalb sind z. B. in mei-
nem Haushalt die Mittel für den Bundesjugendplan 
1980 um 14 % aufgestockt worden. Wir wollen nicht, 
daß unsere Jugend in Schule und Betrieb nur noch 
erbarmungslosen Konkurrenzkampf erfährt. Wir 
müssen ihr einen eigenen Spielraum lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir dürfen auch nicht nur Abziehbilder von uns 
selbst produzieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Der Fünfte Jugendbericht — Herr Rose, den ha-
ben Sie vielleicht nicht oder nicht genau gelesen 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Doch, genau!) 

— dann haben Sie vielleicht nicht genügend darüber 
nachgedacht — ist sehr differenziert und kritisch. 
Aber er muß kritisch sein. Dafür ist er bestellt, und 
das ist sein Sinn. 

Wir wollen auch den Frauen eine Chance geben 
und uns nicht nur verbal zur Emanzipation beken-
nen, sondern dazu beitragen, daß die Frauen Fami-
lienaufgaben und Beruf besser vereinbaren können. 
Daran arbeitet der im Sommer in meinem Hause 
neu eingerichtete Arbeitsstab Frauenpolitik, 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Das hätten Sie 
selber machen müssen!) 

übrigens auch unter Beteiligung einiger Männer. Er 
ist wie ich der Auffassung, daß Emanzipiertsein kein 
Merkmal von Erwerbstätigkeit ist, sondern eine 
Geisteshaltung, die auch der Kindererziehung zu-
gute kommt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Werner 
[CDU/CSU]: Das haben wir schon immer 

gesagt!) 

Herr Burger, Sie sagen: „Lassen Sie doch die 
Frauen sich selbst entscheiden!" Das ist genau das, 
was ich über hundertmal hier und anderswo schon 
gesagt habe. Lassen Sie doch die Frauen sich selbst 
entscheiden! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Frau Dr. 
Wex [CDU/CSU]: Sie müssen es mal durch-

setzen!) 

Ich finde es auch nicht fair, daß Herr Rose aus ei-
ner kürzlich von mir in Wien gehaltenen Rede, die 
ausgesprochen kinderfreundlich war, 

(Franke [CDU/CSU]: Meinen Sie!) 

hier zusammenhanglos eine Passage zitiert hat. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Haben Sie es gesagt 
oder nicht?) 

Nach meiner Auffassung gibt es keinen Gegensatz 
zwischen Emanzipation der Frau und der Vermitt-
lung familiärer Geborgenheit. Wir haben kein ein-
seitiges Leitbild. Wir wollen keine Bevorzugung der 

berufstätigen Frau, aber wir wollen auch keine Be-
nachteiligung der berufstätigen Frau. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Lesen Sie 
doch mal Ihr eigenes Programm: „Die volle 
Erfüllung kommt erst im Erwerbsleben"!) 

Wir wollen auch Hilfen für die berufstätige Mutter. 
Daß das nun eine neue Form von Klassenkampf sein 
soll, halte ich für eine absurde Idee. Ich bin sehr ge-
spannt, was die Damen der CDU/CSU zu diesem 
Thema sagen werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe immer erklärt, daß Familienpolitik nur 
ein Maßnahmenbündel sein kann, Hilfe für die 
große Familie, Hilfe für alleinerziehende Eltern, Hil-
fen für Eltern in schwierigen Lagen, z. B. Eltern mit 
behinderten Kindern, und Hilfen für alle Eltern, so, 
wie wir sie in unserem neuen Steuer- und Familien-
programm vorsehen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Sie sprechen mit 
zwei Zungen!) 

Aber auch die Aufklärung, meine Damen und 
Herren, ist nötig. Die Anzeigen, die hier kritisiert 
worden sind, entsprechen genau dem Wortlaut un-
serer Broschüre „Familie ist jeder für jeden". Diese 
Broschüre wird so stark bestellt, daß wir den Bestel-
lungen gar nicht nachkommen können. 

Ich lese Ihnen einige dieser Besteller vor. Es ist 
bestellt worden: von der Regierung Oberbayerns für 
alle Jugendämter, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr gut!) 

vom Bayerischen Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus für Elternbeiratsvorsitzende, 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

von der CSU-Frauen-Union und von der CDU-Frau-
en-Union für die Bundesebene und alle Landfrauen-
vereinigungen, vom saarländischen Kultusminister 
für alle Schulen, 

(Sehr gut! bei der SPD) 

vom niedersächsischen Kultusminister für alle Ju-
gendämter, vom Ernährungsminister von Schleswig-
Holstein für alle Landwirtschaftsschulen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Altpapier!) 

und vom Kultusminister von Rheinland-Pfalz für 
drei Bezirksregierungen — allein in diesem einen 
Land, um Ihnen einmal eine Zahl zu nennen, 203 000 
Exemplare. Wir können gar nicht genug nachdruk-
ken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Haben Sie 
auch nachgeprüft, was die damit machen?) 

Meine Damen und Herren, wir müssen uns aber 
vor Augen halten, daß unsere Politik über das hin-
aus, was sie zum Ausgleich aus Gerechtigkeitsgrün-
den an Zuschüssen gibt, auch Mittel für spezielle 
Aufgaben bereitstellen muß, für Elternbildung und 
-beratung, für Einrichtungen, auch modellhafte, im 
Gesundheitsbereich, für eine bessere Therapie z. B. 
psychisch Kranker und Drogenabhängiger, aber 
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auch für Aufklärung und Forschung sowie für viele 
Institutionen und Verbände, die im Bereich Jugend, 
Familie, Altenförderung unersetzliche Arbeit tun. 

Herr Kollege Sayn-Wittgenstein hat heute mor-
gen gesagt, er behandle den Abschnitt Gesundheit 
nicht, weil keine Initiativen aus unserem Hause ge-
kommen seien. Dazu muß ich sagen, daß entspre-
chend der Arbeitsteilung in der Regierung von uns 
sehr wohl Initiativen gekommen sind. Ich will nur 
einige Stichworte nennen. Ich erinnere an die stark 
besuchte und auch von den Fraktionen des Deut-
schen Bundestages wahrgenommene Große Krebs-
konferenz. Ich erinnere an das wichtige Betäubungs-
mittelgesetz, an das umfassende Chemikaliengesetz, 
an das Apothekengesetz und an zahlreiche Novel-
lierungen bei den Gesundheitsberufen. 

(Zuruf des Abg. Prinz zu Sayn-Wittgen-
stein-Hohenstein [CDU/CSU]) 

— Ja, natürlich ist das unser Auftrag. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Das ist doch eine Wiederauf-
lage gewesen! Das haben doch nicht Sie ge-
macht! Das ist doch schon einmal vor vier 
Jahren hier im Plenum gewesen! Und das 
Chemikaliengesetz kommt nicht! Die 
Krebskonferenz ist Ausfluß unserer Initia-
tive gewesen! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Es ist nicht wichtig, ob hier schon früher einmal 
jemand eine Idee gehabt hat. Wichtig ist, daß ein Ge-
setzentwurf auf den Tisch kommt und auch verab-
schiedet wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

Wir beanspruchen gar nicht für alles die Urheber-
schaft. Ich habe an diesem Pult schon mehrfach ge-
sagt: Wir würden uns freuen, wenn gerade im Be-
reich von Jugend, Familie und Gesundheit vieles ge-
meinsam möglich wäre. Das wiederhole ich hier. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zum Schluß möchte ich einen kleinen Abschnitt 
wieder der Familienpolitik widmen, weil diese hier 
heute das übergeordnete Thema ist 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Der 
Herr Bundeskanzler hat sich dazu so klug 

geäußert!) 

Ich will mich jetzt auf einen Artikel beziehen, der 
gerade in der neuesten Zeitschrift des Kinder-
schutzbundes erschienen ist. Daraus zitiere ich zwei 
Passagen. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Können Sie hier 
auch mal etwas Eigenes sagen?) 

Das deckt sich mit meinen Vorstellungen. Weil Sie 
immer meinen, wir seien so einseitig eingefärbt, ist 
es vielleicht gut, wenn ein Verband einmal Ähnli-
ches sagt wie wir. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Sie sollten et-
was durchsetzen und nicht immer etwas 

vorlesen!) 

— Ich lese jetzt zum erstenmal in meiner Rede ein 
Zitat vor; ich denke, das muß mir gestattet sein. Der 
Kinderschutzbund sagt in dem Artikel: 

Wer auf materiellen Wohlstand, auf einen oft 
sogar luxuriösen Lebensstil, auf die Erzielung 
eines immer höheren Einkommens zur Finan-
zierung des ständig wachsenden Lebensstan-
dards fixiert ist, ... 

(Hasinger [CDU/CSU]: Was lesen Sie jetzt 
vor?) 

— Ich lese jetzt aus einem Artikel aus der neuen 
Zeitschrift des Kinderschutzbundes vor. — 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Bravo! — Kroll

-

Schlüter [CDU/CSU]: Da ist der Präsident 
zurückgetreten!) 

— Er ist nicht der Autor. — Ich fahre fort: 

... fixiert ist, für den ist jedes Kind ein „Opfer". 
Es muß bezweifelt werden, ob jemand deshalb 
eine positive Einstellung zum Kind findet, wenn 
der Staat ihm die entstehenden Kosten erstat-
tet, d. h. ihn in die Lage versetzt, seine Konsum-
bedürfnisse trotz Kind zu befriedigen. 

... Solange es sich bei der Diskussion, die um 
die Vermehrung der Geburtenziffern geführt 
wird, ums Geld dreht, solange sich der einzelne 
in seinen Entscheidungen für oder gegen das 
eigene Kind an der ebenso platten wie verbrei-
teten Existenzphilosophie der Bundesrepublik 
— nämlich Wachstum, Wohlstand — orientiert 
und solange Kinder in der politischen Perspek-
tive zu Objekten „zukunftsorientierter Fami-
lienpolitik", zur Sicherung von Produktion, Ren-
tenfinanzierung und Wehrbereitschaft abge-
wertet werden, so lange kommen wir keinen 
Schritt weiter. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das Ja zum Kind, meine Damen und Herren — 
das sagen wir mit dem Kinderschutzbund, obwohl 
wir auch dessen berechtigte Wünsche nicht alle auf 
einmal erfüllen können —, muß immaterielle Wur-
zeln haben. Kinder sind unverzichtbarer Teil des 
menschlichen Lebens. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Das ist CDU/ 
CSU-Programm!) 

Sie sind erlebbares Lebensglück und erlebbarer 
Lebenssinn. 

Der Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit — ist nur das Spiegelbild 
unserer gezielten Bemühungen, die Familie und die 
Jugend ohne Bevormundung immer stärker zu un-
terstützen, am meisten dort, wo es am meisten not-
tut. 

Ich bedanke mich bei den Berichterstattern, bei 
den Mitgliedern des Haushalts- und des Fachaus-
schusses und auch bei meinen eigenen Mitarbeitern 
und wünsche mir Zustimmung zu meinem Einzel-
plan. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Meine Damen 
und Herren, da wir mit dem Zeitplan stark im Rück- 
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stand sind, bitte ich Sie um Verständnis, daß ich jetzt 
noch die nächste Wortmeldung berücksichtige, be-
vor wir in die Mittagspause eintreten. Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Verhülsdonk. 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Frau Minister Huber, 
seit Jahren tragen Sie hier Leistungs- und Erfolgsbi-
lanzen vor. Wundern Sie sich eigentlich nicht dar-
über, daß draußen in den Familien die Probleme 
wachsen, während Sie hier 'immer wieder Erfolge 
verkünden? Fragen Sie sich nicht manchmal selbst, 
warum die Familienpolitik in den Mittelpunkt des 
allgemeinen Interesses getreten ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Tatsache müßte Sie doch langsam einmal er-
schüttern. Zwischen dem, was Sie in Ihren Reden sa-
gen, und Ihrer Politik kann man keine Übereinstim-
mung finden. 

Es hat sich heute morgen hier erwiesen, daß es 
tatsächlich grundsätzliche Differenzen in diesem 
Hause und, so muß man wohl sagen, in der gesamten 
Gesellschaft über die Frage gibt, was der Familie 
heute nottut. Ich will mich deshalb hier mit grund-
sätzlichen Fragen beschäftigen. 

Von dem ersten deutschen Bundespräsidenten, 
Theodor Heuss, stammt der Satz, daß die Familie 
wohl die letzte noch einigermaßen intakte mensch-
liche Reserve gegen die völlige Verstaatlichung und 
die reine Verberuflichung des Menschen ist, gegen 
seine Verameisung, die auch Vereinsamung werden 
kann. 

(Zuruf von der SPD: Da haben Sie aber noch 
regiert!) 

— Heuss sagt ja: die letzte noch intakte Reserve. Als 
wir regierten, war das auch noch so. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Heute kann niemand mehr daran zweifeln, daß die 
von Heuss genannten. Gefahren bestehen, gegen die 
die Familie den Menschen schützen soll. Nichts 
wird uns vor dem Ameisenstaat bewahren, wenn es 
uns nicht gelingt, Inseln der Geborgenheit, Inseln 
der Einübung in das soziale Miteinander zu erhal-
ten. Wie sich in der Geschichte erwiesen hat, gibt es 
keinen besseren Ort als die intakte Familie für die 
Vermittlung von Liebe, Vertrauen und Treue — Tu-
genden, die unsere kalte, bürokratische Massenge-
sellschaft nötiger hat als je zuvor. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Erkenntnis findet heute in unserer Gesell-
schaft breite Zustimmung, gerade auch bei den jun-
gen Menschen. Denn sie deckt sich mit den Erfah-
rungen der Menschen. Wenn Familienpolitik dem 
Menschen und damit dem Staat und der Gesell-
schaft dienen soll, muß sie darauf angelegt sein, die 
Autonomie der Familie und ihren Zusammenhalt 
zu stärken. Genau das Gegenteil aber ist seit Jahren 
geschehen. 

Herr Kollege Fiebig, Sie haben sich heute morgen 
hier gewaltig erregt und das alles bestritten. Sie ha-
ben bestritten, daß es Verwirrung und Verunsiche-
rung in den Familien in diesem Lande gegeben hat. 

Wie können Sie das aufrechterhalten, wenn Sie sich 
einmal die Gesamtbilanz und die gesellschaftliche 
Diskussion vor Augen führen? 

Ich weiß — wir haben es ja eben wieder von Frau 
Huber gehört —, man hört und liest in letzter Zeit 
eine Menge regierungsamtlicher und auch aus dem 
Lager der SPD kommender Erklärungen zur Familie 
und ihrer Bedeutung und zur Familienpolitik, die 
manchmal aus der Feder der Opposition stammen 
könnten. Besonders Frau Huber übt sich in solchen 
Äußerungen — jeweils vor dem geeigneten und ge-
neigten Publikum, etwa den Familienverbänden. 
Das sind wohl die Pflichtübungen zur Sympathie-
werbung, die man da machen muß. Die Wahrheit 
aber ist, daß sich die materielle Situation der Familie 
nicht verbessert hat, daß die Defizite, vor allem bei 
den Mehrkinderfamilien und bei den Familien mit 
behinderten Kindern, ständig größer werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schwarz 
[CDU/CSU]: Seit 1969 geht es bergab!) 

Das hat Ihnen die Sachverständigenkommission im 
Dritten Familienbericht mit nicht zu übertreffender 
Deutlichkeit ins Stammbuch geschrieben. 

Diese Kommission zieht aus ihrem Befund auch 
klare Konsequenzen. Sie fordert mit Nachdruck 
eine neue Zielrichtung der künftigen Familienpo-
litik. Ich nenne hier nur die beiden markantesten 
Forderungen: Maßnahmen zur Beeinflussung des 
generativen Verhaltens unter der Zielsetzung der 
Erhaltung der Bevölkerungszahl und als einen Lö-
sungsweg zu diesem Ziele Maßnahmen zur höheren 
Bewertung der Familienhausfrau durch den Staat. 
Die Bilanz des Dritten Familienberichts macht deut-
lich, wie es sich jetzt rächt, daß diese Bundesregie-
rung nie ein umfassendes Konzept für die Familien-
politik hatte, 

(Schwarz [CDU/CSU]: Sie will ja keines!) 

daß nie versucht wurde, ressortübergreifend die 
Probleme der Familie anzugehen. 

Aber wie sollte sie auch ein Konzept entwickeln! 
Wenn man hier die Kollegen von der FDP hört, etwa 
den Kollegen Eimer, wird einem schon sehr deut-
lich, daß es in dieser Koalition die gleichen Differen-
zen in diesen Fragen gibt, wie wir sie mit der SPD 
haben. Und offensichtlich ist auch innerhalb der 
SPD ein gemeinsames Konzept für die Familie nicht 
ohne weiteres durchsetzbar. Das zeigt die Tatsache, 
daß die Wehner-Kommission mehrere Vorschläge 
vorgelegt hat, unter denen man jetzt erst einmal aus-
wählen soll und über die erst eine Auseinanderset-
zung stattfinden muß. 

(Hauck [SPD]: Das ist doch Demokratie, Lö

-

sungen zu finden! — Weitere Zurufe von 
der SPD) 

— Liebe Leute, wir machen doch seit Jahren Fami-
lienpolitik und kennen seit Jahren die Situation der 
Familie und wissen, wie sie sich entwickelt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Frau Verhülsdonk 
Da können Sie doch nicht sagen, jetzt machen wir 
mal vier Vorschläge, und dann diskutieren wir dar-
über.  

(Hauck [SPD]: Das hat Herr Kohl doch auch 
gemacht!) 

Da kommen Sie mindestens fünf Jahre zu spät, denn 
so lange sind die Probleme schon bekannt. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Frau Abgeord-
nete, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Wehner? 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Ja, bitte! 

Wehner (SPD): Verehrte Kollegin, weil Sie mich 
hier erwähnen: 	- 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie nicht, die 
Kommission!) 

Ist Ihnen nicht klar, daß das, was Sie eine Vorlage, 
für die ich verantwortlich wäre, genannt haben und 
nennen, eine Interpretation von denkbaren und vor-
handenen Konsequenzen aus der Unvermeidlich-
keit großer Sozialversicherungs- und auch familien-
fördernder Notwendigkeiten ist, die sich aus der Re-
form 1984 ergeben? 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Herr Wehner, Sie 
bestätigen ja gerade das, was ich gesagt habe. Jetzt 
fangen Sie an, über Reaktionen auf eine Situation 
nachzudenken und verschiedene Versionen der Re-
aktionen vorzulegen, nachdem das Kind schon fast 
im Brunnen liegt. Das ist doch viel zu spat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es sind ja nicht nur die Probleme der 84er Reform, 
die Sie da abhandeln; es sind doch auch die Pro-
bleme der Hausfrauen in der Familie, die zu lösen 
sind. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Nichts haben Sie vor-
gelegt!) 

Kein Wunder, daß bei dieser Sachlage Frau Minister 
Huber seit Jahren vor sich hinwurstelt 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Frau Kollegin, wo 
sind denn Ihre Konzepte? Das ist doch 

fürchterlich!) 

und, wie jetzt offenbar wurde, auch innerhalb der 
Bundesregierung mit ihren Vorschlägen ins Abseits 
geraten ist. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Frau Abgeord-
nete, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Glombig? 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Bitte schön. 

Glombig (SPD): Frau Kollegin Verhülsdonk, wenn 
Sie meinen, daß die Vorschläge der SPD, von denen 
es mehrere auch als Alternativen gibt, zu spät kom-
men, wo sind denn dann eigentlich die Vorschläge 
der CDU/CSU einschließlich der Vorschläge zur 
Finanzierung solcher familienpolitischen Leistun-
gen? 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben sehr lange regiert, und in der Zeit der Op-
position haben wir von Ihnen nichts Brauchbares be-
kommen. 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Herr Kollege 
Glombig, Sie wissen ganz genau, daß wir schon in 
der letzten Legislaturperiode gesetzgeberische 
Schritte vorgeschlagen haben und daß wir diesem 
Hause sehr deutlich erklärt haben, daß wir für die-
ses Thema, nämlich das Thema Erziehungsgeld, be-
reit sind, Prioritäten zu setzen, daß wir bereit sind, 
auch unangenehme Beschlüsse mitzutragen, damit 
endlich die Defizite im Bereich der Familienpolitik 
ausgeräumt werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte in meiner Rede fortfahren. Ich möchte 
von dem koalitionsinternen Gerangel um die fami-
lienpolitische Komponente im Steuerpaket '81 re-
den. Es hat deutlich gemacht, wie hier die Meinun-
gen auseinandergehen. Frau Huber will mit einer 
einkommensabhängigen Aufstockung des Kinder-
geldes den bisher so hochgelobten familienpoliti-
schen Grundsatz „Kind ist gleich Kind" verlassen 
und damit das Kindergeld aus dem Zusammen-
hang der familienpolitischen Leistungen herausneh-
men. 

In der „Stuttgarter Zeitung" konnte man vor dem 
SPD-Parteitag dazu folgenden Kommentar lesen: 

Sicher wird sie in Teilen der SPD auf dem Par-
teitag Beifall einheimsen. Frau Huber wollte 
wenigstens SPD-Flagge zeigen, bevor sie unter-
geht. 

Die Hauptverfechter einer einseitigen Frauenpo-
litik auch im Hinblick auf die Rolle der Frau in der 
Familie sind vor allem die Mitglieder der Arbeitsge-
meinschaft Sozialdemokratischer Frauen. Diese ha-
ben sich kürzlich in einer Presseerklärung ihres 
Bundesvorstandes gegen einige Diskussionspunkte, 
die heute anstehen, gewandt, und zwar erstens ge-
gen eine Reideologisierung der Diskussion um Fa-
milie und Kinder. Ich frage: Wer hat denn hier seit 
Jahren die ideologische Brille auf? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens haben sie sich gegen den Versuch ge-
wandt, die unbefriedigende Situation der Kinder der 
Erwerbstätigkeit von Müttern anzulasten. 

Meine Damen und Herren, ich zitiere dazu nur ei-
nen Satz aus der Weihnachtsrede von Altbundes-
präsident Walter Scheel zum Jahr des Kindes. Dort 
steht zu lesen — und es stimmt, was er sagt —: 

Die Gleichberechtigung der Frau ist ein Gebot 
der Gerechtigkeit und ein Gebot der Verfas-
sung, aber sie spielt sich, das müssen wir auch 
sehen, zum großen Teil auf dem Rücken unserer 
Kinder ab. 

Das ist doch das Thema, das wir jetzt angehen müs-
sen. 

Drittens wenden sich die sozialdemokratischen 
Frauen gegen die Einführung eines Erziehungsgel- 
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des, das, wie sie sagen, der erste Schritt zur Mutter 
im Staatsdienst wäre. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Meine Damen und Herren, ich frage: Sind wir dann, 
wenn Sozialeinkommen die Menschen automatisch 
zu Staatsangestellten macht, nicht längst ein Volk 
im Staatsdienst? Wie wollen Sie denn in bezug auf 
das Sozialeinkommen „Erziehungsgeld" auf einmal 
andere Maßstäbe anlegen als in bezug auf andere 
Sozialeinkommen, etwa Kindergeld? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Durch das Kindergeld wären die Eltern dann ja auch 
Angestellte des Staates. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Es ist so 
dümmlich, was die da sagen!) 

Viertens wenden sich die sozialdemokratischen 
Frauen gegen ein wechselseitiges Ausspielen von 
Hausfrauen und erwerbstätigen Frauen. Ich frage 
Sie: Wer hat denn die ungerechte einseitige gesetz-
liche Begünstigung der erwerbstätigen Frauen 
durch das Mutterschaftsurlaubsgesetz und durch 
den Kinderfreibetrag hier betrieben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Fünftens wenden sich die sozialdemokratischen 
Frauen gegen eine Verunsicherung der Gesellschaft 
durch die Aussage, ein Geburtenrückgang würde 
unser Sozialleistungssystem gefährden. Wer das 
leugnet, sollte aber ehrlicherweise gleich zugeben, 
daß er auf die Erhaltung unseres leistungsbezoge-
nen Rentensystems keinen Wert legt und statt des-
sen von einer staatlich zugeteilten Altersrente 
träumt, die an die Stelle der auf Lebensleistung be-
zogenen Rente treten muß, wenn man es hinnimmt, 
daß künftig immer weniger Beitragszahler für das 
Rentenaufkommen sorgen müssen. 

Die Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer 
Frauen fragt sodann in diesem Papier ganz naiv: 
Warum kann nur eine wieder steigende Geburten-
rate eine Entwicklung von mehr Lebensqualität dar-
stellen? Ist nicht alle Wahrscheinlichkeit nach das 
Gegenteil richtiger? 

(Schwarz [CDU/CSU]: Jetzt kommen die 
Parkplätze des Bundeskanzlers!) 

Ja, meine Damen und Herren, damit sind wir dann 
auf dem Diskussionsniveau des Bundeskanzlers — 
sehr richtig, Herr Kollege Schwarz —, der zum 
Thema „Geburtendefizit" auch nicht mehr zu sagen 
wußte als das: Wir hätten nächstens bei weniger Be-
völkerung mehr Platz auf den Straßen und mehr 
Parkplätze. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das war 
unwahrscheinlich!) 

Wenn wir einmal von den wirtschaftlichen Folgen 
des Geburtendefizits und von den voraussehbaren 
Finanzierungsproblemen der Rentenversicherung 
absehen, muß ich Sie, meine Damen und Herren, 
doch fragen: Haben Sie sich einmal Gedanken über 
die sozialen und psychologischen Folgen der doch  

zwangsweise eintretenden Ü beralterung unserer 
Gesellschaft gemacht? 

(Fiebig [SPD]: Sie bestätigen mich ja, Frau 
Kollegin! Nettoreproduktionsrate!) 

— Nein, ich habe ja gesagt: Sehen wir davon einmal 
ab und reden wir von anderen Dingen. Dabei bin ich 
gerade. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Ungeheuerlich!) 

Ich rede von den sozialen und den psychologischen 
Folgen, Herr Kollege Fiebig, über die sozialen und 
emotionalen Defizite bei Einzelkindern und bei kin-
derlosen Familien. Haben Sie einmal über die Ge-
fahr neuartiger sozialer Konflikte, z. B. über die Ver-
schärfung des Generationskonflikts, nachgedacht? 
Haben Sie einmal darüber nachgedacht, wie inhu-
man und egoistisch eine Gesellschaft wird, die Kin-
der zu haben zunehmend als Last und als sozialen 
Abstieg erlebt statt als Zuwachs an Lebenssinn für 
die Eltern und als Hoffnung auf Zukunft? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie reden von dem Glück, das Kinder bereiten sol-
len; unsere Gesellschaft redet schon lange darüber, 
daß Kinder eine Last sind. Warum? Weil eben, und 
zwar durch Ihre Politik, die sozialen Folgen des Kin-
derhabens bei den Eltern spürbar sind. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Frau Abgeord-
nete, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Fiebig? 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Es tut mir leid, 
Herr Fiebig, wir kommen zu sehr in die Mittag-
spause hinein; es geht nicht. 

Die Unionsparteien sind nicht so töricht, zu glau-
ben, daß allein mit politischen Programmen und ma-
teriellen Hilfen für die Familie schlagartig alle Feh-
lentwicklungen unserer Gesellschaft behoben wer-
den könnten. Es ist doch aber nicht zu leugnen, daß 
der Werteverlust, den ja auch der Bundeskanzler 
beklagt hat, nicht zuletzt durch politische Fehl-
orientierung in den letzten zehn Jahren rapide vor-
angetrieben wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schwarz 
[CDU/CSU]: Sehr gut! Das ist es!) 

Der Reformgigantismus der Regierung Brandt, die 
pausenlosen Umverteilungsprozesse, die der Bürger 
natürlich teuer bezahlen mußte, haben die Ziel-
punkte des Lebens der Menschen verändert. Einig 
ist sich die Gesellschaft heute nur noch in dem Wil-
len, mehr Wohlstand erwerben und konsumieren zu 
können. Dies hat alle Gemeinschaften, auch die Fa-
milie, brüchig gemacht; es hat den einzelnen zuneh-
mend isoliert und verunsichert. 

An den Aggressionen und Frustrationen, am Al-
kohol- und Drogenmißbrauch einer wachsenden 
Zahl von Kindern und Jugendlichen und — in den 
weniger auffällig verlaufenden Fällen — an Kon-
taktarmut, Leistungsversagen, Streunertum und aso-
zialem Verhalten sehen wir den Preis, den wir für 
diese Art von „sozialem Fortschritt" gezahlt haben 
und dann, wenn Ihre emanzipationsideologischen 
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Konzepte bedenkenlos weiter fortgeführt werden, 
weiter zahlen werden. 

Leider läßt das eben schon zitierte Papier der 
Wehner-Kommission zur Familienpolitik wenig 
Hoffnung darauf, daß sich etwas ändern könnte, 
wenn man darin unter dem Stichwort „Erziehungs-
geld" folgenden Satz liest: 

Traditionelle Rollenbilder werden durch das Er-
ziehungsgeld konserviert. • 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Diejenigen Mütter, die bisher nicht erwerbstä-
tig waren, werden auch weiterhin vom Arbeits-
markt ferngehalten. 

Deutlicher kann man es doch nicht sagen. Frau Hu-
ber redet aber davon, daß Emanzipation eine gei-
stige Qualität sei und nichts mit Erwerbstätigkeit zu 
tun habe. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Für so 
einen Unsinn gibt Herr Wehner seinen Na-

men her!) 

Die Anpassungszwänge, die Sie durch das Mutter-
schaftsgeld bereits geschaffen haben, sind beacht-
lich. Solange Sie die falsche Gleichung aufrechter-
halten, emanzipiert ist, wer erwerbstätig ist, wird es 
um die Gleichberechtigung der Hausfrau und Mut-
ter mit der erwerbstätigen Frau — — 

(Cronenberg [FDP]: Das sagt doch keiner!) 

— Sie vielleicht nicht; Herr Eimer hat das soeben 
bestritten. Aber die andere Seite sagt das. 

(Hauck [SPD]: Wir sagen es auch nicht!) 

— Sie handeln danach. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Frau Abgeord-
nete, Ihre Redezeit geht zu Ende. Ich bitte Sie, zum 
Schluß zu kommen. 

(Fiebig [SPD]: Ein Glück!) 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Ja. 

Solange dies so ist, wird es um die Gleichberechti-
gung von Hausfrau und Mutter einerseits und er-
werbstätiger Frau andererseits schlecht bestellt 
bleiben. 

(Zurufe von der SPD) 

Es ist weiß Gott nicht einzusehen, wieso eine er-
werbstätige Frau, die in einer Schicht 4000 Schrau-
ben anziehen muß, emanzipierter als eine Frau sein 
soll, die Kinder erzieht 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

und dies sozusagen als hauptamtlichen Beruf betrei-
ben möchte. 

Nebenamtliche Mütter werden, selbst wenn sie 
von nebenamtlichen Vätern etwas besser unter-
stützt werden als heute vielfach üblich, stets abge-
hetzte Mütter sein, und Abgehetztsein ist nicht die 
beste Voraussetzung für ein Klima, in dem Men-
schen leben und gedeihen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hauptamtlich Mutter sein können, müssen wir aber 
vielen Frauen, die zum Familieneinkommen beitra-
gen müssen, erst einmal materiell ermöglichen. Mit 
sechs Monaten Mutterschaftsurlaub ist das nicht 
getan. 

(Cronenberg [FDP]: Besser als gar nichts!) 

Das wissen Sie selbst. So bringen Sie jetzt die alte 
SPD-Idee vom Elternurlaub. Wo bleibt bei diesem 
Konzept eigentlich die andere Hälfte der Frauen, 
die ihrer Kinder wegen ihre Berufstätigkeit aufgege-
ben haben und als Hausfrauen und Mütter wichtige 
innerfamiliäre Aufgaben wahrnehmen? Das sind 
doch nicht alles Gattinnen von Generaldirektoren. 
Das Argument der Wehner-Kommission, daß gerade 
die nicht erwerbstätigen Frauen — Zitat: „und unter 
ihnen diejenigen, deren Ehemann ein hohes Ein-
kommen hat, durch das Ehegattensplitting am stärk-
sten begünstigt werden" - zeugt nur von Ihrer Rea-
litätsblindheit und von den tiefsitzenden Neidkom-
plexen einer gleichmacherischen Gesinnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Frau Abgeord-
nete, ich muß Sie jetzt bitten, zum Schluß zu kom-
men. Bitte sprechen Sie noch einen Schlußsatz und 
hören Sie dann auf! 

Frau Verhülsdonk (CDU/CSU): Ja. 

Die Unionsparteien werden unverdrossen dafür 
eintreten, daß die Rahmenbedingungen, unter de-
nen Familien heute ihren Kinderwunsch erfüllen 
müssen, wesentlich verbessert werden. Dazu gehört 
für uns das Erziehungsgeld. Der erste wichtige 
Schritt dazu ist die Wiedereinbringung des Fami-
liengeldgesetzes. 

Zum Schluß möchte ich nur noch eines sagen. 
Wenn Sie fortfahren, eine total laboristische Gesell-
schaft mit gesetzlich genau geregelten und sozial 
abgesicherten Pausen für das Kinderkriegen anzu-
streben, dann wird hier niemals wieder eine huma-
ne, eine kinderfreundliche Gesellschaft entstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie sich dies kurz vor dem Ende des Jahres 
des Kindes noch einmal ins Gewissen rufen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Wir treten in 
die Mittagspause ein. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 14 Uhr. 

(Unterbrechung von 13.13 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
die unterbrochene Sitzung wird fortgesetzt. 

Das Wort in der Aussprache hat der Herr Abge-
ordnete Glombig. 

Glombig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Just nachdem diese familienpolitische De-
batte durch den, wie ich meine, hervorragenden Bei-
trag 

(Hasinger [CDU/CSU]: Von Herrn Burger!) 
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des Bundesministers für Jugend, Familie und Ge-
sundheit — das wird Ihnen hoffentlich aufgefallen 
sein  — 

(Prinz  zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
 [CDU/CSU]: Ausnahmsweise mal!) 

eine, wenn Sie so wollen, größere Tiefe 

(Hasinger [CDU/CSU]: Und Breite!) 

erreicht hatte, die beachtenswert war, hat Frau Ver-
hülsdonk das Niveau dieser Debatte in einer Weise 
beeinträchtigt, die, wie ich finde — ich muß das ganz 
offen sagen —, außerordentlich bedauerlich ist. 

(Beifall bei der SPD — Hasinger [CDU/ 
CSU]: Frau Verhülsdonk hat eine sehr gute 

Rede gehalten!) 

Ich erlebe es zum zweiten Mal, meine Damen und 
Herren — leider ist Frau Verhülsdonk nicht hier; sie 
kommt sicherlich noch, hoffentlich nicht erst dann, 
wenn ich mit meiner Rede fertig bin; sie hat ihre 
Rede hier zwar schon gehalten, aber es wäre ganz 
gut, wenn sie auch das hören würde, was ich zu sa-
gen habe 

(Franke [CDU/CSU]: Wenn Sie etwas Be-
merkenswertes sagen, werde ich es ihr sa-

gen!) 

— ich hoffe es sehr, Herr Kollege Franke —, 

(Hasinger [CDU/CSU]: Seien Sie ein biß-
chen galant!) 

daß Frau Verhülsdonk die Fragen der Familienpoli-
tik hier in einer im Grunde genommen recht lieb-
losen und kalten Weise 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und damit in einer ideologischen Art und Weise ab-
gehandelt hat, die, so meine ich, unsere schärfste Zu-
rückweisung erfahren muß. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Das erste Mal geschah dies vor einigen Jahren in 
Zusammenhang mit der Debatte über die Neuord-
nung des § 218 hier in diesem Hause; ich kann mich 
an diese Debatte sehr gut erinnern. Ich bedaure es 
deswegen, weil ich mit Frau Verhülsdonk sonst — 
vor allem auch in der Regierungskommission über 
die Neuordnung der Hinterbliebenenversorgung — 
außerordentlich gut zusammengearbeitet habe und 
es für mich immer ein Vergnügen ist, mit ihr sach-
lich zusammenzuarbeiten. Bei solchen Gelegenhei-
ten aber erlebe ich dann, daß sie — ich darf das ein-
mal so nennen — ausflippt. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Das geht aber nun 
wirklich zu weit!) 

Ich habe den Eindruck — ich behaupte ja nicht, 
daß es so ist —, daß Frau Verhülsdonk bei solchen 
Gelegenheiten etwas Reaktionäres an den Tag legt, 
das einer entsprechenden Würdigung bedarf. 

(Hasinger [CDU/CSU]: In der Sache haben 
Sie nichts zu kritisieren!) 

Meine Damen und Herren, die Familienpolitik 
stand schon immer im Mittelpunkt unserer Politik, 
im Mittelpunkt der sozialdemokratischen Politik. 

Der CDU/CSU allerdings dient die Familienpolitik 
zu überhaupt nichts anderem lesen Sie das dem-
nächst einmal alles nach — als dem planmäßigen 
und bewußten Versuch, die Sozialdemokraten zu 
diffamieren. 

(Wehner [SPD]: Leider wahr!) 

Das ist aber auch alles, fast alles, was Sie in solchen 
Debatten zur Sache beizutragen haben. 

(Wehner [SPD]: Nur darauf berechnet oder 
blinder Eifer!) 

Es handelt sich also bei Ihnen — nicht bei uns! — 
nicht um Politik, sondern — im wahrsten Sinne des 
Wortes — um Ideologie und um Polemik. 

(Beifall bei der SPD) 

Das war übrigens auch schon zu Kaisers Zeiten so; 
das ist gar keine neue Erscheinung. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Aber zu Kaisers Zei

-

ten gab es keine CDU) 

Schon damals, Herr Kollege, haben die Reaktionäre 
mit Schlagworten wie Kollektivismus und Verstaat-
lichung der Familie Ängste vor den Sozialdemokra-
ten geschürt. 

(Wehner [SPD]: Leider wahr!) 

Das ist in jahrzehntelanger Politik nachzulesen, 
nachzuprüfen. Heute entblödet man sich in der 
Ideologie der CDU/CSU nicht, 

(Hasinger [CDU/CSU]: Na, hören Sie mal!) 

auf der einen Seite von Verstaatlichung der Fami-
lie zu reden, auf der anderen Seite aber ein Fami-
liengeld, d. h. im Grunde genommen ein Familienge-
halt zu fordern. Wenn das nicht eine Art von Ver-
staatlichung der Familie ist, dann gibt es wohl über-
haupt keine! Während also Konservative nur Emo-
tionen aufgepeitscht und Ängste geschürt haben, 
meine Damen und Herren, haben Sozialdemokraten 
wirklich dafür gesorgt, daß für die Familien etwas 
getan wurde. 

(Beifall bei der SPD) 

Dafür zeugt, wie gesagt, die Geschichte der Arbei-
terbewegung seit dem 19. Jahrhundert. Ich will so 
weit nicht zurückgehen. Aber ich will den neuesten 
Abschnitt der Geschichte doch etwas intensiver be-
leuchten. Das fängt übrigens mit dem Verbot der 
Kinderarbeit an 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Doch nicht durch die 
Sozialdemokraten!) 

— nun kann man ja nicht so tun, als hätte man da-
mit überhaupt nichts zu tun gehabt oder nichts zu 
tun —, dem Acht-Stunden-Tag, dem Mutterschutz, 
dem Frauenwahlrecht, dem kostenlosen Schulbe-
such für alle und geht bis zu den Leistungen der so-
zialliberalen Koalition wie der Reform des Familien-
lastenausgleichs. Dazu haben Sie 1965 das einzige 
überhaupt beigetragen; es ist, wie ich meine, zu 
Recht in Vergessenheit geraten. Was sonst auf dem 
Gebiet des Familienlastenausgleichs geleistet wur- 
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de, ist in den letzten zehn Jahren durch die sozialli-
berale Koalition geleistet worden. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Das ist ein starkes 
Stück!) 

Das wollen Sie bei den Menschen draußen verges-
sen machen, Herr Blüm! 

(Beifall bei der SPD und der FDP). 

Ich finde, das ist so ungeheuerlich 

(Hasinger [CDU/CSU]: Das Kindergeld hat 
die CDU/CSU eingeführt!) 

— Eingeführt haben Sie es. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Natürlich! Das kön-
nen Sie doch nicht leugnen!) 

Eingeführt hat der Deutsche Bundestag den Fami-
lienlastenausgleich. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Auf unseren Antrag 
hin!) 

— Der Anteil der Sozialdemokraten daran ist ja 
nicht unerheblich. Aber Sie haben nichts zur Wei-
terentwicklung dieses Familienlastenausgleichs 
seitdem beigetragen. Gerade das ist der Vorwurf, 
den Sie uns hier machen. Das ist doch eine Ge-
schichtsklitterung. Das ist doch mit den wahren 
Verhältnissen nicht in Übereinstimmung zu brin-
gen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Hasin-
ger [CDU/CSU]: Das stimmt auch nicht! Ge-
setzentwurf über Gesetzentwurf haben Sie 

abgelehnt!) 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang —  

(Hasinger [CDU/CSU]: In der 6. und 7. Le-
gislaturperiode haben Sie unsere Entwürfe 

abgelehnt!) 

Vizepräsident Wurbs: Ich bitte doch um Ruhe! 

Glombig (SPD): — — an das Wohnraumkündi-
gungsschutzgesetz. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Hasinger [CDU/ 
CSU]) 

— Herr Hasinger, ich weiß gar nicht, warum Sie sich 
so aufregen. Was soll das? Ich nehme an, daß das, 
was ich soeben gesagt habe, Sie zutiefst trifft. Wenn 
das so ist, dann mit Recht. Ich meine, Sie sollten sich 
das überlegen. Ich sage: Die CDU/CSU reduziert Fa-
milienpolitik auf zwei Dinge, nämlich erstens ideo-
logische Polemik und zweitens möglichst viele mit 
der Gießkanne verteilte individuelle Geldleistun-
gen für die Familie. Das ist das ganze Konzept Ihrer 
Familienpolitik. 

Nun möchte ich doch einmal sagen, daß aus so-
zialdemokratischer Sicht für die Familienpolitik fol-
gendes vordringlich ist. Vordringlich ist, sich nicht 
an rückwärtsgewandten und auch für die Vergan-
genheit nicht wirklich zutreffenden Idealen zu 
orientieren, sondern die tatsächlichen Probleme, die 
Entwicklungen und Wandlungen in den Familien zu 
erkennen und zur Kenntnis zu nehmen. Ich muß 
nach dieser Diskussion am Vormittag annehmen, 
daß Sie beides bisher weder zur Kenntnis genom-

men noch daraus entsprechende Folgerungen gezo-
gen haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bei den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
anzusetzen und diese so zu verändern, daß Familien 
und Kinder bessere Lebensmöglichkeiten haben, da-
von habe ich — außer Qualm — von Ihnen heute 
morgen nichts gehört. Sie weisen immer auf das fa-
milienpolitische Programm und die familienpoliti-
schen Alternativen der Wehner-Kommission hin. 
Sie hätten sich damit einmal auseinandersetzen sol-
len. Nicht in einem einzigen Beitrag ist das gesche-
hen. 

Das bedeutet für uns in erster Linie: weitere Re-
formen der Arbeitswelt — das können Sie da nach-
lesen —, bessere Verteilung der Einkommen — ist 
das nichts für die Familien? —, eine Gestaltung der 
Städte, die mehr den Bedürfnissen der Menschen als 
Rentabilitätsgesichtspunkten folgt — eine Überle-
gung, die vor allem Ihnen zu denken geben muß. Da-
mit ist Familienpolitik durchaus ein Teil einer um-
fassenden Gesellschaftspolitik, so wie die SPD und 
die Arbeiterbewegung sie mit Recht immer gesehen 
haben. 

Ich darf in diesem Zusammenhang ruhig einmal 
auch dies sagen, selbst auf die Gefahr hin, daß Sie 
uns der Ideologie verdächtigen; aber ich meine, dies 
ist doch richtig: Kontrolle und Begrenzung wirt-
schaftlicher Macht im Interesse des arbeitenden 
Menschen und der Familien ist in der Tat auch wei-
terhin ein Anliegen, das wir als Sozialdemokraten 
immer wieder hervorheben müssen. Hierin liegt, 
meine ich, nach wie vor ein grundsätzlicher Unter-
schied zur Position der CDU/CSU. Dies sage ich für 
alle, die glauben, es gebe solche Unterschiede 
nicht.  

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Die gibt's!) 

In der eigentlichen Familienpolitik, Herr Kollege 
Blüm, in der Familienpolitik im engeren Sinn, be-
deutet das: keine Gießkannenpolitik, sondern Kon-
zentration auf die Probleme und Problemgruppen, 
d. h., auf die Einkommens- und Wohnungssituation 
kinderreicher und einkommensschwacher Familien, 
auf den Ausbau familienergänzender Erziehungshil-
fen. Hierbei ist übrigens die Reform der Jugendhilfe 
von besonderer Bedeutung. Da erwarten wir ja noch 
Ihren Beitrag. Der Kollege Kuhlwein wird sich dazu 
nachher noch äußern. Da sind wir sehr gespannt, wie 
Sie sich zu diesem Reformwerk im Verlauf der Ge-
setzgebung verhalten werden. 

Eine entschiedene Politik für eine tatsächliche 
Gleichberechtigung von Mann und Frau in Familie 
und Beruf muß das Ziel sein; jedenfalls ist das unser 
Ziel. Ziel ist nicht, Männern und Frauen bestimmte 
Rollenvorstellungen aufzudrängen, weder traditio-
nelle noch moderne. Wenn Sie für die traditionellen 
sind, wir sind weder für die traditionellen noch für 
die modernen. Nicht das Aufdrängen solcher Rol-
lenverteilung, sondern die Ermöglichung freier Rol-
lenwahl im echtesten Sinne des Wortes bedeutet 
konkret unter den derzeitigen Bedingungen -  eine 
Politik, die nicht die Frauen in die traditionelle Rolle 
zurücklocken will, sondern ihnen die tatsächliche 
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Chance für eine gleichberechtigte Teilnahme am Er-
werbsleben eröffnet. Das ist etwas ganz anderes als 
das, was Sie wollen. Das hat übrigens nichts damit zu 
tun, daß man die Frauen in den Beruf zwingen will. 
Wir wollen sie nicht in den Beruf zwingen. Das kön-
nen Sie uns auch auf Grund des Papiers, das wir der 
Offentlichkeit vorgelegt haben, nicht unterstellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das unterscheidet uns, Herr Kollege Blüm, von den 
Vorstellungen der CDU/CSU, die die Tendenz zur 
gleichberechtigten Teilnahme der Frau am Erwerbs-
leben mit Geld stoppen will. 

Zu den familienpolitischen Plänen der Union fol-
gendes. Die bekanntgewordenen Schwerpunkte der 
familienpolitischen Forderungen der Union sind 
eine maßlose Summierung von Einzelmaßnahmen, 
die weder finanzierbar sind noch den Familien in ge-
eignetem Maße helfen können, die auf familienpoli-
tische Geldleistungen angewiesen sind. Die Dyna-
misierung des Kindergeldes — vom Kollegen Bur-
ger gefordert; ich habe das irgendwo gelesen — zum 
jetzigen Zeitpunkt würde die derzeitige problemati-
sche Struktur der Kinderleistungen auf weite Sicht 
festschreiben. Ich meine, daß vor einem solchen 
Vorschlag im Interesse des Familienlastenaus-
gleichs und seinem Ausbau nur gewarnt werden 
kann. 

(Abg. Hasinger [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Lassen Sie mich weiterreden, Herr Kollege Ha-
singer. Das Thema ist wirklich zu ernst, als daß wir 
uns weiterhin so anpflaumen sollten, wie das heute 
vormittag geschehen ist. Sie nehmen mir meine Zeit. 
Ich möchte jetzt endlich einmal in einem Zusam-
menhang vortragen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Keine Zwischenrufe, 
keine Zwischenfragen! Reden Sie doch al-

lein!) 

— Herr Kollege Hasinger, Sie haben den ganzen 
Vormittag Zeit genug gehabt, Ihre Vorstellungen zu 
entwickeln. 

Eine Kapitalisierung des Kindergeldes beim Er-
werb von Wohneigentum unter der Bedingung der 
Aufgabe der Erwerbstätigkeit ist eine eindeutig ge-
gen die gleichberechtigte Rollenteilung und die In-
teressen der erwerbstätigen Frauen und Mütter ge-
richtete Maßnahme, die vor allem der Bauwirtschaft 
nutzen wird; sonst aber nicht viel mehr. 

Die Einführung eines Erziehungsgeldes für die 
Dauer von zweieinhalb Jahren ist aus sozialdemo-
kratischer Sicht ebensowenig finanzierbar wie sozi-
alpolitisch vertretbar, wenngleich ich sage, wir wer-
den alle Vorstellungen dieser Art, auch die von Ih-
nen, gewissenhaft prüfen 

(Beifall bei der SPD) 

und dann vor der Wahl — das wird uns von Ihnen 
unterscheiden; da bin ich ganz sicher — allen, die 
zur Wahl gehen, sagen, wie wir uns die Weiterent-
wicklung der Familienpolitik vorstellen. Gleichzei-
tig werden wir ihnen sagen, daß wir in der Familien-
politik in den vergangenen zehn Jahren die Wei

-

chen gestellt haben. Damit werden wir für sie er-
kennbar zum Ausdruck bringen, wohin die Reise mit 
uns gehen soll. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Fran-
ke? 

Glombig (SPD): Ich habe eben bereits Ihrem sehr 
geschätzten Kollegen Hasinger keine Zwischen-
frage gestatten können, nicht deswegen, weil ich die 
Frage nicht beantworten will, sondern weil ich das 
gern in einem Zusammenhang darstellen möchte. 

(Franke [CDU/CSU]: Ich wollte Ihnen hel

-

fen, damit es besser geht!) 

— Nein, Herr Kollege Franke, was soll das? Das sind 
doch alles nur Störmanöver. Sie wollen doch gar 
nicht zur Klärung des Sachverhalts beitragen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU) 

Das hat sich heute vormittag gezeigt. Sonst wäre ich 
doch bereit, mit Ihnen zu diskutieren. Das müssen 
wir bei einer anderen Gelegenheit machen. Wir 
kennen uns zu sehr. Sie versuchen das immer, wenn 
ich an diesem Pult stehe. 

Allein die rentenrechtliche Anerkennung von 
drei Jahren Kindererziehung für Kinder, die vor 
1984 geboren wurden — Sie sind sich ja noch nicht 
einig, das habe ich ja heute gelesen; aber immerhin, 
daß es dort Meinungsverschiedenheiten geben 
kann, das halte ich für völlig natürlich —, würde 
über 10 Milliarden DM kosten. Meine Damen und 
Herren, die können doch nicht aus den Mitteln der 
Beiträge der Versicherten aufgebracht werden; die 
können doch nur aus Haushaltsmitteln aufgebracht 
werden. Die Anerkennung von fünf Jahren Erzie-
hung für Kinder, so wie Sie sie fordern, die nach 1984 
geboren werden, ist hierbei noch nicht berücksich-
tigt; das habe ich jetzt noch völlig außenvor gelas-
sen. 

Wie die von der SPD ebenfalls abgelehnte und mit 
dem Kindergeldgesetz 1975 abgeschaffte steuerli-
che Freibetragsregelung für Kinder und Elternteile 
finanziert werden könnte, darauf gibt es keine kon-
kreten Hinweise. Wir haben nur den Hinweis, daß 
Herr Ministerpräsident Strauß unbedingt zu einem 
steuerlichen Kinderfreibetrag zurückkehren möch-
te, der diejenigen, die ein hohes Einkommen haben, 
besonders begünstigt, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und denjenigen, die ein geringes Einkommen haben, 
über diesen Weg überhaupt nichts gibt. Das ist ein 
Weg, den wir nicht mitmachen können. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Was gestern im „Handelsblatt" über die Dek-
kungsvorschläge der Union für das sogenannte Fa-
miliengeld gesagt worden ist, hat diese Einschät-
zung von mir bestätigt. Das sind keine seriösen Dek-
kungsvorschläge, sondern allgemeine pauschale 
Redensarten, die nicht den Anforderungen solider 
Parlamentsarbeit genügen. Übrigens ist das kein 
einmaliger Vorgang. Wir stellen das immer wieder 
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fest. Das wiederholt sich hier zum soundsovielten 
Male. Ganz abgesehen davon stehen die milliarden-
schweren Forderungen der Union in diametralem 
Widerspruch zu ihrem fortlaufenden Lamento über 
den Abbau der Staatsverschuldung, das wir, meine 
ich, doch in den letzten Tagen hier mit besonderem 
Nachdruck gehört haben. 

Ich möchte nun insbesondere dem Kollegen Blüm 
und der Kollegin Verhülsdonk, aber auch allen an-
deren Kolleginnen und Kollegen der CDU/CSU- 
Fraktion ganz kurz — die Lampe hier leuchtet rot 
auf — an einigen Beispielen sagen, was wir in der 
Familienpolitik getan haben. Die Reform des Fami-
lienlastenausgleichs erreichte 1975 die Abschaffung 
der ungerechten Kinderfreibeträge und führte das 
allgemeine Kindergeld ein. War das nichts für die 
Kinder in unserem Lande? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nun können Sie doch das nicht hier abtun und so 
tun, als hätten ausgerechnet wir nichts geleistet. 
Wir sind wirklich einen neuen Weg gegangen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich bit-
te, zum Ende zu kommen. 

Glombig (SPD): Ich komme dann auch gleich zum 
Abschluß wie Frau Verhülsdonk. 

Das Kindergeld wurde spürbar erhöht, und zwar 
für das zweite Kind von 80 auf 100 DM und für das 
dritte und jedes weitere Kind von 150 auf 200 DM 
zum 1. Januar 1979. Ich glaube, auch das spricht für 
sich. Das haben Sie zu keinem Zeitpunkt Ihrer Re-
gierungsbeteiligung fertiggekriegt. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Die bisherige Mutterschutzfrist wurde zum Mut-
terschaftsurlaub auf sechs Monate verlängert bei 
einer monatlichen Zahlung bis zu 750 DM als Lohn-
ersatz. Hierbei geht es um Fragen des Lohnersatzes 
und nicht um Fragen eines Müttergeldes oder Fami-
liengeldes, das ungeachtet eines Verdienstausfalls 
gezahlt werden soll. Ich könnte diese Liste noch be-
liebig verlängern. 

Ich meine, daß wir uns mit dieser Bilanz unserer 
Familienpolitik sehen lassen können. Es wird sich in 
den nächsten Wochen und Monaten zeigen, daß 
auch die Bevölkerung den konkreten Maßnahmen 
der sozialliberalen Koalition — davon bin ich fest 
überzeugt — mehr traut als dem, was Sie seit Jahren 
den Menschen draußen versprechen, ohne selbst 
daran zu denken, 

(Franke [CDU/CSU]: „Problemchen"!) 

diese Versprechungen zu verwirklichen oder aber 
auch nur es zu können. Sie werden nicht in der Lage 
sein, das, was Sie den Menschen draußen verspre-
chen, zu verwirklichen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kroll-Schlüter. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Zunächst, 

Herr Glombig, darf ich noch einmal auf folgendes 
hinweisen — das hat auch Frau Verhülsdonk ge-
sagt —: Erstens. Selten ist so viel von so vielen für 
die Familie an Unterstützung gefordert worden wie 
in den vergangenen Jahren und wie in diesen Tagen. 
Wenn alles, wie Sie es dargestellt haben, in Ordnung 
wäre, würden nicht fast alle gesellschaftlichen 
Gruppen im Gleichklang und auch wir im Deut-
schen Bundestag wirksame Hilfen für die Familie 
fordern — und dies mit Recht —, konzeptionell 
durchdacht, finanziell abgesichert und im Einklang 
mit den Familien. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Wer sich einsetzt für die Unterstüt-
zung der Frau in Haushalt, Familie und Erzie-
hung, wendet kein Gießkannenprinzip an, sondern 
ist sozial gerecht und tritt für die Erfüllung eines 
seit Jahren bestehenden Nachholbedarfs ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hasinger 
[CDU/CSU]: So ist es!) 

Wenn je die Familie problematisiert worden ist, 
wie man sagt, wenn je die Familie ideologisch in 
Wort und Tat vielfältig in Frage gestellt worden ist 
— Herr Glombig, Sie können sich davon überzeugen 
—, dann gerade durch das zuständige Ministerium 
und in einer Art und Weise, die wirklich dazu beige-
tragen hat, daß die Familien verunsichert werden 
mußten. 

(Zuruf von der SPD: Geben Sie ein Bei

-

spiel!) 

— Zum Beispiel der Zweite Familienbericht. 

(Dürr [SPD]: Der älteste Hut! Der gehört ins 
Museum! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich nenne weiter die Aussagen des Ministeriums 
zum Jugendhilfegesetz, in denen es heißt, daß die 
Vierzehnjährigen Anträge auf Förderleistungen 
stellen können, ohne die Eltern darüber zu informie-
ren. 

Weiter führe ich an, daß in der Begründung zum 
Jugendhilfegesetz steht, daß schon bei einem An-
passungskonflikt der junge Mensch aus der Familie 
herausgenommen werden muß. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Das ist doch gar nicht 
wahr!) 

— Das steht wörtlich, ich glaube, auf Seite 156 in 
der Begründung des Jugendhilfegesetzentwurfs der 
Bundesregierung. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Timm [SPD]) 

— Ich bringe es Ihnen gern schriftlich, Frau Kolle-
gin, heute nachmittag noch. 

Gibt es, so möchte ich fragen, aus der Sicht des 
Bundestags eine Jugendpolitik, die den Namen „Ju-
gendpolitik" verdient? — Wohl kaum. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Die Familie 
als Klassenfeind!) 

Für den Heizölkostenzuschuß wird mehr als doppelt 
soviel ausgegeben wie für den Bundesjugendplan. 
Insgesamt werden im Bereich der Jugendpolitik et-
was weniger als 400 Millionen DM aufgewandt; zur 
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Förderung der Jugendarbeit werden 121604 DM 
verteilt. 

Ich sage dies, um einmal die Relationen deutlich 
zu machen. Ich möchte darauf hinweisen, daß das 
Ministerium mehr eine Auszahlungsbehörde ist als 
ein gestaltendes Ministerium. Ober 90 % werden 
schlichtweg ausgezahlt, und zwar für Kindergeld. 
Aber es ist ja noch ein kleiner Gestaltungsraum da. 
Sie haben selbst von 0,3 % gesprochen. Aber auch 
dieser wird nicht genutzt. Sie drucken dafür buntes 
Papier, viele Broschüren und viele Anzeigen. 

Viele haben bereits darauf hingewiesen, daß diese 
Schriftenflut und dieses Informationsmaterial, 
Frau Minister Huber,höchst fragwürdig ist. Ein Bei-
spiel: Heute morgen wurde schon auf die Aktion un- 
ter der Überschrift „Das kommt in den besten Fami-
lien vor" hingewiesen. Da heißt es: „Aus dir wird nie 
ein richtiger Mann", „Laß mich in Ruh"', „Frag nicht 
so dumm", „Was auf dem Teller ist, wird gegessen", 
„Der Achmed kommt mir nicht ins Haus", „Paß ja auf, 
Jungen wollen immer das eine". 

Das hat alles viel Geld gekostet; die Zahlen wur-
den heute morgen genannt. In solchen Informations-
anzeigen in unseren Tageszeitungen werden Fragen 
angesprochen, die dann in den eigentlichen Bro-
schüren ideologisch-pädagogisch beantwortet wer-
den, aber ohne Herzlichkeit, ohne Raum für Sponta-
neität, ohne Natürlichkeit. Fast alles wird pädagogi-
siert und ideologisiert. 

Wenn Sie ein Beispiel dafür brauchen: Sogar das 
Deutsch-Französische Jugendwerk leidet damn-
ter. Ich verstehe, daß ein Abteilungsleiter Leiter des 
Deutsch-Französischen Jugendwerks werden möch-
te, denn es gibt ein experimentelles Sonderpro-
gramm der Zärtlichkeit. In einem sonderbaren 
Training soll gezeigt werden, 

wie die bestehende Herrschaftsstruktur „Zätt-
lichkeit“ einschränkt. In der Gruppe dagegen 
soll Zärtlichkeit gelebt werden können. Im 
Gruppenleben sollen die Unterschiede zwi-
schen Deutschen und Franzosen wie in Bezie-
hung zur Zärtlichkeit, Machtkonflikten ... er-
fahren werden. Es dürfen nur Teilnehmer teil-
nehmen, die bereit sind, ihre Gefühle, Emotio-
nen, auch Aggressionen nicht nur für sich zu be-
halten. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Ein zweites Beispiel dafür — Sie fragen ja immer 
nach Beispielen —, wie einseitig diese Vorhaben, In-
formationen sind — deswegen ist es kein Wunder, 
Frau Huber, daß auch Ihre Politikberatung einseitig 
ist —: Da gibt es ein Bundesjugendkuratorium. Es 
hat eine Terrorstudie verfaßt. Darin heißt es, daß 
der Terrorismus als das Extremverhalten einer win-
zigen, isolierten Gruppe junger Menschen angese-
hen wird, daß es aber andererseits nur eine Form der 
zahlreichen Variationen des Rückzugs Jugendlicher 
aus unserer Gesellschaft ist. Es handele sich hier 
also um ein Symptom für die Krankheit des sozialen, 
politischen und kulturellen Lebens. Wenn das stim-

men würde, Frau Huber, müßten Sie sozusagen ge-
gen die gesamte Gesellschaft zu Felde ziehen. 

(Cronenberg [FDP]: Das ist weder logisch 
noch richtig!) 

Ihre Politikberatung ist einseitig. Es ist sehr trau-
rig, daß Sie, Frau Huber, und Ihr Ministerium aus-
schließlich unter dieser Perspektive beraten wer-
den. Deswegen gibt es so viele Beispiele dafür, daß 
einseitig gefördert, beraten und informiert wird. 

Wenn das an Beispielen noch nicht genügt, dann 
ist auf den vierten Jugendbericht hinzuweisen, in 
dem ein klassenkämpferisches Konzept entwickelt 
wird, so daß sich der angesehene sozialdemokrati-
sche Jugendforscher Jaide der weiteren Mitarbeit 
verweigern mußte und ein Minderheitenvotum er-
stellt hat. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Es ist also kein Wunder, daß diese Bundesregie-
rung infolge dieser Politikberatung und Ihrer 
eigenen verengten ideologischen Sicht die junge 
Generation fast ausschließlich aus der Perspektive 
der unglücklichen und kranken Ränder sieht. Es gibt 
kranke Bereiche, unglückliche junge Menschen. Es 
gibt die Drogensucht, es gibt den zunehmenden 
Alkoholismus. 

Übrigens Drogensucht: Ich finde, es ist unverant-
wortlich, Frau Minister, daß Sie die Drogenszene 
wiederum verniedlicht haben. Sie haben gesagt, es 
gebe zwar mehr Drogentote, aber weniger Konsu-
menten. Haschisch wird sozusagen am laufenden 
Band verniedlicht, obgleich mittlerweile alle zu der 
Erkenntnis gelangt sind, daß es sich hierbei um eine 
äußerst gefährliche Droge handelt. Sie haben nach 
Lage der Dinge, angesichts der traurigen Bilanz, die 
ich jetzt politisch nicht bewerten will, überhaupt 
keinen Anlaß, die Drogenszene auch nur mit irgend-
einem Wort oder in einem Halbsatz zu vernied-
lichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vielmehr haben wir alle Anlaß, gemeinsam alle An-
strengungen zu unternehmen, um diesem schlei-
chenden Gift zu begegnen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Bitte schön. 

Dürr (SPD): Herr Kollege Kroll-Schlüter, könnten 
wir uns darauf einigen, daß es furchtbar wenig ein-
bringt, die Dunkelziffer bei den Drogenverbrau-
chern zählen zu wollen — das bringt so wenig ein, 
wie das bei der Dunkelziffer der Schwangerschafts-
abbrüche der Fall ist —, und sollten wir nicht ge-
meinsam von der Frage, wie hoch die Dunkelziffer 
ist, und den Meinungsverschiedenheiten darüber 
übergehen zur Frage, was wir tun müssen? 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Wir haben deswegen 
in jüngster Zeit mehrere Initiativen vorgelegt. Ich 
bin ebenfalls nicht der Meinung, daß man mit Dun-
kelziffern operieren sollte. Das habe ich auch nicht 
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getan. Das ist etwas für Dunkelmänner, aber nichts 
für die politische Auseinandersetzung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihre Betrachtung, Frau Huber, die Sie immer an-
stellen, und auch Ihre praktische Politik, beziehen 
sich immer auf diese Bereiche der Randgruppen. So 
wichtig diese Sicht auch ist, so wird dadurch doch 
sozusagen eine gewisse Faszination der kranken 
Ränder erzeugt. Die eigentliche Auseinanderset-
zung über die Jugendhilfe und auch über andere ju-
gendpolitische Themen wird dabei vernachlässigt. 
Für die lebendige Mitte ist zuwenig gemacht wor-
den und wird zuwenig gemacht. In der Mitte ist zu-
wenig los. Es gibt zuwenig Phantasie, zuwenig Her-
ausforderung. Ihre Politik der Betrachtung von den 
kranken Rändern her führt zu einem Bild der jungen 
Generation, das so aussieht, als wäre die ganze junge 
Generation krank. Wenn Sie Zeitungen oder Ihre 
Informationsbroschüre lesen, erscheint es immer so, 
als wären alle krank. Infolgedessen behandeln Sie 
den jungen Menschen wie einen Patienten und be-
treiben eine fehlgeleitete, nicht erfolgverspre-
chende Jugend- und Familienpolitik, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil Sie den falschen Ansatz haben, weil Sie die fal-
sche Betrachtung haben und weil Sie die falsche Po-
litikberatung haben. Insofern ist Ihre Politik — Sie 
müssen es doch auch an der Kritik und der fehlen-
den Resonanz draußen im Lande spüren — auf dem 
falschen Wege. Eine jugendpolitische Wende ist 
notwendig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Seit unserer Großen Anfrage zur Drogensitu-
ation junger Menschen, zu Jugendkriminalität, Al-
koholismus usw. haben wir mehrere Initiativen er-
griffen. Wir sind dabei davon ausgegangen, daß das 
Suchtproblem durch mehrere Faktoren bestimmt 
wird — vielleicht können wir uns darauf einigen —: 
materielle Hindernisse, fehlende Erfolgserlebnisse, 
mangelnde menschliche Kontakte, Konzentration 
aller Lebensbereiche, zuviel Bürokratie, das Fehlen 
von Wertvorstellungen. 

Ich rufe noch einmal in Erinnerung, was der Bun-
deskanzler in dieser Woche zur Familie gesagt hat: 
weil es mal 6 Mrd. Menschen geben könnte, sei so-
zusagen eine Familienförderung hier nicht mehr 
notwendig. Wenn das eine Zukunftsperspektive für 
junge Menschen sein soll, braucht man sich über de-
ren Reaktion nicht zu wundern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Es gibt Probleme in Familie und Schule. 

(Frau Traupe [SPD]: Die gab es immer!) 

Es gibt auch Konflikte. Es gibt auch Angst. 

(Zuruf von der SPD: Und Angst machen!) 

Herr Fiebig, zu dem Stichwort Leistungsdruck: 
Sollten wir uns nicht einmal darauf verständigen, 
was das eigentlich heißt? Ist es wirklich so, daß zu 
viel verlangt wird, oder ist es nicht vielmehr so, daß  

ohne Orientierung, ohne wertgebundene Erzie-
hung, ohne Perspektive so vieles verlangt wird und 
so viele nicht mehr wissen, wofür eigentlich? Ist es 
nicht deswegen so, daß es mehr einen psychologi-
schen Druck gibt, weil so viele junge Menschen 
nicht mehr sagen können, wohin eigentlich die 
Reise geht? Wenn Sie mit einem jungen Menschen 
sprechen würden, um ihn zu fragen: „Wohin geht 
dieses Land, welches Ziel haben wir, welche außen-
politische Zielsetzung haben wir?", er hätte es sehr 
schwer, darauf eine Antwort zu geben. 

(Frau Traupe [SPD]: Das fällt nicht 
schwer!) 

Es ist ein Beweis der Schwäche dieser Bundesre 
gierung, wenn sie nicht den Mut aufbringt, gegen be-
stimmte Strömungen, weil es noch nicht modern 
oder populär ist, anzugehen. 

Herr Eimer, wenden Sie sich ganz massiv gegen 
die Forderung der Jungdemokraten, Haschisch zu-
zulassen, 

(Eimer [Fürth] [FDP]: Habe ich getan!) 

und zwar in einer überzeugenden Weise. Wenden 
Sie sich dagegen und stellen Sie klar, daß Haschisch 
mehr ist als eine Einstiegsdroge. 

Wichtig ist, finde ich, um in diesem Bereich wirk-
lich Erfolg zu haben, eine klare Analyse, eine Ver-
deutlichung der unterschiedlichen Positionen. 
Wichtig ist, Frau Huber, daß Sie sich von Ihrer Poli-
tikberatung und den falschen ideologischen Ansät-
zen lösen. Wichtig ist, daß der Staat bescheidener 
wird. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wichtig ist, daß wir den jungen Menschen und der 
Familie wieder mehr zutrauen. Wir haben allen An-
laß dazu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Staat und vor allem diese Bundesregierung wä-
ren gut beraten, wenn sie sich selber weniger und 
den Familien und den jungen Menschen mehr zu-
trauen würden, damit sie wieder mehr dem Staat 
vertrauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Kroll-
Schlüter, ich hätte hier gern mit Ihnen diskutiert. 
Aber ich muß sagen, daß Sie das, was Sie in der Ver-
gangenheit geboten haben, auch heute nicht besser 
haben darstellen können. Es waren überwiegend 
Sprechblasen, und dort, wo ich versucht habe, Klar-
heit in Ihre Gedankengänge hineinzubringen, er-
schienen sie mir höchst widersprüchlich. Oder wie 
soll man verstehen, daß Sie der Bundesregierung auf  
der einen Seite vorwerfen, sie kümmere sich zuviel 
um die kranken Ränder in der Gesellschaft und 
nicht um das Gros der Jugendlichen, und auf der an-
deren Seite dem von der Bundesregierung vorgeleg-
ten Jugendhilfegesetzentwurf nachsagen, mit ihm 
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solle auch in die heilen Familien eingegriffen wer-
den? 

(Beifall bei der SPD — Hasinger [CDU/ 
CSU]: Das ist gar kein Widerspruch! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Mir scheinen Ihre Sprechblasen eher die Probleme 
zu vernebeln, als Klarheit und klare Orientierungs-
linien für einen neuen Ansatz in der Jugendpolitik 
zu bringen. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Sie dürfen Ihre 
eigenen Sprechblasen nicht vergessen!) 

Ich wollte zu dem, was vorher gesagt wurde, Herr 
Kollege Schwarz, nur zwei Bemerkungen machen. 
Der bevölkerungspolitische Ansatz Ihrer Familien-
politik, insbesondere des Familiengeldes, ist in den 
Ausführungen von Frau Verhülsdonk trotz aller 
Dementis deutlich geworden. Das nehmen wir zur 
Kenntnis, wenngleich wir es mit einem alten grie-
chischen Philosophen halten, der einmal gesagt hat: 
Geld kann keine Jungen hecken. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Wer war das?) 

— Ich glaube, es war Aristoteles. — Das gilt sicher-
lich nicht nur für die Zinstheorie, sondern natürlich 
auch für die Familienpolitik, wenn Sie damit Bevöl-
kerungspolitik machen wollen. 

In diesem Zusammenhang müßte vielleicht noch 
etwas Zweites angemerkt werden. Sie versuchen, 
über Familiengeld Bevölkerungspolitik zu machen. 
Das ist eigentlich nichts anderes — Herr Kollege 
Franke hat das hier vor einem Dreivierteljahr auch 
einmal so genannt — als eine Art indirekte Investi-
tionslenkung — Sie haben damals von Investitionen 
gesprochen als eine Art Globalsteuerung, wo Sie 
versuchen wollen, mit Geld 

(Zuruf des Abg. Hasinger [CDU/CSU]) 

— das geht über Ihren Verstand, Herr Kollege Ha-
singer; das habe ich schon lange geahnt — die Be-
völkerungsentwicklung zu steuern. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Drei Jahre gemein-
same Tätigkeit im Ausschuß mit Ihnen!) 

Meine Damen und Herren, ich wollte versuchen, 
etwas über die Situation unserer Jugend zu sagen. 
Herr Kollege Kroll-Schlüter hat sicherlich recht, 
wenn er sagt: Wir dürfen nicht immer so tun, als sei 
der größere Teil der Jugendlichen eine Gruppe von 
Gammlern, Fixern, Sektenjüngern, Alkoholikern 
oder möglicherweise Politgangstern. Aber über ei-
nes sind wir uns wohl einig: daß die Jugend in unse-
rer Gesellschaft Probleme hat, allerdings nicht nur 
Probleme, die von der Regierung verursacht sind, 
sondern auch solche, die von einer gesellschaftli-
chen Entwicklung mit beeinflußt sind, bedingt durch 
rapiden technologischen Fortschritt, und wo Gesell-
schaft aus sehr vielen Gruppen, Orientierungen und 
Verbänden besteht und wo der Staat aus vielen ver-
schiedenen Ebenen besteht. — Frau Kollegin Wex, 
Sie wissen es hoffentlich, auch wenn Sie so tun, als 
würde hier die Bartwickelmaschine bei Ihnen arbei-
ten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Einflüsse, die auf die Jugend einwirken, kom-
men von sehr vielen verschiedenen Seiten. Unter 
den Jugendlichen gibt es einen großen Bereich, der 
davon im Kern nicht getroffen ist und der es lernt, in 
diese Gesellschaft ohne besonders große Konflikte 
hineinzuwachsen. 

Dann gibt es eine Gruppe, die ein alternatives Le-
ben in einer neuen jugendlichen Subkultur sucht; 
das sind manchmal nicht die Schlechtesten. Sie hal-
ten uns einen Spiegel vor. Dazu möchte ich ein Zitat 
aus der Zeitschrift „Jugendwohl" des Caritasverban-
des bringen. Der Diplom-Theologe Fritz Boll sagt 
dort: 

Betrachtet man aus dem breit gefächerten Spek-
trum der alternativen Lebensformen die soge-
nannte jugendliche Subkultur, dann fällt auf, 
daß hier Normen und Werte vertreten werden, 
die den von Ohnmachtsgefühlen und von Sinn-
verlust geplagten heutigen Menschen nach-
denklich stimmen können. Diese Subkultur 
zeichnet sich dadurch aus, daß sie Alltag ohne 
zusätzliche Unterdrückung erleben will. Sie plä-
diert für eine Selbstorganisation der Bedürfnis-
se. Sie versucht, Solidarität und gegenseitige 
Hilfe zu realisieren. Sie ist für Dezentralisie-
rung und Vorwegnahme von Herrschaftslosig-
keit. Sie schreibt inhaltliche Demokratisierung, 
Spontaneität, Überschaubarkeit, Befriedigung 
der verdrängten Bedürfnisse, Autonomie und 
Kooperation, Kreativität und Phantasie auf ihr 
Programm. 

Meine Damen und Herren, wenn das so ist und 
Herr Boll recht hat — ich glaube, er hat in vielem 
recht, was er hier schreibt —, dann sollten wir das, 
was von dort kommt, als Signal auch für unsere Po-
litik verstehen. Das gilt dann nicht nur für die Ju-
gendpolitik, sondern auch für die Kommunalpolitik, 
wo Jugendliche mehr Partizipation erwarten dürfen; 
und das gilt für die Wirtschaftspolitik, wo Jugendli-
che mehr Dezentralisierung erwarten dürfen; und 
das gilt für die Technologiepolitik, wo Jugendliche 
erwarten dürfen, daß wir ihre Forderungen nach 
Entwicklung und Anwendung sanfter Technologien 
ernster nehmen als bisher; und das gilt auch für die 
Bildungspolitik, wo Jugendliche erwarten können, 
daß die Förderung von Sozialverhalten mindestens 
so stark honoriert wird wie das Absolvieren klassi-
scher Leistungen. 

Ich möchte nun auf das kommen, was der Mini-
sterpräsident von Bayern uns vor zwei Tagen hier 
vorgetragen hat, als er dem Hohen Hause anvertrau-
te, daß sich die bayerischen Schulkinder in seinem 
gegliederten Schulsystem so besonders glücklich 
fühlten. Am selben Tage erschien in der Süddeut-
schen Zeitung, die ich allen für solche Gelegenhei-
ten zur Lektüre empfehle, ein Alarmbrief von 400 
Schülern aus der Pullacher Oberstufe, die wörtlich 
an den bayerischen Kultusminister geschrieben ha-
ben: 

Gepriesen wird er, der Abiturdurchschnitt der 
bayerischen Abiturienten, der sich über die Ab-
iturienten anderer Bundesländer erhebt. Wen 
wundert's, daß die für Lehrer, Schüler und El- 
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tern oft gleichermaßen leidensvolle Schulzeit 
im Rausch der Spitzennoten vergessen wird! 

(Werner [CDU/CSU]: Jetzt kommen einem 
die Tränen!) 

— Das ist ein Brief, Herr namenloser Kollege, in 
dem sich die 17- bis 19jährigen Schüler bitter bekla-
gen, daß — —

(Anhaltende starke Unruhe bei der CDU/ 
CSU — Zurufe von der CDU/CSU) 

— Entschuldigen Sie, ich kenne Sie nicht. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Ist das ein arroganter 
Typ! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Herr Präsident, dürfte ich Sie bitten, dafür zu sor-
gen, daß ich hier reden kann! 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Das ist also ein Brief, in dem sich die 17- bis 19jähri-
gen bitter beklagen, daß im heutigen, vom Lei-
stungsdruck geprägten Schulsystem die Entwick-
lung zum verantwortungsbewußten, ideenreichen 
und argumentationsfreudigen Menschen auf der 
Strecke bleibt. Und das sind bayerische Schüler, die 
unter Franz Josef Strauß aufwachsen und die se-
gensreiche Tätigkeit des bayerischen Kultusmini-
sters erfahren müssen. 

(Beifall bei der SPD — Schwarz [CDU/CSU]: 
Wie heißt denn der Mensch da am Podium, 

der namenlose Redner?) 

Wenn das richtig ist, ziehe ich die Schlußfolge-
rung,  daß an den bayerischen Schulen offenbar auch 
Staatsverdrossenheit, Entmutigung und Desinteres-
se gezüchtet werden. Meine Damen und Herren, ich 
habe keine Lust — und wir werden das auch den 
Wählern draußen sagen —, diese bayerischen Spe-
zialitäten in die gesamte Republik exportieren zu 
lassen. 

(Abg. Graf Stauffenberg [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Kuhlwein (SPD): Nein. Ich habe nur zehn Minuten; 
ich habe keine Zeit dafür. 

Aber möglicherweise sind ja die von ihm be-
stimmten Grundpositionen Ausfluß seiner Kam-
pagne gegen die von der sozialliberalen Koalition 
angeblich gestartete kulturrevolutionäre Umwäl-
zung. Wir erinnern uns, daß der bayerische Mini-
sterpräsident vor kurzem auf einem CSU-Kongreß 
in München die Rückkehr zu den traditionellen 
Werten unserer bürgerlichen Gesellschaft gefor-
dert hat, Werten wie Wahrhaftigkeit, Gewissenhaf-
tigkeit, Leistung und Disziplin. 

(Werner [CDU/CSU]: Und da halten Sie 
nichts von? — Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: 

Was haben Sie dagegen?) 

Da frage ich dann, ob die deutsche Jugend sich denn 
an der Wahrhaftigkeit von Herrn Zimmermann 
orientieren soll, ob die deutsche Jugend sich an der 

Gewissenhaftigkeit von Herrn Tandler orientieren 
soll, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oder von Brandt 
und Wehner!) 

ob sich die deutsche Jugend an den Leistungen 
bayerischer Grenzbehörden orientieren soll oder an 
der Selbstdisziplin von Herrn Strauß. 

(Beifall bei der SPD — Hasinger [CDU/ 
CSU]: Sie haben die Wahl in Schleswig

-

Holstein verloren und haben das immer 
noch nicht verkraftet!) 

Meine Damen und Herren, es ist gut, daß junge 
Menschen sehr wohl zwischen Anspruch und Wirk-
lichkeit, zwischen Anspruch und tatsächlichem Ver-
halten in unserer Gesellschaft unterscheiden kön-
nen, daß sie ihre eigene Wertordnung sehr viel ri-
goroser praktizieren, als das leider viele Politiker in 
Sonntagsreden tun, wenn sie die überlieferten 
Werte beschreiben und beschwören. 

(Abg. Graf Stauffenberg [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Abge-
ordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Kuhlwein (SPD): Nein, ich gestatte keine Zwi-
schenfrage.  

Die Nominierung des CSU-Vorsitzenden zum 
Kandidaten der Union hat die Distanz zwischen un-
serer politischen Kultur und der jugendlichen Sub-
kultur eher noch vergrößert. 

Meine Damen und Herren, einige Sätze noch zum 
Jugendhilfegesetz, weil das von Ihnen ja immer als 
Schlagstock gegen die angeblich familienzerstöreri-
schen Absichten der sozialliberalen Koalition miß-
braucht wird. Wir haben im Ausschuß bisher eini-
germaßen sachliche Diskussionen darüber führen 
können. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie bestimmt 
nicht!) 

und sind uns in dieser Frage auch nähergekommen. 
Herr Kollege Gerster, Sie sollten sich von Ihren Kol-
legen einmal informieren lassen, wie der Stand der 
Beratungen ist. 

 (Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie können of
-fenbar gar nicht sachlich diskutieren!) 

Ich will nur eines sagen: Für uns ist die Frage nicht 
die, ob man die freien Träger, deren Arbeit wir re-
spektieren und anerkennen, insbesondere die gro-
ßen Wohlfahrtsverbände, vor allem aber auch die 
Jugendverbände, wie bisher mit starkem Nachdruck 
in die Arbeit der Jugendhilfe einbeziehen sollte. Das 
ist für uns nicht der Dollpunkt. Wir wollen darüber 
auch keinen ideologisch überhöhten Streit führen. 
Wenn es Ihnen ernst damit ist, das Jugendhilfege-
setz noch in dieser Legislaturperiode zu verabschie-
den, dann will ich hiermit deutlich machen, daß wir 
in dieser Frage zum Entgegenkommen bereit sind, 
gerade weil wir das Engagement der Kirchen in der 
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Jugendhilfe und in der Sozialarbeit schätzen und 
wie bisher zum Zuge kommen lassen wollen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Ihr Beitrag heute 
war dazu sicher nicht nützlich!) 

Aber wir wollen gleichzeitig sicherstellen, daß auch 
die Gruppen, die alternative Jugendhilfe versuchen, 
Selbsthilfeorganisationen, Bürgerinitiativen,  Ju-
gendinitiativen, Elterngruppen, die nicht den großen 
Organisationen angehören, in der Jugendhilfe mit-
arbeiten können, weil es, glaube ich, falsch ver-
standene Subsidiarität wäre — Herr Kollege Blüm, 
Sie haben vor zwei Tagen hier einige Ausführungen 
zu dem Begriff gemacht —, wenn man sagte: der 
Staat darf nicht, Diakonisches Werk, Caritas und Ar-
beiterwohlfahrt dürfen, aber Bürgerinitiativen und 
Jugendgruppen dürfen wieder nicht, obwohl gerade 
sie es sind, die unmittelbar die Interessen der Be-
troffenen organisieren und die auch heute noch am 
besten imstande sind, ehrenamtliches Engagement 
auf die Beine zu bringen. 

Ich möchte Sie dringend bitten, diesen Appell 
auch an die von Ihnen regierten Länder weiterzulei-
ten und sich vielleicht in Ihrer Fraktion einmal dar-
über zu unterhalten. Die gesamte Fachwelt und in-
zwischen auch die beiden großen Kirchen sind mit 
uns der Meinung, daß das Jugendhilfegesetz, wenn 
es noch eine Chance haben soll, in dieser Legislatur-
periode verabschiedet werden muß. Wir brauchen 
dazu, weil es zustimmungsbedürftig ist, die Unter-
stützung der Union, hoffentlich schon in diesem 
Hause, zumindest im Bundesrat. Ich möchte Sie 
dringend bitten, darüber in einen sachlicheren Dia-
log als bisher mit uns einzutreten. Ich danke für die 
Zwischenrufe und die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Hasin-
ger [CDU/CSU]: Herr Kuhlwein hat heute 

einige Brücken verbrannt!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Höpfinger. 

Höpfinger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Kuhlwein, ich habe den Eindruck, Sie haben den 
Saal verwechselt. Sie haben hier ein Referat gehal-
ten, daß Sie sonst wahrscheinlich irgendwo bei einer 
Juso-Veranstaltung halten; Sie haben aber nicht 
zum Parlament gesprochen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen darf ich Ihnen sagen, wenn Sie hier fort-
während andere Persönlichkeiten anziehen, Sie soll-
ten sich einmal daran erinnern, daß man nicht so 
sehr den Splitter im Auge des Nachbarn, sondern 
den Balken im eigenen Auge sehen sollte. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wenn man Ihre Menschenfreundlichkeit sieht und 
dann hört, wie Sie an die Sachlichkeit der anderen 
appellieren, dabei aber selbst sehr unsachlich wer-
den, dann kann man nur sagen, Herr Kollege: So 
geht es wirklich nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich möchte noch zu einigen anderen Vorwürfen in 
dieser Aussprache Stellung nehmen. Da ist zuerst 
einmal das Verhalten mehrerer Redner gegenüber 
unserem Kollegen Blüm. Man merkt, es schlägt ihm 
Kühle entgegen, abwertende Bemerkungen, aber 
keiner der politischen Gegner war in der Lage, die 
Zahlen, die Norbert Blüm auf den Tisch gelegt hat, 
zu widerlegen. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie fauchen und Sie kochen vor Ärger, nur weil es 
ein Kollege der CDU/CSU einmal unternommen 
hat, den Trennungsstrich zwischen SPD und CDU/ 
CSU aufzuzeigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist immer dasselbe Lied: Sie sind sehr stark im 
Geben, aber oft mimosenhaft im Nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich meine, Demokraten sollten eigentlich stärker 
sein. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Im Neh

-

men?) 

Ich habe die Rede von Norbert Blüm für hervorra-
gend gehalten. 

(Wehner [SPD]: Das kann ich mir denken! 
— Lachen und Zurufe bei der SPD) 

— Ja, doch! 

(Wehner [SPD]: Der ist eins raufgerückt bei 
Ihnen!) 

Nun zum Herrn Arbeitsminister Dr. Ehrenberg. 
Herr Minister, Sie haben die Höhe der Renten am 
Nettoeinkommen gemessen und stolz verkündet, 
zu 73 % komme die Rente nun bis an die Nettoein-
kommen heran. Sie haben natürlich sehr genau ge-
wußt, daß Sie verschweigen, daß die Abzüge eines 
im Erwerbsleben Stehenden im Jahre 1970 24% be-
tragen haben, während heute, 1978/79, von seinem 
Bruttoeinkommen 32 % abgezogen werden. Weil 
also die Belastung der Erwerbstätigen so hoch ist, 
kommt die Rente mit diesem von Ihnen genannten 
Prozentsatz an die Nettoeinkommen heran. Das ist 
also der Grund. Sie nehmen den Erwerbstätigen viel 
mehr weg. 

Ich darf hier noch einmal zum Rentenproblem sa-
gen, das System der sozialen Sicherheit — — 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgordneten Cro-
nenberg? 

Höpfinger (CDU/CSU): Jetzt bitte nicht, Herr Kol-
lege, weil die Zeit sehr kurz bemessen ist ;  sonst sehr 
gerne, aber ich möchte auf einige Fragen eingehen. 
Es ist meines Erachtens auch eine Rückantwort auf 
die Argumente, die hier vorgetragen wurden. 

Ich sage noch einmal: Das System der sozialen Si-
cherheit wurde von der Union geschaffen. Die Er-
werbstätigen und die Rentner hatten Vertrauen zu 
diesem Rentensystem. Ihre Politik ist es, die dieses 
Vertrauen erschüttert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Und warum? Nehmen wir doch nur einmal die Pres-
semeldungen der letzten Wochen und Monate. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Welche 
denn?) 

Da findet ein wochenlanger Streit darüber statt, ob 
nun eine Beitragserhöhung durchgeführt wird oder 
nicht, obwohl sie im 2 1  Rentenanpassungsgesetz 
schon beschlossen ist.  Da wird zwischen FDP und 
SPD diskutiert: Gibt es nun die Nettorente, oder gibt 
es ein Zurück zur bruttolohnbezogenen Anpassung? 
Der Minister Ehrenberg verkündet die Maschinen-
steuer, die Frau Staatssekretärin Fuchs verkündet, 
daß die Mittel des Steuersplittings doch eigentlich 
am besten der Rentenversicherung und nicht den 
Familien zugeführt werden sollten. Da wird die Ren-
tenversicherung für alle gefordert; da ist wieder von 
der Sockelrente, von der Grundversorgung, von der 
Rentenbesteuerung die Rede. 

Man braucht sich dann nicht darüber zu wundern, 
daß eine große Zeitung in der Bundesrepublik 
Deutschland schreibt: „das Bangen der Rentner". Ich 
füge hinzu: das Bangen der Versicherten, denn die 
Folgen all der Entscheidungen, die heute getroffen 
werden, haben doch jene mitzutragen, die heute sa-
gen: Was wir an Beiträgen zahlen, wissen wir sehr 
wohl, aber hinter das, was wir einmal an Rente be-
kommen werden, müssen wir bei dieser Regierung 
mehrere Fragezeichen setzen. Das ist also die Situa-
tion. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU — Wehner [SPD]: Das ist eine unver-

schämte Unterstellung!) 

Herr Dr. Ehrenberg und Herr Kollege Ewen ha-
ben gesagt, die Rentenversicherung sei nun wieder 
saniert, die Finanzlage sei jetzt besser. Gut, zählen 
wir die drei Dinge auf, die dazu geführt haben: ein-
mal die wirtschaftliche Entwicklung und infolgedes-
sen größere Beitragseinnahmen. 

(Zurufe von der SPD) 

Zweitens ist — und das dürfen wir nicht verkennen 
— der Abbau der Rücklagen bei den Rentenversi-
cherungsträgern total erfolgt. Wir haben jetzt noch 
1,7 Monatsraten als Rücklage. Und das dritte, was 
nicht vergessen werden darf — sagen wir es doch in 
aller Offenheit —: Die Rentner selber haben für 
diese Sanierung herhalten müssen, denn die Ren-
tenanpassungen von 4,5 % im Jahre 1979, von 4 % im 
Jahre 1980 und von 4% im Jahre 1981 sind doch 
nichts anderes als ein Weg zur Sanierung der Ren-
tenversicherung. Herr Minister, Sie bringen immer 
wieder den Vergleich mit 1958. Dieser Vergleich 
geht einfach an der Wirklichkeit vorbei; es ist ein 
Vergleich wie das Austauschen von Äpfeln und Bir-
nen. 

Sie sagen dann, wir hätten keine Lösungsvor-
schläge. Hier darf ich an die Stellungnahme erin-
nern, die unser Arbeitskreisvorsitzender, der Kol-
lege Heinrich Franke, abgegeben hat. Dort wird in 
zwölf Punkten aufgezeigt, wie die Union sich den 
Weg in der Rentenversicherung vorstellt. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, warum nehmen 
Sie von diesen Vorschlägen keine Kenntnis? 

Ich möchte auch noch einmal an folgendes erin-
nern. Die CDU/CSU hat den Weg in der Rentensa-
nierung nicht nur aufgezeigt, sie ist diesen Weg 
auch gegangen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Mit der SPD hatten wir doch den Krankenversiche-
rungsbeitrag beschlossen. Sie haben 1969 diesen 
Krankenversicherungsbeitrag der Rentner wieder 
aufgegeben und haben das Geld an die Rentner zu-
rückgezahlt. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Mit gutem 
Grund!) 

Und warum? Weil Sie den Rentnern nach der Regie-
rungsübernahme 1969 100 DM Weihnachtsgeld ver-
sprochen haben. Dann haben Sie das Geld nicht ge-
habt, und daraufhin haben Sie 50 DM versprochen. 
Die waren auch nicht da, und dann haben Sie das ge-
tan, was man an und für sich nicht tun sollte, Sie ha-
ben nämlich das Geld einer Sozialversicherungsein-
richtung, eben der Krankenversicherung, genom-
men und es den Rentnern zurückgegeben. Wir sind 
also den Weg zur Sanierung der Rentenversiche-
rung sehr wohl gegangen. 

Zum Rententhema möchte ich sagen, daß Sie sich 
darauf verlassen können: Wir werden all unsere 
Kraft aufwenden, 

(Wehner [SPD]: All Ihre Demagogie, mei

-

nen Sie damit!) 

damit die 84er Rentenreform in der Regierungsver-
antwortung der CDU/CSU durchgeführt wird, fi-
nanzpolitisch klar, ordnungspolitisch sauber und so-
zialpolitisch gerecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Phrasendrescher!) 

Dann darf ich mich noch dem Thema „Familie" zu-
wenden. 

(Wehner [SPD]: Ja!) 

Da wird immer von der materiellen Situation ge-
sprochen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
wie oft wurde sowohl in den Ausschüssen als auch 
in Reden und Ansprachen — ob draußen oder hier 
— gesagt: Erstens muß man sehen, wie die Situation 
ist, muß sehen, was ist und wie sich die. Situation 
darstellt. Zweitens kann man nicht nur die finan-
zielle Seite berücksichtigen, obwohl es, um das sehr 
deutlich zu sagen, mit schönen Reden allein auch 
nicht getan ist. Man muß vor allem die Eigenverant-
wortung des Bürgers wieder ansprechen. Wir reden 
so viel von der Freiheit und vergessen dabei oft, zu 
sagen, daß zur Freiheit auch das Gleichmaß an per-
sönlicher Verantwortung gehört. Wenn es irgendwo 
zum Tragen kommen muß, dann doch im privaten 
Bereich von Ehe und Familie! Darum ist hier die 
Eigenverantwortung so stark mit anzusprechen. 

Ich komme zweitens zur Familie und Gesell-
schaft. Wie sieht denn in unserer Gesellschaft das 
Verhalten gegenüber unseren Familien aus? Wie 
reagiert man gegenüber Kindern im Haus, in Wohn-
gebieten, im Straßenverkehr? Kinder spüren sehr 
wohl, ob sie angenommen sind oder ob sie überall 
weggedrängt werden. Wir, die Verantwortlichen im 
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politischen Bereich, quer durch alle Fraktionen, ha-
ben vor allem an die Medien die Bitte zu richten, das 
Familienleben positiver darzustellen, und zwar in 
Presse, Funk und Fernsehen, weil so viele Menschen 
von diesen Medien abhängen und ihre Meinung bil-
den. Ich glaube, wenn man auf diesem Wege eine po-
sitive Einstellung zur Familie mit vorbereiten kann, 
dann ist das das Beste, was man mit diesen Einrich-
tungen gegenüber unseren Familien tun kann. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich komme zum gesetzlichen Schutz. Ich weiß, wie 
oft Sie Ihre gesetzlichen Reformen der letzten Jahre 
als positiv herausstellen. Aber Sie sollten sich auch 
einmal ehrlich fragen, welche Negativwirkungen 
Ihre Reformen auf die Familie gehabt haben. 

(Zuruf von der SPD: Keine!) 

Sie können sagen, das Scheidungsrecht habe sich 
bewährt. Wahrheit bleibt doch, daß derjenige, der 
aus dieser Gemeinschaft herauswill, auf jeden Fall 
herauskommt, weil diese Gemeinschaft durch Zeit-
ablauf gelöst wird. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich komme zur Reform des § 218. Herr Kollege 
und Fraktionsvorsitzender Wehner, Sie selber sa-
hen sich veranlaßt, im Frühjahr dieses Jahres einen 
Brief an Ihre Fraktionskollegen zu schreiben, um auf 
die Zielsetzung dieser Reform des § 218 hinzuwei-
sen, die Sie selber zugrunde gelegt haben. Das heißt: 
die Reform muß meilenweit selbst an dem vorbeige-
gangen sein, was Sie wollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sonst wäre es nicht nötig gewesen, daß Sie Ihre 
eigenen Leute anschreiben. 

Ich sehe, daß das rote Licht aufleuchtet, und 
möchte hier nicht über meine Zeit hinaus reden. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich komme deshalb zum Schluß. Wenn man das em-
sige Bemühen der SPD in Sachen Familienpolitik 
beobachtet, dann kommt man zu dem Schluß: Sie ha-
ben entdeckt, daß unter den vielen Schwachpunkten 
Ihrer Politik die Familienpolitik der schwächste 
Punkt Ihrer Politik ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

— Ja, sicher, weil jetzt etwas kommt. Wenn Sie die 
Parole ausgeben „Sicherheit für die 80er Jahre", 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Dann ist das 
gut so!) 

dann gleicht diese Parole einem ungedeckten 
Scheck. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sie machen es 
mit einem Wechsel!) 

Darauf würde ich wirklich nichts geben. 

Sie können nicht erwarten, daß wir dieser Ihrer 
Politik oder diesen beiden Haushalten zustimmen. 

(Frau Eilers [SPD]: Sie haben noch keinem 
zugestimmt!) 

Wir sind der Meinung, eine Wende in der Gesamt-
politik ist erforderlich. Die Familien haben eine bes-
sere Politik verdient, eine Familienpolitik, gestaltet 
von der CDU/CSU. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Jaunich. 

Jaunich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! In Kürze werden nicht nur 
die Familien, sondern alle Wahlberechtigten in der 
Bundesrepublik zu entscheiden haben, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

wer für die nächsten Jahre Familienpolitik betrei-
ben wird. 

(Franke [CDU/CSU]: Wie z. B. in Nord

-

rhein-Westfalen bei den Kommunalwah

-

len!) 

Sie, Herr Kollege Höpfinger, haben soeben gesagt, 
wir hätten uns zu sehr und zu engagiert mit der 
Rede des Herrn Kollegen Blüm auseinandergesetzt 
und wir sollten mehr „nehmen" können. Ich möchte 
das aufnehmen und möchte das, was Sie gesagt ha-
ben, schlicht und einfach hinnehmen; denn es lohnt 
nicht die Auseinandersetzung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Blüm [CDU/CSU]: Ein kleineres Pferd bitte, 

nicht so hoch!) 

Ich will nur an einem Punkt anknüpfen und noch 
eine Feststellung treffen. Sie haben soeben für das 
Maß verfehlter Familienpolitik u. a. das Schei-
dungsrecht ins Spiel gebracht. Ich frage Sie: Wie 
glaubwürdig wollen Sie eigentlich sein, bleiben oder 
genommen werden, wenn Sie hier die Scheidungs-
automatik des neuen Scheidungsrechtes erwähnen 
und sagen, die könnten auseinanderlaufen, ohne daß 
der Staat einen Zwang aufrechterhalte? Wir reden 
doch wohl die ganze Zeit über intakte Familien. Das 
alte Scheidungsrecht hat zwar in vielen Fällen 
Scheidungen unmöglich gemacht, aber es hat nicht 
bewirken können, daß die Familien intakt geblieben 
wären. 

(Beifall bei der SPD) 

Da ist doch Unaufrichtigkeit im Spiel, da sind doch 
zwei, die gar keine Partner mehr sind, aneinander

-

gekettet worden, und sie haben zum Teil gar nicht 
mehr miteinander gelebt. Sie waren nur rechtlich 
noch eine Gemeinschaft. Ist denn das Ihr Ideal, sind 
das Ihre Zielvorstellungen in der Familienpolitik? 
Dann kann ich nur sagen: Sie tun mir leid. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie reklamieren — Sie haben das getan, Herr 
Kroll-Schlüter hat das getan — Eigenverantwor-
tung; wir sollten den Familien mehr zutrauen. Ja, 
wer traut ihnen denn so wenig zu? Ich habe soeben 
einmal in das Amtliche Handbuch des Deutschen 
Bundestages geschaut, Herr Kollege Höpfinger. Sie 
sind vom Geburtsjahrgang 1925, und ausweislich des 
Handbuches haben Sie zwei Kinder. Ich kann also 
wohl davon ausgehen, daß die Kinder in Ihrer Ehe zu 
einer Zeit gezeugt worden sind, als es familiener- 
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gänzende Leistungen in diesem Lande so gut wie gar 
nicht gab, als es für diese Ihre Kinder auch kaum 
eine greifbare, voraussehbare Zukunft gab. Das, was 
ich hier jetzt an Ihrem Beispiel aufzäume, gilt wohl 
für sehr viele Damen und Herren dieses Hauses. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
ich bitte um Ruhe; ich bitte, doch Platz zu neh-
men. 

Jaunich (SPD): Im Gegensatz zu manchem Abge-
ordneten der Union wollen wir niemandem vor-
schreiben, wieviel Kinder er zu zeugen und aufzu-
ziehen hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Das sollte wohl doch die freie Entscheidung der 
Partner sein. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Insofern trauen wir den Familien in der Tat mehr zu, 
als Sie das tun; denn wir setzen bei ihnen den freien 
Willen und die freie Entscheidung voraus. Alle Ihre 
Diskriminierungsreden zu diesem Thema werden 
nichts daran ändern. 

Eine letzte Feststellung zu Ihren Bemerkungen, 
Herr Kollege Höpfinger. Sie haben hier offensicht-
lich als letzter Redner der Unionsparteien innerhalb 
dieser Debattenrunde gesprochen. Auch Sie haben 
die Chance versäumt, uns einmal zu sagen, wie denn 
die Vorstellungen der Union in der Rentenfrage für 
die Zeit nach 1984 sind. Auch Sie haben hier keiner-
lei Andeutung gemacht, wohin, in welche Richtung 
die Reise gehen soll. Sie haben an dem einen und 
dem anderen herumgemäkelt, aber einen Weg ha-
ben Sie hier nicht aufgezeigt. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch ein paar Sätze 
zu der Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kinder" 
sagen. Wir wollen im Rahmen dieser Debatte in 
zweiter und dritter Lesung die Aufstockung ihres 
Kapitals hier beschließen. Dieser Gesetzentwurf ist 
in den zuständigen Ausschüssen dankenswerter-
weise zügig beraten und dem Parlament heute un-
verändert zur Beschlußfassung zugeleitet worden. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Einvernehmlich!) 

— Einvernehmlich, natürlich! Nur, von Ihnen habe 
ich dazu im Laufe dieser Debatte nichts gehört. — 

(Hasinger [CDU/CSU]: Selbstverständlich, 
Herr Vogt hat dazu gesprochen!) 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß Leistungen ange-
hoben und finanziell abgesichert werden. Immer 
wieder werden wir an die Vorgeschichte dieses Vor-
falls erinnert. Dies muß uns Mahnung für unsere po-
litische Arbeit auf den verschiedensten Feldern der 
Gesundheitspolitik sein. Wir haben unsere Beiträge 
geleistet in der Hoffnung, daß uns eine solche Kata-
strophe, die zu einem solchen Handeln zwingt, nicht 
noch einmal erreichen wird. 

Wir sollten uns heute nicht weiter damit aufhal-
ten, daß der Stiftung wegen der verzögerten Zahlun-
gen eines Treuhänders erhebliche Zinsverluste ent-
standen sind; die Tatsachen sind bekannt. Wir müs-

sen nunmehr unseren Bundesanteil aufstocken, da-
mit die Leistungen an die Begünstigten gesichert 
bleiben. Die wegen Contergan-Schäden behinderten 
Mitbürger — es handelt sich ja heute nicht mehr um 
Kinder, sonder weitgehendst um Erwachsene — er-
halten im übrigen auch alle die Leistungen, z. B. 
nach dem Reha-Angleichungsgesetz und dem 
Schwerbehindertengesetz, die auch den übrigen Be-
hinderten zustehen. Durch zahlreiche Reformge-
setze haben wir seit 1969 auch die Situation aller be-
hinderten Kinder — unabhängig von der Art und 
unabhängig von der Ursache ihrer Behinderung — 
wesentlich verbessert. Diesen Weg gilt es fortzuset-
zen. 

Wir werden diesem Gesetzentwurf betreffend die 
Aufstockung der Mittel für die Stiftung „Hilfswerk 
für behinderte Kinder" zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich  

schließe die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Ich rufe den 
Einzelplan 11 auf. Hierzu liegen drei Änderungsan-
träge der Fraktion der CDU/CSU und ein Ände-
rungsantrag der Fraktionen der SPD und der FDP 
vor. 

Ich rufe zuerst den Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU auf Drucksache 8/3474 unter Ziffer 8 
auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Drucksache 8/3494 auf. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der An-
trag ist abgelehnt. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktionen der 
SPD und der FDP auf Drucksache 8/3503 auf. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Änderungsantrag ist angenommen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Drucksache 8/3485 unter den Zif-
fern I und II auf. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Änderungsantrag ist abge-
lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 11. Wer dem Einzelplan 11 in der Ausschußfas-
sung  mit den soeben beschlossenen Änderungen zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Ein-
zelplan 11 ist angenommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich rufe wieder den Einzelplan 15 auf. Hierzu liegt 
auf der Drucksache 8/3474 unter Ziffer 10 ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU/CSU vor. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Änderungsantrag ist abgelehnt. 
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Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-

plan 15. Wer dem Einzelplan 15 in der Ausschußfas-
sung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Einzelplan 15 ist angenommen. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung über den von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurf eines Zweiten Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes über die Errich-
tung einer Stiftung „Hilfswerk für behinderte Kin-
der" — Drucksachen 8/3293, 8/3451, 8/3489 —. 

Ich rufe Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist in 
zweiter Beratung angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wort in der dritten Beratung ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Es liegen zwei Beschlußempfehlungen des Aus-
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit vor. 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 8/3451 un-
ter Ziffer 2 die Annahme einer Entschließung. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses ist angenom-
men. 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 8/3451 
unter Ziffer 3, die zu dem Gesetzentwurf eingegan-
genen Eingaben und Petitionen für erledigt zu erklä-
ren. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 30 
Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 
— Drucksache 8/3391 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Dübber 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? 

(Dr. Dübber [SPD]: Ich verzichte!) 

— Der Berichterstatter verzichtet. Ich eröffne die 
allgemeine Aussprache. Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Stavenhagen. 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich zu dem 
wiederholt von den Kollegen der SPD vorgebrach-
ten Argument, wir würden die Beratungen der En-
quete-Kommission „Zukünftige Kernenergiepolitik" 
vorwegnehmen, eine Bemerkung machen. 

Auf dem Parteitag der SPD hat der Abgeordnete 
Reuschenbach an die Abgeordneten Ueberhorst und 
Schäfer gewandt folgendes gesagt: 

Ich finde es wirklich nicht kollegial, wenn bei 
verschiedenen Gelegenheiten das Ergebnis der 
Arbeit der Enquete-Kommission durch Formu-
lierungen in Parteitagsanträgen vorweggenom-
men wird. In dem Umfang, wie das häufig ver-
sucht wird, führt das am Ende dazu, daß wir die 
Arbeit dieser Enquete-Kommission einstellen 
können. 

Sie sehen also: dort hat man sich längst festgelegt, 
gleichgültig, wie die Enquete-Kommission entschei-
det. 

Aber nun zum Haushalt des Bundesministers für 
Forschung und Technologie. Dieser Haushalt ist bei 
den Haushaltsberatungen um 208 Millionen gegen-
über dem Regierungsentwurf gekürzt worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit haben SPD und FDP in vielen Punkten unse-
rer Kritik im Grunde genommen recht gegeben. 

(Löffler [SPD]: Das glauben Sie doch selbst 
nicht!) 

Einmal war es eine globale Minderausgabe von 120 
Millionen DM, weil man den Haushalt für übersetzt 
hielt. Weiter haben die Koalitionskollegen einer 
Kürzung um 8 Millionen bei der Humanisierung 
der Arbeitswelt zugestimmt. Sie konnten nicht wi-
derlegen, daß unter der Regie des Forschungsmini-
sters das Programm Humanisierung der Arbeits-
welt zum Selbstbedienungsladen für Großunterneh-
men geworden ist, die sich dort Dinge bezuschussen 
lassen, die sie ohnehin durchführen würden. Eine 
lange Liste von abgebrochenen Projekten stellt den 
Programmverwaltern ein denkbar schlechtes Zeug-
nis aus. Es geht dort offenbar weniger darum, in part-
nerschaftlicher Zusammenarbeit zwischen Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern Bedingungen in der 
Arbeitswelt zu verbessern, sondern es geht dort um 
praxisfremde Ideologie. 

Eine herbe Niederlage mußte der Bundesfor-
schungsminister bei der Beratung des Titels für In-
formationstechnologien einstecken ;  von beantrag-
ten 31,5 Millionen DM wurde mehr als die  Hälfte ge-
strichen. Das ging sogar weit über meinen Antrag 
hinaus, weil die Kollegen der Koalition von diesem 
Programm überhaupt nicht überzeugt werden konn-
ten. 

Der Kollege Dübber hat einen Antrag gestellt, 
dem der gesamte Haushaltsausschuß zugestimmt 
hat, nämlich bei der Reaktorsicherheit 5,5 Millio-
nen DM einzusparen. Damit ist auch von der SPD 
dokumentiert, daß auf dem Felde der Reaktorsicher-
heit deutsche Ingenieure und Techniker Vorbildli-
ches leisten; es ist gut so, daß das einmal dokumen-
tiert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Interessant in diesem Zusammenhang ist, daß die 
SPD des Landtags in Baden-Württemberg einen An-
trag, einen Titel „Haftung für Reaktorunfälle" im 
Landeshaushalt einzustellen, mit der Begründung 
abgelehnt hat, dies schüre nur die Angst in der Be-
völkerung vor Kernkraftwerken; tatsächlich seien 
Unfälle aber unwahrscheinlich. Dann verstehe ich 
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nicht, wie Sie an anderer Stelle ganz anders argu-
mentieren. 

Im Bereich Transport und Verkehr kürzte der 
Haushaltsausschuß 12 Millionen. Ein Projekt — bei-
spielhaft herausgegriffen — ist das „Zukunftsauto", 
das über drei Jahre mit 110 Millionen DM gefördert 
werden soll. Ich bin der Meinung, daß Unternehmen, 
die Autos bauen, sich auch um die Zukunftspro-
bleme des Automobilbaues zu kümmern haben und 
nicht Bürokraten des Forschungsministeriums. 
Wenn man sich dann noch die Bilanzen dieser Un-
ternehmungen anschaut und weiß, wie diese Unter-
nehmungen Anlagen für liquide Mittel suchen, dann 
wird um so deutlicher, daß sie nicht mit Steuermit-
teln solche Projekte finanzieren müssen, sondern 
durchaus selbst dazu in der Lage sind. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Siehe VW!) 

Wenn es aber den Beamten des Forschungsministe-
riums darum geht, uns das Auto ihrer Vorstellung zu 
verordnen, dann muß ich sagen, dieses Auto möchte 
ich lieber nicht fahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Konzept „Zukunftsauto" ist kein Ausrutscher 
dieser Forschungspolitik, sondern es ist Ergebnis 
der These von der Kurzsichtigkeit des Marktes, die 
zum Kredo der Forschungspolitik von Herrn Hauff 
geworden ist. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Investitions-
lenkung!) 

Er sagt, daß die Wirtschaft ein charakteristisches 
Defizit an vorausschauender Technologieentwick-
lung habe. Die Praxis seiner eigenen Politik aber ist, 
daß sie keine langfristigen Perspektiven mehr hat. 
Programme, die in den 50er und 60er Jahren als zu-
kunftsweisend begonnen wurden im Bereich der 
Kernenergie, im Bereich der Raumfahrt, im Bereich 
der Luftfahrt, sind heute zu kurzfristigen und kurzat-
migen Sammelsurien von Einzelprojekten zusam-
mengeschrumpft. Gutachterfilz, Selbstbedienung 
und die Trägheit der Etablierten verhindern das 
Aufkommen neuer und unkonventioneller Lösun-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Verzettelung der Mittel auf zu viele, zu kleine, 
zu unbedeutende Projekte führt dazu, daß die Effi-
zienz der Forschungsförderung immer weiter ab-
nimmt. Die Bürokratie gerät in kurzfristigen Erfolgs-
zwang, was dazu führt, daß der Blick für langfristige 
Konzeptionen verstellt ist. Dies gilt beispielsweise 
für drei zukunftsweisende Entwicklungslinien der 
Solarenergie, nämlich der Photovoltaik, der Photo-
chemie und der Photobiologie, wo man bei uns we-
nig oder nichts tut. 

Man muß, wenn man Solarenergie wirklich erfor-
schen will, mit der gleichen Systematik und der glei-
chen Methodik an die Sache herangehen wie z. B. 
bei der Kernenergie, damit man auch dort einen 
Spitzenplatz bekommen kann. In der Solarenergie-
forschung wird mit der Technik von gestern ver-
sucht, die Probleme von morgen zu lösen: Ein-
fachkollektoren bei einer Schwimmbadheizung 
beispielsweise, Niedertemperaturkollektoren für  

10 kw-Kraftwérke in Ägypten und Indien mit einem 
Wirkungsgrad von 2 %, dadurch Herstellungskosten 
von 100 000 DM pro Kilowatt installierter Leistung. 
Damit kann niemand etwas anfangen. Da werden 
Versuche gemacht, mit dem Solarturmprinzip Groß-
kraftwerke zu bauen, obwohl man heute schon weiß, 
daß dieser Strom nie wirtschaftlich sein kann. Man 
muß, wenn man es mit der Solarforschung wirklich 
ernst meint, an zukunftsweisende und auch risiko-
reiche Projekte rangehen und nicht hier kurzatmig, 
nur damit man was vorweisen kann, von der Hand in 
den Mund leben. 

Noch etwas zu dieser These von der Kurzatmig-
keit des Marktes. Vielleicht überlegen Sie mit mir 
auch einmal, wovon eigentlich die zeitliche Tiefe un-
ternehmerischer Entscheidungen abhängt. Ich glau-
be, daß eine zentrale Abhängigkeit das politische 
Umfeld darstellt. Unsichere Umstände lenken Risi-
kokapital in Aktivitäten mit schnellem Kapitalum-
schlag. Langfristige Investitionen haben in einem 
solchen Klima keine Chance. Welcher Unternehmer 
wird schon Investitionsanreize in Anspruch nehmen 
wollen, wenn er für morgen den konfiskatorischen 
Zugriff des Staates bei Erfolg befürchten muß. So-
lange die Unsicherheit über den materiellen Inhalt 
des Eigentums an Produktionsmitteln bestehen 
bleibt, 

(Zuruf von der SPD) 

führt auch dies deutlich zu einer Verkürzung des 
Planungshorizonts von Unternehmen. 

Angesichts solcher Überlegungen gerät das Argu-
ment derer ins Zwielicht, die immer meinen, daß sie 
hier Probleme des Marktes beseitigen müßten. Tat-
sache ist, daß sie diese Probleme überhaupt erst auf-
türmen. 

Meine Damen und Herren, die Forschungspolitik 
der Bundesregierung umfaßt die Wirtschaft in einer 
Art Zangengriff. Auf der einen Seite führt die 
sprunghafte Ausweitung des Etats zu einer Art Ab-
holmentalität der Industrie, wie dies übrigens der 
Wirtschaftsminister Graf Lambsdorff genannt hat. 
Die Firmen suchen weniger nach dem, was der 
Markt von morgen verlangt, als nach dem, was die 
Bürokraten heute wünschen. Zehntausende von Un-
ternehmen beschäftigten sich zwar mit Innovation, 
aber nur einige hundert erhalten Forschungsmittel 
auf Grund der Kenntnis der Schleichwege zu den 
staatlichen Töpfen. Andererseits werden technolo-
gische Entwicklungen nach Kräften behindert, 
wenn sie nicht in das Konzept des Forschungsmini-
sters passen. Ich finde  es  schon sehr merkwürdig, 
daß der Forschungsminister dem Bundeskanzler 
Vorschläge gemacht hat, wie man Radio Luxem-
burg im Wege einer Art Großmachtpolitik daran 
hindern könne, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Luftkrieg!) 

hier einen Satelliten zu plazieren, um ein privates 
Programm auszustatten. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Innovations

-

verhinderer!) 

Im Haushaltsausschuß hat die Koalitionsgruppe 
dies unterstützt, indem sie 6 Millionen DM für einen 
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Fernsehsatelliten gesperrt hat. Dies mutet komisch 
an angesichts der Formulierung des Bundeskabi-
netts am 26. September, man solle mit den neuen 
Medien die aktive Beteiligung des Bürgers am Infor-
mationsprozeß erhöhen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist die 
Weltoffenheit kleinkarierter Sozis!) 

Am 13. August 1546, meine Damen und Herren, 
wurde in Paris Etienne Dolet auf dem Scheiterhau-
fen verbrannt, weil er unerlaubt Veröffentlichungen 
vorgenommen hat, die der herrschenden Lehre zu-
widerliefen. Er hatte unter anderem einen Dialog 
von Plato verlegt. Solche Publikationen waren nach 
herrschender Meinung geeignet, die unsterblichen 
Seelen der Zeitgenossen zu verwirren. 

Heute nennt man das „Reizüberflutung'. Ausge-
rechnet hier entdeckt die SPD ihr Herz für die Fami-
lie und überlegt, wie sie die Familie vor der Reiz-
überflutung retten kann. Dies ist komisch ange-
sichts der Tatsache, daß sie diese Probleme in den 25 
Jahren des Bestehens des Fernsehens nicht sah, 
aber jetzt, da die SPD Gefahr läuft, daß das einseitige 
Monopol durchbrochen wird, bekommt sie plötzlich 
diese Ängste. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kolb [CDU/ 
CSU]: Und die „Hamburger Morgenpost" 

kann sie nicht halten!) 

In elf Großstädten wollte die Bundespost flächen-
mäßig verkabeln. Dies hat die Bundesregierung ab-
geschmettert. Sie nimmt damit aus ideologischen 
Gründen in Kauf, daß wir nach dem Gebiet der 
Kernenergie auch auf diesem Gebiet ins Hintertref-
fen geraten. 

Dem Forschungsminister fällt zum Energieein-
sparen nur die Energieverbrauchsordnung ein. Er 
schlägt eine Abwärmeabgabe vor, von der selbst 
Vertreter des Wirtschaftsministeriums befürchten, 
daß sie verfassungswidrig sei. Die Hochschulen be-
klagen, daß dort zuviel vom Bund direkt hineinre-
giert würde, nach dem Motto „Wer zahlt, bestellt 
auch die Musik". 

Ich muß sagen: Es ist eine kaum zu überbietende 
Kaltschnäuzigkeit, wie Sie den Beschluß des Bun-
deskabinetts, als Sitz für das Polarforschungsinsti-
tut Bremen zu bestimmen, durchgedrückt haben — 
gegen den Willen, gegen die Gutachten, gegen die 
Stellungnahmen aller beteiligten Wissenschaftler. 
Der Wissenschaftsrat sagt: Für Kiel sprechen die 
hohe wissenschaftliche Qualität der dort tätigen 
Wissenschaftler, das große Spektrum direkter Polar-
und Meeresforschung und sehr nahe Forschungsak-
tivitäten sowie das weitere wissenschaftliche Um-
feld. 

Meine Damen und Herren, wenn man sich an die 
Fachleute nicht halten will, wenn einem das schnurz 
ist, dann soll man aber auch nicht die Farce machen, 
sie um ihre Meinung zu fragen, sondern es gleich in 
den Hinterzimmern der Partei auskungeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen haben wir auf Drucksache 8/3499 den 
Antrag eingebracht, die Titelgruppe 08 in Kap. 30 06 
in der Bezeichnung zu ändern in „Alfred-Wegener

-

Institut für Polarforschung (IfP) in Kiel". Dies ist die 
Möglichkeit des Haushaltsausschusses, deutlich zu 
machen, daß wir wünschen und der Meinung sind, 
daß dieses Institut in Kiel errichtet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU): Ich bin mit der Re-
dezeit knapp; ich bitte, keine Zwischenfragen zu 
stellen. 

Meine Damen und Herren, die Kritik am For-
schungsminister, die in der Vergangenheit immer 
ein bißchen hinter vorgehaltener Hand vorgetragen 
wurde, wird in der letzten Zeit lauter vernehmlich. 
Der Wirtschaftsminister, Graf Lambsdorff, warnte 
vor einer Abholmentalität und forderte wie wir, daß 
die indirekte, also auf Breitenwirkung zielende For-
schungsförderung einen höheren Stellenwert haben 
müsse. Der FDP-Kollege Haussmann wies auf die 
einseitigen Struktureffekte sowie die Benachteili-
gung des Mittelstands und wirtschaftlich weniger 
entwickelter Regionen durch die Politik von Herrn 
Hauff hin. 

Er forderte — wie wir — mehr indirekte For-
schungsförderung, die den kleinen und Mittelbetrie-
ben besser nütze, die auch gleichmäßiger Innova-
tionsanreize gebe. 

(Zuruf von der SPD: Ein reines Gießkannen

-

prinzip!) 

— Sie habe, so Herr Haussmann, auch mehr Breiten-
wirkung, und insofern steche — das ist der Original-
ton Haussmann — das Argument der Gießkasse 
nicht. 

Das ist natürlich schön gesagt. Das Problem der 
FDP ist halt, daß sie unsere Reden hält und mit den 
anderen abstimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kolb [CDU/ 
CSU]: Das tun die immer!) 

Beachtlich finde ich, daß auch diejenigen, die im 
Grunde genommen von der Forschungsförderung 
profitieren, zunehmend Kritik anmelden: zum einen 
der Bundesverband der Deutschen Industrie, dann 
der Bundesverband der Jungen Unternehmer, die 
beide eine Vernachlässigung der Grundlagenfor-
schung beklagen. Sie beklagen, daß die Gestaltungs-
freiheiten der forschenden Wirtschaft stark einge-
schränkt werden. 

Interessant ist auch, daß der Rechnungshof erneut 
auf die liederliche Bearbeitung von Verwendungs-
nachweisen hinweist. Man ist dort mit Verwen-
dungsnachweisen Monate im Rückstand. Dies zeigt, 
daß eine ordnungsgemäße Kontrolle öffentlich ein-
gesetzter Mittel nicht möglich ist. Das zeigt, daß 
man über Monate keine Kontrolle darüber hat, was 
mit dem Geld geschieht. 

Damit wird doch deutlich, daß die Bürokratie mit 
der starken Ausweitung der direkten Forschungs-
förderung überfordert ist. Es wäre wirklich gut — 
nachdem ja nicht nur wir, sondern auch andere Par-
teien das sagen —, wenn man sich im Forschungsmi- 
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nisterium endlich mehr Gedanken darüber machte, 
auf welche Weise die indirekte, auf Breitenwirkung 
gezielte Förderung einen höheren Stellenwert be-
kommen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Um es ganz deutlich zu machen und damit keine 
Mißverständnisse entstehen: Wir meinen nicht ein 
„Anstatt", sondern wir meinen ein vernünftiges, aus-
gewogenes Verhältnis. Dieses vernünftige, ausge-
wogene Verhältnis besteht heute nicht. Die For-
schungspolitik der Regierung pervertiert immer 
mehr zu einer kurzarmigen bürokratischen Kessel-
flickerei ohne Ziel und Ausblick. Das Klima für Wis-
senschaft und Forschung in unserem Land wird trotz 
der Hauff-Milliarden immer schlechter. Fähige 
Köpfe wandern zunehmend ins Ausland ab. Nicht 
kreative Geister, sondern kleinkarierte Funktionäre 
stellen bei uns die Weichen für die Zukunft. 

Wir lehnen die Forschungspolitik der Regierung 
und den Einzelplan 30 ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Dübber. 

Dr. Dübber (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Drei kurze Bemerkungen zu meinem 
Herrn Vorredner. Erstens. Selbstverständlich be-
steht der Sinn einer Enquete-Kommission darin, of-
fen in die Erörterung der Probleme hineinzugehen, 
neue Erkenntnisse zu gewinnen und dann zu ent-
scheiden. Dieser Auffassung sind, hoffe ich, alle Mit-
glieder dieses Hauses gemeinsam. Ich werde an spä-
terer Stelle noch ein weiteres Wort zum Thema En-
quete-Kommission sagen. 

Zweitens. Ich möchte das, was in bezug auf Kür-
zungen auf dem Gebiete der Reaktorsicherheit ge-
sagt worden ist, nicht unwidersprochen lassen. Es ist 
richtig, daß der entsprechende Titel um 5,5 Millio-
nen DM gekürzt worden ist. Aber die Verpflich-
tungsermächtigungen sind um 75 Millionen DM er-
höht worden. Wer vom Haushalt etwas versteht, 
weiß, daß das Programm damit gestreckt wird. Es ist 
sehr wohl möglich, in diesen Bereichen weiterzuar-
beiten. Wir sind entschieden der Meinung, daß man 
dort weiter tätig sein soll. Aus der Erhöhung um 75 
Millionen DM können Sie eindeutig erkennen, daß 
hier nicht weniger, sondern mehr getan werden 
soll. 

Drittens. Sie haben sich mit den Sperren auf dem 
Gebiete der neuen Nachrichtentechnologien, spe-
ziell der Satelliten beschäftigt. Ich will gerne zuge-
ben, daß wir absichtlich einige Ansätze gesperrt ha-
ben, um sie nämlich später im Haushaltsausschuß 
erneut beraten zu können. Wir wollen damit die Ab-
sicht des Parlaments zum Ausdruck bringen, daß die 
Probleme der neuen Medien in aller Sorgfalt und 
Ausführlichkeit behandelt und technischer Wild-
wuchs rechtzeitig verhindert werden muß, 

(Zuruf von der [CDU/CSU]: Alle Optionen 
offenhalten, nur nicht entscheiden!) 

der leicht in gesellschaftliche Fehlentwicklungen 
und mitmenschliche Entfremdung umschlagen 
kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich darf noch ein paar Zitate von Politikern brin-
gen, die Sie doch sicher für unverdächtig halten. Mi-
nisterpräsident Albrecht hat in diesen Monaten ge-
sagt, Kabelfernsehen sei eine Sache, die mindestens 
so groß wie Gorleben sei. Aber er will flink verka-
beln lassen. Nur bei Gorleben zögert er; das will er 
doch lieber erst untersuchen lassen. Ich halte das für 
einen Widerspruch im Vorgehen. 

Ministerpräsident Späth hat vor 14 Tagen im 
Landtag von Baden-Württemberg gesagt, die neuen 
technischen Kommunikationseinrichtungen — Sa-
tellitenrundfunk, Kabelfernsehen und ähnliches — 
seien Erfindungen, die bedeutender seien als die Er-
findung des Buchdrucks vor 500 Jahren. Ich stimme 
dem Ministerpräsidenten Späth zu, wenn er mit die-
ser Begründung ein systematisches und ein stufen-
weises Vorgehen vorschlägt. Ich muß fragen, warum 
sich sein Kollege Albrecht in Hannover einer so 
simplen Logik nicht anszuschließen vermag, son-
dern zunächst einmal den vorhandenen Norddeut-
schen Rundfunk in Stücke schlagen will. 

In diesen Tagen ist gefragt worden, ob alles, was 
technisch machbar ist, auch verwirklicht werden 
soll. Wir wollen das ohne jede Voreingenommenheit 
von Fall zu Fall entscheiden. Eine solche Prüfung ist, 
meine ich, schon deswegen notwendig, weil es sich 
hier um den Einsatz öffentlicher Mittel in erhebli-
chem Umfang handelt. Wenn das alles privat wäre 
und die Unternehmer diese Anlagen auf eigene 
Rechnung und eigenes Risiko entwickeln würden, 
wäre die Situation etwas anders. 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Benz? 

Benz (CDU/CSU): Herr Dr. Dübber, eine ganz be-
scheidene Frage: Wer entscheidet nach Ihrer Mei-
nung über die Machbarkeit des Machbaren? 

Dr. Dübber (SPD): Letzten Endes der Konsument. 
Ich könnte Ihnen jetzt einen Artikel vom Chefre-
dakteur des „Mannheimer Morgen" vorlesen. Dazu 
reicht die Zeit aber nicht. Dazu wollte ich gerade 
kommen. Sie wissen: In Mannheim /Ludwigshafen 
soll ein Kabel-Pilot-Projekt eingerichtet werden. 
Das ist zwischen den Ministerpräsidenten Vogel 
und Späth umstritten. Ich halte das für ganz 
seriös. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie sind gar 
nicht auf dem letzten Stand! — Abg. Benz 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

— Seien Sie bitte nicht böse, aber ich möchte jetzt 
einmal den Satz zu Ende sagen. Die Zeit ist knapp. 
Ich habe nicht die 20 Minuten zur Verfügung, die 
Herr Kollege Stavenhagen hatte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wird zeitlich 
verschoben!) 

— Gut, ich spreche mich auch nicht dagegen aus. 
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Ich will bloß darauf hinweisen, in welcher Weise 

jemand, der die größte Zeitung am Platze hat — 
wenn das gemacht wird, wird davon natürlich auch 
die Presse tangiert —, das beurteilt. Der Chefredak-
teur dieser Zeitung, Herr Hans Joachim Deckert 
schreibt: 

Was man aber bei alledem am meisten fürchten 
sollte, wäre der unkontrollierte Einbruch dieses 
so unerhört vielfältigen neuen Kommunika-
tionsmittels in unsere nur scheinbar wohlgeord-
nete Medienwirklichkeit. Kabelfernsehen ist 
weit mehr als nur eine Veranstaltung von Pro-
grammen, es ist das vielseitigste Transportmit-
tel von Gedanken, Offerten, Entschlüssen, 
Dienstleistungen, Informationen, Buchungen, 
Übertragungen, das sich denken läßt. 

Er warnt davor, in diesem Falle unkontrolliert vor-
anzugehen. 

Ich will auch gerne die Stimmen aufnehmen, die 
fragen, ob man für solche Einrichtungen insgesamt 
vier Pilot-Projekte braucht, was Mittel in erhebli-
cher Größenordnung erfordert, ob man nicht viel-
leicht mit zwei auskommen könnte. Ich möchte auch 
fragen, ob man es so groß auslegen will wie in Mün-
chen, wo an jährliche Kosten bis zu 100 Millionen 
DM gedacht wird. Da stellt sich doch immer die Fra-
ge: Wie kriegt man das einmal wieder weg, wenn 
das Publikum sich negativ entschieden haben sollte, 
sich aber an das neue Spielzeug zum beinahe Null-
Tarif gewöhnt hat? 

Ich komme jetzt auf einige Fragen, die Sie, glaube 
ich, stellen wollten. Ich darf sie indirekt beantwor-
ten. Die beste Prüfung der Akzeptanz ist meines 
Erachtens die Prüfung über den Geldbeutel; denn 
spätestens am Ende der Testphase muß gelten: Wer 
eine Behördenauskunft statt über Telefon über den 
teureren Bildschirm einholen möchte, der wird da-
für zahlen müssen, und zwar kostendeckend. Wer 
den Eisenbahnfahrplan statt mit dem Telefon über 
den teureren Bildschirm studieren will, der muß da-
für zahlen, und zwar kostendeckend. Wer eine Ren-
tenauskunft von der Versicherungsanstalt statt per 
Postkarte über den Bildschirm einholen will, der 
muß dafür ebenfalls — kostendeckend — zahlen. 
Wer das Warenangebot eines Kaufhauses über den 
Bildschirm vorgeführt bekommen will ,  anstatt dort 
selber hinzugehen, der wird dafür einen marktge-
rechten Preis zahlen müssen. Ich meine, daß markt-
gerechte Preise der zuverlässigste Indikator dafür 
sind, ob solche Dienstleistungen überhaupt ge-
wünscht werden. 

Vergessen darf man dabei außerdem nie, daß ein 
Plus an elektronischer Kommunikation zugleich ein 
Minus an mitmenschlichen Beziehungen, ein-
schließt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der SPD: Das ist der eigentliche 

Punkt!) 

Wer sich von der Zwei-Wege-Kommunikation, vom 
Dialog des Teilnehmers mit der Zentrale über elek-
tronische Medien, große Wunder verspricht, dem 
möchte ich ein Zitat des bayerischen Ministerpräsi-
denten Strauß aus einer Rede vor dem Landtag in 

München entgegenhalten, der gesagt hat — ich zi

-

tiere —: 

Eine Art ständiges Plebiszit durch Telekommu-
nikation mittels Knopfdruck würde das Ende 
der parlamentarischen Demokratie bedeuten. 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Dr. Dübber (SPD): Bitte sehr. 

Metz (CDU/CSU): Herr Kollege Dübber, ist Ihnen 
bekannt, daß der heutige Sprecher der Bundesregie-
rung, Herr Bölling, 1974 als Intendant von Radio Bre-
men über Nacht, geradezu handstreichartig, als 
erster in der Bundesrepublik Deutschland das Ka-
bel- und Lokalfernsehen einführen wollte und vom 
damaligen Postminister, Herrn Ehmke, in letzter Mi-
nute gestoppt werden konnte? 

(Kolb [CDU/CSU]: Das war mal ein guter 
Einfall von Ehmke!) 

Dr. Dübber (SPD): Es ist mir bekannt. Ich bin über-
zeugt, Herr Metz, daß es in Bremen eine Bürger-
schaft gibt, die sich der Dinge schon angenommen 
hätte. 

(Grobecker [SPD]: Worauf Sie sich verlas

-

sen können!) 

Wir wünschen in den neuen Medien keine 
Programme, die z. B. nur durch Werbung finanziert 
werden. Uns sind die Vereinigten Staaten und Ita-
lien — neuerdings — ein schlechtes Vorbild. Wir 
meinen auch, daß diese Werbung genau daraufhin 
untersucht werden muß, welchen Einfluß sie auf die 
Werbung . der örtlichen Presse, und nicht nur der 
Presse, sondern auch sonstiger Werbeträger wie Ki-
nos oder Anzeigenblätter, hat. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Darauf kom
-

men Sie jetzt erst? Das spielte 25 Jahre 
keine Rolle!) 

Bei all diesen Projekten stellt sich immer heraus, 
daß die Finanzierung völlig ungeklärt ist. Da finden 
wir z. B. die Vorstellung, die auch in einigen Ländern 
vorhanden ist, daß alle Länder zur Finanzierung des 
Pilotprojekts herangezogen werden sollten. Ich 
habe mich dazu von hier aus nicht zu äußern ;  das ist 
Sache der Länder. Aber, ich glaube, da wird es noch 
gehörige Schwierigkeiten geben. Daß der Bund da-
für nicht herhalten kann, ist aus der verfassungs-
rechtlichen Situation -  heraus völlig klar. 

Zum Schluß will ich sagen, daß es in letzter Zeit 
interessante Stimmen darüber gab, wie man diese 
Probleme angehen könnte. Dazu gehört z. B. der Be-
schluß des Hauptausschusses der FDP, der sich zum 
Thema „neue Medien" besonders in puncto Finanzie-
rung geäußert hat, indem er gesagt hat, es müsse 
eine Mischfinanzierung aus Grundgebühr, Teilneh-
mergebühr und begrenzter Werbung sein. Das sind 
alles Gedanken, denen wir nähertreten können, die 
man untersuchen sollte. 

Ich teile die Meinung des Ministerpräsidenten 
Späth, der im Landtag vor dem Hauruckverfahren 
gewarnt und vorgeschlagen hat, in Baden-Württem- 
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berg eine Kommission einzusetzen, die in einem 
Zeitraum von etwa einem Jahr Vorschläge für das 
Projekt Mannheim /Ludwigshafen machen sollte. Ich 
meine, der Gedanke, diese Sache unter Experten 
und Politikern gemeinsam vernünftig anzugehen, 
sollte nicht auf den südwestdeutschen Bereich be-
schränkt bleiben, sondern daß solche Vorstellungen 
auch uns hier leiten sollten, was ja auch dazu geführt 
hat, daß die SPD-Fraktion zu diesem Thema eine En-
quete-Kommission vorgeschlagen hat. 

Wir bitten alle Beteiligten in diesem so arg emp-
findsamen Bereich, wo Dinge entstehen, die später 
nicht verschwinden, wo aber auch Strukturen zer-
schlagen werden können, die später nicht wieder-
hergestellt werden können, vorsichtig vorzugehen. 
Denken Sie bloß an die Vielfalt der Zeitungstitel, die 
wir hatten und die durch die Zeitungskonzentration 
in den 60er Jahren verschwunden sind. Wir können 
noch so große Anstrengungen machen, wir kriegen 
das nicht mehr hin. Wir können die Zeitungen, die 
es gegeben hat, nicht künstlich wiederherstellen. 
Wir sollten auch in diesem Bereich vorsichtig sein. 
Wir warnen davor, hier mit dem Kopf durch die - 

 Wand zu gehen. Vielmehr fordern wir alle Beteilig-
ten auf, behutsam, Schritt für Schritt voranzuge-
hen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Professor Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Stavenhagen, Sie haben der Bundesregierung klein-
karierte Forschungspolitik vorgeworfen. Ich möchte 
aber auch zu Ihren Ausführungen sagen, daß sie sich 
von Kleinkariertheit nicht wesentlich unterschie-
den haben. Außer sehr starken Worten haben Sie 
zur Sache und zum Problem der Forschungspolitik 
auch nicht allzuviel gesagt. Sie haben mit Schlag-
worten um sich geworfen: Selbstbedienungsladen, 
Gutachterfilz, Trägheit der Etablierten usw. Sie ha-
ben Horrorszenarien aufgebaut. Sie haben hier den 
Exodus der Wissenschaftler beschworen. Tatsache 
ist doch, daß sogar international höchst anerkannte 
Wissenschaftler die Möglichkeit suchen, in unse-
rem Land zu forschen, Nobelpreisträger und an-
dere. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Aber nur 
kurz, und dann gehen sie wieder!) 

Das sollten Sie dabei bitte berücksichtigen. Im übri-
gen ist aber, wie ich meine, internationaler Aus-
tausch von Wissenschaftlern eine ganz wichtige Sa-
che und sollte unser ernsthaftes Anliegen sein. 

Lassen Sie mich versuchen, meine Damen und 
Herren, auf die Forschungspolitik und den Einzel-
plan 30 zurückzukommen. Die Bedeutung, welche 
die Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen 
der Wissenschafts-, der Forschungs- und der Tech-
nologiepolitik beimessen, ist u. a. — ich betone: 
nicht ausschließlich — auch aus den Haushaltsan-
sätzen für diese Bereiche abzulesen. Dabei dürfen 
wir eben nicht nur den Einzelplan 30 sehen, sondern  

müssen die entsprechenden Ansätze im gesamten 
Bundeshaushalt berücksichtigen. 

So ist für 1980 eine Steigerung von rund 7,5 % auf 
rund 7,9 Milliarden DM vorgesehen — ohne die For-
schung im militärischen Bereich. Das bedeutet eine 
überproportionale Steigerungsrate gegenüber dem 
Gesamthaushalt, die trotz der Notwendigkeit der 
Konsolidierung auch in der mittelfristigen Finanz-
planung fortgeschrieben wird. 

Mit derzeit rund 2,2 % Anteil der Wissenschafts-  
und Forschungsausgaben am Bruttosozialprodukt 
ist die Bundesrepublik wieder in die vorderste Linie 
der Wissenschaftsnationen aufgerückt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Das ist verantwortliche Sicherung der Zukunft, 
meine verehrten Kollegen von der Opposition, eine 
auf die Zukunft unseres Landes ausgerichtete Po-
litik. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Unsere politischen Ansätze zur Förderung von 
Wissenschaft und Forschung sind darauf ausgerich-
tet, die Lebensbedingungen in unserem Lande und 
in der Welt zu sichern und fortzuentwickeln. Diese 
Politik, die diese Bundesregierung, gestützt von den 
Koalitionsfraktionen, auf diesem Gebiet betreibt, 
dient der Erhaltung und Stärkung unserer Volks-
wirtschaft und damit der Erhaltung des hohen Le-
bensstandards. 

Durch Entwicklung und Umsetzung neuer Tech-
nologien, der Entwicklung neuer Produktionsver-
fahren und neuer, intelligenterer Produkte ist der 
unvermeidbare Strukturwandel zu unterstützen und 
zu fördern, um die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Wirtschaft zu verbessern, um die physischen und 
psychischen Arbeitsbedingungen, um die geistige, 
soziale und ökologische Umwelt zu verbessern und 
zu erhalten, um die Energie- und Rohstoffversor-
gung zu sichern, die Versorgung mit den Rohstoffen, 
die nur begrenzt. verfügbar sind. Diese Ressourcen 
müssen geschont und zum Teil auch substituiert 
werden. Darauf richten sich viele Forschungsan-
sätze. 

Aber diese Politik beschränkt sich eben nicht nur 
auf Naturwissenschaft, Technik und Wirtschaft. Sie 
darf sich nicht darauf beschränken, sondern muß 
auch die Geisteswissenschaften einbeziehen. Sie 
muß zunehmend stärker auf die begleitende Wir-
kungsforschung ausgerichtet werden. Folgen und 
Auswirkungen neuer Entwicklungen in allen Berei-
chen des Lebens und der Politik sind in interdiszipli-
närer Kooperation aller Wissenschaftsbereiche zu 
untersuchen, um nachteilige Folgen vor allem auf 
ökologischem und sozialem Gebiet, um Risiken aus 
der Entwicklung und Nutzung neuer Technologien 
rechtzeitig aufzuzeigen und abzuwehren. Deshalb, 
meine ich, ist eine stärkere Förderung der sozialwis-
senschaftlichen Forschung unverzichtbar, ist die 
Friedens- und Konfliktforschung so wichtig. 

Hier möchte ich ausdrücklich noch einmal zu-
tiefst bedauern, daß zwei Bundesländer, Bayern und 
Niedersachsen, den Vertrag mit der Deutschen Ge- 
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sellschaft für Friedens- und Konfliktforschung 
aufgekündigt haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Haase 
[Kassel] [CDU/CSU]: Das war gut! Das war 

hervorragend!) 

Das sollte schleunigst rückgängig gemacht werden. 
Wenn hier Kritik angebracht ist, sollten wir tins ge-
meinsam darum bemühen, die Kritikpunkte auszu-
räumen. Aber es geht um die Sache, und die verdient 
es, fortgesetzt zu werden. 

Deshalb ist auch das Programm zur Humanisie-
rung der Arbeitswelt so enorm wichtig. — Herr 
Kollege Stavenhagen, ich hoffe, wir sind da im Prin-
zip einer Meinung. Natürlich verkennen wir nicht 
die berechtigten Ansätze zur Kritik an der Organi-
sation und an dem Ablauf einzelner Projekte. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Daraus müssen Konsequenzen gezogen werden; da 
stimme ich mit Ihnen überein. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Darauf war-
ten wir seit Jahren!) 

Wir dürfen aber nicht das Programm insgesamt und 
seinen Ansatz negativ beurteilen. 

Lassen Sie mich im Hinblick auf die begrenzt ver-
fügbare Zeit nur einige, wie mir scheint, wichtige 
Bereiche aufgreifen. 

Ich möchte zunächst etwas zur Grundlagenfor-
schung sagen. In den letzten Tagen ist auf Grund 
der Beschlüsse des Haushaltsausschusses zu den 
Personalstellenanforderungen der Forschungsinsti-
tutionen Kritik laut geworden. Es heißt, die Spar-
beschlüsse desavouierten die Bekenntnisse des Par-
laments zur Bedeutung der Grundlagenforschung. 
Für meine Fraktion kann ich nochmals ausdrücklich 
die Wichtigkeit der Grundlagenforschung unter-
streichen. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Haase [Kas-
sel] [CDU/CSU]: Habt ihr das gehört?) 

— Herr Kollege Haase, darf ich Sie vielleicht um ei-
nen Moment Geduld bitten, bis ich zu dem Anliegen 
komme, daß Sie hier offenbar zu Begeisterungsaus-
brüchen veranlaßt. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Aber bitte, gern. 

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Herr Kollege, im 
ersten Satz bejammern und beklagen Sie, daß bei ei-
nigen Instituten Stellen eingespart worden sind, und 
im zweiten Satz erklären Sie sich wieder davon frei. 
Was wollen Sie denn nun? — Womöglich für die Op

-

position — so darf ich einmal fragen — den Rotstift 
und für Sie das Blaulicht? Das ist doch Ihre Doppel-
strategie. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Kollege Haase, auch 
das Zuhören scheint ein Problem zu sein. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Ich habe Ihrer 
Rede genau zugehört!) 

Ich habe nur festgestellt, daß in der Öffentlichkeit 
Kritik an den Beschlüssen des Haushaltsausschus-
ses laut geworden sei — ich zitiere —: 

die Sparbeschlüsse desavouierten die Bekennt-
nisse des Parlaments zur Bedeutung der Grund-
lagenforschung. 

Und dazu habe ich ausgeführt, daß wir uns eindeutig 
zur Notwendigkeit der Grundlagenforschung be-
kennen. Zu den Personalstelleneinsparungen werde 
ich im Verlauf meiner Ausführungen noch kommen, 
wenn Sie gestatten, Herr Kollege. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wir warten auf 
das große Karo!) 

Es wird wohl von niemandem bezweifelt werden, 
schon gar nicht von den Koalitionsfraktionen — und 
hier lassen wir uns auch von der Opposition nichts 
anhängen, Herr Kollege Haase —, daß eine breit an-
gelegte Grundlagenforschung langfristig die Vor-
aussetzungen für die zukünftigen geistigen und 
wirtschaftlichen Entwicklungen schaffen muß. Prio-
ritäten lassen sich dabei staatlicherseits, zumindest 
generell, nicht vorgeben. Ich wiederhole das, was ich 
dazu an anderer Stelle schon ausgeführt habe. Er-
folgskontrollen von außen, von der Regierung oder 
von uns, vom Parlament, müssen mehr als fraglich 
erscheinen. Ich bin der Meinung, daß dies von der 
Wissenschaft selbst in eigener Verantwortung ge-
leistet werden muß, daß dieses aber wiederum die 
Wissenschaft in einer freien und pluralistischen Ge-
sellschaft mehr als bisher verpflichtet, Verantwor-
tung in diesem Bereich und für ihre Tätigkeit zu 
übernehmen. Diese Bedeutung der Grundlagenfor-
schung, Herr Kollege Haase, drückt sich nun einmal 
nicht nur in der Bewilligung von Planstellen für die 
Max-Planck-Gesellschaft aus. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Grundlagenforschung beschränkt sich auch 
nicht nur auf die Max-Planck-Gesellschaft — bei un-
eingeschränkter Anerkennung der hervorragenden 
wissenschaftlichen Leistung der MPG; ich stehe 
nicht an, dies hier zu betonen. Aber in vielen ande-
ren Institutionen, an den Hochschulen, in der Indu-
strie und auch in Verbindung mit Projektförderung 
wird umfangreiche Grundlagenforschung betrieben. 
Sie ist oft schwer oder überhaupt nicht von der an-
gewandten Forschung zu trennen. 

Lassen Sie mich aber zum Problem Personalstel-
len folgende Feststellung machen: Forschungsein-
richtungen sind bezüglich der Entwicklung des Per-
sonalbestandes sicher nicht vergleichbar mit denen 
von Behörden und Verwaltungen. Hier muß in Zu-
kunft mehr nach den unterschiedlichen Aufgaben 
differenziert werden. In diesem Sinne ist ein gegen-
über anderen Bereichen der Administration erhebli-
cher Personalstellenzuwachs im Einzelplan 30 für 
die Forschungsinstitutionen vorgesehen: 30 Stellen 
für die Polarforschung. 

Hier darf ich einen Hinweis auf den vorliegenden 
Antrag der Oppositionsfraktionen und die Ausfüh-
rungen des Herrn Kollegen Stavenhagen einschie-
ben, was die Entscheidung bezüglich des Sitzes des 
Polarforschungsinstitutes betrifft. Sie haben den 
Wissenschaftsrat mit seiner Meinung bemüht. Der 
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Wissenschaftsrat schreibt — ich zitiere mit Geneh-
migung des Herrn Präsidenten —: 

Der Wissenschaftsrat ist sich bewußt, daß bei 
der Standortentscheidung, die der Bundesregie-
rung und der beteiligten Landesregierung ob-
liegt, neben wissenschaftlichen und wissen-
schaftspolitischen Kriterien auch andere Ge-
sichtspunkte einzubeziehen sind, zu denen der 
Wissenschaftsrat keine Stellung nimmt. 

Im zuständigen DFG-Landesausschuß für Scientific 
Commission on Antarctic Research ist auch keine 
einhellige Meinung über die Standortwahl vorhan-
den. Es gibt auch einflußreiche und bedeutende 
Wissenschaftler, die für den Standort Bremen plä-
diert haben. 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Stavenhagen. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Bitte, gerne. 

Dr. Stavenhaben (CDU/CSU): Herr Kollege, ist Ih-
nen bekannt, daß diese Kompromißformel erst zu-
stande kam, nachdem es im Wissenschaftsrat erheb-
lichen Knatsch von seiten der SPD gab? 

(Zurufe von der SPD) 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Kollege Stavenha-
gen, ich stelle fest, Sie haben vorhin davon gespro-
chen, daß die Bundesregierung die Meinung der 
Wissenschaftler mißachtet habe und warum man sie 
überhaupt erst gefragt habe. Jetzt stellen Sie die 
Dinge doch wohl etwas anders dar und unterstellen 
nahezu, als ob der Wissenschaftsrat kein autarkes 
Gremium sei und daß er seine Entscheidungen nicht 
allein aus der wissenschaftlichen Erkenntnis seiner 
Mitglieder heraus getroffen habe. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Es gab Druck, 
Herr Kollege, das wissen Sie genau!) 

Ich möchte auf die Personalstellen zurückkom-
men. 90 Personalstellen für die im Einzelplan 30 er-
faßten wissenschaftlichen Institutionen sind vom 
Haushaltsausschuß neu bewilligt worden, davon al-
lein 55 für die Max-Planck-Gesellschaft. Das sind 20 
mehr als im vergangenen Jahr. Sicher, dies ist nur 
die Hälfte der beantragten Stellen, aber damit ist 
auch die Max-Planck-Gesellschaft gegenüber allen 
anderen Instituten mit Bezug auf die Gesamtzahl 
der dort Beschäftigten überproportional bedacht 
worden. Ich glaube, dies sollte man hier einmal deut-
lich sagen. Dies muß auch anerkannt werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine verehrten Damen und Herren, lassen Sie 
mich noch kurz einige Worte zum Verhältnis der 
direkten zur indirekten Forschungsförderung sa-
gen. Wir sind der Meinung, daß die direkte und die 
indirekte Forschungs- und Entwicklungsförderung 
keine substituierbaren Alternativen sind, sondern 
daß sie sich gegenseitig ergänzen müssen. Ich glau-
be, wir sind uns da in der Beurteilung einig. Wir Li-
berale befürworten auch die direkte projektgebun-
dene staatliche Finanzierungshilfe und Risikobetei-
ligung, aber nur in den Fällen, in denen Risiko und 
Investitionsbedarf so groß sind, daß einzelne Unter-

nehmen sie selbst bei Einbeziehung der generellen 
Forschungsförderung nicht in Angriff nehmen und 
auch nicht in Angriff nehmen können. Direkte For-
schungs- und Entwicklungsförderung sollte auch da 
erfolgen, wo politische Gründe ein direktes Eingrei-
fen des Staates erforderlich machen, weil die Ergeb-
nisse als Grundlagen politischer Entscheidungen 
notwendig sind oder weil weder Wissenschaft noch 
Wirtschaft von sich aus die Probleme aufgreifen. In 
der direkten Forschungsförderung sind die Ziele 
klar zu begrenzen und dabei Schwerpunkte zu set-
zen. Es ist notwendig, die Forschungsprogramme 
von Bund und Ländern besser als bisher zu koordi-
nieren und regional ausgewogener zu machen. 

Die FDP hält ein ausgewogenes Verhältnis von 
allgemeiner Innovationsförderung und gezielter 
Forschungs- und Technologieförderung für not-
wendig. Erhaltungssubventionen dürfen nicht als 
Forschungsförderung verkleidet werden, und für 
uns kann und wird Forschungs- und Entwicklungs-
politik kein Instrument staatlicher Investitions- und 
Strukturlenkung sein und werden. Staatliche For-
schungs- und Entwicklungsförderung darf markt-
wirtschaftliche Mechanismen nicht außer Kraft set-
zen und die Gestaltungsfreiheit der forschenden 
Unternehmen nicht behindern. 

Das. Verhältnis der direkten zur indirekten For-
schungs- und Entwicklungsförderung hat sich in den 
letzten Jahren wieder deutlich in Richtung auf die 
indirekte Förderung verschoben. Wir, die FDP, be-
grüßen das. Ich nenne die Neuregelung der steuerli-
chen Investitionszulage, die Personalzulage und 
auch den Abbau bürokratischen Aufwandes. 

Im übrigen möchte ich mich zu den Fragen der in-
direkten Forschungsförderung auf die Ausführun-
gen meines Kollegen Dr. Haussmann beziehen, die 
ja hier vorhin schon einmal angezogen wurden. Las-
sen Sie mich dazu nur noch ergänzend sagen: Die 
Zielvorstellungen der FDP liegen in dieser Rich-
tung. Wir möchten eine weitere Verstärkung der in-
direkten Forschungs- und Entwicklungsförderung, 
einen weiteren Abbau des bürokratischen Auf-
wandes 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und damit gleichzeitig eine Verkürzung der An-
trags- und Bewilligungsverfahren. Auch und insbe-
sondere für die mittelständischen Unternehmen, für 
die ja auch die Bezuschussung der Auftragsfor-
schung und die Innovations- und Technologiebera-
tung — das sollte hier noch einmal herausgestellt 
werden — ganz entscheidende Hilfen sind, ist eine 
Entbürokratisierung unerläßlich, 

(Zustimmung bei der FDP — Dr. Stavenha

-

gen [CDU/CSU]: Hier so reden und dort so 
abstimmen!) 

sollen unsere politischen Ansätze zur Förderung 
des Mittelstandsbereichs voll greifen. 

(Sehr gut! bei der FDP) 

Deshalb sollte auch z. B. die industrielle Gemein

-

schaftsforschung stärker ausgebaut werden, als dies 
bisher der Fall gewesen ist. Sie nämlich hat die For- 
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schungsfreudigkeit gerade mittelständischer Unter-
nehmen, wie ich meine, entscheidend motiviert.. 

Lassen Sie mich noch einige Bemerkungen zur 
Energieforschung machen. Der Bedeutung dieses 
Bereichs entsprechend, bilden die Haushaltsansätze 
für die Energieforschung mit einem Anteil von rund 
36 % den größten Ausgabenblock im Einzelplan 30. 
Ausdrücklich ist zu begrüßen, daß die höchste Stei-
gerungsrate — rund 32 % —, abgesehen vom Pro-
gramm für Zukunftsinvestitionen, auf den Bereich 
der nichtnuklearen Energieforschung entfällt. 
Darin sind die Finanzmittel für Demonstrationsan-
lagen zur Kohleveredelung noch nicht enthalten. 
Für die nichtnukleare Energieforschung stehen da-
mit 600 Millionen DM — gegenüber ca. 780 Millio-
nen DM für die nukleare Energieforschung, ohne 
die institutionelle Förderung der Großforschungs-
einrichtungen — zur Verfügung. Damit ist das Ver-
hältnis von nichtnuklearer zu nuklearer Energiefor-
schung in den letzten Jahren auf rund 1 : 1,3 ge-
bracht worden. Dieses Verhältnis wird auch in den 
mittelfristigen Planungen beibehalten. 

Diese Entwicklung drückt deutlich den politi-
schen Willen der Bundesregierung und der sie tra-
genden Koalitionsfraktionen aus. Wir begrüßen 
diese Umorientierung ausdrücklich. Sie geht mit der 
Umorientierung der Prioritäten in der zweiten Fort-
schreibung des Energieprogramms konform: Ratio-
nelle Energieverwendung, Reduzierung von Ener-
gieumwandlungsverlusten, Erschließung alternati-
ver, erneuerbarer Energiequellen — auch der Solar-
energie, Herr Stavenhagen —, verbesserte Förder-
techniken im Bergbau, neue Kraftwerks- und Kohle-
veredelungstechnologien, das sind die Förderungs-
schwerpunkte. Damit wird die Bundesregierung 
dem Gebot und der internationalen Verpflichtung 
gerecht, den Primärenergiebedarf zu reduzieren, die 
Abhängigkeit vom 01 abzubauen und dem national 
verfügbaren Energieträger, der heimischen Kohle, 
den ihm gebührenden Rang zu sichern, also den Ein-
satz der Kohle zu wirtschaftlichen Bedingungen auf 
Dauer zu sichern. 

Gleichzeitig wird damit ein wesentlicher Beitrag 
zur strukturellen Entwicklung an Ruhr und Saar ge-
leistet. Denn die zur Kohlegewinnung und Kohle-
veredelung entwickelten Anlagen dürften bei dem 
weltweit anerkannten hohen_ Stand des entspre-
chenden Know-how gute Exportchancen eröffnen. 
Wir begrüßen und unterstützen die Absicht der 
Bundesregierung, nunmehr den beschleunigten Bau 
von Demonstrationsanlagen zu initiieren. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
zukünftige Entwicklungen werden aus Kostengrün-
den, werden zur Ressourcenschonung, werden zur 
Reduzierung von Umweltbelastungen auf einen 
Verbund Kohle-Kernenergie hinauslaufen müs-
sen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Deshalb ist auch im Interesse einer kontinuierlichen 
Entwicklung eine staatliche Förderung der nu

-

klearen Energieforschung, insbesondere — ich be

-

tone dies hier ausdrücklich — in der Hochtempera-
turreaktorentwicklung unerläßlich. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das ist wieder un

-

sere Rede! Sehr schön!) 

— Herr Kollege Gerstein, ich gehe davon aus — wir 
haben das in vielen Diskussionen feststellen kön-
nen —, daß wir auf dieser Schiene gemeinsame An-
liegen und gemeinsame Zielvorstellungen haben. 
Unterschiede bestehen sicherlich in der Art und 
Weise, wie sich jeder von uns das Erreichen dieses 
Zieles vorstellt. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Dann wollen wir das 
auch gemeinsam durchsetzen!) 

Hinzu kommen die wichtigen Bereiche, z. B. die 
Sicherheitsforschung. Hier möchte ich ausdrück-
lich begrüßen, daß keine Kürzung des Programms, 
sondern nur eine Verschiebung vorgenommen wor-
den ist, was sich im erhöhten Ansatz der Verpflich-
tungsermächtigung ausdrückt. Dies wollte ich hier 
feststellen ;  denn für uns hat Sicherheitsforschung 
eine ganz erhebliche Priorität im Bereich der nu-
klearen Energieforschung. Es geht um die Entwick-
lung von Brennstoffkreisläufen und die Entsorgung. 
Gerade nach den Beschlüssen der Ministerpräsiden-
tenkonferenz zur Entsorgung berechtigt dies den 
vorgesehenen Mittelansatz auch mittelfristig für die 
nukleare Energierforschung wegen des darin ent-
haltenen Parallelansatzes der Untersuchung und 
der Erforschung alternativer Brennstoffkreisläufe, 
eventuell auch ohne Wiederaufarbeitung. 

In dem vorliegenden Haushalt, Einzelplan 30, 
setzt die Bundesregierung ihre in den vergangenen 
Jahren eingeleitete Politik, der Forschungs-, Tech-
nologie- und Innovationsförderung neue, kräftige 
Impulse zu geben, fort. Diese Politik wird auch nicht 
durch die aus haushaltstechnischen Gründen unver-
meidbaren Kürzungen der Ansätze beeinträchtigt. 
Es sind globale Minderausgaben in Höhe von 120 
Millionen DM, 88 Millionen DM an sachlich begrün-
deten Kürzungen, die zum größten Teil auf nicht ab-
gerufenen Mitteln im Jahre 1979 beruhen. Diese 
Kürzungen schränken angesichts der bestehenden 
Verpflichtungen die Möglichkeiten zu neuen Akti-
vitäten oder die Ausdehnung laufender Projekte in 
vertretbarer Weise ein, und die Notwendigkeit zum 
Abbruch und zur Aufgabe von bereits angelaufenen 
Projekten ergibt sich nicht. Die globale Minderaus-
gabe sollte den starken Zuwachs im Projektbereich 
reduzieren. Zukünftige weitere Reduzierungen zu-
gunsten einer stärkeren indirekten Forschungs- und 
Entwicklungsförderung, eventuell auch zugunsten 
einer spezifisch indirekten Förderung, sollten ernst-
haft erwogen werden. Insgesamt stimmt meine 
Fraktion dem Einzelplan. 30 in der Beschlußempfeh-
lung des Haushaltsausschusses zu und lehnt die Er-
gänzungs- und Zusatzanträge der Oppositon ab. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Bun-
desminister. 

Dr. Hauff, Bundesminister für Forschung und 
Technologie: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich  möchte mich gern mit einigen Argu- 
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menten des Kollegen Stavenhagen auseinander-
setzen. 

Ich beginne mit der Grundlagenforschung. Herr 
Stavenhagen, Sie haben gesagt, die Grundlagenfor-
schung in der Bundesrepublik werde dort bürokra-
tisch gehemmt, wo sie vom BMFT finanziert werde, 
und sie sei unzureichend dotiert. Ich halte beides für 
unzutreffend. Ich möchte in dem Zusammenhang 
anmerken und Sie daran erinnern, daß es der Präsi-
dent der Westdeutschen Rektorenkonferenz, der in 
dieser Frage mindestens die gleiche Kompetenz wie 
Sie hat, war, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Was soll das 
denn? Vielleicht eine größere als Sie!) 

der vor wenigen Tagen vor dem Bundestagsaus-
schuß für Bildung und Wissenschaft die Drittmittel-
förderung des BMFT für Grundlagenvorhaben an 
den Hochschulen als hilfreich, schnell und unbüro-
kratisch bezeichnet hat. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Minister, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Hauff, Bundesminster für Forschung und Tech-
nologie: Aber selbstverständlich. 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU): Herr Bundesmini-
ster, wissen Sie auch, daß der gleiche Präsident ge-
sagt hat, daß es nicht angehe, daß der Bund mit di-
rekter Mittelvergabe direkt in die Hochschulen hin-
einregiere? 

Dr. Hauff, Bundesminister für Forschung und 
Technologie: Das ist nicht ganz zutreffend, aber ich 
komme auf den Punkt später einmal zurück. 

Zunächst komme ich auf die vorliegenden Zahlen 
zu sprechen. Im Vergleich zu anderen Ländern der 
Europäischen Gemeinschaft — dies ist ein wichtiger 
Maßstab — nimmt die Bundesrepublik in der allge-
meinen Forschungsförderung, so der Begriff der 
OECD, unter dem die Grundlagenforschungsberei-
che zusammengefaßt sind, innerhalb der Europäi-
schen Gemeinschaft den ersten Platz ein. Bei uns 
sind es 43 % der staatlichen, von Bund und Ländern 
finanzierten Forschungs- und Entwicklungsaufga-
ben, die in diesem Bereich lokalisiert sind. Nur we-
nige Vergleichszahlen: Während es bei uns 43 
sind, sind es in Frankreich 24 % und in Großbritan-
nien 20 %. Von einer Unterdotierung der Grundla-
genforschung kann deshalb überhaupt keine Rede 
sein, und deswegen halte ich es auch nicht für red-
lich, bei diesen Zahlen von einer Vernachlässigung 
der Grundlagenforschung zu sprechen. 

Der Präsident der Deutschen Forschungsgemein-
schaft, Professor Maier-Leibnitz, hat kürzlich festge-
stellt, die Bereitstellung der sehr erheblichen Mittel 
für die Förderung der Grundlagenforschung ohne 
Zweckbindung im einzelnen und in voller Entschei-
dungsfreiheit der wissenschaftlichen Selbstverwal-
tung sei ein Ruhmesblatt der Wissenschaftspolitik 
der Bundesrepublik Deutschland. Darin hat er alle 
Parteien eingeschlossen. Ich meine, dieses Erbe ver-
walten wir gemeinsam, und wir sollten auch gemein-

sam dazu beitragen, daß es so bleibt. Ich halte das für 
gut. 

Ihr zweites Argument, Herr Kollege Stavenhagen, 
bezog sich auf die Solarenergie. Sie haben gesagt, 
da müsse zukunftsorientierter gearbeitet werden, 
eine längerfristige Orientierung sei notwendig. Zu-
gleich haben Sie die Projekte kritisiert, die derzeit 
durchgeführt werden. Ich möchte dazu folgendes sa-
gen: Gerade auf dem Gebiet der Photovoltaik, also 
der Direktumwandlung von Sonnenenergie in elek-
trischen Strom, nimmt die Bundesrepublik — mit ei-
nem zugegebenermaßen sehr ehrgeizigen, sehr risi-
koreichen Projekt — derzeit die internationale Spit-
zenstellung ein. Sie wird den Versuch unternehmen, 
im Zeitraum von etwas acht Jahren das Preis-Lei-
stungs-Verhältnis für Solarenergiezellen im Ver-
hältnis 1 : 100 zu verbessern. Das ist in der Tat ein 
sehr ehrgeiziges Ziel, aber wir sind auf diesem Weg 
schon ein ganz großes Stück vorangekommen. Of-
fensichtlich sind Sie über dieses Projekt nicht infor-
miert; ich will das gerne nachholen. 

Wenn Sie sagen, der Sonnenturm beispielsweise 
-- Sie hätten auch die Sonnenfarm nehmen können; 
internationale Projekte, die durchgeführt werden, 
an denen sich übrigens nicht nur die Bundesrepu-
blik, sondern auch acht Länder der Internationalen 
Energie-Agentur beteiligen — sei nicht wirtschaft-
lich, so ist da etwas dran. Aber ich glaube, daß es wi-
dersprüchlich ist, zu fordern, man solle sehr, sehr 
langfristige Orientierungen vornehmen, gleichzeitig 
aber kurzfristig die Wirtschaftlichkeit erreichen. 
Das geht nicht ;  da muß man sich entscheiden. Wir 
haben uns dafür entschieden — ganz entsprechend 
der Feststellung von Herrn Laermann =, mit staat-
licher Förderung die risikoreichen Bereiche zu er-
schließen, die kurzfristig eben noch nicht wirtschaft-
lich sind, die aber dann, wenn technische Durchbrü-
che gelingen, doch einen ganz erheblichen Beitrag 
gestatten. Es sind ja nicht nur wir, die auf diesem Ge-
biet arbeiten. Warum tun dies beispielsweise die 
Vereinigten Staaten von Amerika? 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Weil die mehr 
Sonne haben!) 

Also, bitte schön, ein bißchen mehr Ausgewogenheit 
auch in der Kritik! 

Wir gehen in der Forschungs- und Technologie-
politik auf dem Energiesektor von folgenden Grund-
sätzen aus: 

Die Versorgung mit Cl und später mit Gas wird 
unsicherer und vor allem teurer werden. Die Dritte 
Welt braucht das 01 als Überlebensvoraussetzung. 
Neue Energiequellen werden bis zur Jahrtausend-
wende sicherlich einen wichtigen Beitrag zur Ener-
gieversorgung leisten können, aber ganz ohne Zwei-
fel nicht in der Lage sein, . die Probleme umfassend 
zu lösen. Die Kernenergie und deren weitere Nut-
zung hängen vor allein von der schrittweisen Lö-
sung des Entsorgungsproblems ab. Schnellbrutreak-
toren und Hochtemperaturreaktoren werden vor 
der Jahrtausendwende kaum nennenswerte Bei-
träge zur Energieversorgung leisten. Sie sind heute 
noch sehr wichtige, entscheidende Optionen, aber 
noch keine langfristigen Möglichkeiten. Die Kohle 
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wird der wichtigste heimische Energieträger der Zu-
kunft werden, der sowohl als Rohstoff als auch zur 
Strom-, Wärme- und Kraftstoffversorgung Anwen-
dung finden wird, besonders in veredelter Form. Ge-
rade dieser Bereich hat ja in den letzten Jahren mit 
den höchsten Mittelaufwuchs gehabt. 

Die wichtigste Energiequelle wird aber die ratio-
nelle Energieverwendung sein, das heißt der Ver-
such, die gleiche Energiedienstleistung mit weniger 
Primärenergie zu erreichen. Darauf müssen wir uns 
konzentrieren; diese Arbeiten müssen wir durch-
führen. Da können wir keine Politik des Abwartens 
praktizieren. Das, worauf es zuerst ankommt, ist das 
Energiesparen; damit gilt es wirklich ernst zu ma-
chen. Weiter kommt es auf die Nutzung der Kohle, 
der Sonne und des Windes an, all dessen, was an re-
generierbaren Energiequellen in der Diskussion 
ist. 

(V o r s i t z: Präsident Stücklen) 

Aber auch die Kernenergie ist in diesem Zusam-
menhang zu nennen, und zwar mit einer klaren, 
dreifachen Zielsetzung: glaubwürdige Nichtver-
breitungspolitik, Lösung der Entsorgungsfrage, 
und zwar die praktische Lösung — nicht nur in der 
Form, daß wir Konzepte vorlegen, sondern wir müs-
sen schrittweise vorankommen: in der Frage des 
Endlagers, in der Frage der Technik, die zur Kondi-
tionierung oder zur Wiederaufarbeitung der Brenn

-

Stoffe einzusetzen ist —, und Reaktorsicherheit. 
Herr Kollege Stavenhagen, ich warne dringend vor 
der Argumentation, die Sie heute vorgetragen ha- 
ben: daß eine Reduzierung der Reaktorsicherheits-
forschung damit begründet wird, daß wir hier schon 
restlos befriedigende Zustände erreicht haben; dann 
würde nämlich auch der Umkehrschluß gelten. Viel-
mehr stehen wir im Kernenergiebereich vor der 
Notwendigkeit, immer und immer wieder zu fragen, 
wie wir das Risiko, mit dem die Kernenergie ohne 
Zweifel verknüpft ist, noch kleiner machen können. 
Da wird es kein Ende geben, sondern dies werden 
wir uns immer wieder neu zu fragen und voranzu-
treiben haben. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das gilt auch für an-
dere Techniken!) 

Wir brauchen eine langfristige Orientierung auf 
die wirklichen Zukunftsprobleme hin, die sich in 
Wirtschaft und Gesellschaft stellen und die mit 
Hilfe der Forschungspolitik befriedigend gelöst 
werden können oder zu deren Lösung die For-
schungspolitik mindestens einen wichtigen Beitrag 
leisten kann. Wir sind der Auffassung, daß die Mit-
tel, die für die industrielle Forschungsförderung be-
reitgestellt werden können, zu einem überwiegen-
den Anteil gezielt auf langfristige Forschungs-
schwerpunkte im Sinn einer Vermeidung bzw. Ab-
milderung von absehbaren Engpaßsituationen 
eingesetzt werden sollen. 

Ich will gar nicht über den Markt und die Notwen-
digkeit des Marktes mit Ihnen rechten. Ich glaube, 
daß wir da gar keinen Streit kriegen würden. Bitte, 
nennen Sie mir doch die Bereiche, wo wir derzeit 
fördern, von denen Sie der Meinung sind, sie sollten 
nicht gefördert werden: bei der künftigen Energie-

und Rohstoffversorgung, bei möglichst rationellem 
und langfristig zuträglichem Umgang mit den Vor-
räten der Natur, bei der technischen Beherrschung 
und sozialen Einbettung der Möglichkeiten bei-
spielsweise der modernen Elektronik oder der mo-
dernen Informationstechnologie, bei der Weiterent-
wicklung bestimmter industrieller Schlüsseltechno-
logien von der Materialforschung über die Biotech-
nologie, die Luftfahrt, die Meerestechnik bis hin zu 
ausgewählten Vorhaben der Fertigungstechnik, bei 
dem Problem des Umweltschutzes und der Umwelt-
gestaltung, bei der Verbesserung der öffentlichen 
Infrastruktur einschließlich des Wohnungs- und des 
Städtebaus und auch bei der Humanisierung des 
Arbeitslebens und der Verbesserung der gesund-
heitlichen Voraussetzungen für die Bevölkerung. 
Dies sind die Zukunftsaufgaben, vor denen wir ste-
hen, die wir lösen müssen und wo wir dann auch fra-
gen müssen: Welches Instrument ist am ehesten ge-
eignet, dieses Problem zu lösen? 

Direkte und indirekte Forschungsförderung sind 
überhaupt kein Gegensatzpaar. Das wurde wirklich 
eingehend genug nachgewiesen. Wenn Sie der Mei-
nung sind, daß in einem Bereich zuviel geschieht, 
dann wird Ihre Kritik nur dann glaubwürdig, wenn 
Sie sie durch entsprechende Hinweise einlösen, 
welche Art der direkten Forschungsförderung Ihres 
Erachtens abgebaut werden soll. Wenn Sie dazu 
konkrete und praktische Vorschläge vorlegen, kom-
men wir einen erheblichen Schritt in der Diskussion 
weiter. 

(Abg. Dr. Stavenhagen meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, würden 
Sie — — 

Dr. Hauff, Bundesminister für Forschung und 
Technologie: Augenblick! Ich möchte den Gedan-
ken zu Ende vortragen. Ich meine das gar nicht per-
sönlich in bezug auf Sie. Aber wenn ich hier Schrei-
ben — ich will Sie gar nicht zitieren — im Hinblick 
auf Motorentwicklungen kriege und 16 Zuschriften 
aus Ihrer Fraktion, sechs Zuschriften aus der SPD-
Fraktion und eine Zuschrift aus der FDP-Fraktion 
bekomme, die alle sagen, bitte fördert, und wenn 
wichtige Vereinigungen Ihrer Partei dafür plädie-
ren, daß gefördert werden soll, dann paßt das alles 
nicht ganz zusammen. Meine Bitte ist, daß sie mal in 
Ihren eigenen Reihen klären, was Sie denn nun tat-
sächlich wollen, und was nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Stavenhagen? 

Dr. Hauff, Bundesminister für Forschung und 
Technologie. Nein. Ich möchte gern zum Ende kom-
men. 

Ich komme zur Polarforschung. 

Herr Kollege Stavenhagen, Sie sagen, hinsichtlich 
des Standorts des Polarforschungsinstituts sei in 
Hinterzimmern gekungelt worden. Ich möchte gern, 
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um dies auf das notwendige Maß der Auseinander-
setzung zu reduzieren, präzise und klar sagen, wie 
der Entscheidungsgang und die Entscheidungskrite-
rien des BMFT waren. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Da bin ich 
aber gespannt!) 

Wir hatten Bewerbungen von folgenden Standor-
ten: Hamburg, Bremen, Kiel, Münster, Emden und 
Flensburg. Zu diesen Standorten hat — neben dem 
Forschungsprogramm — der Wissenschaftsrat Stel-
lung genommen. Er hat zwei dieser Standorte ganz 
ausgeschieden und gesagt: die kommen nicht in Be-
tracht. Er hat einen Standort mit vielen Fragezei-
chen versehen; das war Münster. Und er hat drei 
Standorte für möglich gehalten, nämlich Hamburg, 
Bremen, Kiel und eventuell auch Münster. Er hat ge-
sagt, aus seiner Sicht sei von den Standorten, die in 
Frage kommen, Kiel der beste. Er hat den Zusatz 
verabschiedet, den Herr Kollege Laermann in die-
sem Zusammenhang schon zitiert hat. 

Wir haben als weiteres Kriterium das mitbeach-
tet, was mit Zustimmung Ihrer Kollegen im Rahmen 
der Fortschreibung des Rahmenplans für den Hoch-
schulbau 1979 bis 1982 im Bundestagsausschuß für 
Bildung und Wissenschaft verabschiedet wurde, wo 
dafür plädiert wird, eine verstärkte Ansiedlung ge-
planter Forschungsinstitute an den neu gegründe-
ten Hochschulen vorzunehmen. Es war ein einstim-
miger Beschluß, mit Ihren Stimmen. Dies ist ein wei-
teres Kriterium, das bei der Entscheidung zu beach-
ten war. 

Dann haben wir uns — Herr Kollege Stavenha-
gen, es wäre gut, wenn Sie auch das berücksichtigen 
würden — an die Rahmenvereinbarung zur außer-
universitären Forschungsförderung zu halten. Dort 
heißt es — nicht auf Betreiben des Bundes, sondern 
auf Betreiben der Bundesländer — im § 2 wörtlich: 
„Neben wissenschaftspolitischen Gesichtspunkten 
ist eine ausgewogene regionale Verteilung zu be-
rücksichtigen." Dies ist die Ausführungsvereinba-
rung zur Förderung von Forschungseinrichtungen. 

Wenn man nun der Frage der regionalen Ausge-
wogenheit nachgeht, stellt man fest: Nach dieser 
rechtlich verbindlichen Vorschrift sind wir ver-
pflichtet, dieses Kriterium mitzuberücksichtigen, 
und dann kommt man zu dem Ergebnis, daß das 
Land Bremen, wenn man es mit dem Land Schles-
wig-Holstein vergleicht, um das Zwei- bis Vierfache 
schlechter gestellt ist, wenn man Bremen /Bremer-
haven mit der Stadt Kiel vergleicht, etwa siebenfach 
schlechter gestellt ist in dem Bereich, so daß, wenn 
man das Kriterium der Rahmenvereinbarung ernst 
nimmt, ein klarer Hinweis darauf zu finden ist, wo 
dieses Institut anzusiedeln ist. Dies waren exakt die 
Kriterien, die der Wissenschaftsrat angesprochen 
hat, als er gesagt hat: Die sind mit zu berücksichti-
gen, und zu denen können wir aus rein wissen-
schaftspolitischer Sicht nicht Stellung nehmen. Das 
hat er nicht getan. Für uns war dieses Kriterium mit 
ausschlaggebend. 

Präsident Stücklen: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Hauff, Bundesminister für Forschung und 
Technologie: Nein, ich möchte zum Ende kommen. 

Nun sagen Sie in der Begründung Ihres Antrags, 
Herr Kollege Stavenhagen: Der Wissenschaftsrat 
und alle mit der Frage des Sitzes des Polarinstituts 
befaßten Experten haben sich für Kiel ausgespro-
chen. Das ist irreführend und unrichtig. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Sondern?) 

Es gibt eine Reihe von Wissenschaftlern, die sehr 
kompetent zu der Frage Stellung genommen haben, 
zum Beispiel eine Universität. Ich rede gar nicht von 
einzelnen Polarforschern, zum Beispiel in Karlsruhe, 
die für Bremen plädieren, sondern ich rede von ei-
ner Universität, und ich darf aus einem Brief des 
Rektors der Universität Münster zitieren, der zu 
dem Ergebnis kommt — der letzte Satz —: „So muß 
aus dieser Sicht der Stadt Bremen der Vorrang vor 
anderen Standorten gegeben werden." Ich sage 
nicht, daß die alle recht haben. Ich bitte Sie nur dar-
um, ein bißchen aufrichtiger zu argumentieren, 
wenn Sie eine Entscheidung der Bundesregierung 
angreifen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich muß zum Schluß ein Wort zu dem bösen Aus-
druck „Gutachter-Filz" sagen. Das möchte ich ver-
knüpfen mit einem ausdrücklichen Dank an die 
Wissenschaftler, Techniker und Ingenieure, die be-
reit waren, das Bundesministerium für Forschung 
und Technologie durch sachkundigen Rat im Rah-
men der Gutachtertätigkeit in den letzten Jahren zu 
unterstützen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist mit ganz minimalem finanziellen Aufwand 
getan worden. Diese Leute haben ein anderes Wort 
verdient als „Gutachter-Filz", zumal da sie zum gro-
ßen Teil auch ihre Freiheit dafür opfern, um dafür zu 
sorgen, daß die staatlichen Stellen möglichst sach-
kompetente Entscheidungen treffen können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir sind die einzige Institution, die gerade auf dem 
Gebiet des Gutachterwesens eine volle Transparenz 
praktiziert und regelmäßig jährlich, sogar mit ent-
sprechender Fortschreibung in den Zwischenzeit-
räumen, klar- und offenlegt, wer uns auf den einzel-
nen Gebieten berät und mit seinem sachverständi-
gen Rat zur Seite steht. 

Wenn Sie schon so harte Worte gebrauchen — ich 
tue das normalerweise nicht; wollen wir wirklich in 
der Art miteinander argumentieren —, dann muß 
ich fragen, warum Sie beispielsweise einen Antrag 
zur Aufstockung der Mittel für die Uhrenindustrie 
um 2 Millionen im Haushaltsausschuß gestellt ha-
ben und was das 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Na und!) 

mit Ihrer eigenen politischen Arbeit zu tun hat. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Weil Sie de

-

nen keine Möglichkeiten der indirekten 
Förderung geben!) 

Das ist meines Erachtens nicht der Stil, wie wir mit

-

einander argumentieren sollten, sondern worauf wir 
zu achten haben, ist, das kontroverse sachkompe- 
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tente Urteil zu respektieren und bei unseren politi-
schen Entscheidungen zu berücksichtigen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kollege Stavenhagen, zum Schluß komme 
ich noch zu den Medien. Sie sagen, in der Entwick-
lung auf dem Gebiet der Medien habe der Staat im 
Grunde genommen nichts zu suchen; es solle den 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kräften 
überlassen bleiben, was auf dem Gebiet geschieht. 
Dies mag Ihre Position sein. Aber meine Bitte, ist, 
daß Sie zusammen mit uns versuchen, Antworten 
auf die Fragen zu finden, die beispielsweise vor we-
nigen Tagen der Landesbischof Claß in Stuttgart in 
der Stiftskirche formuliert hat. Diese Fragen erfor-
dern von uns etwas durchdachtere Antworten, als 
das in Ihrem Debattenbeitrag angeklungen ist. Der 
Landesbischof hat dort gesagt - ich darf mit Geneh-
migung des Herrn Präsidenten zitieren —: 

Die Schöpfung, der Garten Gottes , . wird mehr 
und mehr zur Wüstenei. Der Lebensraum der 
Geschöpfe Gottes wird immer enger. Die Frage 
wird immer bedrängender: Darf der Mensch das 
technisch Mögliche wie bisher bedenkenlos in 
die Praxis umsetzen? Mir scheint, daß Christen, 
die den ersten Glaubensartikel ernst nehmen, 
dieses klar mit nein zu beantworten haben. 
Schon seit Jahren wird immer deutlicher, daß 
der äußeren Wüstenei, die der Mensch anrich-
tet, die innere, die Verwüstung der eigenen see-
lischen Landschaft entspricht. Zum Beispiel 
werden sie doch schon längst öffentlich disku-
tiert, die Schäden des übermäßigen Fernseh-
konsums: Schrumpfen der Gesprächsfähigkeit, 
Konzentrationsmängel, Isolation, Anpassung an 
den Massengeschmack. Und nun wird uns 
heute gesagt, am Kabelfernsehen führe kein 
Weg vorbei. Dabei kann doch jedermann wis-
sen, daß es, aufs Ganze gesehen, den Mensch 
mehr Schaden als Nutzen bringen wird. Es stellt 
sich auch hier die Frage: Muß der Mensch denn 
alles machen, was er kann? Ich meine, nein, er 
muß nicht. 

So weit der Landesbischof. Ich kann mich mit den 
Formulierungen im einzelnen nicht identifizieren; 
aber ich nehme die Äußerung eines solchen Mannes 
so ernst, daß ich sage, wir müssen mindestens mit 
der gleichen Ernsthaftigkeit — wir alle miteinander 
— über die Frage nachdenken und den Streit über 
die richtige Antwort auch hier im Deutschen Bun-
destag so ernsthaft und so kontrovers führen, daß 
wir von denen, die darüber nachdenken draußen im 
Lande, auch tatsächlich ernst genommen werden. 

(Dr.,  Stavenhagen [CDU/CSU): Deswegen 
wollen Sie Luxemburg die Muskeln zei-

gen!) 

Da haben wir, meine ich, alle miteinander einen ge-
wissen Nachholbedarf gerade im Zusammenhang 
mit der Diskussion von neuen Medien, die meines 
Erachtens exemplarisch steht für die Auseinander-
setzung mit neuen Technologien und für die Art, wie 
wir Politiker mit diesen Fragen umgehen, ob wir 
dort noch die notwendige Sensibilität haben — auch 
die notwendige Entschlußkraft aufbringen, wenn es 

erforderlich ist —, um überhaupt noch von denen 
gehört zu werden, die mit Sorgen auf die Zukunft 
blicken, wenn sie an solche Entwicklungen den-
ken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Lenzer. 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte jetzt der 
Versuchung widerstehen, in einer Wadenbeißerei 
Punkt für Punkt die einzelnen angesprochenen 
Komplexe hier zu widerlegen, möchte aber feststel

-

len, daß es die Fraktion der CDU/CSU nie an dem 
nötigen Ernst und an der nötigen Sorgfalt hat fehlen 
lassen — und das wird auch in der Zukunft so blei-
ben —, wenn es darum geht, sich sachlich auseinan-
derzusetzen und alle strittigen Punkte in der ange-
messenen Form zu behandeln. 

Ich möchte diese Haushaltsdebatte aber auch 
nicht nur als eine Veranstaltung auffassen, wo es 
nur ums Geld geht; die Haushaltskollegen werden 
mir das nachsehen. Sie bietet auch die Gelegenheit, 
sich prinzipiell mit der Politik der Bundesregierung 
auseinanderzusetzen. Dazu einige Bemerkungen, 
um quasi auch die ideologischen Grundlagen einer 
solchen Politik deutlich zu machen. 

Die Förderung von Wissenschaft, Forschung 
und technologischer Entwicklung ist für die kultu-
relle, geistige und wirtschaftliche Entwicklung un-
seres Landes von grundsätzlicher Bedeutung. Wis-
senschaft, Forschung und neue Technologien ge-
stalten die Zukunft unserer Gesellschaft entschei-
dend mit. Sie helfen, die Probleme zu lösen. Deshalb 
muß Forschungspolitik ein wesentliches Element ei-
ner langfristigen und auf die Zukunft gerichteten 
Gesamtpolitik sein. 

Europa steht vor der permanenten Herausforde-
rung, durch verstärkte Forschungs- und Entwick-
lungsaufwendungen — das gilt auch für unser Land 
in besonderer Weise — ein Abgleiten in die Mittel-
mäßigkeit aufzufangen und abzuwehren. Dabei kann 
wissenschaftliche und technologische Betätigung 
heute wie in der Vergangenheit wirkungsvoll dem 
Wohle des Menschen dienen. Wissenschaftlicher 
Rückstand dagegen muß schwerwiegende Folgen 
z. B. für die Beschäftigung haben und das gesamte 
Gesellschaftssystem in seiner sozialen Ausgewo-
genheit in Frage stellen. Wir brauchen weiteres 
Wachstum, um Strukturänderungen zu ertragen und 
soziale Belastungen abzufangen. Es muß die Frage 
gestellt werden, ob die Forschungs- und Technolo-
giepolitik dieser Bundesregierung hier dieser Ver-
pflichtung gerecht wird. 

(Zuruf von der SPD: Ja!) 

Je mehr Forschung und technologische Entwick-
lung zum Instrument der Politik gemacht wird, um 
so größer wird nämlich die Gefahr, daß auch die Be-
reiche, die nicht auf bestimmte Ziele und Zwecke 
hin orientiert sind, in einen schematischen und 
geisttötenden Kontrollmechanismus eingespannt 
werden. Ausgeklügelte Instrumente sind für die 
Forschungsförderung entwickelt worden, die aber 
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leicht das Gegenteil von dem bewirken können, was 
sie bewirken sollen. 

Die Tendenz in der Wissenschaft, sich der Bewer-
tung durch staatliche Bürokratien zu entziehen, hat 
zugenommen. Mehr Vertrauen statt Reglementie-
rung tut not. Dies bedeutet eine Abkehr von der ad-
ministrativ-interventionistisch angelegten For-
schungs- und Technologiepolitik. Das staatliche 
Handeln, das sich hier in wohlverstandener Zurück-
haltung und auf das Setzen von verläßlichen langfri-
stigen forschungs- und ordnungspolitischen Rah-
menbedingungen beschränken sollte, beeinflußt 
Forschung und Technologie durchgreifend, dies vor 
allem kurzfristig in Abhängigkeit von jeweils rasch 
wechselnden haushalts- und konjunkturpolitischen 
Zielen. Dies muß vermieden werden. Die Forde-
rungen insbesondere der Sozialdemokraten, For-
schungs- und Technologiepolitik stärker am gesell-
schaftlichen Bedarf, an der gesellschaftlichen Rele-
vanz zu orientieren, qualitatives und selektives 
Wachstum sowie die Aktivierung von Investitionen 
auf den „richtigen" Gebieten zu veranlassen und 
Systemveränderung im Sinne staatlich reglemen-
tierter, vorausschauender, aktiver Strukturpolitik zu 
bewirken, verraten die gefährlichen Ansätze einer 
antimarktwirtschaftlichen Ideologie. Das man-
gelnde Vertrauen der SPD und der Bundesregierung 
in den Markt und die Marktbeteiligten, für sich sel-
ber richtig zu erkennen und entscheiden zu können, 
welches die privaten Bedürfnisse des Bürgers sind 
und welches die angemessenen Produktionsstruktu-
ren und -prozesse sind und wie sie sich entwickeln 
sollen, führt zur Bevormundung — zumindest be-
steht diese Gefahr — durch ins Detail ausgearbei-
tete Förderprogramme. 

(Zuruf von der SPD) 

Tiber  sie soll der Einstieg in die Lenkung privater In-
vestitionen und damit auch von Produktionsstruktu-
ren durch den Staat geschaffen werden. Mit Steuer-
mitteln wird versucht, zunehmend in die Wirtschaft 
hineinzuregieren. 

Neben den Branchen, die ungeschützt dem Wett-
bewerb ausgesetzt sind, gibt es jetzt jene Subven-
tionsbranchen, bei denen der Wettbewerb durch 
staatliche Lenkung reduziert ist und die durch das 
süße Gift der staatlichen Alimentation ständig von 
den Bürokratien abhängig werden. 

Die von Mißtrauen in die Wirtschaft gekenn-
zeichnete Politik der Bundesregierung erzeugt na-
turgemäß auch ein Mangel an Vertrauen auf der 
anderen Seite, vor allem in die Verläßlichkeit der 
Rahmenbedingungen, die Stetigkeit und die Lang-
fristigkeit der Maßnahmen und grundsätzlich in 
die staatliche Kontrolle und die Kompetenz der 
Kontrolleure. 

Die Innovationskraft der Industrie hat eine 
Schlüsselfunktion für den wirtschaftlichen Wohl-
stand unseres Landes. Wichtig für die Innovations-
entscheidungen der Unternehmer sind dabei die 
Einschätzung der gesamtwirtschaftlichen Situation 
und die Beurteilung der zukünftigen wirtschaftli-
chen Erwartungen. Hier kann die Politik ihren Bei-
trag leisten, indem sie Rahmenbedingungen setzt,  

die eine Kontinuität und Kalkulierbarkeit der politi-
schen Entwicklung ermöglichen. 	. 

Bei einer Auseinandersetzung mit der For-
schungspolitik dieser Bundesregierung muß deshalb 
in erster Linie geprüft werden, ob diese Vorausset-
zungen auch erfüllt werden. Die Prüfung z. B. des 
Bundesforschungsberichts, über den wir uns sicher-
lich auch hier in diesem Plenum noch auseinander-
setzen werden, zeigt, daß sich den klassischen Ziel-
setzungen, die sich kaum geändert haben, die auch 
konsensfähig sind, neue hinzugesellt haben, nämlich 
jetzt die Schonung der Ressourcen und z. B. auch 
die Abwägung der Chancen und Risiken technolo-
gischer Entwicklungen. Das ist eine Thema, das 
uns am Herzen liegt. Diese Zielsetzungen, meine 
Damen und Herren, bieten jedoch bei der Umset-
zung in die Praxis vielerlei Ansätze für Kritik. 

Ein Wort zur Grundlagenforschung. Ich möchte 
das wegen der Kürze der Zeit nicht ausführen. Ich 
verweise auf die Debatte, die wir hier am 21. Sep-
tember dieses Jahres geführt haben. Der Kollege Dr. 
Riesenhuber z. B. hat in seiner Rede damals einige 
Zahlen genannt, die für sich selbst sprechen. Es zeigt 
sich, daß seit dem letzten Bericht im Jahre 1975 die 
Bundesmittel in der Grundlagenforschung nominal 
kaum gewachsen und real sogar reduziert worden 
sind. 

Ein weiterer Punkt betrifft die Bewertung tech-
nologischer Entwicklungen. Hier muß man sagen, 
daß schon in der 7. Legislaturperiode ein entspre-
chender Antrag der Unionsfraktionen gescheitert 
ist, obwohl in zahlreichen Hearings und Gutachten 
Notwendigkeit und Richtigkeit des Konzepts bewie-
sen waren. Der neue Antrag unserer Fraktion in der 
8. Legislaturperiode hat zwischenzeitlich versucht, 
die Einwände aufzunehmen. Beim Präsidium des 
Deutschen Bundestages sollte eine kleine Arbeits-
gruppe eingerichtet werden, die sich mit dieser Pro-
blematik befaßt. 

In den vergangenen Jahren ist — das muß man sa-
gen — von seiten der SPD- und der FDP-Fraktion 
kein konstruktiver Beitrag gekommen, sondern es 
kamen immer nur Einwände. Man hat alle unsere 
Anträge immer wieder abgeschmettert. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Simpfen-
dörfer? 

Lenzer (CDU/CSU): Herr Präsident, nein; wir sind 
schon sehr knapp mit der Zeit. Nachher hat ja noch 
jemand die Möglichkeit, sich hier zu Wort zu mel-
den. Das wird noch geschehen. 

(Roth [SPD]: Er möchte nicht im Lesefluß ge

-

stört werden!) 

Mein Eindruck ist: Hier sollten wir uns schleu-
nigst verständigen. Das, was der Bundesminister 
zum Teil angesprochen hat, etwa in der Medienpoli-
tik, hat letztlich auch mit der Frage der Technolo-
giefolgenabschätzung zu tun. Es hat letztlich auch 
damit zu tun, daß man bei der Bevölkerung nur dann 
eine Zustimmung bekommen kann, wenn man mit 
den Folgen einer technologischen Entwicklung ins 
reine kommt. Aber mein Eindruck ist auch, Herr Mi- 
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nister: Es darf nicht soweit kommen, daß vor lauter 
kritischem Hinterfragen letztlich die Entscheidun-
gen ausbleiben. 

Meine Damen und Herren, ich möchte unsere Po-
sition in der Forschungs- und Technologiepolitik 
noch einmal ganz klar thesenhaft zusammenfassen. 
Ich muß das etwas schnell tun, weil sonst die Zeit da-
vonläuft. 

Die direkte Forschungsförderung muß im Rah-
men der sozialen Marktwirtschaft und auf der Basis 
von Subsidiarität die begründete Ausnahme bei 
volkswirtschaftlich bedeutsamen Großprojekten 
sein. Indirekte Forschungs- und Entwicklungsförde-
rung sollte die Regel sein. Die Unternehmen sollten 
im Regelfalle immer in der Lage sein, ihre Investitio-
nen aus eigenen Erträgen, aus eigenen Gewinnen zu 
finanzieren. Das gilt auch im Bereich der For-
schungs- und Entwicklungspolitik. Der Wettbewerb 
muß erhalten bleiben. Die Forschungs- und Entwick-
lungspolitik muß mittel- und langfristig angelegt 
werden. Sie eignet sich nicht für stop and go und für 
aktuelle Konjunktursteuerung. 

Das oberste Prinzip der Forschungs- und Techno-
logiepolitik muß sich ganz einfach im Setzen politi-
scher Rahmenbedingungen erschöpfen. Die Auto-
nomie der dezentralen Entscheidungen in den Un-
ternehmen, in den Forschungseinrichtungen muß 
respektiert werden. 

Diesen Forderungen stehen die Schwachpunkte 
der Forschungs- und Technologiepolitik der Bun-
desregierung gegenüber, die der Kollege Stavenha-
gen bereits charakterisiert hat. Ich nenne nur die 
Stichworte Projektfülle, Überbürokratisierung, 
Bevorzugung von Großunternehmen. Ich darf Sie 
auch noch einmal auf das hinweisen, was der Kol-
lege Stavenhagen gesagt hat. Wer die Äußerungen 
des FDP-Kollegen Haussmann in dieser Sache nach-
lesen will, die unsere Haltung bestätigen, möge das 
im „Handelsblatt" vom 18. Oktober 1979 tun. Wer zu-
sätzlich noch etwas wissen will, der möge sich an 
Hand der Rede des Bundeswirtschaftsministers vom 
7. Dezember 1979 sachverständig machen. Dort 
heißt es — ich darf einmal wörtlich zitieren —: 

Gezielte Projektforschung mag in manchen Fäl-
len der Großforschung unvermeidbar sein. 

Übertreibungen führen jedoch sehr schnell 
dazu, daß die Gelder in den Taschen eines gro-
ßen Mitnehmers verschwinden, der einer För-
derung im allgemeinen am wenigsten bedarf. 

Zum Schluß noch einige Bemerkungen. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ich weiß, jetzt kommt der Kalauer vom Dienst, 
und nur diejenigen, die im Verein der geistigen 
Tiefflieger Ehrenmitglied sind, klatschen an dieser 
Stelle. — In den letzten zwei Jahrzehnten — das 
sollten wir sehr ernst nehmen — hat sich in der Ein-
stellung vieler Menschen zu Wissenschaft und 
Technik eine dramatische Veränderung vollzogen. 
Vor 20 Jahren, als z. B. die ersten Satelliten die Erde 
umkreisten, waren Wissenschaft und Technik die 
Zukunftshoffnung der Menschheit. Man verstand, 
daß Wissenschaft und Technik u. a. ihren Beitrag 

dazu geleistet hatten, die großen Probleme der 
Menschheit zu lösen, nämlich den Hunger zu über-
winden, die Not in den Industrieländern zu beseiti-
gen. Erst Wissenschaft und Technik haben das er-
möglicht. 

In der Zwischenzeit ist aber — das wird man in 
der Debatte zum Einzelplan 30 wohl noch anmerken 
dürfen — eine beträchtliche Ernüchterung eingetre-
ten, die uns Probleme schafft. Man mißtraut Wissen-
schaft und Technik und lastet ihnen alle möglichen 
Mängel an, z. B. bei den Umweltproblemen, oder 
aber man spricht von der Möglichkeit der Auseinan-
dersetzung mit Kernwaffen. Damit verbunden ist 
eine Art Irrationalismus, ein neues Mittelalter. Der 
Versuch, die Welt und den Menschen mit den Mit-
teln der Vernunft zu lenken und zu erklären, wird 
nicht mehr recht ernst genommen. Man verurteilt 
alles, was groß ist. Man spricht von „small is beauti-
ful", und das in einer Welt mit vier Milliarden Men-
schen. Die Prediger dieser neuen Religion haben 
bisher nur vage Vorstellungen entwickelt. Ihr Gott 
ist z. B. die energiespendende Sonne und ihr Teufel 
— ein anderes Beispiel — das Plutonium. Aber seine 
Gläubigen brauchen Benzin, um zur nächsten Anti-
kernkraftdemonstration zu fahren. 

Was sind die Ursachen der mißtrauischen Einstel-
lung zu Wissenschaft und Technik? 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Müssen Sie 
uns das auch noch sagen?) 

— Ich möchte Ihnen noch ganz andere Dinge sagen. 
Aber dann wird mich der Präsident wahrscheinlich 
zur Ordnung rufen. — Man kann nicht darüber hin-
wegsehen, daß die Ursachen zum großen Teil in der 
Entwicklung von Wissenschaft und Technik selbst 
liegen. Gerade in der Kernenergiefrage zeigt sich 
die Ambivalenz der menschlichen Schöpfungen. 
Hier kann die technische Entwicklung wie in vielen 
anderen Bereichen sowohl zum Guten wie zum Bö-
sen eingesetzt werden. Den Zweiflern möchte ich in 
diesem Zusammenhang ein Zitat des Atomwissen-
schaftlers Professor Grümm vorlesen. Er hat einmal 
gesagt — das bestätigt nur, was ich sage —: „Die 
friedliche Nutzung der Kernenergie hat mit der 
Atombombe genausoviel und -sowenig zu tun wie 
die Elektrizität mit dem elektrischen Stuhl. 

Eine weitere Ursache für das wachsende Miß-
trauen gegen die Wissenschaft liegt aber auch im 
Verhalten der Wissenschaftler selbst. 

(Unruhe bei der SPD) 

Fachleute sind vielfach nicht imstande, sich mit kla-
ren Worten und in einer verständlichen Sprache 
auszudrücken. 

(Zuruf von der SPD: Sie auch nicht!) 

— Wer das nicht versteht, der muß, meine ich, ir-
gendwo gefehlt haben. Ich versuche ja schon, mich 
so auszudrücken, daß selbst Sie es verstehen. 

Die Wissenschaftler erzeugen ein Fachchine-
sisch, das der Offentlichkeit oft unverständlich ist. 
Es fehlt offensichtlich an einer geeigneten Zahl von 
Dolmetschern. 
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Meine Damen und Herren, es ist die Frage zu stel-

len, ob die Bundesregierung in dieser Diskussion ih-
rer Verpflichtung nachgekommen ist. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sie ist, Herr Len-
zer!) 

— Die Diskussion um den technischen Fortschritt, 
Herr Kollege Stahl, muß geführt werden. Ich hoffe, 
auch Sie sind damit einverstanden. Die Diskussion 
um das Wachstum muß geführt werden. Aber die 
Bundesregierung hat auch hier eine Führungsaufga-
be. Die Bundesregierung hat die Pflicht und Schul-
digkeit, nicht alles nur kritisch zu hinterfragen, son-
dern auch die Chancen der Technik für die Mensch-
heit klarzustellen. Sie hat auch eine Art Leitfunk-
tion. Sie darf nicht nur Wasser in den Wein gießen 
und alle Optionen offenhalten, sondern sie hat die 
Aufgabe, Vertrauen zu vermitteln. Bei der immer 
wieder nötigen Güterabwägung sollte herausge-
stellt werden, daß ohne technischen Fortschritt die 
Zukunftsprobleme mit Sicherheit nicht gelöst wer-
den können. 

Ich bedanke mich für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Grobecker 
[SPD]: Die haben Sie arg strapaziert!) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Vohrer. 

(Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, das ist der vorletzte 
Redner, soweit die Meldungen vorliegen. Insgesamt, 
auch für den nächsten Redner, sind 15 Minuten vor-
gesehen. Wenn Sie mit der nötigen Konzentration 
und Aufmerksamkeit zuhören, geht das viel schnel-
ler über die Bühne. — Darf ich bitten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dr. Vohrer (FDP): Herr Präsident! Meine verehrten 
Kollegen! Ich möchte nicht auf die teilweise polemi-
schen Ausführungen meines Kollegen Lenzer ein-
gehen, sondern einige kritische Bemerkungen zu 
dem Zusammenhang zwischen Energiepolitik und 
Energieforschung machen, insbesondere zu der 
Struktur der Energieforschungsausgaben im Einzel-
plan 30. 

Wenn Sie die Regierungspolitik im Energiebe-
reich verfolgen, dann werden Sie bei den Maßnah-
men ganz vorne immer finden: Energieeinsparen, 
rationelle Energieverwendung, Substition von Öl 
durch Kohle und Kernenergie sowie regenerierbare 
Energieträger. 

Daß Sie von der Opposition kein Verhältnis zum 
Einsparen haben, hat der Herr Biedenkopf bewie-
sen, Herr Lenzer; denn er war der Mann, der sich 
hier an dem Pult über Energieeinsparen lustig 
machte. Er führte in seinem Beitrag aus: 

Es wird außerdem festgestellt ..., die sicherste 
Energie sei die gesparte Energie. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Daraufhin steht hier im Protokoll der Vermerk: 
„Heiterkeit bei der CDU/CSU". Dann merkt . Herr 
Biedenkopf an: 

Mit anderen Worten: Macht das Licht aus, Ge-
nossen, dann kann es nicht mehr ausgehen! 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Richtig! Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren, wer Energiesparen in 
der Weise diskriminiert, der hat überhaupt kein 
Verhältnis zu dem Ansatz, der in absehbarer Zeit — 
zumindest als kurzfristige Maßnahme — der wich- 
tigste und ergiebigste sein wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir haben aber auch energiepolitische Aussagen 
der beiden Koalitionsparteien. Die SPD hat in Ber-
lin bei ihren energiepolitischen Grundsätzen und 
Eckwerten folgenden Maßnahmenkatalog beschlos-
sen: Erstens: Weg vom 01, zweitens: Bessere Nut-
zung und Einsparung von Energie, drittens: Neue 
Energiequellen, viertens: Vorrang der heimischen 
Kohle, fünftens: Weitere Nutzung der Kernenergie 
nur subsidiär zur Kohle. Darüber hinaus will die SPD 
die Option „mit oder ohne Kernenergie offenhal-
ten. 

Die Bremer Beschlüsse der FDP unterscheiden 
sich davon nur wenig. Einsparen steht hier an erster 
Stelle, an zweiter Stelle steht die Verbesserung des 
Wirkungsgrades der Energie, an dritter Stelle ste-
hen alternative Energien, an vierter Stelle steht die 
Berücksichtigung der Belange des deutschen Stein-
kohlebergbaus. Auch wir haben uns die Option of-
fengehalten, im Zweifelsfalle ohne nukleare Energie 
auszukommen. Insofern kann man es sich auch hier 
nicht so leicht machen, wie es sich Herr Biedenkopf 
gemacht hat, indem er über die Option, ohne Kern-
energie auskommen zu wollen, witzelte und so tat, 
als ob das eine Nichtbereitschaft zur Entscheidung 
wäre. Ganz im Gegenteil: Die Option, ohne Kern-
energie auszukommen, bedeutet die Entscheidung, 
auch alternative Energien jetzt zu fördern. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Sieht das der 
Wirtschaftsminister auch so?) 

Das ist der Punkt, weshalb ich mich kritisch mit dem 
Forschungshaushalt auseinandersetze; denn dort 
liegt eine der Schlüsselzahlen, die es kritisch zu 
durchleuchten gilt: die Relation der Ausgaben für 
nukleare Forschung zu denen für nichtnukleare 
Forschung. Diese Zahlen sind Gradmesser, wie 
ernst es der Bundesregierung mit der Option, mögli-
cherweise auch ohne Kernenergie auszukommen, 
wirklich ist. 

Jene Schlüsselzahlen haben sich im Verlauf der 
letzten Jahre — ich möchte fast sagen: Jahrzehnte 
— zugunsten der nichtnuklearen Forschung entwik-
kelt. Ursprünglich war das Ministerium ja ein Atom-
ministerium. Wir hatten aber schon 1977 drei Vier-
tel der Energieforschung als nukleare und ein Vier-
tel als nichtnukleare Forschung. Der Trend wurde 
1978 fortgeschrieben. Da hatten wir nur noch zwei 
Drittel als nukleare Forschung. 1979 lag die nukle-
are Forschung erstmalig unter 60%. Mir hätte sehr 
daran gelegen, daß dieser Trend möglichst linear 
fortgesetzt worden wäre. In dieser Hinsicht bringt 
der Haushalt 1980 aber einen Bruch; denn der Pro-
zentsatz der nichtnuklearen Forschung geht von un-
ter 60% jetzt wieder nach oben und erreicht fast 
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zwei Drittel, obwohl dem Haushaltsausschuß hier 
das Verdienst zukommt, daß er durch seinen parla-
mentarischen Einfluß die Struktur der Energiefor-
schungsausgaben noch zugunsten der nichtnu-
klearen Forschung verbessert hat. 

Die Zahlen in der mittelfristigen Finanzplanung 
weisen nahezu den gleichen Trend auf. 

Mir liegt sehr viel daran, hier deutlich zu machen, 
daß es in diesem Haus auch Kräfte gibt, die die 
nichtnukleare Forschung stärker gefördert sehen 
wollen, um damit die Option, langfristig auch ohne 
Kernenergie auszukommen, nach außen deutlicher 
zu machen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine lieben Parteifreunde —  

(Große Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Meine lieben Kollegen, ich möchte hier eines deut-
lich machen. Ich stehe zu der sozialliberalen Koali-
tion, und für mich ist der Haushalt eine politisch es-
sentielle Entscheidung für oder gegen diese Regie-
rung. Deshalb werde ich den Haushalt auch nicht 
ablehnen. 

(Abg. Haase [Kassel] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Vohrer (FDP: Nein. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Mein Freund, 
warum nicht?) 

Aber ich möchte eines deutlich machen: daß näm-
lich Parlamentarier an den Stellen, wo sie sich poli-
tisch herausgefordert fühlen, dem Minister rechtzei-
tig sagen sollten, welche Haushaltsstruktur sie lang-
fristig mitverantworten können. Das wollte ich mit 
meinem Beitrag hier ausdrücken. Ich hoffe, dies 
wird von den Kollegen auf der Regierungsbank rich-
tig verstanden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Stockleben. 

Stockleben (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bin zwar auch Jahr-
gang 1933, kann aber nicht so forsch lesen wie Sie, 
Herr Lenzer. Sie haben in Ihrem Leben als Studien-
rat andere Erfahrungen gemacht als ich. Aber ich 
sage Ihnen: Was Sie und Herr Stavenhagen hier als 
Ideologie hingestellt haben, trifft den Lebensnerv 
der Arbeiter. Die Unternehmerideologie beginnt 
dort, wo man sagt: „Humanisierung der Arbeit — ja. 
Aber sie darf nichts kosten, und zweitens muß sie 
zur Rationalisierung führen Dann sind Sie alle da-
bei. Wenn dies aber zu mehr Freiheit und zu sozia-
len Reformen führen soll, dann blocken Sie gemein-
sam mit denjenigen ab, die da erklären, die Mitbe-
stimmung habe auf diesem Felde nichts zu su-
chen. 

(Beifall bei der SPD — Lenzer [CDU/CSU]: 
Wovon reden Sie denn?) 

Ich sage Ihnen folgendes ganz deutlich. Neulich 
las ich einen Artikel in der „Welt". Da hieß es in Aus-
führungen von Herrn Zimmerer, Mitbestimmung 
sei die Behauptung, daß man durch die Aussaat von 
Disteln die Getreideernte erhöhen könne. Das ist 
die Ideologie, die der Humanisierung der Arbeit in 
der Strategie völlig entgegensteht. Die Modelle sind 
schiefgegangen bzw. nicht so erfolgreich gewesen, 
an denen wir die Arbeitnehmer nicht von Anfang an 
entsprechend beteiligt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich plädiere dafür, daß nicht nur die Betriebs-
räte — — 

(Abg. Dr. Stavenhagen [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, lassen 
Sie eine Zwischenfrage zu? 

Stockleben (SPD): Nein, auch ich habe nur wenige 
Minuten zur Verfügung. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Dann pole

-

misieren Sie nicht in dieser Art und Weise! 
Es ist unglaublich, was Sie da sagen! Wer 
hat in der CDU/CSU gesagt, daß Humani

-

sierung der Arbeit zur Wegrationalisierung 
führen muß? Kein Mensch!) 

— Dies ist in der Tat so. Wir suchen in der Technolo-
giepolitik, in diesem technologischen Wandel, Herr 
Stavenhagen, das Gespräch mit allen Beteiligten, 
mit den Gewerkschaften, mit den Kirchen. 

Was wir im Ausschuß mit der Abschätzung der 
Technologiefolgen auf den Weg gebracht haben, 
möchte ich hier einmal mit den Worten vortragen, 
die der Fraktionsvorsitzende der sozialdemokrati-
schen Bundestagsfraktion dafür gebraucht hat. Dies 
wird Leitschnur für unsere Forschungs- und Tech-
nologiepolitik sein. Er sagt: „Weder die Fachleute al-
lein, noch die Forscher und Wissenschaftler allein, 
noch die in der Politik Wirkenden allein sind im-
stande, die Problème zu lösen, so daß es dem ganzen 
Volk zugute kommt. Deshalb miteinander reden, 
aufeinander hören, füreinander Verständnis gewin-
nen, statt nur oder vorwiegend übereinander zu re-
den und sich gegeneinander zu versteifen. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Sie lehnen uns doch 
alles ab!) 

Wenn wir dies nicht leisten, werden wir ähnlich wie 
bei der Kernenergie einen Stau bekommen, weil 
sich Arbeitnehmer und ihre Organisationen gegen 
den raschen technologischen Wandel wehren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Stau kommt 
durch Sie!) 

Das gilt nicht nur für die Industriebetriebe, sondern 
auch für die Verwaltung angesichts dessen, was im 
Rahmen der Mikroelektronik an rascher Verände-
rung der Strukturen auf uns zukommt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Gewerk

-

schaften sind vernünftiger als Sie!) 

Deswegen plädiere ich dafür, den Versuch zu un-
ternehmen, die unmittelbar Betroffenen auch an der 
Forschungspolitik stärker teilhaben zu lassen, sie an 
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der Entwicklung zu beteiligen, damit sie nicht nur 
angewiesen werden, dies oder jenes zu tun, sondern 
den technologischen Wandel in den Betrieben mit-
vollziehen können. Sonst wird die Entwicklung dazu 
führen, daß hier wieder Schwellen eingebaut wer-
den. Diejenigen, die den technologischen Wandel 
nicht packen, werden dann abgeschoben zum 
Arbeitsamt, mit Sozialplänen, mit vielen Milliarden 
DM, die die Unternehmen bereitstellen, und der 
Staat muß dann umgekehrt wieder umschulen und 
weiterbilden. 

Die Steigerung der Mittel im Humanisierungs-
programm um fast 35 Millionen DM ist genau auf 
diesen Punkt gerichtet. Ich behaupte, daß wir 
300 000, 400 000 Arbeitslose haben, die nicht mehr 
leistungsfähig sind. Es sind keine Schwerbehinder-
ten im Sinne des Schwerbehindertengesetzes, son-
dern Leistungsgeminderte, die man abgeschoben 
hat, die dem Leistungsstreß, den Leistungserwartun-
gen nicht mehr standhalten. Dies ist der Punkt, und 
genau auf ihn zielen wir mit der Erhöhung der Mit-
tel im Programm Humanisierung des Arbeitslebens. 
Ich bitte alle Kollegen diese Hauses wirklich, die-
sem Titel mehr Bedeutung beizumessen, insbeson-
dere wenn es darum geht, diese Mittel einzusetzen, 
um Sozialfolgekosten zu minimieren und damit 
auch den Sozialetat und um damit die Leistungsfä-
higkeit des einzelnen für die Dauer zu erhalten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Zum Einzelplan 30 liegen zwei Änderungsanträge 
der Fraktion der CDU/CSU vor. Ich rufe zuerst den 
Änderungsantrag auf Drucksache 8/3474 unter Zif-
fer 14 zu Kap. 3001 Tit. 53101 auf. Wer dem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Das zweite war die Mehrheit. Der Änderungsan-
trag ist damit abgelehnt. 

Ich rufe nunmehr den Änderungsantrag auf 
Drucksache 8/3499 zu Kap. 3006 Titelgruppe 08 auf. 
Wer dem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — 

(Haase  [Kassel] [CDU/CSU]: Gegen Schles-
wig-Holstein und Kiel!) 

Gegenprobe! — Enthaltungen? — 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Wo ist der 
Gansel?) 

Dieser Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir kommen jetzt zu der Abstimmung über den 
Einzelplan 30. Wer dem Einzelplan 30 in der Aus-
schußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! -  Enthaltun-
gen? — Einzelplan 30 ist in zweiter Lesung mit 
Mehrheit angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 31 
Geschäftsbereich des Bundesministers für 

Bildung und Wissenschaft 

— Drucksache 8/3392 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Stavenhagen 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wo rt? — 
Das ist nicht der Fall. Dann eröffne ich die Aus-
sprache. Das Wort hat Frau Abgeordnete Benedix-
Engler. 

Einen Moment bitte, Frau Abgeordnete. — Darf 
ich bitten, daß die Damen und Herren Abgeordne-
ten, die an den weiteren Beratungen teilnehmen 
wollen, Platz nehmen und daß die Abgeordneten, die 
andere Verpflichtungen haben, den Saal verlassen. 
Dies gilt für beide Seiten des Hauses. Das gilt auch 
für die Mitte. 

Bitte, beginnen Sie, Frau Abgeordnete. 

Frau Benedix-Engler (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe einfach nicht 
geglaubt, daß Sie, meine Damen und Herren von der 
Koalition, noch einmal auf einer Bildungsdebatte be-
stehen würden, weil Sie bei der letzten Bildungsde-
batte weiß Gott mit leeren Händen dagestanden ha-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Wehner [SPD]) 

— Aber bitte, Sie können die Auseinandersetzung 
haben, Herr Wehner. 

Ich wende mich gleich den Rednern zu, die sich 
vor allen Dingen am ersten Tage, an dem wir gene-
rell debattiert haben, der Bildungspolitik angenom-
men haben. Ich beginne mit Herrn Minister Rohde, 
einem der inzwischen zahlreich gewordenen ehe-
maligen Minister für Bildung und Wissenschaft. 
Herr Rohde beklagte geradezu leidenschaftlich und 
mit Pathos, daß die großen Reformen in der Grau-
zone zwischen Bund und Ländern steckengeblieben 
seien. Ich erinnere mich noch, daß Herr Rohde zu 
Beginn seiner Amtsperiode geradezu verklärt von 
den Prioritäten der Bildungspolitik, von dem beson-
deren Stellenwert und dem ersten politischen Rang, 
den sie hat, sprach. Ich kann Ihnen, Herr Kollege 
Rohde, jetzt nur sagen, Ihre Bildungsreform ist zu-
nächst in Ihrem Bundeshaushalt steckengeblieben. 
Ich wüßte nämlich nicht, wo Anspruch in Regie-
rungserklärungen und Wirklichkeit in Haushalts-
ansätzen stärker auseinanderklaffen als im Bereich 
des Einzelplans 31. Zwischen dem Schein der großen 
Reformbeglückung und dem Sein dieses ge-
schrumpften Haushalts einschließlich der Reform-
trümmer, über die Sie, meine Damen und Herren 
der Koalition, ja auch allerorts stolpern, liegt wirk-
lich ein tiefer Graben. 

Die wenigen Akzente, die Sie gesetzt haben, sind 
auch noch falsch gesetzt worden. Ich denke nur an 
die Modellversuche im Rahmen des Bund-Länder-
Versuchsprogramms. Dieser ganze Bereich hat 
sich wirklich zu einer unkontrollierten Grauzone 
entwickelt. 

(Beifall von der CDU/CSU) 
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Fast alle vom Bund geförderten Modellversuche 
dienen der Integration, wollen das gegliederte 
Schulwesen aushöhlen oder überwinden. Die in 
diesen integrierten Modellschulen unterrichteten 
Schüler haben Anschlußschwierigkeiten, wenn sie 
auf eine normale Schule übergehen wollen. Um dies 
zu umgehen, hat man sich nun o. g. Modellregionen 
zugewandt und sich diesen Begriff ausgedacht. Dies 
bedeutet in der Tat, daß in diesen Regionen prak-
tisch keine Alternative mehr vorhanden ist und daß 
die Eltern do rt  keinen Einfluß mehr auf die Schuh

-

laufbahn ihrer Kinder haben. 

Das entscheidende Kriterium eines Versuchs, 
nämlich die Ergebnisoffenheit, ist hier völlig illuso-
risch, denn die geschaffenen Tatsachen in diesen 
Modellregionen sind natürlich nicht mehr zu korri-
gieren. Dies ist eine kalte Methode, falsche bil-
dungspolitische Ansätze auf den Weg zu bringen. 

Ich nenne die Doppelqualifizierung, die deshalb 
nicht sinnvoll ist, weil ich eben nicht auf einem 
Wege zu zwei Zielen, gleich gut ausgerüstet, gelan-
gen kann. Ich nenne den besonderen Akzent, den 
Sie bei den überbetrieblichen Ausbildungsstätten 
deshalb gesetzt haben, weil darin die außerbetriebli-
chen, die im vorigen Haushalt noch separat genannt 
wurden, verborgen sind. 

Präsident Stücklen: Frau Abgeordnete, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten West-
phal? 

Frau Benedix-Engler (CDU/CSU): Ich habe zu we-
nig Zeit, nur zehn Minuten; entschuldigen Sie 
bitte. 

Präsident Stücklen: Frau Abgeordnete, gilt das für 
die gesamte Redezeit? 

Frau Benedix-Engler (CDU/CSU): Ja. — Warum 
haben wir uns immer gegen diese außerbetriebli-
chen Ausbildungsstätten gewandt? Weil es für die 
praktische Ausbildung im Betrieb keinen Ersatz gibt 
und weil die jetzt geförderten Ausbildungsstätten 
gerade dann fertig sind, meine Damen und Herren, 
wenn der große Schülerberg abgebaut wird. Dann 
aber stehen diese Ausbildungsstätten da. Sie stehen 
da mit pädagogischem Personal, und dieses Pesonal 
wird natürlich um jeden Preis versuchen, Auszubil-
dende an sich zu ziehen, Auszubildende, die damit 
der praktischen Ausbildung in der Wirtschaft ent-
zogen werden. 

Mir kommt es manchmal so vor, als sollte auf die-
sem Wege doch noch das Wo rt  von Herrn Professor 
Blankertz, den Sie ja in Nordrhein-Westfalen mit 
großem Vertrauen bedacht und mit großen Aufga-
ben betraut haben, Wirklichkeit werden. Er hat ein-
mal gesagt: Unser Ziel ist es, die duale Ausbildung in 
Betrieb und Schule langsam auszutrocknen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, wir aber werden uns im 
Interesse unserer jungen Leute diese praktische 
Ausbildung, die in der ganzen Welt ohne Beispiel 
ist, nicht kaputtmachen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich wende mich nun noch der in der Auseinander-
setzung ja so oft angesprochenen Gesamtschule zu. 
Meine Damen und Herren von der Koalition, wenn 
es um Veränderungen im Schulwesen ginge, die sich 
auf begrenztem Raum vollziehen und die jederzeit 
korrigierbar sind, würde ich mit Leidenschaft dafür 
plädieren, den Kampf gegen die Gesamtschule ein-
zustellen. Aber es geht ja nicht um Veränderungen, 
sondern um den radikalen Umbruch eines über Ge-
nerationen gewachsenen und von unendlich viel pä-
dagogischer Erfahrung und wissenschatlichem Ein-
satz gestalteten Schulsystems. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Da muß man für seine Einsichten mit Leidenschaft 
kämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 
stellen doch die Dinge auf den Kopf, wenn Sie die 
Beweislast für die bessere Eignung dem geglieder-
ten Schulwesen zuweisen. Nein, die Beweislast muß 
schon der tragen, der das System verändern will 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!) 

und der dafür erhebliche personelle und finanzielle 
Mittel beansprucht, nämlich, wie Sie selbst ja in Ih

-

ren Ankündigungen propagieren, 40 bis 50 % mehr. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Der Herr Kollege Mischnick hat am ersten Tage 
der Debatte die These aufgestellt: Da, wo eine Min-
derheit ein Gymnasium haben will, muß das zuge-
standen werden, und wo eine Minderheit die Ge-
samtschule will, muß dies ebenfalls zugestanden 
werden. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Und wer bezahlt 
das?) 

Dies sei liberale Schulpolitik. Ich frage Herrn 
Mischnick: Mit welchem Anspruch tritt die Gesamt-
schule eigentlich seit 15 Jahren auf? Mit welchem 
Anspruch verlangt sie den großen personellen und 
materiellen Einsatz? Doch stets mit dem Angebot, 
Chancengleichheit dadurch zu gewährleisten, daß 
ein breites individuelles Angebot mit vielfältigen 
Kursen und Durchlässigkeit gemacht wird. Deshalb 
muß diese Schule ja auch eine bestimmte Größe ha-
ben; sonst stehen doch die Kurse nur auf dem Pa-
pier. 

Nun frage ich Herrn Mischnick und Sie, meine 
Damen und Herren von der FDP und auch von der 
SPD: Wie soll denn diese Minderheitenschule bei 
den zurückgehenden Schülerzahlen aussehen? 
Wenn Sie sie vor Ort anbieten wollen, kann sie doch 
nur eine Mini-Einheitsschule sein. Wenn Sie sie 
aber differenziert anbieten wollen, brauchen Sie 
doch in unseren ländlichen Räumen bei der zurück-
gehenden Schülerzahl- einen Einzugsbereich von 30 
oder 40 oder 50 km. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
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Die Schüler wären dann in der Tat gestreßte 
Schwerarbeiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, warum sagen Sie den El-
tern nicht, daß Gesamtschule heute eben entweder 
Schule mit langen Schulwegen oder Einheitsschule 
bedeutet? Warum wollen Sie die Eltern wiederum 
hinters Licht führen? 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Aber dies ist leider nur ein neues Kapitel unaufrich-
tiger Argumentation. 

Die Tätigkeit der Politiker in dieser Auseinander-
setzung um das bessere Schulsystem muß sich doch 
wohl darauf beschränken, dafür zu sorgen, daß eine 
ausreichend lange Erprobung mit völliger Ergebnis-
offenheit vor sich gehen kann, daß das Experimen-
tieren auf einem begrenzten, überschaubaren Felde 
erfolgt und daß dann eine Reihe von objektiven Stu-
dien über die Erfahrungsberichte der verschiedenen 
Länder von Pädagogen offen diskutiert werden kön-
nen. Das sicherzustellen, ist doch wohl die Aufgabe 
der Politiker. 

Ich erinnere noch einmal an die Probleme, die wir 
zu Beginn der Reformbemühungen ja gemeinsam 
erkannten. Ich nenne nur stichwortartig: Abbrecher, 
Durchlässigkeit, Spätentwickler, bildungsferne 
Schichten, Graben zwischen Schule und Hochschu-
le, zu geringer Bezug der Schule zur Lebens- und 
Arbeitswirklichheit usw. Es stellte sich doch für uns 
alle die Frage: Sind dies alles Mängel des geglieder-
ten Systems, die innerhalb des Systems überwunden 
werden können, oder können sie nur durch System-
umbruch überwunden werden, sprich: durch die in-
tegrierte Gesamtschule? Das war doch die redliche 
Fragestellung. Erst nach einer ruhigen Versuchs-
phase sollten die Politiker sprechen. Inzwischen ha-
ben wir dafür zu sorgen, daß die Ergebnisse nicht 
manipuliert werden. 

Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 
haben das Wort „Fremdbestimmung" in die Geset-
zesberatung eingeführt. Wenn bei irgendeiner Aus-
einandersetzung das Wort Fremdbestimmung am 
Platze ist, eine Fremdbestimmung, die man abweh-
ren muß, dann ist das hier in der Bildungspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Abwehren müssen wir den Einfluß der Gruppen und 
Argumente, die gottlob nur mühsam versteckt hin-
ter hehren Motiven ihre eigenen Ziele verfolgen. 
Ich nehme hier keinen aus: die leidgeprüften Eltern, 
die für ihr anders begabtes Kind ein billigeres Ab-
itur erhoffen, die Sozialromantiker, die vom Ein-
heitsschnittmuster für alle Menschen träumen, die 
ehrgeizigen Kommunalpolitiker, die zunächst an ein 
neues Schulgebäude für ihre eigene Gemeinde den-
ken, die Standespolitiker, die auf Sozialprestige be-
dacht sind, die Besoldungsstrategen, die Stellenan-
hebungen und Stellenkegel im Hinterkopf haben, 
die pädagogischen Theoretiker, die sich dem etwas 
abgewandelten Spruch von Hegel verbunden füh-
len, daß dann, wenn Praxis und Theorie nicht über-
einstimmen, die Praxis — sprich hier: der Mensch — 

eben Pech gehabt hat, und schließlich die Gesell-
schaftsveränderer, die uns über die Schule der Ge-
sellschaft der Gleichen näherbringen wollen. Es ist 
Aufgabe der Politiker, diese Fremdbestimmung ab-
zuwehren, damit unbeeinflußt davon das für das ein-
zelne Kind, für seine Entfaltungs- und Förderungs-
möglichkeiten bessere Schulsystem erkannt werden 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich gebe zu, wir haben hier alle gesündigt. Aber 
Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, ha-
ben das unvergleichlich schwerwiegender und vor 
allen Dingen ohne Einsicht getan. Die Empfehlun-
gen des Bildungsrates mit den 40 Modellversuchen, 
das Übereinkommen der Bund-Länder-Bildungspla-
nungskommission waren eine tragfähige Basis. Aber 
schon zu Beginn der 70er Jahre verließen Sie diese 
Linie, und dann machten Sie Kehrtwendung in der 
Argumentation, und zwar mit einer Geschwindig-
keit, die einem Hören und Sehen vergehen ließ. So 
erklärten Schulexperten der SPD und Kultusmini-
ster im Jahre 1969: Wir fordern die integrierte Ge-
samtschule als Versuch, Ergebnis offen, wissen-
schaftlich begleitet. Damit waren wir völlig d'accord. 
Schon zwei Jahre später hieß es: Wir fordern diese 
Schule mit dem Ziel der endgültigen Einführung. 
Damit war die Linie des echten Versuchs aber be-
reits verlassen; denn dann ging es gar nicht mehr 
um das Ob, sondern nur noch um das Wie. Etwa im 
Jahre 1972 hieß es zum erstenmal, der wissenschaft-
liche Vergleich sei gar nicht mehr notwendig, weil 
man Unvergleichbares nicht vergleichen könne. 
Dann wurden die Vorteile der integrierten Gesamt-
schule in den Landesparlamenten gepriesen, z. B. die 
Leistungssteigerung und daß etwa die Hälfte des 
Jahrgangs das Abitur erreichen kann. Was zeichnet 
sich inzwischen ab? Die bessere Studierfähigkeit für 
eine größere Zahl von Schülern ist auf Grund der 
vorliegenden Untersuchungsergebnisse wirklich 
nicht mehr ins Feld zu führen. Durchlässigkeit, län-
geres Offenhalten des Schul- und Ausbildungswe-
ges wurden versprochen, doch es zeichnete sich ab, 
daß sich die sogenannte Durchlässigkeit fast aus-
schließlich ab- und nicht aufwärts vollzieht. Wer im 
letzten Kurs ist, bleibt in der Regel im letzten 
Kurs. 

Man wollte die soziale Integration schaffen. Es 
zeichnete sich ab, daß sie nicht stattfindet, weil in in-
tegrierten Gesamtschulen dem Langsamen sein 
Langsamsein und dem anderen sein Anderssein viel 
schmerzlicher bewußt wird. Man warb mit Erzie-
hung zur Demokratie: die demokratische Schule, 
Förderung demokratischer Verantwortung. Daß in-
tegrierte Gesamtschulen ein Hort demokratischen 
Verhaltens und demokratischer Tugend sind, wor-
unter wir doch wohl übereinstimmend Toleranz, 
Fairneß und Humanität verstehen, kann man nun 
wirklich nicht mehr sagen. Im Gegenteil, auf Grund 
des vergleichsweise viel höheren Zerstörungsgra-
des ist dieses Ziel in diesen Schulen ins Gegenteil 
verkehrt. Ich erinnere nur an die Vorgänge in 
Frankfurt-Nordweststadt. Sie wissen, daß sich vor 
etwa zwei Jahren die Eltern, die diese Schule alle 
befürwortet haben, in der Offentlichkeit an die Ver- 
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antwortlichen gewandt und gesagt haben: Wenn ihr 
uns nicht genausoviel Psychagogen, Pädagogen und 
Sozialarbeiter gebt, wie ihr uns Lehrer gegeben habt, 
dann müßt ihr bald das Personal der umliegenden 
Polizeireviere um 100% aufstocken. Selbst die be-
schworene Chancengleichheit entpuppt sich ja 
mehr und mehr als Chance, gleichmäßig wenig zu 
lernen. Die Antwort eines namhaften Bildungspoli-
tikers darauf heißt: Gut, wenn wir dies alles nicht er-
reichen können, so sagen wir trotzdem: Die Gesamt-
schule kommt, weil sie kommen muß. Sie kommt wie 
das Amen in der Kirche. — Das ist pädagogisch 
wirklich sehr überzeugend. 

Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 
müssen sich den Vorwurf gefallen lassen, nicht nur 
in der Argumentation unglaubwürdig geworden zu 
sein. Sie sind es auch durch die wechselnden Metho-
den der Überrundung der Betroffenen — vor allen 
Dingen der Eltern — in den einzelnen Ländern, 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

die Ihre vorgegebenen pädagogischen Absichten ge-
radezu ad absurdum führen. 

Statt der etwa vier Versuche für jedes Land, die 
der Bildungsrat empfohlen hat, haben Sie in Hessen 
gleich etwa 100 nacheinander initiiert. Das nenne 
ich faktische Überrundung; denn Fakten kann man 
nicht mehr rückgängig machen. Nach der Methode 
Hessen die Methode Niedersachsen: ein Schulge-
setz mit eingebauter Zwischenstufe als integrierter 
Orientierungsstufe, mit eingebautem „goldenen Zü-
gel" für Schulbauten in den Kommunen und mit ein-
gebautem Automatismus. Hat nämlich erst eine aus-
reichende Zahl der Kommunen den Verlockungen 
des Schulgeldtopfes nicht widerstanden, dann müs-
sen die übrigen automatisch nachziehen. Der Weg 
von der Orientierungsstufe zur integrierten Ge-
samtschule, so wollte es das niedersächsische Schul-
gesetz der damaligen SPD /FDP-Regierung, war 
dann nur noch eine Frage der Zeit. 

Methode Nordrhein-Westfalen: Hier ging man 
nicht mehr mit der Zwischenstufe Orientierungs-
stufe vor, hier wollte man die Zwischenform „Ko-
operative Gesamtschule". Aber der Kredit an 
Glaubwürdigkeit war hier verspielt. Hier ließen sich 
die Eltern nicht mehr überrunden. Hier gab es das 
große Volksbegehren, diesen einmaligen Aufstand 
der Eltern gegen die wechselnden Tricks einer SPD/ 
FDP-Regierung. Meine Damen und Herren, wech-
selnde Argumente, wechselnde Methoden, Über-
rundungstricks: Wer sich so verhält, kann doch von 
seiner Sache nicht überzeugt sein. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Richtig!) 

Er kann kein glaubwürdiger Partner im Ringen um 
den besseren Weg für unsere Kinder sein! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Probst 
[CDU/CSU]: Da spielt die Akzeptanz plötz-

lich keine Rolle!) 

Hier blockiert die Ideologie jede Analyse und jede 
nüchterne Beurteilung der wissenschaftlichen Er-
gebnisse. 

Als neuen Trick versuchen Sie nun die Ableh-
nung der Vergleichbarkeit von Abschlüssen im 
gegliederten und integrierten System in der Hoff-
nung, dann mit dem Elternwillen operieren zu kön-
nen. Denn — so lautet die Werbeverlockung —: Ge-
samtschulen sind in der Regel Ganztagsschulen; Ge-
samtschulen sind besser ausgestattet; Gesamtschu-
len führen mehr Schüler auf bequemerem Weg zum 
Abitur; Abschlußvergleiche darf es nicht geben. Al-
lerdings welche Eltern werden dann noch für ihre 
Kinder den beschwerlichen Weg im gegliederten 
System wählen? Aber das wäre wirklich Schulpolitik 
zu Lasten der Kinder. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: So ist es!) 

Diese Schülergeneration ist durch Reformschäden 
gerade genug belastet. Ich meine, wir dürfen nicht 
zulassen, daß zu diesen Reformschäden jetzt auch 
noch die Täuschung kommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Löffler [SPD]) 

Denn es gibt nicht nur Inflation als Währungsbe-
trug, es gibt sie nämlich auch als Bildungsbetrug. 
Deshalb, meine Damen und Herren von der Koali-
tion, haben Sie doch endlich den Mut zur Wahrheit! 
Sprechen Sie mit uns offen die Probleme an, um die 
es bei diesem System geht und die man ja doch nicht 
abstreiten kann. Die Entscheidung ist wirklich 
schicksalsschwer genug. 

Das letzte Argument, das man jetzt ins Feld führt 
— auch in Ihren neuesten Schriften —, lautet, die 
Gesamtschule sei die Schule ohne Angst. Nun, Ih-
nen allen sind wohl Berichte von Ärzten, vor allen 
Dingen von Kinderärzten und Psychologen, be-
kannt, die uns beweisen, daß es noch nie so viele 
neurotische und verhaltensgestörte Kinder gegeben 
hat 

(Zuruf von der SPD) 

— Moment! — und daß diese Verhaltensstörungen 
immer besonders groß in den Großsystemen, sprich: 
in den integrierten Systemen sind. Ich verweise hier 
nur auf den Hilferuf der renommierten Schule 
Frankfurt-Nordweststadt, von dem ich soeben ge-
sprochen habe. 

Schuld sind sicher die zu hohen Ansprüche mit 
der These, daß nur der vorwärtskommen kann, der 
das Abitur hat. Aber wer hat denn das alles vor-
nehmlich propagiert? Die Verwissenschaftlichung 
in der Schule, die Verwissenschaftlichung in der 
Lehrerausbildung: Wer hat das vornehmlich voran-
getrieben? Unsere Lehrer fallen doch heute in den 
ersten Unterrichtsstunden manchmal gleichsam 
vom Himmel der Abstrakta. Die Schüler verstehen 
diese verwissenschaftlichte Fachsprache nicht, und 
das Fremde ist eben das Unverständliche, das Äng-
ste erzeugt. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Richtig!) 

Die Ängste unserer Kinder erwachsen doch aus der 
Anonymität. Sie wachsen dort, wo der Lehrer eben 
nicht mehr Erzieher, Freund und Vertrauter, son-
dern ein Miniwissenschaftler ist. Die Ängste wach-
sen durch den objektivierten Unterricht; sie erwach-
sen aus der Intellektualisierung der Lehrpläne. Aber 
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das sind doch gerade alles Kriterien integrierter 
Systeme. 

Deshalb: Schulängste abbauen, das heißt Über-
schaubarkeit schaffen, das heißt eben, daß Kinder 
nicht frühmorgens auf der Straße stehen müssen, bis 
der Bus ankommt, und das heißt, daß sie sich bei ei-
nem Klassenlehrer wieder zu Hause fühlen und 
ganz persönlich angenommen wissen. Wer angst-
freie Schule schaffen will, muß dem Gleichheits-
wahn widerstehen. Das aber gelingt, nach bisheri-
gen Ergebnissen zu urteilen, eben besser in einem 
gegliederten System mit unterschiedlichen Schul-
strukturen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Deswegen schicken 
die Sozis ihre Kinder auch nicht dorthin! — 

Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte Sie wirklich herzlich bitten, bei der 
Fortschreibung des Bildungsgesamtplans — — 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

— Jetzt treten Sie bloß nicht die Flucht nach vorn 
an, wie Sie es in Hamburg getan haben! Flucht ist 
immer eine Flucht. Ich bitte Sie, haben Sie den Mut, 
die Reformfehler einzugestehen, sich zu korrigieren 
und mit uns gemeinsam den Vormarsch zur Ver-
nunft und zur Einsicht anzutreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Probst 
[CDU/CSU]: Hervorragend! Spitze!) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Meinecke (Hamburg). 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: So gut wird der 
Meinecke nicht sein!) 

Dr. Meinecke (Hamburg) (SPD): Natürlich, Herr 
Kollege Probst. So gut kann man gar nicht sein, wie 
die Dame eben gewesen ist. Es war ein bildungspoli-
tisches Sackhüpfen auf einer konservativen Wiese, 
wenn Sie so wollen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Ein schönes Bild! 
Aber es paßt nicht!) 

Ich werde erst einmal über das reden, worüber wir 
eigentlich zu reden haben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Probst [CDU/CSU]) 

— Unterbrechen Sie mich möglichst wenig, denn ich 
habe wenig Zeit, und die möchte ich Ihnen zuliebe 
gerne einhalten, Herr Kollege Probst. 

Zunächst einmal müssen wir ja wissen, worüber 
wir reden. Wir stehen hier mit leeren Händen da, 
hat die Frau Kollegin gesagt. Wir reden hier über ei-
nen Haushalt mit einem Volumen von 4,124 Milliar-
den DM. Die Schwerpunkte dieses Haushalts sind 
die Ausbildungsförderung mit einer geringen, aber 
immerhin doch ins Gewicht fallenden Steigerung, 
auch für andere Förderungsmaßnahmen für Studie-
rende, für Graduierten-, Studien- und Promotions-
förderung sowie für Studentenwohnraumförderung. 
Die zweite große Position umfaßt die berufliche Bil-
dung, Geldausgaben für betriebliche und überbe-
triebliche berufliche Aus- und Fortbildung ein-
schließlich der Ausbilderförderung mit 334 Millio-
nen DM. Dann kommt eine Summe von 850 Millio-

nen DM für den Ausbau der Hochschulen und Uni-
versitäten. Ich hätte gedacht, daß hier die Kürzung 
um 100 Millionen DM, die im Rahmen der parlamen-
tarischen Beratung vorgenommen wurde, bei Ihnen 
Kritik hervorgerufen hätte. Das ist nicht gesche-
hen. 

Ich meine, man kann im kommenden Jahr mit die-
ser Summe leben und wir können vernünftig verfü-
gen. Aber es wäre im Interesse einer politischen 
Deutlichkeit und Klarheit gut, wenn der Herr Mini-
ster uns nachher mitteilen würde, welche Haus-
haltsreste im Jahr 1979 unter dem Titel Hochschul-
ausbau nicht abgeflossen sind und ob es daher ge-
rechtfertigt ist, die Summe ein klein wenig niedriger 
zu veranschlagen. Wir sind doch alle wohl der Auf-
fassung, daß wir auch unter dem Gesetz des Sparens 
stehen. 

Der Entwurf des Haushalts ist im Ausschuß bera-
ten worden. Wir haben geringfügige, aber immerhin 
ins Gewicht fallende Umschichtungen vorgenom-
men. Er ist im Ausschuß nicht abgelehnt worden. Ich 
bin neugierig, ob Sie ihn hier ablehnen werden, ent-
weder weil Ihnen die letzte Rede oder die jetzt kom-
mende Rede des Ministers nicht paßt oder weil Ih-
nen vielleicht neuerdings auch sein sehr intelligen-
ter Kopf nicht mehr paßt. Das werden wir ja nun 
gleich erleben. 

Immerhin werden wir der Bevölkerung sagen 
müssen — und wir müssen es auch uns selbst einmal 
vor Augen führen —: Was geben nun in dieser Bun-
desrepublik Deutschland Bund, Länder und Ge-
meinden für das gesamte Bildungssystem ein-
schließlich der Forschung an Hochschulen — außer 
der technischen Forschung — aus? Das waren im 
Jahr 1976 57 Milliarden, und es sind im Jahr 
1979 69 Milliarden, und es werden wahrscheinlich 
im Jahr 1980 noch einmal 10 bis 15 Milliarden mehr 
sein. 

Wer im Jahre 1970, als wir hier eine Summe von 
27 Milliarden DM zur Verfügung hatten, voraus-
sagte — auch ich habe meine Prügel auf Parteitagen 
bekommen —, daß wir diese enorme Kraftanstren-
gung bewältigen, dem wurde nicht geglaubt. 

Nun will ich gar nicht verhehlen, daß die finan-
ziellen Hauptanstrengungen natürlich von den Län-
dern und den Gemeinden aufzubringen sind. Ich 
weiß, daß einige Bundesländer — Flächenstaaten 
wie Rheinland-Pfalz und das Saarland — enorme 
Anstrengungen unternommen haben, um die ge-
samte Bildungslandschaft bei uns weiterzuentwik-
keln. 

Aber dieser Haushalt und dieses Ergebnis stehen 
auch unter dem Gesetz und unter dem Willen der 
Bundesregierung wie der sie tragenden Fraktionen, 
den Bildungsgesamtplan zu vollziehen und fortzu-
setzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wo wären wir denn 1970/71 ohne diesen Gesamt-
plan gewesen? Wo würden wir heute stehen? Viel-
leicht verwenden Sie auch einmal einige Betrach-
tungen auf dieses Thema. 
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Wenn wir über diesen Plan und über die Möglich-

keiten der Fortschreibung reden, dann möchte ich 
gern auf einen Punkt hinweisen. Ich beginne bei den 
Äußerungen des Herrn Ministerpräsidenten Vogel 
aus Rheinland-Pfalz, der in seinen Ausführungen 
selbst darauf hingedeutet hat: 

Der Bildungsgesamtplan von 1973 gehört für 
mich ausdrücklich zu diesen positiven Ergeb-
nissen. Es hat sich gelohnt, daß wir so um ihn ge-
kämpft haben. 

Das ist auch sicher richtig so. Aber er hat einen klei-
nen Fehler bei der Debatte gemacht. Er hat so getan, 
als wenn dieser Bildungsgesamtplan ausschließlich 
Ausdruck des 1969 neu in die Verfassung eingegan-
genen Art. 91 b des Grundgesetzes ist. Das ist nicht 
der Fall. Wir haben damals vier neue Instrumente 
bekommen. Wir haben Art. 91 a bekommen. Wir ha-
ben die gemeinsame Planung auf dem Gebiet des 
Hochschul- und den Ausbau des Hochschul- und 
Universitätswesens gekommen. Wir haben die Aus-
bildungsförderung in unsere Obhut genommen. Mit 
diesen vier Instrumenten haben wir dieses Ziel er-
reicht. Es ist unvernünftig, heute einen Mosaikstein, 
ein Element aus diesem Bukett herauszubrechen 
und dies mit einer Erpressung in der Weise zu ver-
binden, daß gesagt wird: Ja, wir schreiben weiter 
fort, aber nur, wenn ihr die Gesamtschule ablehnt 
und bekennt, daß wir falsche Reformen vorgenom-
men haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Das halten wir nicht für den richtigen Weg; ich 
komme nachher noch darauf zu sprechen. 

Wir haben heute in den Zeitungen gelesen, daß es 
neue Erhebungen über diese soziale Situation und 
über die Art und Weise des Studierens und des Le-
bens unserer Studenten gibt. Ich bekenne in dem 
Zusammenhang, daß wir im kommenden Jahr darauf 
achten müssen — und ich bitte die Regierung sehr, 
darauf zu achten —, gewisse Elemente dieser veröf-
fentlichten Erhebung zu berücksichtigen. So glaube 
ich zum Beispiel, daß wir uns mehr um das Studen-
tenwohnheimprogramm kümmern müssen. Es fällt 
unheimlich schwer, heute in den Großstädten und 
am Rand der Großstädte Wohnungen zu bekommen. 
Es ist nicht nötig, daß man ein Drittel des Jahres job-
ben muß, um die Mieten zu bezahlen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist sehr 
wahr!) 

Es ist wohl auch bewiesen, daß sich die Studienzei-
ten an den Hochschulen nicht permanent verlängert 
haben. Die Studenten sind verdammt vernünftig; sie 
haben nur ihre Schwierigkeiten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist ein gemeinsamer Weg. 

Wir stehen vor schwierigen Operationen in der 
Zukunft. Wir haben auch mit Ihrer Hilfe im Aus-
schuß ernst um die Lösung der Probleme gerungen, 
die wir im kommenden Jahrzehnt vor uns haben: 
das Problem der Kinder unserer ausländischen 
Wander- oder Gastarbeiter oder wie immer man sie 
nennen mag, das Problem der zweiten Ausländerge-
neration, das Problem der Behinderten, das Problem,  

wie auch die Schule und die weiterführenden Schu-
len helfen, den Weg nach Europa zu finden. Das 
reicht dann in die Kategorie des Sprachunterrichts 
hinein: wie man sich verständigt, daß man vielleicht 
Unterschiede formuliert zwischen den aktiven Fä-
higkeiten, eine Sprache zu beherrschen, und dem 
passiven Verstehen einer weiteren dritten Sprache. 
Wir werden in den kommenden Jahrzehnten alle 
auf dem Wege sein, uns hier noch zu bemühen, auch 
diejenigen, die normalerweise nicht mehr zur 
Schule gehen. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Sie wären ja auch 
kein schlechter Minister!) 

— Es geht hier nicht um schlechte und gute Mini-
ster, sondern um die Zukunft. 

Wenn wir in Betracht ziehen, daß die Schülerzah-
len im Bereich der Grund- und Hauptschulen um 
Hunderttausende zurückgehen und daß in der Se-
kundarstufe und später auf den Hochschulen eine 
ungeheure Erhöhung der Zahlen zu verzeichnen ist, 
werden wir uns mehr um die Innenstruktur unse-
res Bildungswesens bemühen müssen. Das erfor-
dert ein ernstes Miteinanderarbeiten. Wenn ich 
dann das Trauerspiel um den Bildungsgesamtplan 
sehe und vor zwei Tagen die Behauptung des Herrn 
bayerischen Ministerpräsidenten gehört habe, die 
bayerische Staatsregierung hätte nichts blockiert, 
sie hätte überhaupt niemanden blockiert, sondern 
neuerdings blockierten die Finanzminister, 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Die Hamburger!) 

dann bitte ich doch den Herrn Minister, dazu Nähe-
res auszuführen. Wenn das so ist, dann müssen wir 
Bildungspolitiker eine Koalition nicht gegen, aber 
vielleicht mit den Finanzministern bilden. Es kann ja 
wohl nicht wahr sein, daß wir nicht erkennen, daß in 
den inneren Strukturen der Schule noch so viel zu 
tun ist, daß man nicht mit dem Argument, man benö-
tigte soundso viel tausend Lehrer weniger, die Fort-
schreibung des Planes verhindert. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Möglichkeit der Lehrer, an den Schulen mit ih-
ren Schülern und Schülerinnen zu sprechen und mit 
ihnen Kontakt zu pflegen, ist auch ein Mittel, ein In-
strument, das, was unter Schulangst verstanden 
wird, vielleicht zu mindern. Ich habe meinen 17jähri-
gen Sohn gefragt, wohin er denn lieber gegangen 
wäre, dorthin, wohin er jetzt gehe, oder in die Ge-
samtschule. Er hat mir gesagt, das sei ihm völlig egal; 
er möchte ein paar anständige Lehrer haben, mit de-
nen er reden könne, und zwar auch außerhalb der 
Schulzeit. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das ist ein Wort!) 

Dies scheint ein Kardinalproblem der neuen Schule 
zu sein. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Ich sage ja, Sie wä

-

ren ein besserer Minister!) 

Heute nachmittag hat es eine interessante Aus-
sprache über die Situation unserer jungen Genera-
tion überhaupt gegeben. Ich würde ganz gerne dar-
auf abheben, von jungen Generationen zu sprechen. 
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Ich sehe nämlich mit einer großen Besorgnis, wie 
rasch sich der Zustand einer Generation von Ju-
gendlichen und von Kindern ändert. Ich meine be-
haupten zu dürfen — das ist auch wissenschaftlich 
belegt —, daß die Generationsspannen heute nicht 
mehr als fünf bis acht Jahre betragen. Wir reden hier 
über die Sechs- bis Vierundzwanzig-, Dreißigjähri-
gen. 

Ihr Kollege Remmers hat z. B. unlängst an der 
Akademie von Loccum in einer nach meiner Mei-
nung vernünftigen Weise dargestellt, welches 
eigentlich heute der Auftrag der Schule ist. Er hat 
sehr wohl Elemente wie Erziehung zur Toleranz, zur 
Mitmenschlichkeit, zum Miteinander-Reden ge-
nannt. Ich bejahe dis. 

Wir sehen heute, welchen Randgebieten sich die 
Jugendlichen aus einer allgemeinen Gleichgültig-
keit auch gegenüber der Schule zuwenden. Dahin 
gehören auch die Randerscheinungen, die dan-
kenswerterweise von Herrn Kroll-Schlüter, aber 
auch von meinen Kollegen heute nachmittag ge-
nannt wurden, wie Drogensucht, Fernsehsucht, 
Spielsucht, Sektensucht und vieles Weitere. Hier 
werden doch Ersatzlandschaften erobert, die über 
die Realitäten hinweghelfen sollen. Mit einer gewis-
sen Berechtigung versucht heute auch die Welt der 
Erwachsenen klarzumachen, daß auch sie in einer 
Zeit gewisser Lebensängste lebt. Eine Fernsehserie 
hat unlängst bewiesen, daß auch unsere Erwachse-
nen das Gefühl haben, in einem Zeitraum der Um-
wertung aller Werte zu leben. 

Herr Kroll-Schlüter hat gesagt, die Jugend müsse 
wissen, wohin der Weg gehe. Ich sage: Nein, die Ju-
gend muß wissen, wie sie diesen Weg gehen kann 
und mit welchen Fähigkeiten sie vertraut gemacht 
werden muß und wie sie diese Wirklichkeit er-
kennt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Angesichts dieser Schwierigkeiten frage ich mich: 
Mit welcher Überheblichkeit, die teilweise bei Ih-
nen festzustellen ist, ja, mit welcher bürgerlichen Si-
cherheit, aber auch mit welcher intellektuellen Aro-
ganz behaupten Sie eigentlich, das dreigliedrige 
Schulsystem sei das einzige Wahre und dürfe nicht 
verändert werden? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist für mich die kardinale Frage. Nun lassen Sie 
uns doch die richtigen Schwierigkeiten erkennen 
und sie meistern! Lassen Sie diese beiden Systeme 
im Angebot nebeneinander leben. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das kann doch kei-
ner bezahlen!) 

Das Richtige wird sich schon durchsetzen. Sie kön-
nen sich darauf verlassen. Die inneren Strukturen 
sind wichtiger. Hören Sie also auf mit Ihrem Krampf, 
hören Sie auf mit Ihrem Trauma von der Gesamt-
schule! Das Teiltrauma bei Ihnen, Frau Benedix, sind 
doch die sogenannten Modellversuche. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das ist doch Ihr 
Trauma!) 

Sie haben zuviel in den Anzeigenblättern der Zei-
tungen gelesen. Sie müßten nicht soviel von Modell-
versuchen reden, sondern von Schulmodellversu-
chen. Überall in der ganzen Welt werden doch neue 
Schulformen erprobt. Nun sehen Sie doch endlich in 
die Vereinigten Staaten. Der kardinale Spruch die-
ses großen Landes lautet: Unser Reichtum liegt in 
der Vielfalt. Ich kann dem nichts hinzufügen. 

Wir werden dem Haushalt mit Freuden zustim-
men und freuen uns auch auf die Rede des von uns 
geschätzten und unterstützten Ministers. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Schuchardt. 

Frau Schuchardt (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Zeitablauf ist ein bißchen ins 
Rutschen gekommen. Ich will mich bemühen, mich 
kurz zu fassen. 

Frau Benedix, wenn wir bei der Haushaltsbera-
tung auch noch eine Runde zur Bildungspolitik ma-
chen, bedeutet das nicht, daß wir noch einmal glei-
che Reden halten müssen, die schon einmal wäh-
rend einer anderen Debatte gehalten wurden. Auf 
vieles von dem, was Sie gesagt haben, sind wir da-
mals eingegangen. Insofern erlauben Sie mir, an die-
ser Stelle einfach darauf zu verweisen. Sie können ja 
die Reden noch einmal nachlesen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Tun Sie sich 
keinen Zwang an!) 

Der Etat, der hier zur Verabschiedung steht, spie-
gelt die fehlende Kompetenz des Bundes wider. 
Hier wird nicht darüber entschieden, wie viele Leh-
rer eingestellt werden, über Klassenfrequenzen 
oder über Stundenausfälle. Das Entscheidende ist, 
daß der Bildungshaushalt des Bundes auf wenige 
Brocken beschränkt ist. 

Ich möchte nur auf zwei Bereiche kurz eingehen, 
weil Herr Meinecke einiges zum Etat gesagt hat, 
was ich nicht wiederholen will. Zunächst einmal ist 
da der Hochschulbau als ein großer Brocken, der 
gegenüber dem letzten Jahr und dem Ansatz, wie er 
von der Bundesregierung vorgesehen war, um 100 
Millionen DM abgenommen hat. Nun ist es ja nicht 
so, daß die Bundesregierung irgendwohin gehen 
kann und Hochschulen bauen kann, sondern diese 
Finanzierung ist eine Gemeinschaftsaufgabe, und 
sie geschieht nach den Plänen der Länder und nach 
dem, was die Länder wollen. Die Länder selber müs-
sen Komplementärmittel aufbringen und sind selber 
zum Teil nicht bereit — meistens im Rahmen von 
Sparmaßnahmen —, dies zu tun. Folglich kann auch 
der Bund hier nicht tätig werden. Es ist also eine Fi-
nanzhilfe des Bundes an die Länder, wenn man so 
will, ohne daß man im wesentlichen bestimmen 
kann, ob man hier auf die Höhe Einfluß nimmt oder 
nicht. Dies liegt in der Hoheit gerade auch der Lan-
desparlamente. Das heißt also: Wenn dieser Haus-
halt insgesamt eine Kürzung erfahren hat, so bedeu-
tet es nicht eine Abkehr von bildungspolitischen 
Prioritäten, denn diese werden allein in den Län-
dern gestaltet und nicht hier. 
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Ich möchte aber auch noch kurz auf die Bundes-

ausbildungsförderung eingehen. Wir haben in den 
letzten Tagen die Erhebungen erfahren, die bei den 
Studenten gemacht wurden. Ich meine, wir sind hier 
aufgerufen, gemeinsam nach Lösungen zu suchen, 
wie man die ganz ohne Frage schlechter werdende 
soziale Situation  an den Hochschulen verändern 
kann. Wenn man zum Beispiel weiß, daß 1973 39 % 
der Studenten in der Förderung waren, 1976 noch 
38 % und jetzt 33 %, sollten wir, glaube ich, alle Ver-
anlassung empfinden, hier tätig zu werden, übrigens 
auch wieder gemeinsam mit den Ländern, denn die 
geben ja auch hier ihren Teil dazu. Wir können nicht 
allein darüber entscheiden. 

Wir müssen uns auch Gedanken darüber machen, 
wieso es eigentlich nicht gelungen ist, zunehmend 
Arbeiterkinder auch in die Hochschulen zu be-
kommen, sondern leider eher eine tendenzielle Ab-
nahme bei den Erst- und Zweitsemestern zu beob-
achten ist.  Dies  aber eine Diskussion, die wir 
wohl bei der nächsten Bundesausbildungsförde-
rungsanpassung führen müssen. Es wäre gut, wenn 
wir uns dann gemeinsam auf Verbesserungen ver-
ständigen würden. 

Ich möchte aber noch einige Bemerkungen, Herr 
Meinecke, auch wenn sie nicht sozusagen direkt 
zum Etat gehören, zu der Rede von Franz Josef 
Strauß machen. Diese Rede ist nun einmal innerhalb 
der Etatberatung gehalten worden. Da gibt es eine 
ganze Reihe interessanter Gedanken. 

Zum einen ist Herr Strauß natürlich total unschul-
dig an der bildungspolitischen Konfrontation. Er 
hat natürlich überhaupt nicht seinen Teil dazu bei-
getragen, daß der Bildungsgesamtplan nun erst ein-
mal leider auf Eis gelegt worden ist. Ich glaube, man 
muß sich an dieser Stelle leider dann doch wieder-
holen, was man schon einmal vom gleichen Platz aus 
gesagt hat. Wenn im Juni, nachdem sich die Kultus-
minister geeinigt hatten, die Bayerische Staatsregie-
rung einen Beschluß faßt, in dem es heißt: „Die 
Staatsregierung hat nicht die Absicht, der Einfüh-
rung der Gesamtschule als Regelschule weder in 
Bayern noch anderswo zuzustimmen", ist dies die 
unmittelbare Eröffnung einer Konfrontation, denn 
wie anders ist dies zu verstehen, wenn die Regie-
rung eines Landes in die Hoheit anderer Bundeslän-
der in derart unerträglicher Weise eingreifen will? 
Dies ist die Eröffnung von totaler Konfrontation! 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. Bar-
zel [CDU/CSU]: Das steht doch gar nicht im 

Text!) 

— Das steht genau drin: Wir werden uns gegen die 
Einführung der Gesamtschule in Bayern und an

-

derswo — — 

(Dr.  Barzel [CDU/CSU]: .. nicht zustim-
men"!) 

Bloß, anderswo haben die Bayern überhaupt keinen 
Einfluß, sondern nur darauf, ob sie die Abschlüsse, 
die dort erfolgen, auch anerkennen. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Hier kann man über diese fiese, miese Methode — 
anders kann ich es gar nicht nennen - Unsicher

-

heit säen, indem man Abschlüsse nicht anerkennt, 
und damit ein System innerhalb der Schulpolitik 
meiner Meinung nach ad absurdum führen. Dies ist 
eine ganz schlimme Sache. 

Dann gibt es noch einen anderen Zeugen, zum 
Beispiel Herrn Remmers, der ja Bekannterweise als 
stellvertretender Vorsitzender der Bund-Länder-
Kommission zurückgetreten ist, weil er die Konfron-
tation nicht mittragen wollte. Ich zitiere ihn aus sei-
nem Schreiben, das er an seine Kollegen im nieder-
sächsischen Landtag geschrieben hat: Die Sozialde-
mokraten — so sagt er — versuchten den Verfah-
renskompromiß, der nun gefunden sei bei der Aner-
kennung der Abschlüsse, besonders herauszustel-
len.  

Vertreter unserer eigenen Seite kritisierten 
mich, 

— Remmers — 

daß ich mich auf einen solchen Verfahrenskom-
promiß überhaupt eingelassen hatte. Die ganze 
Diskussion darüber belastete die nun beginnen-
den Verhandlungen. Insbesondere Vertreter 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion bedrängten 
uns immer mehr, auf eine Fortschreibung des 
Bildungsgesamtplanes überhaupt zu verzich-
ten. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Sie wandten sich mindestens in dieser Zeit vor 
der Bundestagswahl gegen jeden Kompromiß, 
weil Kompromisse immer auch gegen uns aus-
gelegt werden könnten. 

(Berger [Lahnstein] [CDU/CSU]: Also war es 
nicht Herr Strauß?) 

Wenn sich dann der Ministerpräsident von Bayern 
hier hinstellt und die Behauptung, er habe seinen 
Teil dazu beigetragen, Spannung in die deutsche Bil-
dungspolitik zu bringen, als Lüge bezeichnet, kann 
ich nur sagen: M an kann auch Wahrheit als Lüge be-
zeichnen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie verfäl

-

schen im Moment die Wahrheit!) 

— Nein, keineswegs. Ich weiß ja, daß Sie ungern Zi-
tate aus Briefen Ihrer eigenen Parteifreunde hö-
ren. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Was Sie hier 
machen, ist unsauber!) 

Ich habe mir das erlaubt. Stimmen diese Zitate, oder 
stimmen sie nicht? Sie stimmen genau. Darauf 
wollte ich nur hinweisen. Ich habe das Recht, das 
hier zu zitieren. 

Ich möchte auf einen zweiten Bereich eingehen. 
Franz Josef Strauß hat ja darüber hinaus einige Aus-
flüge in die Bildungspolitik gemacht. Zum Beispiel 
hat er uns versichert, „daß ich" — Strauß — „über-
haupt keine Voreingenommenheit für oder gegen 
ein Schulsystem habe." Nachdem er kurz Luft geholt 
und noch einmal betont hatte: „Ich bin rein sachbe-
zogen", ließ er uns hören, nur die gegliederte Schule 
sei schülerfreundlich, elterngerecht und leistungs-
günstig. Selbstverständlich lasse alles andere, was 
die Sozialdemokraten und Liberalen wollten, die 
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Kinder zu Opfern einer sozialistischen Bildungspoli-
tik und sozialistischer Alleingänge werden. Das ist 
die Sachbezogenheit dieses Herrn. 

Ich gehe nicht davon aus, daß er genug Zeit findet, 
um sich im Detail mit bildungspolitischen Fragen zu 
beschäftigen. Wenn sich aber jemand zu einer sol-
chen Frage äußert, kann man, glaube ich, erwarten, 
daß er sich vorher ein bißchen besser informiert, als 
das offenbar nach dem geschehen ist, was er hier ge-
sagt hat. 

Ich glaube, man muß noch einmal darauf hinwei-
sen — mein Bundesvorsitzender hat das von die-
ser Stelle aus schon einmal gesagt —, daß in der 
Tat — — 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Er hat mit gro-
ßem Sachverstand über Schulprobleme ge-

sprochen!) 

— Er hat sich mit dieser Frage sehr intensiv beschäf-
tigt, wie Sie sich vorstellen können. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das haben wir 
gemerkt!) 

Ich habe auch nicht gehört, daß jemand von Ihnen 
ihn zitiert hat, um ihm nachzuweisen, daß das, was er 
gesagt hat, falsch ist und daß er keine Ahnung hat. 
Genau das konnte Ihnen auch nicht gelingen. 

Die Gesamtschulen sind nicht zuletzt auf das in-
tensive Drängen auch der FDP wissenschaftlich be-
gleitet worden. Dabei sind natürlich Mängel heraus-
gekommen. Wenn man nicht davon überzeugt ge-
wesen wäre, daß man etwas korrigieren muß, was 
man selber grundsätzlich für richtig hält, brauchte 
man es ja nicht wissenschaftlich zu begleiten. Wir 
haben früher ganz klar gesagt, daß wir aus diesen 
wissenschaftlichen Begleituntersuchungen Kon-
sequenzen ziehen. Eines aber sollten wir deutlich 
machen, und damit gehe ich dann über zu dem drit-
ten Punkt, den ich von Franz Josef Strauß zitieren 
möchte. Die Gesamtschule schöpft nämlich die Be-
gabungsreserven der weniger Begabten in ganz be-
sonderer Weise aus. Ich meine, allein das reicht aus, 
sich für dieses Schulsystem zu engagieren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Selbstverständlich gilt auch für Liberale, daß die 
Ergebnisse der Untersuchungen sorgfältig ausge-
wertet werden müssen. Wenn aber z. B. gesagt wird, 
daß in bestimmten Leistungsbereichen das Opti-
male nicht herausgeholt worden sei, so ist auch zu 
berücksichtigen, daß von den betroffenen Wissen-
schaftlern deutlich gemacht worden ist, daß das 
nichts mit der Gesamtschule zu tun hat, sondern 
auch in anderen Bereichen der Fall sein könnte. 
Wenn das aber so ist, muß man sich darüber Gedan-
ken machen, auf welche Weise die besondere Bega-
bungen von Menschen stärker gefördert werden 
können, als das heute in beiden Schulsystemen ge-
schieht. Diese stärkere Förderung in der Zukunft 
besser zu gewährleisten als bisher wird die Aufgabe 
sein. 

Frau Benedix, Sie haben wieder einmal die schö-
nen Klischees benutzt und gesagt, ein integriertes 
System müsse auch ein großes System ein. Ich kann 
Ihnen eine ganze Reihe von großen Schulen des her-

kömmlichen dreigliedrigen Schulsystems nennen. 
Aber nein, Sie sprechen von Verhaltensstörungen 
und davon, daß diese im Zusammenhang mit den 
großen Einheiten aufträten. Und gleich hinterher 
heißt es: große Einheiten, also integrierte Systeme. 
Falsch. Es gibt eine ganze Reihe von großen Schul-
einheiten im dreigliedrigen Schulsystem, die ge-
nauso falsch sind. Sie dürfen, bitte schön, den 
Kriegsschauplatz nicht dorthin verlegen, sondern 
müssen ihn dort lassen, wo er ist, Frau Kollegin. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir hätten gemeisame 
Ziele gehabt: im Bereich Abbrecher, im Bereich 
Durchlässigkeit, im Bereich Fremdbestimmung. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Richtig, nur, meine Damen und Herren, das Pro-
blem des dreigliedrigen Schulsystems liegt nun ein-
mal in der fehlenden Durchlässigkeit. An einem 
solchen System kann man immer nur ein bißchen 
verändern, aber leider keine Durchlässigkeit her-
stellen. Genau das ist das Problem. 

Es gibt das Abbrecherproblem. Sie wissen doch 
ganz genau, wie problematisch für ein Kind es ist, 
mit zehn Jahren in eine Schulform hineingewiesen 
worden zu sein, deren Leistungsanforderungen es 
nicht gerecht werden kann. Für dieses Kind ist es 
eine grauenvolle erste Erfahrung, gescheitert zu 
sein im Leben. Wenn man ihm dieses Scheitern in 
verhältnismäßig frühem Alter abnehmen kann, 
finde ich, haben wir die verdammte Pflicht, dieses zu 
tun. Dieses kann man eben auch genau mit einem 
anderen System machen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, nun zu einem dritten 
und letzten, aber, wie ich finde, außerordentlich be-
merkenswerten Gedankengang von Franz Josef 
Strauß. Franz Josef Strauß sagte hier: 

Das ist doch der Wahn gewesen, daß der 
Mensch beim Akademiker beginne, daß die ge-
hobene Berufsausbildung nur mit dem Abitur 
beginnen könne. 

Jetzt wird es noch spannender: 

Es geht darum, mit Abitur und Universitäts-
diplomen die wirklichen Begabungen in unse-
rem Lande, die nicht allzu zahlreiche Schicht 
der Begabten und Geeigneten, nachhaltig zu 
fördern. 

Meine Damen und Herren: „die nicht zahlreiche 
Schicht der Begabten und Geeigneten". Ein Kanzler-
kandidat bescheinigt den Wählern, daß leider nur 
ganz wenige von ihnen in den Genuß von Abitur 
und Universitätsdiplomen kommen können, weil 
nur so wenige in unserem Lande begabt seien, 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

wirkliche Begabungen hätten. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Lesen Sie es einmal genau durch. Wenn man es 
hört, überhört man es vielleicht. Aber Sie sollten es 
lesen. Dann sind Sie erschrocken, was dabei heraus-
gekommen ist. 
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Bei einem Menschen, der selber die akademische 

Ausbildung wahrgenommen hat und, glaube ich, aus 
dem Hause eines Handwerkers kommt, finde ich es 
geradezu ungeheuerlich, wenn er sich hier vorne 
hinstellt und sagt: Das, was ich für mich in Anspruch 
genommen habe, möchte ich aber einem größeren 
Teil vorenthalten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Frau Abgeordnete Schu-
chardt, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Schuchardt (FDP): Das Problem ist nur, daß 
meine gelbe Lampe bereits leuchtet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wird auch 
Zeit!) 

Da ich weiß, daß Sie meine Redezeit nicht verlän-
gern werden, muß ich leider meinen Gedanken zu 
Ende bringen. Es tut mir leid. 

Präsident Stücklen: Wenn Sie mich so freundlich 
anschauen, würde ich es sogar tun. 

Frau Schuchardt (FDP): Wenn Sie mir das nicht auf 
die Redezeit anrechnen, erlaube ich die Frage. 

Präsident Stücklen: Nein, das rechne ich nicht 
an. 

Herr Abgeordneter Gerster, bitte. 

(Löffler [SPD]: Das ist doch einer der Begab-
ten!) 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Frau Kollegin Schu-
chardt, glauben Sie wirklich, daß für einen Diplom

-

Chemiker nach einem langen Studium, der seit fünf 
Jahren nach einer adäquaten Arbeitsstelle gesucht 
hat und heute als Taxifahrer sein Einkommen zu 
verdienen hat, das, was Sie eben hier gesagt haben, 
eine große Befriedigung sein kann? Glauben Sie 
nicht, daß es bei der derzeitigen Akademiker

-

schwemme viel notwendiger ist, in den mittleren 
Berufszweigen eine neue Ausbildungschance zu su-
chen?  

Frau Schuchardt (FDP): Schauen Sie, Herr Gerster, 
das Arbeitslosenproblem liegt nicht bei den Überbe-
gabten und nicht bei denen, die mehr Bildung genos-
sen haben, sondern das Arbeitslosenproblem, das 
wir derzeit haben, liegt eher bei denen, die eine zu 
geringe Ausbildung genossen haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich sage Ihnen darüber aber noch ein Weiteres: 
Ich halte es für geradezu phantastisch, daß Sie ein 
planwirtschaftliches System im Bereich der Bildung 
einführen wollen. 

(Widerspruch von der CDU/CSU) 

Wenn Sie uns heute weismachen wollen, daß Sie 
wissen, welche Akademiker- und Bildungsstruktur 
wir in 5 oder 10 oder 20 Jahren brauchen, machen 
Sie sich und dem Bürger etwas vor. Eines ist mit Si-
cherheit in der Vergangenheit bewiesen worden: 
daß alle Prognosen leider ganz falsch waren. 

Wenn Sie denen, die ein Hochschulstudium an-
streben, Angst einflößen, indem Sie auf die beson-
dere Gefährdung am Arbeitsmarkt von Akademi-
kern hinweisen, meine Damen und Herren, schei-
nen Sie sich überhaupt nicht mit der Struktur der 
Arbeitslosen beschäftigt zu haben. 

Wenn jemand ein Hochschulstudium macht, dann 
bedeutet das für mich nicht, daß er damit den An-
spruch erheben kann, eine seinem akademischen 
Studium entsprechende Anstellung zu finden. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Also Taxi

-

fahrer!) 

— Ja, warum eigentlich nicht! Das Entscheidende 
ist, daß er nicht arbeitslos ist, Herr Gerster. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Reden Sie mal 
mit solchen Leuten!) 

— Er braucht nicht Taxifahrer zu sein, er kann auch 
andere Tätigkeiten ausüben. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Diplom-Taxi

-

fahrer!) 

Wenn er aber die Taxifahrerschaft vorzieht, dann, 
bitte, ist das seine Sache. 

Ich möchte noch eines zu den Taxifahrern sagen. 
Ich weiß gar nicht, warum die Taxifahrer zu einer 
besonderen Kaste von Menschen gehören sollen, 
denen Sie ein akademisches Studium vorenthalten 
wollen. 

(Beifall bei der FDP — Lachen bei der CDU/ 
CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte jetzt zum 
Schluß kommen. 

(Abg. Dr. Probst [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dr. 
Probst, die rote Lampe brennt, und das schon mit Ra-
batt. 

Frau Schuchardt (FDP): Es tut mir leid, daß ich die 
Zwischenfrage nicht zulassen kann. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Ich wollte fragen, 
welches Studium der machen soll!) 

Ihr Kollege Rühe und ich waren gemeinsam in der 
Hamburger Bürgerschaft. Schon damals mußte man 
mit dem Haushalt ja vernünftig umgehen. Die dama-
lige Koalition entschied sich, nicht so viel für den 
Hochschulbereich zu tun, wie es die CDU gewollt 
hatte. Wir bekamen einen schweren Vorwurf, daß 
wir die Zeichen der Zeit nicht erkannt hätten und 
nicht gerade diesen Bereich besonders ausbauten. 
Aber heute stellen Sie und Ihre Kollegen sich hier 
hin und sagen, Sie hätten das schon immer gesagt. 
Ganz im Gegenteil, Sie handeln nach dem Motto: 
Was kümmert mich mein Geschwätz von gestern! 

Meine Damen und Herren, ich glaube, die Art und 
Weise ist nicht zu billigen, wenn man sagt, in unse-
rem Land gebe es eine nicht allzu zahlreiche Schicht 
von wirklichen Begabungen. Wer diese Einstellung 
hat, vertritt nicht die Meinung vom Kulturstaat, wie 
sie Liberale haben. Liberale gehen davon aus, daß es 
die vornehmste Aufgabe eines Kulturstaates ist, je- 
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dem einzelnen die Möglichkeit zu geben, seine Be-
gabungsreserven so weit wie möglich auszuschöp-
fen, ganz gleich, welche Funktion er später im Wirt-
schaftsleben wahrnimmt, ob als Taxifahrer oder als 
Chemiker. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Aus der Rede guckte 
die Menschenverachtung nur so heraus!) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Bundesmi-
nister für Bildung und Wissenschaft. 

Dr. Schmude, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der Haushalt des Bundesministeriums für 
Bildung und Wissenschaft weist in seinem Ansatz 
für das kommende Jahr keinen Zuwachs aus. Wir 
können das als ein Anzeichen dafür nehmen, daß 
sich die Aufgaben des Ministeriums allmählich ver-
ändern, nicht in ihrem Gewicht, nicht in ihrer Be-
deutung, aber ihrer Art nach. 

So laufen die Sachinvestitionen in Zukunft lang-
samer. Ein Beispiel dafür ist der Hochschulbau, bei 
dem der Haushaltsausschuß schon jetzt eine Kür-
zung ausgebracht hat. Aber ich muß dazu sagen: 
Diese Kürzung kommt mir eigentlich zu früh. Es ist 
zwar richtig, Herr Kollege Meinecke, daß der Abfluß 
der Mittel in diesem Jahr nicht den Ansatz erreicht. 
Das liegt u. a. daran, daß der Finanzplanungsrat eine 
Streckung der öffentlichen Bauausgaben beschlos-
sen hat und die Länder sich entsprechend verhalten. 
Aber ich rechne damit, daß wir in Zukunft noch zu-
sätzliche Mittel brauchen werden; denn die gebur-
tenstarken Jahrgänge in den Hochschulen stehen 
uns erst noch bevor. 

Die allmähliche Abnahme der Investitionsaus-
gaben — — 

(Abg. Westphal [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Präsident, ich glaube, da gibt es den Wunsch 
nach einer Zwischenfrage. 

Präsident Stücklen: Sie haben nur fünf Minuten 
angemeldet. 

Dr. Schmude, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Fünf Minuten? 

Präsident Stücklen: Das wurde mir gesagt. — 
Aber  Sie möchten eine Frage stellen, Herr West-
phal. 

Westphal (SPD): Herr Minister, ich wollte nur fra-
gen, ob Sie gleich mir der Meinung sind, daß der 
Haushaltsausschuß damit kein Signal in eine falsche 
Richtung geben wollte. Auch wir sind für Ausbau, 
aber auch für eine Streckung beim Hochschulbau. 
Wir hatten dafür in diesem Jahr gute Gründe. 

Präsident Stücklen: Und wie hieß die Frage, Herr 
Westphal? 

(Westphal [SPD]: Das war die Frage! Ich 
hatte gefragt, ob mir der Minister zustim-

men könne!) 

Dr. Schmude, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident, wenn ich höre, daß 
ich nur eine so kurze Zeit bei Ihnen vermerkt habe 

Präsident Stücklen: Herr Minister, Sie haben 
überhaupt keine Redezeitbeschränkung. Es ist mir 
nur mitgeteilt worden, Sie sprächen fünf Minuten. 
Und für diesen Fall wollte ich Sie darauf aufmerk-
sam machen, daß Zwischenfragen, wenn sie häufig 
vorkommen, diese Redezeit natürlich verlängern. 
Aber der Minister hat selbstverständlich keine Be-
schränkung. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Dieser Mini

-

ster schon!) 

Dr. Schmude, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Schönen Dank, Herr Präsident. — Ich 
kann Ihnen antworten, Herr Kollege Westphal, daß 
ich in der Tat davon ausgehe, daß auch der Haus-
haltsausschuß die Notwendigkeit sieht. Ich sage nur 
ergänzend: Es wird wieder eine Aufstockung not-
wendig sein, wenn wir den Anforderungen aus die-
sem Bereich in den folgenden Jahren gerecht wer-
den wollen. 

Präsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Stavenhagen? 

Dr. Schmude, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Ja, aber ich darf gleich sagen, daß dies 
dann die letzte sein sollte, damit ich in der Zeit blei-
ben kann. 

Präsident Stücklen: Wie Sie wollen. — Bitte 
sehr! 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU): Herr Minister, hal-
ten Sie die Kürzung um 100 Millionen DM für rich-
tig oder für überhöht? 

Dr. Schmude, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Ich hatte einen höheren Ansatz aus-
gebracht, weil ich den für angemessen hielt. Ich 
glaube, diese Kürzung wird im kommenden Jahr 
noch zu verkraften sein, aber sie kann nicht den Pla-
fond für die folgenden Jahre bestimmen. Das ist 
meine Meinung dazu. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese allmähliche Abnahme der Investitionsko-
sten in den 80er Jahren kennzeichnet einen Zug zur 
Konsolidierung des äußeren Ausbaus des Bildungs-
wesens und zur Konzentration auf den Innenaus-
bau, die Innenarchitektur, wie Herr Kollege Mei-
necke das genannt hat: Das heißt, wir haben uns ver-
stärkt um eine bessere Qualität in allen Bereichen 
des Bildungswesens zu bemühen. Dem entspricht 
ein erhöhter Ansatz für die überbetrieblichen Aus-
bildungsstätten — Qualitätssteigerung in der beruf-
lichen Bildung. Dem entspricht ein neuer Ansatz 
für die Berufsbildung von Benachteiligten, insbeson-
dere von Ausländerkindern. Dem entsprechen die 
erhöhten Modellversuchsmittel — wiederum mit ei-
nem Schwerpunkt bei der Ausländerkinderausbil-
dung —, die erhöhten Mittel für die Sicherung der 
Grundlagenforschung und auch die erhöhten Mittel 
für den Ausbildungsaufenthalt im Ausland. Damit 
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sind zugleich die Aufgaben der Bildungspolitik für 
die Zukunft in einigen wichtigen Beispielen ge-
nannt. 

Die Bundesregierung ist in der Bildungspolitik 
vielfach darauf angewiesen — von Zuständigkeits-
grenzen war die Rede —, Anstöße zu geben, zum 
Beispiel in der Modellversuchspolitik. Frau Kolle-
gin Benedix-Engler, ich bin ganz im Gegensatz zu 
Ihnen der Auffassung, daß diese Modellversuche ein 
bewährtes Instrument der Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern sind. Ich bin froh, daß ich 
dieses Instrument in einem guten, ausgebauten Zu-
stand von meinem Vorgänger, Helmut Rohde, über-
nommen habe. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie auf Modellregionen verweisen, empfehle 
ich Ihnen, sich an die Parteifreunde aus Ihren Län-
dern zu wenden, in denen diese Modellregionen 
noch praktiziert werden: in Niedersachsen, im Saar-
land und ih Rheinland-Pfalz. Mir werden Sie nicht 
verübeln, daß ich über gute Zusammenarbeit bei der 
Modellversuchspolitik mit den Ländern zufrieden 
bin, daß ich das gut finde. 

Zugleich nimmt die Bundesregierung im Zusam-
menhang mit der Mitwirkung an der Bildungspla-
nung gesamtstaatliche Verantwortung wahr für die 
Entwicklung des Bildungswesens im ganzen Bun-
desgebiet. Sie bemüht sich darum, daß bundesweit 
ein Mindestmaß an Einheitlichkeit der Lebensver-
hältnisse auch im Bildungswesen geschaffen wird, 
daß Chancengleichheit und Freizügigkeit gewahrt 
bleiben. 

In diesem Sinne hat die Bundesregierung 1978 
den Bericht über die Probleme des föderativen Bil-
dungswesens vorgelegt, den sogenannten Struktur-
bericht. Zu diesem Bericht hat uns Herr Minister-
präsident Goppel am 20. Oktober im Bundesrat ge-
sagt — ich zitiere —: 

Die Bundesregierung ist für den formellen Be-
richt unzuständig, ihr Verfahren zu seiner Er-
stattung ist verfassungswidrig, und ihre Vor-
schläge zur Änderung des Grundgesetzes sind 
es nicht weniger. 

Ich freue mich, daß ich vor zwei Tagen hier Herrn 
Kollegen Barzel mit dem Appell an den Bundes-
kanzler hören konnte: 

Herr Bundeskanzler, Sie stehen doch vor der 
.Pflicht, dem Verfassungsgebot der Einheitlich-
keit der Lebensverhältnisse Rechnung zu tra-
gen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Und das war bezogen auf das Bildungssystem und 
verbunden mit der Aufforderung, Mängel zu beseiti-
gen. Ich hoffe, meine Damen und Herren von der 
Opposition, daß dies einen Stimmungsumschwung 
bei Ihnen anzeigt, daß Sie diese Aufgabe der Bun-
desregierung, wie Herr Barzel es gesagt hat, doch 
bejahen. Sie haben Gelegenheit, bei der weiteren 
Behandlung des Berichts im Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft und dann später auch im Plenum, 
unsere Forderung auf Abstellung dieser Mängel zu 
unterstützen. 

Ein weiteres Vorhaben, für das sich die Bundesre-
gierung — und das nahezu ohne Haushaltsauswir-
kungen — einsetzt, ist die Fortschreibung des Bil-
dungsgesamtplans. Hier geht es nicht um Planspie-
le, nicht um einen neuen Kurswechsel, was immer 
man darunter versteht, hier geht es darum, daß Bund 
und Länder gemeinsame Vorstellungen über die 
Fortentwicklung und den Ausbau des Bildungswe-
sens formulieren, Ziele festlegen, den Bedarf der 
Schüler, Auszubildenden und Studenten bestimmen. 
Da geht es z. B. um Ausbildungsplätze für die noch 
bevorstehenden starken Jahrgänge in der berufli-
chen Bildung und in der Hochschule, um die wohn-
ortnahe Schulversorgung auch bei zurückgehenden 
Jahrgängen, um mehr Chancen für Ausländerkinder 
und andere benachteiligte und Problemgruppen. 

Daß über den Mittelbedarf für diese Zwecke Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen der Finanz- und 
der Bildungsseite bestehen, dürfte man als selbst-
verständlich betrachten. Dies ist immer so, wenn 
neue Ziele bestimmt werden und wenn ein Bedarf 
geltend gemacht wird. Diese Meinungsverschieden-
heiten werden auszutragen sein. Wir sind auf gutem 
Wege, das zu tun. Die Stellungnahme der Finanzmi-
nisterkonferenz liegt vor. Dort behält man sich vor, 
zum Bildungsgesamtplan und seinen finanziellen 
Erfordernissen abschließend nach der Fortschrei-
bung Stellung zu nehmen. Zugleich teilt uns der 
Vorsitzende der Finanzministerkonferenz mit, das 
Verfahren der Fortschreibung könne seinen Fort-
gang nehmen, die Anhörung könne stattfinden, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

aber unter Berücksichtigung der Meinung der Fi-
nanzminister. 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen auch 
nach der Sitzung, die Anfang der Woche in der 
Bund-Länder-Kommission stattgefunden hat, nicht 
mitteilen, daß dieser Anregung gefolgt wird, die ich 
Ihnen hier vorgetragen habe. Im Gegenteil, die Uni-
onsseite hat erneut die Finanzfrage als Vorwand ge-
nutzt, um weiterhin zu verhindern, daß es zu einer 
Fortschreibung des Bildungsgesamtplans kommt. 

(Westphal [SPD]: Konfrontation ist die Ab

-

sicht!) 

Das ist die konsequente Fortsetzung der Blockade 
gemeinsamer Bildungspolitik, die wir seit Juni die-
ses Jahres zu verzeichnen haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Diese Blockade ist nicht sachbedingt, sie ist gezielt 
aus parteipolitischen Gründen herbeigeführt wor-
den. 

Ich habe mit Interesse am Dienstag dieser Woche 
gehört, daß sich Herr Ministerpräsident Strauß ge-
gen den Vorwurf der Störung der gemeinsamen Bil-
dungsplanung von Bayern aus zur Wehr gesetzt hat. 
In der Tat, er war es nicht allein. Die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion hat sich Mühe gegeben, ihn bei die-
sem Vorhaben tatkräftig zu unterstützen. Aber es 
muß doch erfolglos bleiben, wenn er bestreitet, daß 
von Bayern aus die Belastung der zukünftigen Bil-
dungspolitik ausgegangen ist, daß sich unter dem 
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Druck Bayerns eine Änderung der Unionslinie in 
der Bildungspolitik ergeben hat. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie wissen, 
daß Sie die Unwahrheit sagen, Herr Mini-

ster!) 

— Es ist ein erfolgloses Vorhaben, das zu bestreiten. 
Der in diesem Zusammenhang aufgebrachte Vor-
wurf der Lüge sollte besser vorsichtig benutzt wer-
den. Er kann sehr leicht auf diejenigen zurückfallen, 
die ihn nutzen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stark [Nürtingen] 
[CDU/CSU]: Ihre falschen Behauptungen 
werden nicht richtig durch ständige Wie-

derholungen!) 

— Ich bringe Ihnen gleich ein paar Tatsachen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das ist 
eindeutig die Unwahrheit, was Sie da sa-

- gen!) 

Mir ist aufgefallen, daß diese von Ihnen noch nie-
mals bestritten worden sind. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist die Un-
wahrheit! — Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/ 
CSU]: Sie sagen bewußt die Unwahrheit!) 

Ihnen tun die Bewertungen weh, aber zu den Tat-
sachen haben Sie nichts zu sagen. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Stark [Nürtin-
gen] [CDU/CSU]) 

— Wenn Sie etwas zu sagen haben, dann tun Sie 
es. 

Wollen Sie bestreiten, frage ich Sie erstens, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Ihre fal-
schen Behauptungen!) 

daß am 18. Juni dieses Jahres nach langer sorgfälti-
ger Vorbereitung 

(Zuruf des Abg. Dr. Bötsch [CDU/CSU] so-
wie weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

in der Bund-Länder-Kommission für Bildungspla-
nung eine Einigung folgender Art herbeigeführt 
worden ist: 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das ha- 
ben wir doch neulich alles widerlegt!) . 

Toleranz bei der weiteren Einrichtung der Gesamt-
schulen oder ihrer Fortführung als Modellversuche 
und Einigung darauf, da man sich gemeinsam um die 
Sicherung und Anerkennung der Abschlüsse be-
müht. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Tut man 
aber nicht!) 

Als zweites wurde am 18. Juni ebenfalls fest ver-
einbart, daß der Bildungsgesamtplan noch in diesem 
Jahr fortgeschrieben werden soll, um mit der Fort-
schreibung nicht in das Wahljahr 1980 zu kommen, 
und daß die Anhörung der Betroffenen und ihrer 
Verbände am 30. Oktober stattfinden sollte. Dies ist 
gemeinsam von allen dort vertretenen Ministern 
vereinbart worden, eine gemeinsame Haltung. 

Und dann: Wollen Sie bestreiten, daß es in den 
nächsten Tagen, noch im Juni dieses Jahres, bei der 

CDU/CSU, bei Ihnen, zu einer Ablehnung dieses 
Vorhabens gekommen ist, aber sehr viel deutlicher 
zu einem Aufruhr in der CSU und zu einem brüsken 
Widerspruch beim bayerischen Ministerpräsiden-
ten Strauß? 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Bei uns kommt es 
nicht zum Aufruhr! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU — Abg. Rühe [CDU/CSU] 

meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Präsident, ich hatte gesagt, ich wollte zwei 
Fragen zulassen. Jetzt bitte nicht mehr, sonst wird es 
zu lang. 

(Rühe [CDU/CSU]: Dann können Sie nicht 
so etwas behaupten! — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Sie sind eine halbe Portion, 

Herr Minister!) 

Als Beleg will ich Ihnen einige Zitate bringen, da-
mit dieses Ihr Bestreiten endlich einmal ausgeräumt 
wird. Das erste Zitat ist aus der „Süddeutschen Zei-
tung" vom 21. Juni dieses Jahres: 

Dem Vernehmen nach griff Strauß zu Beginn 
das Kultusministerium hart  an, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: „Dem 
Vernehmen nach"!) 

warf ihm vor, daß nunmehr die Gesamtschule 
auch in Bayern eingeführt sei 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Woher 
kam das „Vernehmen"?) 

und nun Anlaß zu einer Sondersitzung des Ka-
binetts bestehe. Die bayerischen Vertreter in 
der Bund-Länder-Kommission hätten sich von 
Sozialliberalen und CDU 

— und CDU! — 

überrumpeln lassen. Sie sollten sich künftig vor 
solchen Sitzungen eingehender mit der Materie 
befassen und ihn, den Ministerpräsidenten, ein-
schalten. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das ist 
genauso falsch wie Ihre Behauptungen, 

Herr Minister!) 

Nun zum zweiten Zitat. Sie haben eben wider-
sprochen, als Frau Schuchardt Ihnen das Zitat des 
bayerischen Ministerpräsidenten mit der Gesamt-
schule — „weder in Bayern noch sonstwo" — brach-
te. Ich lese Ihnen das aus der „Welt" vom 21. Juni 
vor: 

Unmißverständlich stellte Strauß klar: "Bayern 
wird der Einführung der Gesamtschule als Re-
gelschule weder in Bayern noch anderswo zu-
stimmen." 

Ein Dementi habe ich nirgend gesehen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Und das hat ja wohl sehr schnell gewirkt, denn 
schon im selben Artikel konnte die „Welt" über den 
Kultusminister Maier berichten, er habe — auch vor 
dem 21. Juni — wörtlich erklärt: 

Man kann noch nicht davon sprechen, daß ein 
Kompromiß erzielt wurde. 
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Und ein Sprecher seines Ministeriums sagte zur 
„Welt": 

Der große Streit steht noch bevor. 

(Zuruf von der SPD: Da wurde auch die Ver-
gleichbarkeit der Systeme vereinbart! — 
Dr.  Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das alles 
ist doch hier schon erörtert worden! Das ist 

genauso falsch!) 

Die Diskussion ist offenbar im Juni so ausgegangen, 
wie uns die „Süddeutsche Zeitung" am 27. Juni be-
richtete 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— hören Sie sich das an, das wird Ihnen nicht gefal-
len, aber es stellt den Sachverhalt klar —: — — 

(Dr.  Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Und das 
will ein Bildungsminister sein! — Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Sie haben einen 
Strauß-Komplex! Und wer Sie hier reden 
hört, versteht das auch, Herr Minister! 
Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Er hat 
nicht nur einen Strauß-Komplex, er hat 

mehrere Komplexe!) 

— Das verlängert nur die Debatte. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich zitiere also wörtlich aus der „Süddeutschen Zei-
tung" vom 27. Juni: 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Zitieren 
Sie doch nicht ständig falsche Zeitungen!) 

Entgegen der von der Staatssekretärin Mat-
hilde Berghofer-Weichner bei der Sitzung der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsfragen 
und der darauffolgenden Zusammenkunft der 
Kultusminister bekundeten Haltung verwei-
gerte der CSU-Arbeitskreis unmißverständlich 
seine Zustimmung zu einer Fortschreibung in 
der gegenwärtig vorliegenden Form. 

Das war dann dort in München der Abschluß der 
Debatte noch im Juni. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Glauben Sie, daß 
Sie die Verhandlungen so erleichtern? — 
Dr.  Ehmke [SPD]: Sie wollen doch keine 
Verhandlungen! — Dr. Stark [Nürtingen] 
[CDU/CSU]: Der will doch nur polemisie-

ren!) 

Daraufhin wurde unter Führung Bayerns der Antrag 
auf eine Sondersitzung dieser Bund-Länder-Kom-
mission gestellt. Anfang Oktober mußte der Anhö-
rungstermin aufgehoben werden und mußte das 
weitere Verfahren der Fortschreibung gestoppt wer-
den. 

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen das 
auch deshalb so ausführlich erklärt, weil hier vor 
zwei Tagen wieder gesagt worden ist, Hamburg sei 
schuld, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Natürlich!) 

der Hamburger Gesetzesbeschluß trage hier Ver-
antwortung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Hamburger 
SPD!) 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren: Wo war 
denn im Juni von einem Hamburger Gesetzesbe-
schluß zur Gesamtschule die Rede? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wo war das denn absehbar, als Sie sich damals 
schon darauf festgelegt hatten, den Bildungsgesamt

-

plan so, wie wir ihn im Kreise der Minister verein-
bart hatten, nicht zu wollen? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Kom

-

men Sie doch einmal zur Sache! Sie polemi

-

sieren nur herum! Unerträglich!) 

Entsprechend ging es dann weiter. In der näch-
sten Sitzung der Bund-Länder-Kommission am 
15. Oktober gab es keinerlei Fortschritt und keine 
Aussicht auf eine Förderung der Arbeiten an der 
Fortschreibung, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Kein Argu

-

ment! Armes Würstchen!) 

es gab keinen neuen Anhörungstermin. Aber etwas 
Neues gab es doch, meine Damen und Herren: Ihr 
Parteifreund Werner Remmers trat demonstrativ 
von seinem Amt als stellvertretender Vorsitzender 
dieser Konferenz zurück. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Ehmke 
[SPD]: Einer mit Rückgrat!) 

Er sagte, er könne den scharfkantigen Konfronta-
tionskurs nicht länger vertreten. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Ist das, 
was Sie hier vertreten, Ihre Bildungspoli

-

tik? — Breidbach [CDU/CSU]: So redet ein 
Winkeladvokat!) 

Sie haben eben schon von Frau Schuchardt gehört, 
was er dazu im einzelnen ausgeführt hat. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Eine Zu
- mutung!) 

Nicht ich spreche jetzt, sondern ich zitiere in Ergän-
zung zu Frau Schuchardt noch einen Satz aus dem 
Brief von Herrn Remmers: 

Man meinte auch, 

— bezogen auf Sie, meine Damen und Herren von 
der CDU/CSU-Fraktion — 

diese Zeit vor der Bundestagswahl 

(Breidbach [CDU/CSU]: Seine Bildungspoli

-

tik ist identisch mit seiner Rede! Beides ist 
schlecht! — Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/ 

CSU]: Beides ist eine Katastrophe!) 

müsse nun einmal die Zeit harter bildungspoli-
tischer Konfrontation sein. 

Solche Zitate überführen Sie doch, und Ihre Unruhe 
und Ihre Zwischenrufe zeigen, daß Sie das sehr wohl 
merken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Machen Sie nur wei

-

ter!) 

Ich führe das alles aus, weil wir am Montag dieser 
Woche, am 10. Dezember, erneut eine Sitzung hat-
ten, wo es wiederum keinen Fortschritt gab, wo die 
Unionsseite auf Ministerebene wiederum durch 
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Herrn Maier aus Bayern und Herrn Herzog aus Ba-
den-Württemberg vertreten waren. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Meinen 
Sie, das nützt unseren Kindern, was Sie hier 

vertreten?) 

Herr Remmers fehlte, Frau Laurien fehlte, Herr Jo-
chem fehlte; mit anderen Worten: die harte Linie 
hat sich dort voll durchgesetzt. 

Ihr Kanzlerkandidat mag es bedauern, als Urhe-
ber dieser Entwicklung namhaft gemacht zu wer-
den; aber der von ihm erzwungenen Entwicklung 
läßt er freien Lauf. Er muß sich dafür verantwortlich 
machen lassen und wird sich dem auch nicht durch 
Bestreiten oder Leugnen, sondern nur durch Einlen-
ken in der Tat entziehen können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie waren 
doch nicht immer so schwach! Sie werden 
immer schwächer, Herr Minister! - Wei-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Überhaupt muß sich der bayerische Ministerpräsi-
dent, Ihr Kanzlerkandidat, fragen lassen, was auf 
diesem Hintergrund von seiner Kanzlerschaft für 
die gemeinsame Bildungspolitik von Bund und Län-
dern zu erwarten wäre. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Er ist 
krank! Er leidet an dem Strauß-Komplex! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Würden wir dann Blockade, Uneinigkeit und Streit 
als Dauerzustand bekommen? Die bisherige Hal-
tung des Freistaats Bayern läßt das befürchten. Den-
ken wir an die von dort erzwungene Auflösung des 
Bildungsrates! Denken Sie daran, daß Bayern als 
einziges Land dem in langer Arbeit ausgehandelten 
Abkommen zur Abstimmung der betrieblichen und 
schulischen Berufsbildung im vergangenen Jahr 
nicht zugestimmt und es dadurch zum Scheitern ge-
bracht hat! 

(Zuruf von der SPD: Pfui! — Dr. Stark [Nür-
tingen] [CDU/CSU]: Aber Bayern hat die be-

sten Bildungsergebnisse!) 

Oder nehmen sie das neueste Beispiel: Wir wer-
den in Kürze — damit rechne ich nach der Haltung 
des Hauses — die Zwangsexmatrikulation im Hoch-
schulrahmengesetz abschaffen. Bayern hat bereits, 
auch wieder als einziges Land, erklärt, daß es daran 
festhalten werde. Für die Schüler, für die Auszubil-
denden, die Studenten, die Lehrer und die Eltern ist 
das sicher keine Einladung, die CSU-Position bun-
desweit zu stärken. 

(Breidbach [CDU/CSU]: Ihn ärgert es, daß in 
einem Unionsland die besten Abiturzeug-
nisse gemacht werden, und in sozialisti-
schen Ländern die schlechtesten! Das ist 
der Komplex! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Ich hätte Ihnen gern vom Abschluß der Arbeiten 
am Bildungsgesamtplan berichtet. Ich werde mich 
weiter um diesen Abschluß bemühen. Im Interesse 
der Betroffenen appelliere ich trotz Ihrer Erregung  

an Sie: Geben Sie die Blockade gemeinsamer Bil-
dungspolitik endlich auf! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Aber nicht so! — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das war eine 
der schlechtesten Reden, die hier gehalten 
wurden! Dem Mann fehlt bayerische Bil

-

dung! — Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Er

-

bärmlich! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Pfeifer. 

Pfeifer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich meine, daß die Rede, die der Bun-
desminister für Bildung und Wissenschaft hier ge-
halten hat, nicht unwidersprochen im Raum stehen-
bleiben kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Breidbach 
[CDU/CSU]: Bundesminister für Verbil

-

dung und Unwissen! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Ich bitte Sie deshalb um Verständnis, daß ich einige 
wenige Bemerkungen dazu machen möchte. 

Herr Minister Schmude, Sie haben soeben in Ih-
rem abschließenden Wort gesagt, Sie wollten sich 
weiter um die Fortschreibung des Bildungsgesamt

-

plans bemühen und hoffen, daß die Verhandlungen 
möglichst bald zu einem Abschluß kommen. Wenn 
Sie weiter solche Reden halten wie soeben, dann 
werden Sie dieses Ziel nicht erreichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Leider wahr!) 

Denn solche Reden tragen nur dazu bei, unnötige 
Polarisierungen in die Diskussion hineinzubringen, 
und sie werden z. B. auch dem Beitrag, den die Län-
der in der letzten Bildungsdebatte hier geleistet ha-
ben — das waren alle Länder, ich betone das aus-
drücklich —, absolut nicht gerecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich wünsche mir, daß Sie vom Stil her etwas mehr 
kooperativen Föderalismus sichtbar werden las-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Stark [Nür

-

tingen] [CDU/CSU]: Schmude hat einen 
Strauß-Komplex! — Westphal [SPD]: Wenn 
einer hier ruhig vorgetragen hat, dann war 
es Minister Schmude, nüchtern und klar! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Konkret möchte ich hinsichtlich des 18. Juni an-
fügen: Was am 18. Juni vereinbart wurde, war — das 
ist hier mehrfach gesagt worden — ein Verfahrens-
kompromiß 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist das!) 

Die ganzen Schwierigkeiten seither sind u. a. des-
halb aufgetreten, weil Sie versucht haben, aus die-
sem Verfahrenskompromiß einen Kompromiß in der 
Sache zu machen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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indem Sie behauptet haben, damit sei der Streit um 
die Gesamtschule beendet. Ihre erste Einlassung 
nach dem 18. Juni hat diesen Verfahrenskompromiß 
von Anfang an negativ belastet. Das ist mit eine 
Folge auch der Pressekonferenz, die Sie anschlie-
ßend gegeben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Verfahrenskompromiß bestand darin, daß 
man festgestellt hat, man sei in der Frage der Ge-
samtschule unterschiedlicher Meinung, man wolle 
sich aber darum bemühen, über das Jahr 1981 hinaus 
zu einer Anerkennung der Gesamtschulabschlüsse 
in den Versuchsschulen zu kommen, daß aber Vor-
aussetzung dafür die Gleichwertigkeit der Gesamt-
schulabschlüsse mit den Abschlüssen des geglie-
derten Schulwesens sei und der Maßstab dafür nur 
das bestehende gegliederte Schulwesen sein könne. 
Auf dieser Grundlage wollten die Kultusminister 
eine Vereinbarung treffen, die diese Vergleichbar-
keit herstellt. Herr Minister Schmude, es ist doch 
nun oft genug gesagt worden, daß dann im Laufe des 
August — vor allem aus Nordrhein-Westfalen — ge-
sagt wurde: Auf dieser Ebene geht es nicht. Der 
Maßstab kann nicht das gegliederte Schulwesen 
sein. Damit ist der Kompromiß, der Verfahrenskom-
promiß des 18. Juni, aufgekündigt worden, aber 
nicht etwa von Herrn Strauß oder von sonst jeman-
dem in der Union, sondern in erster Linie von den 
sozialdemokratisch regierten Ländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Stark [Nür-
tingen] [CDU/CSU]: Das ist die Wahrheit!) 

Meine Damen und Herren, der Beweis dafür ist 
dann angetreten worden, als unmittelbar danach das 
Land Hamburg die integrierte Gesamtschule in ei-
nem Alleingang und gegen die Vereinbarung, die 
etwa im Hamburger Abkommen getroffen worden 
ist, zu einer Regelschule gemacht hat. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Gegen den 
Elternwillen!) 

Dies ist doch eine Belastung der gesamten Verhand-
lungen über die Fortschreibung des Bildungsge-
samtplans gewesen. Hier ist geradezu der Eindruck 
erweckt worden, als ob man die Konfrontation und 
nicht die Kooperation wolle. 

(Beifall bei der CDU/CSU)  

Wenn Herr Strauß gesagt hat, daß er der Einführung 
der Gesamtschule als Regelschule nicht zustimmen 
werde, so bewegt er sich, meine Damen und Herren, 
auf dem Boden des von allen Ländern verabschiede-
ten Hamburger Abkommens. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Denn danach ist die Gesamtschule keine Regel-
schule. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Breidbach 
[CDU/CSU]: Das muß ein Bildungsminister 
nicht wissen! Der hat andere Sorgen! — 
Broil  [CDU/CSU]: Als Bildungsminister 

muß er nicht gebildet sein!) 

Lassen Sie mich eine weitere Bemerkung machen: 
Sie haben sich hier wieder auf den Strukturbericht,  

den sogenannten Mängelbericht und auf die Not-
wendigkeit berufen, mehr Einheitlichkeit im Bil-
dungswesen zustande zu bringen, und Sie haben den 
Kollegen Dr. Barzel mit seiner durchaus zutreffen-
den Bemerkung an die Adresse der Bundesregie-
rung zitiert. Ja meine Damen und Herren, mehr Ein-
heitlichkeit im Bildungswesen ist in der Tat ein An-
liegen, das wir haben. Aber ich darf da noch einmal 
fragen: Wer hat denn in den letzten Jahren die Al-
leingänge, die zu den Divergenzen im Bildungswe-
sen geführt haben, unternommen? Das Land Ham-
burg, das Land Berlin, das Land Bremen haben — ge-
gen alle Abmachungen — die Gesamtschule als eine 
Regelschule eingeführt. In der Regierungserklärung 
des Jahres 1976 hat die Bundesregierung erklärt: 
Das Berufsgrundbildungsjahr hat Vorrang vor der 
Einführung eines 10. Schuljahres. Das Land Nord-
rhein-Westfalen hat — gegen alle bestehende Ein-
heitlichkeit — inzwischen das 10. Schuljahr als 
Pflichtschuljahr an der Hauptschule eingeführt. 
Man könnte das Beispiel auch auf Berlin 

(Frau Benedix [CDU/CSU]: Natürlich!) 

mit den isolierten Oberstufenzentren ausdehnen. 
Wenn es in den zurückliegenden Jahren ein Aus-
einanderentwickeln in der Bildungspolitik unter 
den Ländern gegeben hat, dann doch in erster Linie 
deshalb, weil sich die sozialdemokratisch regierten 
Länder nicht an die vereinbarten Einheitlichkeits-
grundsätze gehalten haben! 

(Beifall bei der CDU /SU) 

Nun noch eine letzte Bemerkung: Sie haben be-
dauert, daß es in naher Zukunft nicht zu einer Anhö-
rung über den Bildungsgesamtplan kommt. 

(V o r s i t z: Vizepräsident Frau Renger) 

Ich habe schon in der letzten großen bildungspoliti-
schen Debatte hier darauf hingewiesen, daß es ja 
wohl noch eine große Divergenz zwischen der An-
sicht der Finanzminister und der Ansicht der Kul-
tusminister beispielsweise über die Entwicklung der 
Personalstellen im Lehrerbereich gibt. Was am Be-
ginn dieser Woche in der Offentlichkeit bekannt ge-
worden ist, war Ihnen schon lang bekannt gewesen. 
Die Zahlen sind übrigens auch hier genannt wor-
den. 

Das ist doch nun wirklich ein gravierender Kon-
flikt, wenn auf der einen Seite die Kultusminister sa-
gen: Wir können den Bildungsgesamtplan nur reali-
sieren, wenn wir bis zum Jahr 1985 insgesamt etwa 
20 000 Lehrer mehr bekommen, und auf der anderen 
Seite die Finanzminister sagen: Ihr werdet nicht 
20 000 Lehrer mehr bekommen können, sondern wir 
bestehen darauf, daß der Bildungsgesamtplan auf 
der Grundlage von 20 000 Lehrern weniger verab-
schiedet wird. Es ist doch keine seriöse und solide 
Bildungsplanung, wenn der Versuch gemacht wird, 
auf dieser Grundlage einen Bildungsgesamtplan zu 
verabschieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn darauf legen wir schon Wert, daß zu einer se

-

riösen und soliden Bildungsplanung auch deren Ab- 
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Sicherung durch ein solides Bildungsbudget gehört, 
hinter dem die Finanzminister stehen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Und auf 
einen anderen Bildungsminister!) 

Es wäre in meinen Augen gegenüber den Lehrer-
verbänden, gegenüber den Eltern, gegenüber den 
Schülern, gegenüber allen, die man mit diesem Bil-
dungsgesamtplan und seiner Fortschreibung kon-
frontieren will, einfach unredlich gewesen, wenn auf 
der einen Seite Sie und die übrigen Mitglieder der 
Bund-Länder-Kommission gesagt hätten: Schaut 
mal her, diese Ziele wollen wir verwirklichenl; ob-
wohl Sie auf der anderen Seite ganz genau wissen, 
daß die Finanzminister eine drastische Reduzierung 
der Personalstellen vornehmen wollen. So unredlich 
kann man eine Anhörung nicht beginnen. 

Deswegen ist meine Meinung: Es wäre gut, wenn 
man sich im Interesse der Fortschreibung des Bil-
dungsgesamtplans, die wir wünschen — ich wie-
derhole ausdrücklich: die wir wünschen — auf zwei 
Dinge konzentrieren würde: 

Erstens darauf, daß die Auseinandersetzungen 
mit den Finanzministern zum Abschluß kommen. 
Ich erkläre, daß wir in diesem Fall der Meinung sind, 
daß wir mehr Lehrerstellen in den nächsten fünf 
Jahren brauchen. Denn wenn man einer weiteren 
Konzentration des Schulwesens entgegentreten 
will, wenn man für das berufliche Bildungswesen 
mehr und bessere Qualität in den Schulen haben 
will, wenn man mehr Ganztagsangebote auch im ge-
gliederten Schulwesen haben will, dann setzt das na-
türlich voraus, daß mehr Personalstellen geschaffen 
werden. Hierüber muß zunächst einmal Einigkeit er-
zielt werden. 

Das zweite: Gleichzeitig sollten die Kultusmini-
ster die Arbeiten an der Vereinbarung über die 
Gleichwertigkeit der Abschlüsse an Gesamtschulen 
und im gegliederten Schulwesen fortsetzen. Herr 
Minister, ich habe durchaus die Bitte, daß Sie diese 
Verhandlungen, die nach der Kultusministerkonfe-
renz in Berlin auf einer vernünftigen Grundlage ge-
führt werden, nicht weiterhin so stören, wie das in 
meinen Augen heute durch Ihre Rede geschehen 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lattmann. 

Lattmann (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Pfeifer, Sie haben sich 
durch die Rede des Ministers herausgefordert ge-
fühlt, die Fraktionsvereinbarung zu durchbrechen 
und hier noch einmal Stellung zu nehmen. Das ist 
Ihr gutes Recht. 

Ihre Antwort ist teilweise eben eine Antwort 
nicht auf Äußerungen unserer Fraktion, sondern auf 
die Rede des Ministers. Deswegen will ich es mir 
versagen, hier noch einmal einen längeren inhalt-
lichen Beitrag zu liefern. Dies behalten wir uns für 
eine spätere Gelegenheit vor. 

Ich will nur unmittelbar auf Ihre Erwiderung na-
mens der Fraktion der SPD — und ich denke, das  

darf ich auch namens der Koalitionsfraktionen tun 
— etwas zum Stil sagen. Sie haben den Stil bedauert, 
den sie als Konfrontation empfinden. Dem halten 
wir mit großer Gelassenheit entgegen, daß Sie es 
doch sind, die den Stil bestimmen. Sie haben die 
Wahl; denn bis in dieses Parlament hinein ist es 
doch der Stil der Konfrontation, der von der Bundes-
tagskandidatur 1980, von Ihrem Spitzenkandidaten, 
vom Schauplatz Sonthofen ausgeht. Wenn Sie noch 
so oft beteuern, daß Sie es ungern hören, so müssen 
Sie jedenfalls zur Kenntnis nehmen  — 

(Dr.  Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Auch Sie 
leiden schon am Strauß-Komplex!) 

— Wenn Sie meinen, daß wir an einem Strauß-Kom-
plex leiden, dann muß ich Ihnen entgegenhalten, 
daß Sie leider offenbar zu unsensibel sind, einen 
Strauß-Komplex zu haben. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das ist 
langsam krankhaft bei Ihnen!) 

Sonst würden Sie zum Beispiel darunter leiden, daß 
Ihr Spitzenkandidat nicht einmal in der Weise auf-
gestellt worden ist, wie das in dieser Demokratie üb-
lich war. Denn wo wäre Ihr Kandidat auf einem Kon-
greß der Delegierten der CDU und der CSU aufge-
stellt, bundesweit und mit Mehrheit gewählt? Sie 
haben diesen Kandidaten unserer Republik serviert 
durch eine Mehrheit, die einzig von Ihrer Bundes-
tagsfraktion ausging. Die Auseinandersetzung um 
das, was da zu diskutieren ware, haben Sie nie ge-
führt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP - Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren Kollegen, wenn Sie 
durch Zwischenrufe herausfordern, daß man die De-
batte verlängert und  über  die Person Strauß spricht, 
dann können Sie das haben. 

(Breidbach [CDU/CSU]: Sie dachten die 
ganze Zeit an Herrn Riemer! Sie verwech-

seln das!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Erhard? 

Lattmann (SPD): Frau Präsidentin, ich bitte im In-
teresse der Verkürzung der Debatte um zweierlei: 
erstens keine Zwischenfrage, zweitens mir die Gele-
genheit zu geben, in zwei bis drei Minuten diesen 
Beitrag zu beenden. 

Vizepräsident Frau Renger: Ja, bitte schön. Fahren 
Sie fort, Herr Kollege. 

Lattmann (SPD): Meine Damen und Herren, ich 
kenne Herrn Strauß besser als die meisten von Ih-
nen; 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Jetzt fangen Sie ja schon wieder 

an!) 

denn ich verfolge seine Art, Politik zu machen, vor 
Ort in Bayern seit 30 Jahren. Ich weiß ganz genau, 
was ich sage, wenn ich von dem rede, was an schwie-
rigen Erfahrungen und Belastungen auf diese zweite 
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deutsche Republik durch diese Kandidatur zu-
kommt. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie be-
leidigen die Bayern! — Breidbach [CDU/ 
CSU]: Die 67 %, die in Bayern CSU wählen! 
— Zuruf von der CDU/CSU: Er betreibt 

Wählerbeschimpfung!) 

Das ist aber jetzt hier nicht mein Thema. Mein 
Thema ist, Ihnen zu sagen, meine Damen und Her-
ren, daß Sie nicht beides auf einmal haben können. 
Sie können nicht sagen, daß Sie den Standpunkt der 
bildungspolitischen Einigung einnehmen, wenn Sie 
in der praktischen Politik, dort, wo Sie die Mehrheit 
haben, nämlich im Bundesrat, dort, wo Sie auf die 
Bildungsplanung Einfluß haben, in der Bund-Län-
der-Kommission, anders handeln. Da können wir als 
Koalition von hier aus nicht mal Anhörungen be-
schleunigen oder beantragen; das wissen Sie sehr 
genau. Deswegen ist Ihre Doppelstrategie verräte-
risch. 

Ich sage von dieser Stelle aus noch zwei Sätze ab-
schließend. 

Erstens: Ihr Spitzenkandidat hat es in der Hand, 
ab morgen den Einigungskompromiß in der Bil-
dungspolitik in der Bundesrepublik wiederherzu-
stellen, wenn er will. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Das ist doch ein Märchen, Herr Latt-

mann! — Ein Schmarren!) 

Zweitens: Einigung läßt sich nicht erzielen im 
Sinne eines Diktats nur einer Seite; 

(Zurufe von der CDU/CSU: Eben! Eben!) 

Einigung läßt sich nur erzielen, wenn man kompro-
mißfähig ist, und das sind Sie nicht! 

(Zuruf von der SPD: Genau das! — Beifall 
bei der SPD — Breidbach [CDU/CSU]: Sie 
glauben selber nicht an das, was Sie sagen! 
— Hartmann [CDU/CSU]: Unter Kompro-
mißfähigkeit verstehen Sie Unterord-

nung!) 

Als einer, der in 30 Jahren mit großer Aufmerksam-
keit CSU-Politik, die für mich nicht gleichbedeutend 
ist mit bayerischer Politik, 

(Breidbach [CDU/CSU]: Die dummen Bay-
ern, die mit 67 % CSU wählen!) 

verfolgt, bitte ich Sie in diesem Haus auch einmal 
darüber nachzudenken, daß das andere Bayern, das 
zum Beispiel hier durch einen Abgeordneten aus 
Bayern spricht, in den Reihen der CDU/CSU des öf-
teren allzu unbekannt ist. 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/ 
CSU) 

Es gibt ein anderes, ein liberaleres, ein demokrati-
scheres Bayern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
und anhaltende Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, es liegen keine weiteren Wortmeldungen  

mehr vor. Ich schließe die Aussprache. Zum Einzel-
plan 31 liegt auf Drucksache 8/3474 unter Ziffer 15 
ein Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
vor. Wer diesem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Das zweite war die 
Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt. 

Wer dem Einzelplan 31 in der Ausschußfassung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einzelplan 31 ist in der Ausschußfassung angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat soll die heutige Tagesordnung 
um die 

Beratung des vom Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
vorgelegten Entwurfs einer Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages 

— Drucksache 8/3460 — 

ergänzt werden. 

Ist das Haus damit einverstanden, das auf die Ta-
gesordnung zu setzen? — Meine Damen und Her-
ren, es wird nur Überweisung an den Ausschuß vor-
geschlagen. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] mel

-

det sich zu Wort) 

— Wollen Sie sich zu Wort melden, Herr Kollege? 
Es kann sich ja nur um eine kurze Erklärung han-
deln, nicht wahr? 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
begrüße, daß dieses Dokument dem Ausschuß noch 
einmal überwiesen wird. Ich lese nämlich auf dem 
Deckblatt folgende Sätze: 

• Aufgrund der Änderung der Artikel 39 und 45 c 
des Grundgesetzes stimmt die geltende Ge-
schäftsordnung mit der Verfassung nicht mehr 
überein. 

Meine Damen und Herren, wir beraten eigentlich 
seit einigen Jahren hier mit einer verfassungswidri-
gen Geschäftsordnung. Das ist doch ein Punkt, der 
der Aufklärung bedarf. 

Zweitens soll dann — und das finde ich noch er-
staunlicher — die Verfassungsmäßigkeit dieses Do-
kuments dadurch hergestellt werden, daß die Be-
stimmungen des Grundgesetzes aus dieser Ge-
schäftsordnung eliminiert werden. Dafür mag es 
gute Gründe geben, meine Damen und Herren; aber 
ich glaube, in der Art und Weise, wie es hier steht, 
kann es nur zu großen Mißverständnissen Anlaß ge-
ben. Ich bin deshalb dafür, daß dieses Dokument 
noch einmal sorgfältig überarbeitet wird, und 
stimme der Überweisung an den Ausschuß zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren! Es war keine Aussprache vorgesehen. Diese 
Einlassung wird bei den Beratungen sicherlich be-
achtet werden. 
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Es wird vorgeschlagen, die Vorlage an den Aus-

schuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts-
ordnung zurückzuüberweisen. Das Haus ist damit 
einverstanden? — Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 23 
Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

— Drucksache 8/3388 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Esters 
Gärtner 

Wünschen die Berichterstatter oder wünscht der 
Berichterstatter das Wort? — Das ist nicht der 
Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Picard. 

Picard (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich habe mit großer 
Aufmerksamkeit die Debatte, die soeben ablief, ver-
folgt. 

Bevor ich zur Entwicklungspolitik spreche, 
möchte ich eine Bemerkung machen. Ich empfehle 
dem Kollegen Lattmann, auch wenn er nicht mehr in 
den Bundestag zurückkehrt, einmal die Verfassung 
nachzulesen, welche Möglichkeiten es gibt, einen 
Bundeskanzler zu wählen. Wir haben jedenfalls un-
seren Spitzenkandidaten in einem Gremium ge-
wählt, das in der Lage und fähig sein wird, den Bun-
deskanzler zu wählen, nämlich die Fraktion im 
Deutschen Bundestag. Bei Ihnen wird der Bundes-
kanzler von Ihrem Fraktionsvorsitzenden ausge-
tauscht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

— Wenn Sie das für demokratischer halten, ist das 
Ihre Sache. 

(Zurufe von der SPD) 

Der verspätete Aufruf des Einzelplans 23 hat mir 
genügend Zeit gegeben, über eine Anregung des 
Bundeskanzlers in seiner Rede nachzudenken. 

(Bindig [SPD]: Wir sind bei der Entwick-
lungspolitik!) 

— Ich lasse mir doch von Ihnen nicht vorschreiben, 
wozu ich reden will. — Er hat nämlich gemeint, 
meine Damen und Herren, angesichts der Bevölke-
rungsexplosion — die findet übrigens nicht mehr in 
dem Maße statt, wie sie immer noch als gegeben an-
gesehen wird; da muß man ein bissel mehr lesen als 
nur den ersten Bericht des Club of Rome; dann 
kommt man dahinter, daß die Bevölkerungskurve 
anders läuft als so, wie sie von vielen noch als 
Grundlage ihrer Überlegungen unterstellt wird — 
müsse man doch darüber nachdenken, ob der Bevöl-
kerungsschwund bei uns nicht eine Möglichkeit sei, 
dem Bevölkerungswachstum, das sich in den Ent-
wicklungsländern vollzieht, entgegenzutreten. Das 
wäre so ziemlich das Falscheste und Schädlichste, 

was wir tun könnten; denn eine schwindende Bevöl-
kerung hat auf Dauer noch nie eine größere Mög-
lichkeit dargestellt, anderen zu helfen, sondern eine 
abnehmende, nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht, 
sondern in jederlei Hinsicht. Unsere Aufgabe ist es 
ja doch — und das bleibt wahrscheinlich noch lange 
die Aufgabe der Industrieländer —, den Entwick-
lungsländern wachsende und bessere Möglichkei-
ten zu ihrer eigenen Bestimmung und eigenen Ent-
faltung zu geben. 

Das, meine Damen und Herren, ist mir so im Laufe 
der Debatte eingefallen, die übrigens viel schneller 
abliefe, wenn Sie sich nicht unablässig mit unserem 
Spitzenkandidaten beschäftigten. Ich entnehme dar-
aus mit Vergnügen, daß wir doch offenbar den be-
sten Mann aufgestellt haben, den wir haben. 

Wir haben uns in den Beratungen des Haushalts-
ausschusses — und als Mitglied des Haushaltsaus-
schusses will ich hier einige Bemerkungen machen 
— mit wenigen Problemen im Bereich der Entwick-
lungshilfe beschäftigt, darunter seit längerem mit 
der Frage der Aus- und Fortbildung, weil wir der 
Meinung sind — und ich glaube, darin stimmen wir 
überein —, daß gerade die Ausbildung und die Fort-
bildung für Angehörige der Entwicklungsländer so 
etwas wie eine Schlüsselfunktion zu ihrer eigen-
ständigen Entwicklung darstellen. Deshalb erwar-
ten wir bald eine Stellungnahme der Bundesregie-
rung dazu, wie dem Wunsch des Haushaltsausschus-
ses nach besserer Koordination und höherer Effi-
zienz der beruflichen Aus- und Fortbildung entspro-
chen werden kann. 

Die Bundesregierung hat im September dieses 
Jahres einen Zwischenbericht vorgelegt, der nach 
unserem Eindruck eine gute Ausgangsbasis als Ana-
lyse der bestehenden Situation und eine gute 
Grundlage für die Diskussion mit den Beteiligten 
darstellt. Wir hatten dabei die Hoffnung, daß eine 
Lösung im Einvernehmen — ich habe das schon im 
vergangenen Jahr gesagt — mit den Beteiligten ge-
funden wird; das sind vor allen Dingen die Carl-
Duisberg-Gesellschaft und die Deutsche Stiftung für 
Internationale Entwicklung. 

Es bestand hier Übereinstimmung, daß wir die 
Chance nutzen sollten, die Reichshauptstadt mög-
lichst vielen Menschen aus der weiten Welt zur 
Kenntnis zu bringen und die Angehörigen der Ent-
wicklungsländer in die Lage zu versetzen, in Berlin 
einen wesentlichen Teil dessen, was wir an Bil-
dungs- und Ausbildungsangeboten zur Verfügung 
stellen können, zu erleben. Wir denken, daß gerade 
im Hinblick auf den forcierten Ausbau in Berlin Ver-
besserungen in der Zuordnung der Aufgabenberei-
che notwendig seien. 

Ich bin nicht der Auffassung, daß alles beim alten 
bleiben muß. Ich sage jedoch ganz klar, daß nur von 
der Sache her erforderliche Veränderungen vorge-
nommen werden sollten. Ich habe den Eindruck, daß 
nicht immer nur sachliche Gesichtspunkte bei der 
Frage der Veränderung der Aus- und Fortbildung 
eine Rolle spielen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
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Wir halten es für dringend geboten — und damit 

komme ich zu einem Punkt, den wir schon mehrmals 
diskutiert haben —, im Bereich der Aus- und Fort-
bildung intensiver mit der Wirtschaft zusammenzu-
arbeiten, die Erfahrungen und Möglichkeiten der 
Wirtschaft starker zu nutzen, das Gesamtangebot 
besser abzustimmen und erheblich auszubauen. 

Die deutsche Wirtschaft sieht die Notwendigkeit, 
nicht nur die Übertragung von Kapital in die Dritte 
Welt vorzunehmen. Es ist übrigens eine sehr große 
Frage, über die man vielleicht noch einmal nachden-
ken muß, ob wir genügend Anreize bieten, Investi-
tionen deutscher Unternehmer in Entwicklungs-
länder zu ermöglichen oder interessant zu machen, 
weil es ja vielerlei Gesichtspunkte gibt, nicht nur 
den der Rendite, sondern auch den der Sicherheit, 

(Zuruf von der SPD) 

vielleicht auch der Sicherheit der Arbeitsplätze. 
Dennoch sind wir nach unserer Kenntnis — und die 
wird vom Ministerium bestätigt — der Auffassung, 
daß die deutsche Wirtschaft gar nicht abgeneigt ist, 
sich aus verschiedenen Gründen in Entwicklungs-
ländern zu engagieren, nicht nur der Rendite wegen, 
sondern weil sie weiß, daß es auf lange Sicht in unser 
aller Interessen liegt, Partner in dieser Welt zu ha-
ben, und dazu dient am besten eine Übertragung des 
Wissens und Könnens. Dieses Know-how zu über-
tragen, bedeutet nämlich eine wachsende Zahl an 
qualifizierten und hochqualifizierten Leuten in den 
Entwicklungsländern selbst, nicht hier. Ich meine, 
dieser Gesichtspunkt muß auch berücksichtigt wer-
den. 

Schließlich trägt ein erweitertes Ausbildungsan-
gebot auch der Entwicklung am Arbeitsmarkt 
Rechnung, die eine deutliche Verknappung an Fach-
kräften in den nächsten Jahren erwarten läßt. Heute 
zeichnen sich bereits Schwierigkeiten ab, deutsche 
Arbeitskräfte für Aufgaben in den Ländern der Drit-
ten Welt zu gewinnen. 

Ich bin mir klar darüber, daß es auch noch andere 
Gesichtspunkte gibt und daß es vielleicht so etwas 
wie einer Klimaveränderung bedarf, um junge Deut-
sche wieder dazu zu bringen — ich will nicht sagen, 
aus Abenteuerlust, aber jedenfalls aus einem gewis-
sen Gespür für Herausforderungen und für Forde-
rungen, die wir zu erfüllen haben —, in andere Län-
der der Welt zu gehen, statt zu Hause zu sitzen und 
sich nach dem Studium oder nach der Ausbildung 
die mögliche Pension auszurechnen. Das ist ja die 
gängige Meinung, daß das so sei. Das ist nicht so. 
Aber wir haben nicht genügend junge Mitbürger, 
die bereit sind, in Entwicklungsländer zu gehen. 

So meinen wir, daß diese Gesichtspunkte bei der 
im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit laufenden Überprüfung des Bereichs Aus- 
und Fortbildung ausreichend zu berücksichtigen 
sind. Denn einer der Ausgangspunkte war gerade 
die gemeinsame Überzeugung im Haushaltsaus-
schuß, daß die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 
zu verstärken und die bestehenden Einrichtungen 
in die Lage zu versetzen seien, sich mit ihren fach-
lichen und administrativen Kapazitäten auf diese 
Notwendigkeit einzustellen. Dieses Ziel würde je-
doch mit Sicherheit verfehlt, wenn bei den anste-

henden Überlegungen und Entscheidungen in die-
sem Zusammenhang mehr Bürokratisierung die 
Folge wäre. Ziel muß vielmehr sein — davon sind 
wir zutiefst überzeugt —, so weit wie möglich und 
verantwortbar Flexibilität und Eigenverantwortung 
der jeweiligen Trägereinrichtungen zu stärken. 

Wir halten an dem Ziel fest, Berlin zum Mittel-
punkt der Aus- und Fortbildung zu machen. Aller-
dings — ich bleibe dabei ;  ich habe das im vergange-
nen Jahr angedeutet und im Haushaltsausschuß 
darauf hingewiesen — darf das nicht bedeuten, daß 
wir ein Ungleichgewicht zwischen den zu beteili-
genden Organisationen bekommen, wenn wir Berlin 
im Auge gaben. Ich halte es für der Überlegung wert, 
ob wir nicht so weit sind, daß wir eine Atempause 
der Konsolidierung zu machen haben, und erst ein-
mal ein Jahr abwarten müssen, um zu sehen, wie 
weit wir gekommen sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte eine Bemerkung machen, die ich auch zu 
später Stunde am Dienstagabend bei der Beratung 
des Einzelplans 05 — Außenministerium — machen 
konnte. Wir erwarten dringend, daß Entwicklungs-
hilfeministerium und Außenministerium die Aufga-
ben der humanitären Hilfe miteinander und nicht 
nebeneinander lösen. Ich will nicht vom Gegenein-
ander sprechen, das halte ich nicht für möglich. Aber 
miteinander, und nicht nebeneinander! Das heißt, 
wir leisten humanitäre Hilfe, die in aller Regel zu ei-
nem Zeitpunkt ausläuft, wo die Ursachen des Pro-
blems noch nicht beseitigt sind und wo wir mit Si-
cherheit erwarten können, daß dieselben Probleme 
des Hungers, des Elends, der Obdachlosigkeit, der 
totalen Arbeitslosigkeit wieder auftauchen. 

Ich meine also, wir müßten im Anschluß an huma-
nitäre Hilfsmaßnahmen sofort mit Entwicklungshil-
femaßnahmen einsetzen. Wenn wir das nicht kön-
nen oder nicht wollen, dann müssen wir unter hu-
manitärer Hilfe etwas anderes verstehen, müssen 
die Zweckbestimmung ändern und müssen im Ein-
zelplan 05 halt höhere Beträge auswerfen. Wir en-
gagieren uns in der humanitären Hilfe immerhin für 
das Jahr 1980 mit einem vorgesehenen Betrag von 
50 Millionen DM, der vielleicht auf 80 Millionen DM 
oder 100 Millionen DM steigen wird, je nachdem 
welche Ereignisse uns im Laufe des Jahres überra-
schen. Wir können-es nicht zulassen — meine Da-
men und Herren, das meine ich sehr ernst —, daß 
wir als ein bedeutendes Land mit einer so großen 
Aufgabe, die wir notwendigerweise, aber auch mit 
Engagement wahrnehmen, nämlich Elend in der 
Welt zu lindern, dazu beitragen, das Elend zwar für 
ein paar Tage erträglich zu machen, es dann aber 
doch wieder voll einbrechen zu lassen. 

Ich möchte nach Durchsicht der vertraglichen Er-
läuterungen, die ich hier nicht zum Gegenstand der 
Diskussion machen will, folgendes sagen. Wir haben 
ein Schwergewicht der deutschen Entwicklungshil-
fe, von der Größenordnung her gesehen, in Afrika, 
dort insbesondere in Schwarzafrika. Wenn ich über 
die Landkarte schaue und nur Zeitungen lese und 
nachdenke, sehe, wo Krisenherde in dieser Welt 
sind, dann läßt sich es sich nicht leugnen, daß in 
Zentralamerika und im Karibischen Raum ein Kri- 
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senherd ist, in dem es, wenn wir nicht sehr rasch und 
viel stärker und viel gezielter unsere Aufmerksam-
keit dorthin wenden, zu Explosionen kommen wird, 
die uns in unserem eigenen Interesse, aber auch im 
Interesse der dort lebenden Menschen Sorge ma-
chen müssen. Ich halte es für fragwürdig, daß wir so-
wohl bei der technischen Zusammenarbeit wie bei 
der finanziellen Zusammenarbeit nur für Schwarz-
afrika — ohne Nordafrika — dreimal soviel Entwick-
lungshilfe geben wie im gesamten lateinamerikani-
schen Raum, also nicht nur in Zentralamerika. 

Meine Damen und Herren, es ist zwar richtig, 
wenn wir sagen, für uns in Europa seien das Mittel-
meer und seine Randstaaten von lebenswichtiger 
Bedeutung. Es wäre aber eine etwas zu enge und et-
was zu kleinkarierte Betrachtungsweise, wenn wir 
nicht in der Lage wären, über den Atlantik hinauszu-
schauen. Ich meine, wir hätten auch hier eine Auf-
gabe in der Zusammenarbeit mit den Vereinigten 
Staaten. Wir wissen alle miteinander, daß die Verei-
nigten Staaten in diesem Bereich, der vor ihrer 
Haustüre — oder vor ihrer Hintertüre, wie Sie wol-
len — liegt, weder gern gesehen sind noch — das 
kann man wohl sagen — immer mit glücklicher 
Hand operiert haben. Wir sollten uns auch aus die-
ser Erkenntnis heraus für den freien Westen, für die 
Industrieländer der westlichen Welt dort etwas stär-
ker engagieren. Wie stellen dazu keinen Antrag. 
Wir erlauben uns nur diesen Hinweis und sind ge-
spannt darauf, ob das Ministerium eine Akzentver-
schiebung in seinen von ihm selbst zu leistenden öf-
fentlichen Entwicklungshilfemitteln vornehmen 
kann. 

Meine Damen und Herren, ich möchte eine Be-
merkung machen zur Bedeutung der Schwellenlän-
der. Wir haben im vergangenen Jahr hierzu einen 
Antrag gestellt. Dieser Antrag ist, soweit ich das aus 
Papieren des SPD-Parteitages sehen konnte, auch 
dort debattiert worden, nämlich durch eine Zinsver-
billigungsaktion Schwellenländer — — 

(Bindig [SPD]: Den Antrag hatten Sie schon 
von uns abgeschrieben! — Gegenrufe von 

der CDU/CSU) 

— Das weiß ich nicht, ob wir — — Wir hatten im 
vergangenen Frühjahr, Herr Kollege, noch nicht 
Ihre Papiere vom Parteitag. Vielleicht waren sie 
schon vorhanden; das ist möglich. Aber ich lese mei-
stens erst einmal meine eigenen Parteipapiere, be-
vor ich mich für die Ihren interessiere! Nur habe ich 
festgestellt, daß Sie sich offenbar mit der gleichen 
Frage beschäftigen. Sich mit der gleichen Frage zu 
beschäftigen, muß ja nicht verboten sein; es ist unter 
Umständen sogar ein gutes Zeichen, wenn man im 
Entwickeln neuer Ideen und Vorstellungen konkur-
riert. 

Ich meine, man sollte trotz aller Bedenken, die Sie 
ja auch diskutiert haben und die Sie auch kennen 
und die wir auch diskutiert haben und auch kennen 
und die bisher die Regierung wohl veranlaßt haben, 
nicht tätig zu werden, diese Frage noch einmal auf-
greifen. Ich glaube, mein Kollege Hoffacker wird 
sich nachher in seinem Beitrag damit noch einge-
hender beschäftigen. 

Ich will, weil ich das für notwendig halte, das 
Thema Schuldenerlaß noch einmal aufgreifen, nicht 
deshalb, weil wir meinen — obwohl es nicht die ele-
ganteste Lösung ist —, daß das einfach mit § 59 Bun-
deshaushaltsordnung erledigt sei. Ich bin tatsäch-
lich der Auffassung, wir sollten wenigstens einen 
Vermerk im Haushalt machen. Nur, meine Damen 
und Herren: Auch die Einzelfallprüfung in diesem 
Bereich wird uns nicht vor der Schwierigkeit bewah-
ren, weitere Schuldenerlasse vorzunehmen, wenn 
die Kriterien woanders, wo wir weniger oder gar 
keinen Einfluß haben, geändert werden. Dann wer-
den wir dasselbe in einer fortlaufenden Bewegung 
auf uns zukommen sehen. 

Meine Damen und Herren, daß sind aus dem Ge-
sichtspunkt eines Mitglieds des Haushaltsausschus-
ses ein paar Bemerkungen, die vielleicht auch bei 
den Kollegen aus dem Fachausschuß und ansonsten 
Aufmerksamkeit finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Esters. 

Esters (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Picard! Wir halten es ebenfalls 
für durchaus sinnvoll und haben bei uns in der 
Arbeitsgruppe schon des öfteren darüber gespro-
chen, inwieweit es Möglichkeiten gibt, mit Zinssub-
ventionen zu arbeiten, um den finanziellen Rahmen 
der Entwicklungspolitik auszuweiten. Diese Überle-
gungen werden bei uns weiter verfolgt. Wir werden 
bei Gelegenheit auf diese Anregungen zurückkom-
men. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Wie lange dauert 
das denn noch?) 

In diesem Zusammenhang spielt natürlich auch 
eine Rolle, daß wir bei der Hilfe für Privatinvestitio-
nen, die seit 1979 erstmals im Bundeshaushalt steht 
— früher war das im ERP-Sondervermögen unterge-
bracht —, versuchen wollen, diesen Bereich vor al-
len Dingen für mittlere und kleine Unternehmen at-
traktiv zu machen und aufzuschließen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dabei steht dann die Frage einer Überprüfung der 
beruflichen Aus- und Fortbildung im Rahmen der 
Entwicklungspolitik an. 

Die Bundesregierung wird zu beiden Bereichen 
einen Situationsbericht oder einen Sachstandsbe-
richt vorlegen. Danach werden wir sehen, inwieweit 
die bestehenden Durchführungsinstitutionen dies 
in der jetzigen Form übernehmen können und sollen 
oder ob andere Formen gesucht werden müssen, un-
ter Umständen auch andere Abgrenzungen geboten 
erscheinen. Wichtig ist, daß wir — dies kann ich 
dem Herrn Kollegen Picard zusagen — dabei aus-
schließlich nach sachlichen Gesichtspunkten vorzu-
gehen haben. Aber wir dürfen uns vorher auch keine 
Tabus aufbauen, nämlich derart, daß unbedingt und 
unter allen Umständen alles so bleiben muß, wie es 
bisher war. Möglicherweise muß dies auch zu einer 
institutionellen Neuordnung in dem ganzen Bereich 
führen. 
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In der Vergangenheit, Herr Kollege Picard, waren 

wir immer froh darüber, daß es uns gelungen war, im 
Bereich der öffentlichen Entwicklungshilfe zu ei-
ner gewissen Konzentration der Mittel zu kommen. 
Diese Konzentration ist nun einmal zwangsläufig im 
Bereich Afrika erfolgt — Sie haben auch einige 
Gründe dafür genannt —, andererseits aber auch im 
Bereich der least developed countries. Darin waren 
wir uns einig. 

Bei Lateinamerika ist es so, daß einige Länder zu 
den Schwellenländern gehören und daß die Privat-
investitionen dort ein ganz anderes Volumen errei-
chen als das z. B. in Afrika der Fall ist und der Fall 
sein kann. Hierbei müssen wir auch in Zukunft dar-
auf achten, daß wir den Entwicklungsländern durch 
Beratung helfen, entsprechende Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, die Privatinvestitionen erst interes-
sant machen. Das halte ich für eine ganz wichtige 
Aufgabe, denn ohne alledem geht es nicht. 

Ich will jetzt auf den Haushalt zu sprechen kom-
men. In keinem Einzelplan besteht ein so deutliches 
Spannungsverhältnis zwischen der Notwendigkeit 
der Haushaltskonsolidierung und den Erfordernis-
sen, die Ausgaben für einen bestimmten und zuneh-
mend wichtiger werdenden Politikbereich erheblich 
zu steigern, wie beim Einzelplan des Bundesmini-
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Denn 
während der Gesamthaushalt im Volumen um rund 
5,5 % steigt — hier also eine maßvolle Konsolidie-
rung sichtbar wird —, steigt der Einzelplan 23 nach 
den Beratungen im Haushaltsausschuß und nach 
der Vorlage, die wir hoffentlich so beschließen, um 
rund 15 %. Er weist damit den höchsten Zuwachs al-
ler Einzelhaushalte des Bundeshaushalts auf. 

Es ist in diesem Bereich wichtig, daß wir uns im 
Zusammenhang mit den Beschlüssen, die hier im 
Frühjahr 1980 zu fassen sind, nicht den Boden dafür 
entziehen, den Bereich der öffentlichen Entwick-
lungshilfe in Zukunft finanziell so bedienen zu kön-
nen, wie wir uns dies eigentlich vorgenommen ha-
ben. Worte wie „drastisch", „stark" und ähnliches 
mehr hören wir im Zusammenhang mit den Steuer-
senkungen. In Anbetracht der Bedeutung der Nord-
Süd-Politik sollten auch im Bereich der öffentlichen 
Entwicklungshilfe die Worte „drastisch", „stark" und 
„besonders stark" verwendet werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bundesregierung und Parlament bemühen sich 
durch eine ganze Reihe von Einzelpolitiken — ich 
nenne nur einmal das Beispiel Gemeinschaftsauf-
gabe —, ein zu starkes Gefälle in wirtschaftlicher, 
sozialer, kultureller und auch umweltpolitscher 
Hinsicht zwischen den einzelnen Landesteilen der 
Bundesrepublik Deutschland zu vermeiden. Genau 
in diese Richtung müssen die Industriestaaten — 
dazu gehören wir ja — ihren Beitrag zum Abbau des 
Gefälles zwischen Nord und Süd lenken. Das wird 
in den nächsten Jahren ein erhebliches Finanzvolu-
men erforderlich machen. Alle gesellschaftlichen 
Gruppen — zuletzt auch der Sachverständigenrat — 
haben uns ja die Empfehlung mit auf den Weg gege-
ben, die öffentlichen Hilfeleistungen in diesem Be-
reich erheblich zu verstärken. Dies müssen wir se-
hen. 

Aber ich will dabei auch nicht verschweigen, daß 
die Koalitionsfraktionen bei den diesjährigen Haus-
haltsberatungen schon einen ersten Schritt in die 
richtige Richtung getan haben. Wir haben gegen-
über der Regierungsvorlage trotz der Priorität der 
Konsolidierung des Bundeshaushalts hier noch zu-
gelegt. Es wäre schön, wenn die Opposition künftig 
unserem Beispiel folgte und dann im Haushaltsaus-
schuß nicht beantragte, genau in diesem Bereich um 
rund 200 Millionen DM zu kürzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dieser Bereich ist für uns alle zu wichtig, als daß wir 
dies machen könnten. 

Mit dem Einzelplan 23 gehen Koalitionsfraktio-
nen und Bundesregierung einen vernünftigen, einen 
vertretbaren Weg in Richtung auf die Ausweitung 
der öffentlichen Entwicklungshilfe für die Länder 
der Dritten Welt. Ich hoffe, dies kann in den näch-
sten Jahren, wenn wir hier die entsprechenden Rah-
menbedingungen schaffen, gehalten oder gar ausge-
weitet werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Gärtner. 

Gärtner (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und 'Herren! Unverkennbar, wie der Kollege Esters 
es gesagt hat, trägt der Einzelplan 23 die Hand-
schrift des Parlaments. Denn das Parlament hat sich 
seit einigen Jahren immer wieder die Freiheit her-
ausgenommen, das Budgetrecht sehr ernst zu neh-
men und die politischen Schwerpunkte dort zu set-
zen, wo es sie auch für die Zukunft sieht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir werden uns in dieser Übung von niemandem 
übertreffen lassen. 

Wenn ich von der Handschrift des Parlaments 
spreche, muß ich allerdings mit Bedauern hinzufü-
gen, daß die Mitzeichnung durch die Opposition lei-
der fehlt. Dies macht also die sozialliberale Mehr-
heit in diesem Hause alleine. 

(Picard [CDU/CSU]: Nur bei der Abstim

-

mung, aber nicht bei der Gestaltung des 
Plans, Herr Gärtner!) 

— Das ist das berühmte Verfahren, zu sagen: „Wir 
würden das ja auch gern machen, aber so, wie ihr das 
macht, finden wir das nicht gut. Ich halte das für 
eine Hilfsargumentation, die man eine Zeitlang 
durchhalten kann, aber die Glaubwürdigkeif wird 
dadurch international mit Sicherheit nicht wachsen; 
national ist sie bei Ihnen ja ohnehin häufiger im Ei-
mer. 

Ich wollte nur an die Regierung appellieren, mit 
diesem Ergebnis der Haushaltsberatungen — wenn 
so beschlossen wird, wie die Vorlage es vorsieht — 
nicht so umzugehen, als sei es ein Danaer-Geschenk 
oder als passe ihr das nicht. Man weiß nämlich nicht 
mehr, welchen Gefallen man dieser Regierung noch 
tun kann. Auf der einen Seite kriegt man Kritik, 
wenn man etwas drauflegt, auf der anderen Seite 
kriegt man auch Kritik, wenn man kürzt. Es ist etwas 
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schwierig. Ich würde die Regierung bitten, mit dem, 
was das Parlament ihr gibt, in diesem Falle so umzu-
gehen, wie das Parlament es meint. Auf internatio-
nalen Konferenzen, meine ich, sieht man etwas bes-
ser aus, wenn man einem international vereinbarten 
Ziel näherkommt, als wenn man weiter wegbleibt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Was Ihnen 
bisher hervorragend gelungen ist, das wei-

ter Wegbleiben!) 

— Wissen Sie, der Kollege Esters hat Ihnen das doch 
soeben klar gemacht. Ich weiß nicht, ob Sie das ma-
thematisch hinkriegen, Herr Köhler: Wenn Sie die 
200 Millionen DM abziehen, ist die Frage, wie weit 
Sie dann von den 0,7 % weg sind. Da muß man also 
schon ehrlich bleiben in der ganzen Diskussion. 

Mit Sicherheit war es in diesem Jahr eine Überra-
schung, daß uns ausgerechnet die Sachverständigen 
bescheinigt haben, daß die Zukunft in der Entwick-
lungshilfe liegt Die Erkenntnisse der fünf Weisen 
sind für Sie, die Sie im Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit die Arbeit machen, nicht neu, für 
viele andere Interessierte auch nicht. Jetzt wissen 
wir es sozusagen amtlich, wissenschaftlich und un-
abhängig festgestellt, daß man in diesem Bereich 
mehr tun sollte. Wir haben das in unserem Arbeits-
verfahren hinter uns gebracht. Ich meine, wir sollten 
diesen Weg in den nächsten Jahren beharrlich wei-
tergehen. 

Der Kollege Esters hat zu Recht darauf hingewie-
sen, daß jemand, der in der aktuellen Steuerdiskus-
sion dramatische und drastische Senkungen will, 
sich daran gewöhnen muß, daß man auf Grund von 
Beschlüssen, die auf Parteitagen und in Fraktionen 
— wie bei uns — gefallen sind, in Zukunft auch beim 
Einzelplan 23 zu entsprechenden Formulierungen 
kommen muß. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Da sitzt er!) 

— Herr Matthöfer hat mit Sicherheit aufmerksam 
zugehört, und er hat ja dafür auch ein gewisses Fai-
ble. Sehen Sie mal, Herr Hüsch, Herr Matthöfer ist ja 
nun wirklich kein Finanzminister ohne Herz. Das 
müssen Sie zugeben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD — Zurufe von der CDU/CSU) 

— Der eine trägt sein Herz ein bißchen offener als 
der andere. Innerlich ist Herr Matthöfer in dieser 
Frage mit uns sicherlich einer Meinung. 

Der Herr Kollege Picard hat von einer regionalen 
Erweiterung gesprochen. Er hat das Stichwort La-
teinamerika in die Diskussion gebracht. Er hat auch 
von einer möglichen Erweiterung des Finanzrah-
mens gesprochen. Das sind Anregungen, die man 
beim nächsten Haushalt mit Sicherheit berücksich-
tigen sollte. Nur verstehe ich angesichts der gegen-
wärtigen finanzpolitischen Diskussion nicht ganz 
die Überlegungen, auch die Volksrepublik China 
zum Entwicklungsland zu deklarieren. Mit Verlaub 
gesagt, das wird dann etwas problematisch, wenn 
man in dieser Form ein Land in eine Kategorie ein-
stuft und dann die Frage prüfen muß: Welches sind 
die Kriterien für die Qualifizierung als Entwick-

lungsland? Man muß wirklich fragen, ob man das 
noch finanzpolitisch in die Reihe bekommt. Die sind 
ja nicht mit einem Betrag von 10 Millionen oder 40 
Millionen DM sozusagen abzuspeisen. Da wird eine 
Rahmenplanung notwendig, die weit über das hin-
ausgeht, was wir bisher verhandelt haben. 

(Zuruf von der SPD: Das ist wie bei der Ge

-

meinschaftsaufgabe!) 

— Ja, bei der Gemeinschaftsaufgabe liegt das ähn-
lich. 

Ich gehe davon aus, daß wir — auch Sie, Herr Kol-
lege Picard — im Prinzip gemeinsamer Auffassung 
über die Problematik der technischen Zusammenar-
beit, der finanziellen Zusammenarbeit sind. Sie ma-
chen eine Ausnahme bei einigen Ländern, wo Sie 
Ihre Zustimmung verweigern. Der Kollege Toden-
höfer macht das ja immer richtig drastisch, wenn er 
seine Guerilleros und Terroristen in den höchsten 
Staatsämtern vermutet. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Sie wollen doch 
klare Worte haben!) 

— Wissen Sie, Herr Dr. Hüsch, Sie müssen sich fra-
gen, was Sie auf dem internationalen Parkett kaputt-
machen können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich weiß gar nicht, welches Gefühl Sie dafür haben, 
daß Sie beispielsweise einem Staatsmann wie Julius 
Nyerere von Tansania permanent unterstellen, daß 
er in diese Kategorie fällt. Dabei haben Sie völlig 
überhört, was Ihnen der Bundesaußenminister hier 
vor ein paar Tagen über seine Rolle in der interna-
tionalen Politik, die für andere Länder bedeutsam 
war, gesagt hat. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Er hat doch 
Frau Thatcher massiv angegriffen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat-
ten Sie die Zwischenfrage? 

Gärtner (FDP): Herr Picard. 

Picard (CDU/CSU): Ich will Ihnen nicht die Zeit 
wegnehmen, ich wollte nur fragen, Herr Kollege 
Gärtner, ob Sie es für unbesehen richtig halten, 
wenn wir Äthiopien im Jahre 1980 einen nicht un-
bedeutenden Betrag an Entwicklungshilfeleistun-
gen zugestehen. 

Gärtner (FDP): Herr Kollege Picard, die Frage, 
wem und welchen Ländern man Entwicklungshilfe 
gibt, muß doch auch Sie irgendwann zum Nachden-
ken bringen. Ich muß wirklich noch einmal das 
Stichwort Somalia nennen. Das Problem Somalia hat 
hier zu einem Zeitpunkt auf dem Tisch gelegen, als 
Sie das „Regime" so bezeichnet haben, wie Sie jetzt 
mit Äthiopien umgehen. Was sich in Somalia abge-
spielt hat, wäre alles nicht möglich gewesen, wenn 
wir nicht trotz aller vorhandenen Bedenken weiter 
diese Entwicklungshilfe gegeben hätten. Sie kom-
men mit Ländern nicht in einen Dialog, wenn Sie ih-
nen auf diese Art und Weise begegnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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Wenn wir alle der Auffassung sind, daß wir unsere 
Hilfe nicht im Sinne von Einmischung geben, son-
dern im Sinne eines Daraufhinwirkens, daß die Län-
der der Dritten Welt — andere im übrigen auch, da 
ist niemand ausgeschlossen — eine demokratische 
Entwicklung nehmen sollen, dann müssen Sie die 
Möglichkeit haben, im Dialog zu bleiben. Wir dürfen 
sie nicht draußen lassen, sie nicht sozusagen vorher 
abqualifizieren und vielleicht dennoch erwarten, 
daß sie sich demokratisch entwickeln. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Dann müssen 
Sie auch Vietnam Entwicklungshilfe ge-

ben!) 

— Herr Kollege Todenhöfer, Sie haben Ihre Mei-
nung. Ich hoffe, daß Sie damit immer in der Minder-
heit bleiben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. To-
denhöfer [CDU/CSU]: Heißt das, daß Sie 
Vietnam Entwicklungshilfe geben wol-

len?) 

Nehmen Sie doch wenigstens das ernst, was Sie 
selbst sagen. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Heißt das, daß 
Sie Vietnam Entwicklungshilfe geben wol-

len?) 

— Entschuldigung, wenn Sie das, was Sie als Ma-
xime der Politik verstehen, anwenden: Kontakt und 
auch finanzielle Transaktionen nur mit Ländern, die 
ihre demokratische Qualifikation sozusagen vor Ih-
ren Augen nachgewiesen haben, — — 

(Petersen  [CDU/CSU]: Das will doch kein 
Mensch, Herr Gärtner!) 

— Entschuldigung, wenn Sie das so sagen, bin ich 
mit Ihnen einverstanden. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Das sollten Sie stets 
tun! — Abg. Todenhöfer [CDU/CSU] meldet 

sich zu einer Zwischenfrage) 

Dann brauche ich auch die Frage von Herrn Toden-
höfer nicht zu beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger: War das schon ein 
Hinweis auf die beabsichtigte Frage? 

Gärtner (FDP): Das war ein Hinweis. Ich glaube, 
Herr Todenhöfer hat ihn entsprechend verstan-
den. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Sie haben ja 
nicht einmal Zivilcourage zu antworten!) 

— Herr Todenhöfer, das Sie ein Ausmaß an Zivilcou-
rage haben, weiß ich ja, das kann man jeden Sommer 
in der Zeitung lesen. Das akzeptiere ich ja auch, 
finde es auch prima. 

(Dr. Todenhöfer [CDU/CSU]: Reden Sie 
doch über Entwicklungspolitik!) 

— Herr Todenhöfer, ich finde, man kann mit dieser 
Politik, die  Sie machen, mehr Geschirr kaputtma-
chen, als unbedingt notwendig ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn es nur Ihr Geschirr wäre, wäre das für uns gar 
kein Problem. Nur weiß ich doch, daß auch der Kol

-

lege Dr. Hüsch, der neben Ihnen sitzt, häufiger Pro-
bleme hat, wenn er sich im Ausland für Sie entschul-
digen muß. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD — Abg. 
Dr. Hüsch [CDU/CSU] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

Das ist doch nun wirklich der Punkt! 

Ich finde, wir sollten in dieser Debatte nicht ver-
gessen, daß das, was es auf dieser Welt an Möglich-
keiten der Veränderung gibt, nicht von uns aus da-
durch unnötig belastet werden sollte, daß wir innen-
politische Konfliktfelder, die man ja durchaus haben 
kann — wir können ja hier über innenpolitische 
Konfliktfelder diskutieren, gar keine Frage, nur soll-
ten Sie nicht auch noch Ihre innenpolitische Hall-
stein-Doktrin nach draußen transportieren — — 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. To

-

denhöfer [CDU/CSU]: Nach Ihrer Argu

-

mentation müßten Sie Kuba und Vietnam 
Entwicklungshilfe geben! Das kann doch 

nicht wahr sein!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat

-

ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Hüsch? 

Gärtner (FDP): Zwar leuchtet die orange Lampe, 
aber Ihnen, Herr Dr. Hüsch, muß ich eine Frage ge-
nehmigen. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU): Danke sehr, Herr Kollege 
Gärtner. - Würden Sie bitte, nachdem Sie mich zi-
tiert haben, freundlicherweise zur Kenntnis neh-
men, daß ich noch nie vor der Notwendigkeit stand, 
mich für Herrn Kollegen Todenhöfer im Ausland zu 
entschuldigen? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der SPD: Schade!) 

Gärtner (FDP): Herr Kollege Hüsch, ich hatte Sie, 
weil wir ja Kandidaten im selben Wahlkreis sind, 
immer so eingeschätzt, daß Sie wenigstens in der 
Lage sind, zu erkennen, wann mit Äußerungen, die 
aus innenpolitischen Gründen gemacht werden, 
außenpolitisch Schaden angerichtet wird. Von daher 
habe ich von Ihnen grundsätzlich angenommen, daß 
Sie sich so verhalten wie ich Sie ' eben zitiert 
habe. 

Lassen Sie uns die Diskussion, die sich in diesem 
Rahmen jetzt so abgespielt hat, doch nicht weiter-
treiben. 

(Abg. Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Köhler, es geht jetzt langsam zu Ende, wirk-
lich, ohne Scherz. Es wird jetzt nämlich langsam rot. 
Ich weiß nicht, ob auch ich bei Ihrer Frage rot wer-
de. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, die Zeit 
ist nun tatsächlich abgelaufen. 

Gärtner (FDP): Dann tut es mir leid, Herr Kol-
lege. 
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Ich meine, wir sollten diesem Etat gemeinsam zu-

stimmen, weil ich finde, er ist ein wichtiger Schritt 
auf einem guten Wege. Ich meine auch, daß wir da-
mit innen- und außenpolitisch eine ganz anständige 
Leistung vollbracht haben. Wenn wir das gemein-
sam tragen könnten, wäre das für unsere gemein-
same Sache besser. Ich bitte Sie herzlich darum, 
wenn auch vielleicht in Teilen vergebens. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hoffacker. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Herr Kollege Esters ver-
langt drastische Worte, der Herr Kollege Gärtner 
befaßt sich damit, daß hier zu klar gesprochen wird. 
Das ist ein wirkliches Bild der Verfaßtheit der Re-
gierungskoalition. Der Grad der inneren Beteiligung 
ist unter Null abgesunken. Hier wird eine lieblose 
Pflichtübung in Entwicklungspolitik absolviert; ein 
typisches Spiegelbild dieser Regierungskoalition. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Sie meinen das Wochenblatt „Spiegel", ja?) 

Meine Damen und Herren, diesem schließt sich 
der Herr Minister an. In seiner letzten Rede vor dem 
Symposium der Deutschen Gesellschaft der Verein-
ten Nationen am 10. Dezember hat Minister Offer-
geld sich darüber beklagt, die öffentliche Entwick-
lungshilfe der westlichen Industrieländer sei von 
0,52 % des Bruttosozialprodukts im Jahre 1969 auf 
0,35 % im Jahre 1978 vermindert worden. Er hebt 
hervor, der negative Trend sei im Jahre 1978 in der 
Bundesrepublik umgekehrt worden. 

Herr Minister, das ist schlicht falsch. Denn im 
Jahre 1975 ist erstmalig und einmalig die Marke von 
0,4 % des Bruttosozialprodukts erreicht worden, und 
dann — in den Jahren bis 1978 — ist sie auf 0,31 % 
abgesunken. Wenn der Minister in derselben Rede 
hervorhebt, daß die Bundesregierung die öffentliche 
Entwicklungshilfe bis 1983 jährlich um 12,5 % erhö-
hen will, so begrüßen wir diesen Willen. Jedoch 
täuschen diese Zahlen nicht darüber hinweg, daß 
das versprochene 0,7-%-Ziel nicht erreicht wird. Mir 
scheint, daß diese Versprechungen wie in der Ver-
gangenheit leer bleiben und, wie wiederholt gesche-
hen, gebrochen werden. 

Wenn man z. B. die Diskussionen der letzten Tage 
verfolgt, ergibt sich, daß der Herr Bundesfinanzmini-
ster die Kompetenz für das BMZ zu verwalten 
scheint. Denn wie anders sollte ich die Interviewäu-
ßerung des Herrn Bundesminsters für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit vom 9. Dezember verstehen, in 
der er sagt, die Erreichung des 0,7-%-Zieles habe in 
allererster Linie der Bundesfinanzminister zu beur-
teilen? Diese Äußerung zeigt, Herr Offergeld, daß 
Sie als Minister Ihre Kompetenz für das BMZ be-
reits in der Garderobe von Herrn Matthöfer abgege-
ben haben. Wir bedauern das sehr. 

Herr Matthöfer hat auch mittlerweile die Katze 
aus dem Sack gelassen, indem er in der „Zeit" seine 
Meinung deutlich gemacht hat. Er hat in einem 
heute erschienenen Interview signalisiert, daß er 
dann, wenn es zum Schwur kommt, überhaupt nicht  

daran denkt, sich an die Beschlüsse des SPD-Partei-
tages zu halten. Das ist natürlich eine bittere Pille, 
Herr Matthöfer, die Sie auf dem SPD-Parteitag ha-
ben hinnehmen müssen, daß Sie so überstimmt wor-
den sind. Wenn ich höre, daß 100 dort gar nicht ge-
wußt hätten, worüber sie abgestimmt haben, dann ist 
das natürlich noch bitterer und erhellt Ihre Erkennt-
nis. 

Man darf sich überhaupt nicht wundern, wenn die 
Situation so ist, daß der Herr Offergeld in der Presse 
als der Stille aus dem Hotzenwald bezeichnet wird 
-- ich entschuldige mich fast bei den Alemannen, 
die hier sitzen — und daß er weniger durch Taten-
drang und revolutionäre Konzepte auffällt 

(Bindig [SPD]: Wollen Sie revolutionäre 
Konzepte?) 

und statt dessen hilf- und sprachlos im Abseits steht. 
Er versucht wegzutauchen, Herr Bindig, statt die 
Entwicklungspolitik nach oben zu bringen. Seine be-
wegenden Worte über die Strategie einer gemeinsa-
men Verantwortung überzeugen doch nicht. Wenn 
man den Haushalt und die damit verbundenen Ver-
sprechungen bewertet, so sieht es sehr schlecht 
aus. 

Lassen Sie mich das an einigen Beispielen ver-
deutlichen. Herr Minister Offergeld will die abso-
lute Armut bekämpfen, und auch Herr Holtz plä-
diert auf dem Parteitag der SPD für eine Konzeption 
der Entwicklung der ärmsten Länder. Diese Regie-
rung spricht unentwegt von der Strategie der 
Grundbedürfnisbefriedigung der Menschen in der 
Dritten und Vierten Welt. Aber was tut sie prak-
tisch? Nehmen wir sie beim Wort ihres eigenen In-
formationsvermerks aus dem vorvergangenen Mo-
nat! Dort wird festgestellt, daß vom gesamten Ent-
wicklungshaushalt nur 25 % — man höre und staune! 
— aller Mittel auf Förderungsbereiche entfallen, die 
überwiegend Grundbedürfnisprojekte enthalten. 

Wie sieht das aber bei der Vergabe des Geldes 
praktisch aus? Das sieht praktisch so aus, daß bei der 
Vergabe von Krediten für 1977, also bis 1978, ledi g

-lich in zwei Ländern Kleinkredite bis zu 10 000 DM 
vergeben worden sind, und diese Zahl, man höre und 
staune, ergibt in Wahrheit 1 % der Endkredite. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Im Gegensatz dazu steht das Klotzen von 250000 
DM aufwärts. Ich sage immer: Die Sozialdemokra-
ten und Sozialisten können mit dem Geld anderer 
Leute nicht umgehen, weil sie selbst keins haben. 
Hier zeigt sich das auch wieder. Eine möglichst 
große Summe, nämlich 82 % des Gesamtvolumens, 
wird für Endkredite von 250000 DM und mehr aus-
geben. 

Das ist das wirkliche Bild, und auf dieser Basis ist 
der Kampf gegen die absolute Armut eine Farce. Die 
Beschwörungen und Bekenntnisse des Ministers 
und der Matadore auf dem SPD-Tag kommen einer 
lähmenden Gesundbeterei gleich, weil diese Regie-
rung nicht erkannt hat, daß der Kampf gegen die ab-
solute Armut bei der Unterstützung der ärmsten 
Menschen zu beginnen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Nimmt es sich nicht blamabel aus, daß bis 1978 

nur zwei Länder das Glück hatten, Kleinkredite zu 
bekommen? Ich frage Sie, Herr Minister: Sind auf 
der Grundlage dieser Zahlen die Aussichten in der 
Rahmenplanung falsch? Wieviel Kleinpartner und 
Kleinstpartner in Landwirtschaft, Handwerk und 
Kleingewerbe haben Sie wirklich? Wollen sie Ihre 
Verantwortung auf GTZ und KW abwälzen, wollen 
Sie selber weiter untertauchen und keine Flagge 
zeigen? Hängt das schlechte Image der Entwick-
lungspolitik nicht damit zusammen, daß hier nur ge-
klotzt wird und die wirklich Bedürftigen als entspre-
chende Partner in den Entwicklungsländern nicht 
erreicht werden, so daß Sie nicht eine Hilfe am Men-
schen tun, sondern sich lediglich in einen Planungs-
fetischismus verlagern, um die Fehler Ihrer Konzep-
tionslosigkeit nicht aufdecken zu müssen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Warum helfen Sie nicht mit Kleinstkrediten? Sa-
gen Sie es, geben Sie es zu: weil Sie diese Menschen 
überhaupt nicht erreichen. Daß es aber anders geht, 
zeigen die freien Träger. Warum entwickelt dieses 
Ministerium nicht mehr Phantasie? Trägt die Bun-
desregierung nicht Schuld daran, daß die Klagen in 
der Offentlichkeit über fehlgeleitete Entwicklungs-
gelder nicht verstummen, weil sie den wirklich Be-
dürftigen nicht erreicht und ihm nicht geholfen 
wird? 

Im Rahmen der Grundbedürfnisbefriedigung in 
der Dritten Welt nennt Herr Bundesminister Offer-
geld nach der Nahrungssorge die Gesundheitsvor-
sorge. Auch hier erreicht die Politik der Bundesre-
gierung die wirkliche Not der Menschen nicht. Es 
geht um bessere Gesundheitsdienste und Ausbil-
dung für Krankenschwestern und Pflegerinnen. Es 
geht um medizinische Krankenversorgung; sie liegt 
im argen. Es ist bisher nicht gelungen, die traditio-
nelle Medizin in die medizinische Versorgung der 
Menschen mit einzubringen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Trau-
rig, aber wahr!) 

Sie drücken sich, wenn es darum geht, einheimi-
sches Personal zu finanzieren. Neben Ihnen sitzt ja 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär Brück, 
der uns in einem sehr blumenreichen Brief hat wis-
sen lassen, daß er nicht in der Lage und nicht bereit 
ist, eine Hilfe zu geben. Vielmehr versteckt er sich 
hinter Verklausulierungen und läßt das Ganze im 
Sande verlaufen. 

Meine Damen und Herren, überläßt diese Regie-
rung den Gesundheitsdienst am Menschen nicht ei-
nigen Idealisten? Geht sie nicht daran vorbei, ihnen 
bei dieser Fürsorge zu helfen? Läßt sie sie nicht al-
leine stehen, und verschanzt sie sich nicht hinter 
Akten und Planungsvorschriften, ohne die Men-
schen vor Ort zu erreichen? Und darum geht es: Sie 
erreichen die Menschen vor Ort nicht. Das Fazit 
heißt: Diese Regierung zeigt kein Herz für die Men-
schen der Dritten Welt, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Na, na, na!) 

sondern eine Krämerseele, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD]: Na, na, jetzt bleiben Sie 

bloß auf dem Teppich!) 

— Das gefällt Ihnen nicht, Herr Schäfer, das kann 
ich verstehen. Es ist ja auch bitter, wenn man am 
Abend noch so etwas hören muß. 

Minister Offergeld stellt in seiner Rede vom 
10. Dezember fest, daß es zuallererst darum gehe, die 
Grundbedürfnisse des Menschen in der Dritten 
Welt nach Nahrung, Gesundheit, Kleidung, Woh-
nung und Bildung zu befriedigen. Diesem Anspruch 
wird die Bundesregierung nicht gerecht. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Vielmehr scheint es mir so zu sein, daß die Politiker 
der Bundesregierung noch nicht aus der kritisch

-

kontroversen Diskussion über das Ziel der Ent-
wicklung herausgefunden haben. Zu sehr steht der 
ökonomische Wachstumsprozeß im Vordergrund. 
Die Entwicklung des Menschen, der alles wirt-
schaftliche Wachstum zu dienen hat, kommt zu 
kurz. Die Gefahr einer Engführung des Entwick-
lungsbegriffs ist noch immer nicht überwunden. Ent-
wicklungspolitik aber, die auf Erfolg gerichtet ist, 
muß den Blick auf den Menschen richten, und zwar 
auf ihn selbst und das ihm eigene Umfeld. Deshalb, 
so scheint mir, muß die ganzheitliche Entwicklung 
des Menschen in den Vordergrund gerückt werden. 
Das Ziel der Entwicklungspolitik schließt selbstver-
ständlich die materiellen Bedürfnisse des Menschen 
ein. Sie wird aber nur Erfolg haben, wenn sie sein 
kulturelles Eigenleben achtet, die Wachstumspro-
zesse respektiert und Möglichkeiten zur friedlichen 
Wahrnehmung politischer Rechte zur Mitgestal-
tung des menschlichen Zusammenlebens eröffnet. 

Durch die Fortschrittsbilder industriell kochent-
wickelter Länder ist der Abstand zu den Industrie-
nationen bei den unterprivilegierten Menschen und 
Völkern noch größer geworden. Es ist eine Art Bett-
lermentalität entstanden oder aber ein von wenigen 
Funktionären geformtes Anspruchsdenken geprägt 
worden, das auf Grund ideologischer Einfärbung zu 
Konflikten führt. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Die Symbole westlichen Konsums haben in den Län-
dern der Dritten Welt einen weltweiten Demonstra-
tionseffekt ausgeübt. Wir stellen fest, daß mit der ge-
genwärtigen Industrieepoche eine menschliche Ent-
wurzelung und Verelendung in den Entwicklungs-
ländern einhergeht. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Leider 
wahr!) 

Die Bezeichnung unseres Jahrhunderts als „Jahr-
hundert der Flüchtlinge" deutet auf diesen Gegen-
satz hin. Meine Damen und Herren, am Beispiel des 
Iran wird deutlich, daß Entwicklung — primär ver-
standen als ökonomisches Wachstum, ohne die 
menschliche Entwicklung einzubeziehen — schei-
tern muß. Raubbau an den vorhandenen Gütern, po- 
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litisches Zwangssystem und mangelnde Partizipa-
tion des Volkes an der Gestaltung des Gemeinwe-
sens rächen sich mit Rückfall in atavistische Staats-
vorstellungen. 

Die Bundesregierung muß sich fragen, ob sie nicht 
in Gefahr ist, iri anderen Krisenherden der Dritten 
Welt zusätzlichen Konfliktstoff zu schaffen. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

So fordern wir eine Abkehr von der Unterstützung 
und politischen Anerkennung gewaltanwenden-
der Befreiungsbewegungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Politik unter Eppler hat zum Zusammenbruch 
einer wirksamen Entwicklungshilfe  in  Moçambique 
und Angola geführt und den Einfluß freiheitsvernei-
nender, totalitärer Regime ermöglicht oder erwei-
tert. 

Was ich in den Beschlüssen des SPD-Parteitages 
lese, läßt nichts Gutes ahnen. Wenn dort verlangt 
wird, daß auch die Stiftungen des demokratischen 
Sozialismus und die Gewerkschaften — z. B. durch 
Bildung von Kampffonds für Streikende in den Ent-
wicklungsländern — 

(Dr.  Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

stärker als bisher mitwirken sollen, dann ist das der 
falsche Weg einer friedlichen Zukunftssicherung. Es 
ist die Konfliktstrategie des Kampfes mit Mitteln 
der Gewalt, der Unheil über die Völker bringen muß. 
Zu lange schon treiben die Missionare der Soziali-
stischen Internationale ihr Unwesen in den Län-
dern der Dritten und Vierten Welt. Es sind häufig 
dieselben Funktionäre, die in den Industrieländern 
in feinem Zwirn und weißem Mercedes das Bild ei-
ner entwickelten Gesellschaft darzustellen versu-
chen. 

(Zurufe von der SPD) 

Der Nadelstreifenanzug wird zum Kampfanzug so-
zialistischer Umtriebe. 

(Lachen bei der SPD und der FDP —Heiter-
keit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei der Förderung und dem Programm des Mini-
sters vermisse ich ganz deutlich jede Form der Er-
mutigung zur Integration in die freie Weltwirt-
schaft. Es fehlt das Engagement des Ministers für 
eine weltweite Offensive um das Verständnis für die 
Vorteile der freien Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung. 

Die Bundesregierung begeht einen schweren Feh-
ler, wenn sie weiterhin die Förderung der Schwel-
lenländer vernachlässigt. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

China ist neu auf den Plan getreten, Herr Minister. 
Ich finde es herrlich, daß Sie mal endlich Ihre Ge-
sichtszüge etwas lockern. Als Entwicklungsland ist 
es deklariert worden. Kein Wort lese ich in den 
jüngsten Verlautbarungen des Herrn Ministers über 
eine Chance der Zusammenarbeit. Das ist unbegreif-
lich. Denn diese Rede des Herrn Ministers von vor-

gestern befaßt sich mit der Politik von morgen am 
Beginn der dritten Entwicklungsphase — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Politik von ge

-

stern!) 
und dabei läßt er China aus dem Blick! Er sagt mit 
keinem Wort  etwas dazu. 

Dieser Minister will den Abbau statt des Aufbaus. 
Instrumente des Aufbaus diskutiert er nicht. Er geht 
ihnen aus dem Weg. 

Es wäre noch sehr viel zu sagen. 

(Zuruf des Abg. Grobecker [SPD]) 

Aber in der mir zur Verfügung stehenden Zeit kann 
ich das leider gar nicht mehr alles anbringen. Es 
wäre noch sehr Wesentliches zur Medienpolitik zu 
sagen. Denn unter dem Stichwort „Bildung" ist ein 
wichtiger Teilbereich entwicklungspolitischer 
Grundbedürfnisstrategie sowie eine übergreifende 
ordnungspolitische Komponente angesprochen. 
Aber dazu ebenfalls kein Wort, sondern Black-out, 
Herr Minister, in Ihrer Rede. Sie haben nicht er-
kannt, daß die Medienpolitik unverzichtbar zum Ge-
samtinteresse unserer Bemühungen gehören muß. 
Wir sehen, daß die Regierung von der unverzichtba-
ren Antwort auf diese Fragen nicht sehr viel hält. Sie 
hat nicht verstanden, daß es um den Menschen in 
den Ländern der Dritten Welt geht. Unsere Fraktion 
mißt dieser internationalen Medienpolitik einen 
sehr hohen Stellenwert bei. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Der Dialog über Aufgaben und Bedeutung der Me-
dien muß vertieft und das Verständnis muß geweckt 
und vermehrt werden, weil Nachrichten und Mei-
nungen unverzichtbare Bestandteile modernen 
menschlichen Lebens sind. 

(Grobecker [SPD]: So ist es! — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD]: Und deshalb lehnen Sie 

ab!) 

Die Regierung bietet ein Bild, das mit der Wirk-
lichkeit, in der sich Entwicklungspolitik abspielen 
muß, nicht übereinstimmt. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Da müssen 
Sie doch zustimmen!) 

Die Bilanz ist deshalb schlecht. Sie ist, verglichen 
mit den großen Worten des Ministers und dem im-
mer wieder betonten hohen Wert der Entwicklungs-
politik, nicht akzeptierbar. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Aha!) 

Der Minister bringt die Entwicklungspolitik nicht 
nach vorn, sondern arbeitet eifrig daran, sie dem öf-
fentlichen Bewußtsein zu entziehen — mit einem Ei-
fer, wie wir ihn sonst nicht kennen. 

Diesen Weg gehen wir nicht mit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Holtz. 

Dr. Holtz (SPD): Frau Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Manche Teile Ihrer Rede, 
Herr Hoffacker, scheinen die These zu bestäti-
gen: 
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Die Nominierung des rechtskonservativen Kanzler-
kandidaten verpflichtet jeden, auch den Kleinsten, 
in Ihrer Fraktion. 

(Heiterkeit bei der SPD — Dr. Hüsch [CDU/ 
CSU]: Über diesen Satz haben Sie lange 

nachgedacht!) 

Von der ökonomischen Weltkarte müssen die Zo-
nen des Hungers, der Unterernährung, der Verelen-
dung, der Unterentwicklung, der Krankheit und des 
Analphabetismus verschwinden. Alles hängt davon 
ab, ob die friedliche Zusammenarbeit nicht neue Be-
dingungen der Ausbeutung, der ökonomischen und 
politischen Abhängigkeit bringen wird, die nur eine 
neue Form des Kolonialismus wären. 

Aber es mag ja sein, daß Sie bei „Ausbeutung" wie-
der an SPD-Papiere denken. Ich kann nur sagen: Ich 
habe Papst Johannes Paul II. zitiert, und zwar aus 
seiner Rede, die er vor der Vollversammlung der 
Vereinten Nationen gehalten hat. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Aber nicht ver-
standen! — Zuruf des Abg. Niegel [CDU/ 

CSU]) 

Ich halte es für notwendig, daß wir besonders in die-
sem wichtigen Bereich Nord-Süd das ernst nehmen, 
was einer der geistigen Führer unserer Zeit zu sagen 
hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Niegel 
[CDU/CSU]: Bei der Abtreibung auch?) 

Einige von der Bundesregierung in der Südpolitik 
gesetzte Wegmarken sind positiv abgesteckt wor-
den. Ich will hinzufügen, daß der Einzelplan 23 einen 
wichtigen Aktivposten der Politik der Bundesregie-
rung darstellt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich bedaure auch, daß mein Herr Vorredner glaubte, 
sich aus der Rede des Ministers Offergeld vom Mon-
tag dieser Woche anläßlich des Symposions der Ge-
sellschaft für die Vereinten Nationen nur die negati-
ven Teile herauspicken zu können. Ich hätte mich 
gefreut, wenn Sie die positiven Akzente gesehen 
hätten. Dann hätten Sie endlich Material für eine 
gute Konzeption, und die Bundesregierung mit Rai-
ner Offergeld wird diese Konzeption mit der Unter-
stützung des Parlaments auch durchsetzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Du lieber Gott! — Dr. 
Hüsch [CDU/CSU]: Das glauben Sie doch 

selbst nicht!) 

Dennoch wissen wir, wenn wir uns die letzten 
Jahre, besonders seit der von mir so genannten „Ok-
toberrevolution der weltwirtschaftlichen Beziehun-
gen" — ich meine die Erhöhung der Erdölpreise im 
Jahre 1973 —, anschauen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sprachrege-
lung!) 

daß durchschlagende Erfolge nicht zu verzeichnen 
gewesen sind. Deshalb sind, . in Anknüpfung an 
Herrn Offergeld, neue Überlegungen und auch neue 
zusätzliche Anstrengungen nötig. 

Wenn Welthunger nicht zum Weltkrieg führen 
soll, dann sind drei Dinge vorrangig nötig: a) Eine Er-
höhung und quantitative Verbesserung unserer so-
genannten öffentlichen Entwicklungshilfe — und da 
hoffe ich, daß alle den Parteitagsbeschluß ernst neh-
men —; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Minister 
Matthöfer!) 

b) eine Veränderung der ökonomischen Weltkarte 
zugunsten der benachteiligten Länder und Bevölke-
rungsgruppen, und c) Strukturreformen in den Indu-
strie- und in den Entwicklungsländern. Alle drei 
Dinge sind nötig, um zu einer leistungsfähigen, ge-
rechten und solidarischen Weltwirtschaft zu kom-
men, so wie es hier auch in einer Bundestagsent-
schließung gefordert worden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich beschränke mich wegen der Kürze der Zeit nur 
auf den Teil der öffentlichen Entwicklungshilfe. 

Der Parteitag hat mit Mehrheit beschlossen: Er-
forderlich ist im Bereich der Entwicklungshilfe ein 
verbindlicher Stufenplan zur Erreichung des 0,7%

-

Zieles bis spätestens 1985. Das ist eine wichtige 
Empfehlung an uns, das Parlament. Wir sollten alles 
daran setzen, um dies durchzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Viele von denen, die hier sitzen, haben auf dem ent-
wicklungspolitischen Kongreß der Kirchen solche 
Stufenpläne an höchster Stelle gefordert, und ich 
wünsche, daß es möglich wird, dies auch zu realisie-
ren. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Köhler? 

Dr. Holtz (SPD): Herr Köhler, so leid es mir tut: 
nein! Das geht von meiner Redezeit ab. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Ich 
kann Sie gut verstehen!) 

Die für den entwicklungspolitischen Haushalt 
1980 vorgesehene Steigerung von 15 % bedeutet in 
der Tat einen begrüßenswerten Schritt, und ich 
möchte der Mehrheit des Haushaltsausschusses 
herzlich danken. Aber das Tempo muß weiterhin 
verschärft werden. 

(Zuruf von der SPD: Steuerreform!) 

Eine spürbare Aufstockung — darauf haben die 
Kollegen Esters und Gärtner bereits hingewiesen — 
fordert auch erstmalig der Sachverständigenrat in 
seinem Jahresgutachten, das uns vor einem Monat 
zugegangen ist. Richtig ist, mehr Entwicklungshilfe 
muß finanziert werden, Herr Finanzminister. Dies 
ist in Zeiten, in denen die Konsolidierung der öffent-
lichen Haushalte eine wichtige Aufgabe in der Fi-
nanzpolitik ist, ein schwieriges Problem. Eine Aus-
dehnung der Verschuldung kommt nicht in Be-
tracht, und einer Erhöhung der Steuerquote stehen 
erhebliche Widerstände entgegen. Aus diesen 
Gründen werden verschiedene Möglichkeiten dis-
kutiert, und ich bitte Sie herzlich, sich konstruktiv 
an der Diskussion zu beteiligen. Das reicht von Zins- 
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zuschüssen für Kapitalmarktmittel bis zur Erhebung 
internationaler Abgaben, wie sie von der von Willy 
Brandt geleiteten Nord-Süd-Kommission diskutiert 
und wohl auch in den Bericht mit aufgenommen 
werden. Mittel, die auf Grund von Abrüstungsve-
reinbarungen eingespart werden, sollten vor allem 
für Entwicklungshilfe aufgewandt werden. So steht 
es auch in einer der Regierungsthesen vom Mai die-
ses Jahres. Aber darauf können wir natürlich nicht 
warten. Auch deshalb nicht, weil das Parlament al-
lein hier keinen ausschlaggebenden Einfluß in die-
sem Bereich hat. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Das sehen Sie doch 
ein!) 

 Deshalb muß man nach anderen Möglichkeiten su-
chen. Ich meine, daß der Wille des Parlaments wirk-
lich entscheidend ist. Bei den zum Teil großzügigst 
angekündigten Steuersenkungen müssen wir auf ei-
nen Teil zugunsten der Entwicklungshilfe verzich-
ten. Etwas weniger Weihnachtsmann, sage ich an 
die Adresse der Opposition. Herr Strauß hat gestern 
ein großes Programm vorgelegt. Das Strauß-Pro-
gramm ist sozial unausgewogen und entwicklungs-
hilfefeindlich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Mindestens ebenso wichtig wie die Erreichung 
des 0,7-%-Ziels — und dies ist ja kein Ziel an sich — 
ist das, was man mit dem Geld macht. Bei den ent-
wicklungspolitischen Maßnahmen plädieren wir So-
zialdemokraten für einen armutsorientierten und 
zielgruppenorientierten Ansatz. Zentrales Element 
dieses Ansatzes ist die Grundbedürfnisorientie-
rung. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Ich werde gleich auch sagen, was die Bundesregie-
rung tut. Dieses Ziel der Grundbedürfnisorientie-
rung hat den Vorzug, daß es von der Offentlichkeit, 
besonders auch von der Jugend, verstanden wird. 
Der Anteil der grundbedürfnisorientierten Förde-
rungsbereiche an der Rahmenplanung der Jahre 
1979 und 1980 ist erfreulicherweise weiter gestie-
gen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Soll!) 

und zwar bei der technischen Zusammenarbeit auf 
über 50% 

(Zuruf von der CDU/CSU: Soll!) 

und bei der finanziellen Zusammenarbeit auf etwa 
25 %. Ich habe kein Verständnis dafür, daß sich ein 
Kollege hier hinstellt und sagt, das sind ja zum Teil 
nur größere Projekte. Es kommt doch darauf an, 
meine Damen und Herren, daß den Menschen, daß 
den Zielgruppen geholfen wird, und das geschieht 
durch die Politik des Ministers. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hoffacker [CDU/ 
CSU]: Das erreichen sie gar nicht, Herr 

Holtz! Das ist ja meine Kritik!) 

Länder, die diesem Ansatz verpflichtet sind, sollten 
besonders gefördert werden. Ich füge hinzu, reaktio-
näre Cliquen sowie Regierungen, die die politisch- 

bürgerlichen Freiheitsrechte wie auch die sozialen, 
die kulturellen und die wirtschaftlichen Grund-
rechte der Menschen massiv mit Füßen treten, dür-
fen von der Bundesregierung nicht gefördert wer-
den. 

(Beifall bei der SPD) 

Die bundesdeutsche Entwicklungshilfe muß den 
Mut zur Konzentration aufbringen. Auf Grund der 
gemeinsamen Interessen von Industrie- und Ent-
wicklungsländern bieten sich folgende Schwer-
punkte an. 

Erstens ein energiepolitisches und ökologisches 
Schwerpunktprogramm, damit Energie- und Um-
weltkrisen gemeistert werden und die Dritte Welt 
eine faire Chance auch für ihre wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung erhält. Nach Angaben der Ver-
einten Nationen stammten 1976 78% des kommer-
ziellen Energieverbrauchs der Entwicklungsländer 
aus Erdöl und Erdgas. Dagegen wird der Anteil der 
Kohle auf nur knapp 14 % und der der Wasserkraft 
auf rund 8% geschätzt. Die Wasserkraft wird z. B. in 
Afrika nur zu 2 % genutzt. Die Dritte Welt braucht 
das Erdöl, sagte .Minister Hauff hier etwa gegen 
16 Uhr. Aber sie braucht auch andere Energien. Aus 
diesem Grunde müssen konventionelle und unkon-
ventionelle, besonders regenerierbare Energiequel-
len verstärkt erschlossen werden. Das Argument 
derjenigen, die meinen, die Notwendigkeit einer 
friedlichen Nutzung der Kernenergie bei uns ergebe 
sich auch aus Rücksicht auf die wirtschaftlichen Be-
dürfnisse der Entwicklungsländer, ist deshalb so 
nicht stichhaltig. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hoffacker [CDU/ 
CSU]: Herr Holtz, sie kaschieren doch die 

Versäumnisse der Bundesregierung!) 

Die Bundesregierung — und jetzt komme ich ganz 
konkret zu ihren Taten, die Sie hier ja verschwiegen 
haben — will 1980 für Energieprojekte über eine 
Milliarde Mark bereitstellen. Allein über diesen 
Bundesetat wird es Zusagen für konventionelle 
Energievorhaben in Höhe von 680 Millionen DM ge-
ben. Diese Zahlen beweisen, daß die Bundesregie-
rung der Versorgung der Entwicklungsländer mit 
Energie große Priorität einräumt. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Wo steht denn 
der Ansatz von 680 Millionen DM? Da ist 

eine Null zuviel!) 

— Bitte lesen! 

Im übrigen, sage ich, ist es wichtig, einen ökologi-
schen Generationsvertrag national wie internatio-
nal in Betracht zu ziehen, damit unsere Nachfahren 
noch einen lebensfähigen und nicht einen ausge-
plünderten, ausgelaugten Planeten vorfinden. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Da haben Sie 
recht!) 

Ökologie muß zur Rahmenbedingung politischen 
und wirtschaftlichen Handelns werden. Wir dürfen 
doch nicht nur für uns Politik machen, sondern müs-
sen auch für unsere Kinder und Kindeskinder sor-
gen. 
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Zweitens. Ein zweites Schwerpunktprogramm 

sollte auf die ländliche Entwicklung abzielen, da-
mit die Ernährungskrise abgewandt wird. Der Um-
fang der Agrarhilfe an der gesamten öffentlichen 
Entwicklungshilfe stagniert seit einigen Jahren. Ihr 
Anteil an den Gesamtaufwendungen beträgt etwa 
20 %. Ich meine, daß dieser Bereich gestärkt werden 
sollte. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Das ist Kritik an 
Ihrer Parteil) 

Um so unverständlicher, Herr Kollege, ist ein An-
trag der CDU/CSU-Opposition im Bundestagsaus-
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit, mit dem 
diese für 1980 eine Kürzung der Mittel für die inter-
nationale Agrarforschung durchsetzen wollte. Ganz 
unverständlich wird es, wenn man bedenkt, daß Sie 
ein Jahr zuvor einen Erhöhungsantrag gestellt ha-
ben. Dies ist WI und Hott, aber kein Ausdruck für 
eine wirkliche Konzeption in der Entwicklungs-
politik. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. Hof-
facker [CDU/CSU]: Herr Holtz, das Ministe-
rium war unfähig, diesen Betrag auszuge-

ben! Das ist die Wirklichkeit!) 

Drittens. Ein Schwerpunktprogramm dezentrale 
Industrialisierung und Mittelstandsförderung, da-
mit die Landflucht eingedämmt und die durch die 
Auslandsinvestitionen häufig mitverursachten Ver-
krüppelungen und Deformationen der Wirtschafts-
strukturen in vielen Entwicklungsländern abgebaut 
werden. Bei der Industrialisierung sind ädaquate, 
angepaßte Technologien zu bevorzugen, was nicht 
immer mit arbeitsintensiven Technologien gleichzu-
setzen ist. In der Regel ist den Entwicklungsländern 
eine Strategiemischung von sogenannten „sanften" 
bis hin zu Spitzentechnologien zu empfehlen. 

Viertens. Stärkung der Planungskapazität. Ein 
derartiges Schwerpunktprogramm sollte um so eher 
möglich sein, als bei uns seit Jahren ein Überange-
bot an planerischen Berufen aller Art besteht. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Jetzt wollen Sie 
auch noch den Menschen in der Dritten 
Welt verplanen, nachdem Ihnen das hier 

nicht gelungen ist!) 

Ein solcher allgemeiner, schwerpunktorientierter 
Ansatz hat den Nebeneffekt, das abstrakte 0,7-Pro-
zent-Ziel mit Inhalt zu füllen. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit hat sich auch auf Grund von Anre-
gungen, die aus der SPD-Arbeitsgruppe für Entwick-
lungspolitik stammen, 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Da kann nichts 
Gutes herkommen!) 

sehr eingehend mit den Möglichkeiten befaßt, das 
Verfahren der Entwicklungszusammenarbeit zu 
vereinfachen und zu beschleunigen, es also, kurz ge-
sagt, zu entbürokratisieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Diese Bemühungen erbrachten zwar bislang keine 
spektakulären Ergebnisse; das war auch nicht zu er

-

warten. Es ergab sich aber eine Vielzahl von einzel

-

nen Verbesserungen, die in ihrer Summe doch einen 
beachtenswerten Fortschritt darstellen. Daran gilt 
es anzuknüpfen. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Mir gefällt Ihre 
Kritik an der Regierung, Herr Holtz!) 

Die Erhöhung der Entwicklungshilfe ist auch mit 
der Bereitschaft der Entwicklungsländer verknüpft, 
interne Strukturprobleme zur Diskussion zu stellen 
und sie gegebenenfalls zu bereinigen. Hilfe von au-
ßen kann nur dann vollen Nutzen bringen, wenn die 
Entwicklungsländer entsprechende eigene Anstren-
gungen unternehmen. 

Jetzt auch ein deutliches Wort zu Angola und 
Mozambique. Wir Sozialdemokraten sind in der Tat 
der Auffassung, daß fortschrittliche, reformorien-
tierte Kräfte und Regierungen gefördert werden 
sollten. Aber ich halte es für eine ungeheuerliche 
Diffamierung, wenn hier gesagt worden ist, für die 
Entwicklung in Angola und Mozambique sei ein be-
stimmter Sozialdemokrat mitverantwortlich. Wer 
das zu verantworten hat, das sind die faschistischen, 
kolonialistischen Kräfte gewesen, die von Portugal, 
von Europa aus diese Länder nicht in die Unabhän-
gigkeit entlassen haben. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hoffacker [CDU/ 
CSU]: Und die feinen Herren, die jetzt dort 
regieren, haben mehr Menschen auf dem 
Gewissen, als in den letzten Jahren über

-

haupt ernährt werden konnten! — Gegen

-

rufe von der FDP) 

Was will die Opposition? Diese Frage stellen sich 
viele. Bestehende Strukturen der internationalen 
Wirtschaftsordnung und des internationalen politi-
schen Systems sollen ihrer Auffassung nach nicht 
angetastet werden. Die Bemühungen um Schmäle-
rung der Wohlstandslücke zwischen Nord und Süd 
gelten als Gleichmacherei. Nein, eine solche Politik, 
könnte sie von Ihnen gemacht werden, würde lang-
fristig den Interessen der Bundesrepublik und auch 
den Arbeitnehmern in diesem Land schaden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Hoffacker [CDU/ 
CSU]: Nein, höchstens den Sozialisten!) 

Mit diesem Haushalt und mit den Schwerpunkt-
setzungen werden die Sozialdemokraten und die 
Freien Demokraten weiterhin konstruktive Beiträge 
zum Nord-Süd-Dialog leisten. Sie treten für die 
Schaffung gerechterer Verhältnisse ein. Ich bitte um 
Zustimmung zu dem Einzelplan 23. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Vohrer. 

Dr. Vohrer (FDP): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn ich den deplacierten Angriff des 
Kollegen Hoffacker auf die sozialdemokratischen 
Kollegen richtig verstanden habe, dann wollten Sie 
sagen, Herr Hoffacker, nur wer Geld hat, soll in die-
ser Haushaltsdebatte mit entscheiden können. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Herr Vohrer, 
ich komme für die Erbmasse Ihrer Eltern 

nicht auf!) 
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— Sie können im Protokoll nachlesen, was Sie ge-
sagt haben. Auf jeden Fall sind Ihre Bemerkungen 
nur so zu verstehen. Wenn ich Sie richtig verstan-
den habe, dann wird mir auch klar, weshalb Sie jeden 
einzelnen Haushalt hier ablehnen, nämlich Haus-
halte, die sich darum bemühen, zwischen den einzel-
nen Gruppen in der Bundesrepublik sozial ausgewo-
gen zu sein, die aber auch unsere Solidarität zu den 
Ländern — wir sind gerade beim Nord-Süd-Verhält-
nis — zum Ausdruck bringen sollen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Hoffacker [CDU/CSU]: Sie haben es wirk-

lich nicht verstanden!) 

Herr Hoffacker, ich möchte mich auch mit Ihrem 
entwicklungspolitischen Kulturbegriff beschäfti-
gen, mit dem wir Liberalen nahezu gar nichts ge-
mein haben. Ich bitte Sie sehr darum, einmal den Ar-
tikel der Staatsministerin Hamm-Brücher in der 
„Zeit" zu lesen, aus dem unsere Auffassung von einer 
kulturellen Eigenständigkeit ohne ideologische Se-
lektion in Freund-Feind-Gruppen, wie Sie sie vor-
nehmen, deutlich wird. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Das ist doch gar 
nicht wahr! Sie haben es wirklich nicht ver-
standen! — Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Sie ha-

ben auf den Ohren gesessen!) 

— Das liegt dann nicht zuletzt auch an Ihnen, an der 
polemischen Art, wie Sie Ihre Einwendungen vorge-
bracht haben. Auf jeden Fall muß es derjenige, der 
aufmerksam zugehört hat, so verstanden haben. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Nein, Sie haben es 
wirklich nicht verstanden!) 

Aber ich möchte jetzt über den Etat reden, der mit 
einem Volumen von fast 5,3 Milliarden DM die 
höchste Steigerungsrate erfahren hat, und zwar 
nicht nur um 12,5 %, wie ursprünglich vorgesehen, 
sondern auf Grund der Arbeit des Haushaltsaus-
schusses letztlich um 14,8 % Ich möchte ganz deut-
lich sagen, daß die Entwicklungspolitiker für diese 
Unterstützung des Haushaltsausschusses sehr 
dankbar sind. 

Daß eine Steigerungsrate von fast 15 % auf dem 
Tisch liegt, ist kein Zufall. Vielmehr gibt es in die-
sem Hause zwei Parteien, die sich in aller Entschie-
denheit für hohe Steigerungsraten in diesem Sektor 
ausgesprochen haben. Meine Partei hat im Frühjahr 
1977 in Frankfurt die Verdoppelung innerhalb von 
drei Jahren beschlossen und den Wunsch zum Aus-
druck gebracht, das 0,7-%-Ziel möglichst in der 
nächsten Legislaturperiode zu erreichen. Ich habe 
mit großer Genugtuung zur Kenntnis genommen, 
daß dié Sozialdemokraten in Berlin nahezu die glei-
che Terminierung beschlossen haben, nämlich das 
0,7-%-Ziel bis 1985 zu erreichen. Unsere Formulie-
rung heißt: möglichst bis 1984. Ich würde mich freu-
en, wenn diese gleichgerichtete Zielrichtung auch 
von den Kollegen der CDU/CSU unterstützt würde, 
die ja zumindest als Entwicklungspolitiker immer 
sagen, daß sie dieses Ziel der Bundesregierung mit-
tragen. 

Eines muß in dieser Debatte aber auch gesagt 
werden: Wir haben den Sektor mit der höchsten 

Steigerungsrate, und gleichwohl bekennt sich von 
der Bundesregierung, 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Wir haben die 
höchste Steigerungsrate bei den Schul

-

den!) 

aber auch von der Gesamtheit der Parlamentarier 
nur ein kleiner Teil offensiv zu diesem Ziel. Wenn 
ein Haushalt in diesem Maße in seinem Ansatz ge-
steigert werden kann, ist es eigentlich erstaunlich, 
daß die Bereitschaft, diese Steigerung gegenüber 
der Bevölkerung zu vertreten, nicht allzu deutlich 
erkennbar ist. 

(Simpfendörfer [SPD]: Überhaupt nicht er

-

kennbar ist!) 

Das führt mich zu der Überzeugung, daß wir den har-
ten und dornigen Weg von 5 Milliarden DM heute 
bis 10, 12 oder 15 Milliarden DM in den Jahren 1985 
bis 1990 mit einer viel konsequenteren Argumenta-
tion und mit einem eindeutigen Bekenntnis zu die-
sem Ziel gehen müssen. Das ist nicht nur die Auf-
gabe der Entwicklungspolitiker — diejenigen, die 
bekehrt sind, müssen wir nicht bekehren —, son-
dern das ist auch die Aufgabe der übrigen Politiker 
in den einzelnen Parteien, die noch dazu viel Über-
zeugungskraft in den verschiedenen gesellschaftli-
chen Gruppen erfordert. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Und bei Herrn 
Matthöfer!) 

Da das Argument der internationalen Solidarität 
sicher nur einen kleinen Prozentsatz anspricht, 
halte ich es für sehr hilfreich, daß wir gewichtige Ar-
gumente von den Sachverständigen geliefert be-
kommen haben. In ihrem Gutachten haben sie in 
viel stärkerem Maße auf die Interdependenz zwi-
schen Industrieländern und Entwicklungsländern 
hingewiesen und den Nachweis geführt, daß die  Öff-
nung unserer Märkte für die Dritte Welt zu unserem 
Vorteil und nicht zu unserem Nachteil ist. Das ist 
das erste, was uns gelingen muß: Wir müssen der 
Bevölkerung die Angst nehmen, daß mehr Entwick-
lungshilfe den Verlust des Arbeitsplatzes bedeuten 
könnte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir müssen hier deutlich machen, daß zwar mit der 
Öffnung der Märkte in einigen Branchen Arbeits-
platzrisiken erwachsen und auch Arbeitsplatzverlu-
ste eintreten werden, daß aber der Saldo aus 
Arbeitsplatzverlusten und Arbeitsplatzgewinnen 
durch Entwicklungspolitik, durch eine offene Han-
delspolitik für uns positiv ist. Das ist eine wichtige 
Erkenntnis, die wir immer wieder betonen müs-
sen. 

Ich finde es auch ganz erstaunlich, daß in diesem 
Jahr bei der Opposition in diesem Zusammenhang 
ein Thema ganz gefehlt hat, daß der Rückflüsse. 
Erstmalig zeigt sich hier, daß ein wachsender Pro-
zentsatz der von uns als Kredite in die Dritte Welt 
gegebenen Mittel in Form von Aufträgen wieder in 
unsere Wirtschaft zurückfließt. Das waren 1976 nur 
53%. Wenn der Bericht der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau zutrifft, waren es 1977 schon 64% und 
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1978 83%, die  in unserem Lande wieder zu Aufträ-
gen geführt haben. 

Ich kann mir vorstellen, daß wir uns darum bemü-
hen müssen, für die wenigen Sektoren, in denen 
durch die Öffnung der Märkte Arbeitsplatzrisiken 
entstehen, ein Programm zu erstellen, das aus ERP-
Mitteln gespeist sein könnte, damit Umstrukturie-
rungen, die im inländischen Produktionssektor von-
statten gehen, einigermaßen abgefedert werden 
können. 

Zwischenzeitlich hat auch das Prognos-Gutachten 
deutlich gemacht, daß Entwicklungshilfe, offene 
Märkte sowie wi rtschaftliche Wachstumsrate der 
Industrieländer und der Entwicklungsländer enger 
verknüpft sind, als wir dies ursprünglich annahmen. 
Das wirtschaftliche Wachstum in Entwicklungslän-
dern bringt Beschäftigungsimpulse bei uns und um-
gekehrt. Dieser Zusammenhang -sollte bei den Be-
völkerungsgruppen, für die egoistische Motive im 
Vordergrund stehen, zumindest Nachdenklichkeit 
hervorrufen. 

Lassen Sie mich noch kurz auf das Argument ein-
gehen: Wir haben reichlich Privatinvestitionen und 
können deshalb mit den öffentlichen Ausgaben für 
die Entwicklungshilfe etwas zurückhaltender sein. 
Wir sollten ganz deutlich die Komplementarität der 
beiden Ansätze sehen. Die öffentliche Entwick-
lungshilfe geht — auch nach den Ausführungen, die 
von meinen Vorrednern hier gemacht wurden — 
schwerpunktmäßig in die ärmsten Länder und dort 
in die Bereiche Grundbedürfnisse, Bildung, Nah-
rungsmittel, Gesundheit, soziale Infrastruktur. Vor 
diesem Hintergrund möchte ich ganz deutlich ma-
chen, daß die privaten Investitionen, die in Schwel-
lenländer gehen, die öffentliche Entwicklungshilfe 
nicht ersetzen können und umgekehrt, sondern daß 
das zwei Instrumente sind, die beide von Bedeutung 
sind. 

Bei der Opposition hat heute auch dieses düstere 
Kolossalgemälde von der neuen Weltwirtschafts-
ordnung und von dem Weltwirtschaftsdirigismus 
gefehlt, ganz einfach deshalb, weil sich deutlich ab-
zeichnet, daß die beständige Politik im Rohstoffbe-
reich, die von der Bundesregierung praktiziert wird, 
zwei Klippen umschiffen wird. Sie wird Angebots-
kartelle im Rohstoffbereich wie z. B. das der OPEC-
Länder verhindern und auch nicht dazu führen, daß 
wir zu dirigistischen Marktordnungen nach dem 
Beispiel der EG-Agrarmarktordnung kommen. Zwi-
schen diesen beiden Felsen werden wir unseren 
Kurs weiter halten. Ich könnte mir vorstellen, daß 
Sie. auch zur Kenntnis nehmen, daß das Kautschuck-
Abkommen, das jetzt geschlossen wurde, ein Bei-
spiel für eine solche vernünftige Rohstoffpolitik, in 
die Angebots- und Nachfrageseite einbezogen sind, 
darstellt und daß Sie auch ein gewisses Verständnis 
für die dann in diesem Bereich verbesserte, neue 
Weltwirtschaftsordnung finden. 

Meine Damen und Herren, ich muß zum Ende 
meiner Ausführungen kommen. Ich sehe in dem An-
satz, den die Bundesregierung vertritt und der auch 
in der Rede des Bundesministers zur dritten Dekade 
vor dem Symposium der Vereinten Nationen zum 
Ausdruck kam, einen vernünftigen und konstrukti-

ven neuen Ansatz, der deutlich macht, daß das Set-
zen von Schwerpunkten, wie sie vom Kollegen Holtz 
hier erläutert wurden, unsere Entwicklungspolitik 
auch in den nächsten Jahren erfolgreich gestalten 
wird. 

Ich kann für die Liberalen dem Haushalt zustim-
men. Ich würde mich freuen, wenn die Konzeption, 
die das BMZ aufgezeigt hat, in die Tat umgesetzt 
würde. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Offergeld. 

(Zuruf von der SPD: Nicht zu lange!) 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! In der Entwicklungspolitik hat sich im ver-
gangenen Jahr viel bewegt. Die öffentliche Anhö-
rung im Ausschuß für wi rtschaftliche Zusammenar-
beit zur Nord-Süd-Verflechtung, der Kongreß der 
Kirchen zur Entwicklungspolitik, Diskussionen und 
Beschlüsse von Parteien und Gewerkschaften, die 
jüngsten Empfehlungen des Sachverständigenrats, 
all dies hat zu mehr Verständnis für die Entwick-
lungspolitik in der Bevölkerung beigetragen. 

Es gibt auch neue Umfragen, die zeigen, daß im-
mer mehr Bürger davon überzeugt sind, daß Ent-
wicklungspolitik eine notwendige Aufgabe ist. Wäh-
rend 1977 erst 62 % der Bundesbürger für die Ent-
wicklungshilfe eintraten, sind es heute nach neue-
sten Umfragen 71 %. Nur noch 18 % der Bundesbür-
ger lehnen die Entwicklungshilfe ab; vor zwei Jah-
ren waren es noch 23 %. Interessant ist auch, daß die 
Zahl der Meinungslosen deutlich zurückgegangen 
ist, nämlich von 16 auf 11 %. 

Das Thema wird auch in der nächsten Zeit Auf-
merksamkeit erregen. Wir werden den Bericht der 
unabhängigen Sachverständigenkommission für in-
ternationale Entwicklungsfragen erhalten und die 
Diskussion in den Vereinten Nationen über die 
dritte Entwicklungsdekade führen. Das alles bedeu-
tet Unterstützung der Politik der Bundesregie-
rung. 

Wir werden im Jahr 1980 für die Entwicklungs-
hilfe mehr als 5 Milliarden DM ausgeben. Das ist 
eine Steigerung um mehr als 15%! Es ist die höch-
ste Steigerungsrate aller Einzelpläne. Der Finanz-
plan der Bundesregierung sieht auch für die kom-
menden Jahre Steigerungsraten für den Einzel-
plan 23 vor. 

Herr Hoffacker hat Krokodilstränen darüber ver-
gossen, daß wir das 0,7-%-Ziel noch nicht erreicht 
haben. Herr Hoffacker, gestern forde rte Herr Strauß 
rund sechzehn Milliarden D-Mark Steuerermäßi-
gung. Gleichzeitig klagen Ihre Haushaltspolitiker 
hier über zu hohe Kreditaufnahme. Und da kommen 
Sie und beklagen, daß wir das 0,7-%-Ziel noch nicht 
erreicht haben. Wenn Sie eine Narrenkappe aufge- 
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Bundesminister Offergeld 
setzt hätten, hätte man Sie ernster nehmen kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD und der POP — Dr. 
Hoffacker [CDU/CSU]: Sie wollen das doch! 

Stehen Sie doch dazu!) 

Im übrigen ist es natürlich richtig, Herr Hoffacker 
— hätten Sie die Zahlen angeguckt, dann hätten 
.Sie das auch ohne geistige Anstrengung sehen kön-
nen —, daß wir den Trend umgekehrt haben. 1977 
lag der Anteil unserer öffentlichen Hilfe am Brutto-
sozialprodukt bei 0,27 %. Er lag 1978 auf der Grund-
lage einer anderen statistischen Methode bei 0,38 %, 
und er wird 1979 wiederum höher liegen. Wie Sie 
angesichts dieser Zahlen bestreiten können, daß wir 
den Trend, den Abfall, den wir über mehrere Jahre 
hatten, umdrehen konnten, ist mir völlig unver-
ständlich. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Das habe ich 
nicht behauptet, Herr Minister! Bleiben Sie 
bei der Wahrheit! Ich habe gesagt, er sinkt 

ab, und das stimmt!) 

Dann darf ich noch eine Fußnote machen. Wer 
über die Nichterreichung des 0,7-%-Ziels klagt, 
sollte darauf hinwirken, daß seine Fraktionskolle-
gen im Haushaltsausschuß nicht noch Kürzungsan-
träge stellen, wie es in der Bereinigungssitzung des 
Haushaltsausschusses geschehen ist. 

(Dr: Hoffacker [CDU/CSU]: Ich fange gleich 
an zu weinen!) 

Die Bundesregierung hat mehrfach — zuletzt in 
ihren entwicklungspolitischen Thesen — deutlich 
gemacht, daß der Kampf gegen die absolute Armut 
ein ganz wichtiger Schwerpunkt ihrer Entwick-
lungspolitik ist. Ich kann zu dem, was Herr Hoff-
acker hier bemerkt, schlicht auf das verweisen, was 
ihm Herr Holtz geantwortet hat. 

(Dr. Hoffacker [CDU /CDU]: Nein, zu dem, 
was Sie selber als Informationsvermerk ge-

sagt haben!) 

Wir halten die Unterstützung der nichtstaatlichen 
Organisationen — Kirchen und viele andere — ge-
rade in diesem Bereich für außerordentlich wichtig. 
Ich will besonders hervorkehren, daß die Haushalts-
ansätze für die nichtstaatliche Entwicklungshilfe in 
meinem Etat weit überproportional steigen, nämlich 
um 18,5 %. 

Wachsende Anforderungen verlangen wenig-
stens geringe Verstärkungen des Personals. Darauf 
haben die Kollegen Esters und Dr. Vohrer schon in 
den letzten Haushaltsdebatten hingewiesen. Ich 
weiß, daß das kein beliebtes Thema ist. Trotzdem, 
wenn Umfang und Qualität der deutschen Entwick-
lungspolitik weiter steigen sollen, dann sind auch 
gewisse personelle Verstärkungen in der Zukunft 
unumgänglich. 

(Zuruf von der SPD: Vorsicht! Vorsicht! — 
Picard  [CDU/CSU]: Wer hat denn die Mehr-
heit im Haushaltsausschuß? Das haben Sie 

uns doch eben gerade erzählt!) 

— Ich werde das doch sagen können, Herr Picard. Es 
hat dieses Jahr Verstärkungen gegeben. Ich weise 

darauf hin, daß auch gewisse Verstärkungen in den 
kommenden Jahren notwendig sind, wenn Qualität 
und Umfang gesteigert werden sollen. Ich sage das 
ganz leidenschaftslos. 

(Beifall bei der SPD) 

Entwicklungspolitisch gesehen war 1979 ein er-
eignisreiches Jahr. Einige Stichworte: 

An dem Kongreß der Kirchen über Fragen der 
Entwicklungspolitik haben sich alle wichtigen ge-
sellschaftlichen Gruppen beteiligt. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Das ist doch 
nicht Ihr Verdienst!) 

Die Kapitalhilfe an die ärmsten Länder wurde in 
Zuschüsse umgewandelt. Dadurch wurden bisher 
nach Prüfung jedes einzelnen Falles — dabei wird es 
auch in Zukunft bleiben — insgesamt 17 von 26 in 
Frage kommenden Ländern begünstigt. 

Die Bundesregierung hat im Mai 17 entwick-
lungspolitische Thesen verabschiedet. 

Ebenfalls im Mai fand die 5. UNCTAD-Konferenz 
statt. Ich nenne vor allem den Beschluß zur verstärk-
ten Hilfe für die ärmsten Länder und den Beschluß 
gegen den Protektionismus. 

Schließlich hat es vor wenigen Wochen die Unter-
zeichnung des zweiten Abkommens von Lome mit 
einer wichtigen neuen Komponente für minerali-
sche Rohstoffe gegeben. 

Wir werden in Kürze den vierten entwicklungs-
politischen Bericht vorlegen. Er wird Gelegenheit 
geben, über diese Themen ausführlicher zu diskutie-
ren. 

(Dr. Köhler [Wolfsburg] [CDU/CSU]: Er ist 
längst überfällig!) 

Die Bundesregierung sucht weltweite Partner-
schaft auch in der Entwicklungspolitik. Wir sind mit 
fast allen Ländern wirtschaftlich verflochten. Von 
unserer ökonomischen Kraft erwarten viele Ent-
wicklungsländer Hilfe. Deshalb werden wir auch im 
kommenden Jahr rund 50 Ländern finanzielle und 
rund 70 Ländern technische Zusammenarbeit anbie-
ten. Gleichwohl gibt es deutliche Schwerpunkte. 
Fast die Hälfte aller Mittel der bilateralen Zusam-
menarbeit fließt in die armen Länder mit einem 
Pro-Kopf-Einkommen unter 300 Dollar jährlich. 24% 
der Zusagen in der Finanziellen Zusammenarbeit 
und 36 % der Zusagen in der Technischen Zusam-
menarbeit gehen an die ärmsten, also die am wenig-
sten entwickelten Länder, die sogenannten LLDCs, 
in denen nur 10 % der Bevölkerung der Entwick-
lungsländer leben. 

Auch regional gibt es klare Schwerpunkte. Rund 
50 % der Finanziellen Zusammenarbeit entfallen auf 
nur zehn Länder. Freiheitliche reformerische Kräfte 
werden wir in der Zukunft wie auch in der Vergan

-

genheit besonders unterstützen. Die Konflikte des 
Ost-West-Verhältnisses, Herr Todenhöfer, dürfen 
nicht schematisch auf die Entwicklungsländer über-
tragen werden. Man kann die Entwicklungsländer 
nicht, wie Sie es immer wieder tun, in Freund-Feind-
Kategorien einteilen. Sie tun das in immer wieder 
neuen Varianten. 
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Wenn wir Ihren Empfehlungen gefolgt wären, 

Herr Todenhöfer, hätten wir in Somalia nicht ein 
Mogadischu, sondern ein Waterloo erlebt. Wenn wir 
Ihren Empfehlungen gefolgt wären, Herr Todenhö-
fer, dann hätten wir vor wenigen Monaten noch die 
Regierung Muzorewa anerkannt. Wir hätten damit 
die Friedensbemühungen behindert. Wir hätten uns 
von unseren westlichen Verbündeten isoliert. Wir 
hätten gegen die Interessen aller schwarzafrikani-
schen Staaten gehandelt. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen ließen sich noch viele Empfehlungen von 
Ihnen anfügen, Herr Todenhöfer. Wir werden denen 
auch in Zukunft nicht folgen, weil sie nachweislich 
nichts taugen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Herrn Abge-
ordneten Dr. Köhler? 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Ja. 

Dr. Köhler (Wolfsburg) (CDU/CSU): Herr Minister, 
Sie verbreiten nun als dritter Redner hier die falsche 
Mogadischu-Legende. Wären Sie bereit, in der Bun-
destagsdebatte vom 18. Oktober 1977 die Tatsachen 
nachzulesen und uns zugleich zu sagen, weshalb in 
den letzten zwei Jahren fünfmal ein Ministerbesuch 
in Somalia abgesagt wurde? 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Ich bin gern bereit, das Thema zu 
vertiefen, Herr Köhler, wenn Ihnen das angenehm 
ist. Ich zitiere Herrn Todenhöfer in einer Presse-
erklärung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom 
22. April 1977: 

Die CDU hat bei den Haushaltsberatungen ... 

beantragt, kommunistischen Entwicklungslän-
dern künftig keine Entwicklungshilfeleistungen 
mehr zuzusagen. Im einzelnen handelt es sich 
um folgende Länder ... sowie Somalia. Ich 
könnte Ihnen noch eine ganze Reihe vorlesen. 

Das ist ein Skandal, daß wir Somalia Entwick-
lungshilfe geben. 

Das war im Mai 1976. Kurz danach in der Etat-
debatte: 

Aber wir sind in Fällen wie Somalia, wo es sich 
eindeutig um Vorposten der Sowjetunion han-
delt, dagegen, weiterhin präsent zu sein. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich kann Ihnen die Zitate ergänzen. Herr Todenhö-
fer hat sich bis zum Ereignis von Mogadischu stets 
dagegen gewandt, daß wir mit Somalia entwick-
lungspolitisch zusammenarbeiten. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Todenhöfer? 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Ja, gerne. Wollen Sie dementieren, 
was Sie da gesagt haben? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Das wäre späte Einsicht. 

Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Bundesminister, 
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß wir in 
allen Stellungnahmen immer darauf hingewiesen 
haben, daß wir Bedenken gegen Entwicklungshilfe 
an kommunistische Entwicklungsländer haben, die 
sich in die sowjetische Globalstrategie einordnen, 
und daß sich Somalia inzwischen, wie Sie offensicht-
lich noch nicht gemerkt haben, nicht mehr in die so-
wjetische Globalstrategie einordnet, und zwar nicht 
wegen Ihrer Entwicklungshilfe, 

(Zuruf von der FDP: Warum denn?) 

und daß, wenn Sie der Auffassung wären, daß man 
undifferenziert 

(Zurufe von der SPD und der FDP) 

kommunistische Entwicklungsländer unterstützen 
sollte, Sie dann auch für Entwicklungshilfe an Kuba 
und Vietnam eintreten müßten? 

Offergeld, Bundesminister für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit: Herr Todenhöfer, ich kann Ihnen 
darauf nur antworten: Wenn wir Ihren Rezepten ge-
folgt wären, wäre es vielleicht so gekommen, daß So-
malia sich in die sowjetische Globalstrategie einge-
ordnet hätte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wider
-spruch bei der CDU/CSU) 

Gerade daß wir mit denen im Gespräch gewesen 
sind, war ein Mittel, das zu verhindern. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Es gibt eine ganze Reihe anderer Beispiele. Ich be-
schränke mich auf Somalia, weil es da besonders 
drastisch und deutlich ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wissen doch, 
daß das falsch ist! Lesen Sie einmal den Bot

-

schafterbericht nach!) 

Von den 30 am wenigsten entwickelten Ländern lie-
gen 21 auf dem afrikanischen Kontinent. Das ist ein 
wesentlicher Grund dafür, daß Afrika ein regio-
naler Schwerpunkt unserer Entwicklungspolitik 
ist und auch künftig bleiben wird. Afrika erhält 
knapp 24 % der Mittel aus der Finanziellen und 34 % 
aus der Technischen Zusammenarbeit. Das südliche 
Afrika ist mit ganz besonderen Problemen belastet. 
Apartheid und Rassismus sowie der Kampf dagegen 
führen zu wirtschaftlichen Schwierigkeiten und ge-
fährden die Versorgung der Bevölkerung. Die mei-
sten Konfliktrandstaaten haben Flüchtlinge zu ver-
sorgen. Deswegen werden wir die Hilfe an sie auch 
in Zukunft verstärkt weiterführen. Die deutsche 
Hilfe für die Konfliktrandstaaten ist von 1975 bis 
1979 vervierfacht worden. Die Neuzusagen errei-
chen 1979 — im laufenden Jahr — etwa 170 Millio-
nen DM. Unser umfangreiches Stipendienprogramm 
für Flüchtlinge aus dem südlichen Afrika werden 
wir 1980 beträchtlich erweitern. 
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Bundesminister Offergeld 
Eine Fußnote zu der Forderung, die hier von sei-

ten der CDU/CSU erhoben worden ist, die Hilfe für 
Lateinamerika wesentlich zu verstärken. Auch hier 
müssen Sie sich entscheiden. Entweder wollen Sie 
Bekämpfung der absoluten Armut als ersten 
Schwerpunkt. Dann ist es ganz folgerichtig, daß 
eben in Afrika, wo die ärmsten Länder liegen, das 
Schwergewicht unserer Hilfe liegt. Dann können Sie 
nicht eine wesentliche Verstärkung für Südamerika 
verlangen, wo viele Schwellenländer liegen. Sie wis-
sen, daß wir eine gewisse Steigerung für Südame-
rika vorgesehen haben. Aber diese hat angesichts 
unserer Priorität, die Hilfe auf die Ärmsten zu kon-
zentrieren, eben ihre Grenzen. 

Die Welt hat sich in den letzten Jahren verändert. 
Sie hat sich nicht grundlegend verbessert. Deshalb 
wird Entwicklungspolitik immer wichtiger werden. 
Die Menschen der Erde sitzen in einem Boot. Die 
gegenseitige Abhängigkeit wird von Jahr zu Jahr 
größer. Sie zwingt alle in Nord und Süd, bei der Ver-
folgung ihrer eigenen Interessen auch die Vor- und 
Nachteile der anderen im Auge zu behalten. Es gibt 
viele Felder gemeinsamer Interessen und damit 
auch gemeinsame Verantwortung. Ich nenne nur 
fünf Schwerpunktbereiche: die Energieversor-
gung, die Rohstoffsicherung, die Sicherung der 
Welternährung, die Gefahren weltweiter Umwelt-
belastung, Welthandel und internationale Arbeits-
teilung. Dies sind alles Felder gemeinsamen Interes-
ses, die Grundlage für eine gemeinsame Strategie, 
für eine Strategie der gemeinsamen Verantwortung 
sein müssen, die wir in der dritten Entwicklungsde-
kade zu entwickeln haben. 

Der Nord-Süd-Dialog darf nicht in eine Sackgasse 
geraten. Diese Gefahr besteht. Die Bundesregierung 
wird sich auch künftig mit vernünftigen Vorschlä-
gen für eine bessere Weltinnenpolitik an der inter-
nationalen Diskussion beteiligen. Der Haushalt 1980 
ist für diese Nord-Süd-Politik eine gute Grund-
lage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Höffkes. 

Höffkes (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Zuerst möchte ich in aller Form 
die Vorwürfe zurückweisen, die hier gegen den Kol-
legen Todenhöfer erhoben worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Vorwürfe waren nicht nur unqualifiziert, son-
dern auch falsch. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Ich möchte meinen, daß die zehnmalige Namens-
nennung in dieser Debatte die Bedeutung des Kolle-
gen Todenhöfer für die Entwicklungspolitik nur po-
sitiv unterstrichen hat. 

(Grobecker [SPD]: Die Bedeutung des Herrn 
Todenhöfer für Herrn Kohl!) 

Meine Damen und Herren, wir werden eines nicht 
tun: Wir werden uns auch im Bereich der Entwick

-

lungspolitik nicht in die sowjetische Globalstrate-
gie, insbesondere in Afrika, einspannen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei unseren Überlegungen in der Union zu einer 
Hilfe für die Dritte Welt stellen wir drei Punkte 
heraus. 

Erstens. Wir müssen unseren Teil dazu beitragen, 
daß Hunger, Krankheit, Seuchen, Analphabetentum 
und Bevölkerungsexplosion abgebaut werden. 

Zweitens. Wir müssen erkennen, daß jede Hilfe 
für die Dritte Welt nicht nur eine humanitäre Ver-
pflichtung ist, sondern auch in unserem Eigeninter-
esse liegt. 

Drittens. Bei aller Hilfe, die wir in der Dritten 
Welt leisten, müssen wir auch daran denken, daß 
wir nur dann Hilfe leisten können, wenn es gelingt, 
die Bundesrepublik als einen hochentwickelten In-
dustriestaat mit großen Handelsüberschüssen zu er-
halten. Nur Reiche sind in der Lage, Armen beizu-
stehen. 

Als ein Land, das keinerlei Rohstoffe besitzt, kön-
nen wir in Zukunft ein nennenswertes Bruttosozial-
produkt, das uns zu einer Hilfe an Dritte in Stand 
setzt, nur dann erzielen, wenn wir an unsere eigene 
Rohstoffversorgung denken. Über Grundstoff- und 
Rohstofffragen werden wir Anfang kommenden 
Jahres in diesem Haus im Zusammenhang mit der 
verfehlten Afrikapolitik der Bundesregierung disku-
tieren. 

Wenn die SPD weiterhin sogenannte angebliche 
Eliten glaubt bekämpfen zu müssen und nur Bereit-
schaft zeigt, Länder mit sogenannten Reformbewe-
gungen und Reformregierungen bevorzugt zu unter-
stützen — siehe Parteitag —, dann brauchen wir uns 
nicht zu wundern, wenn unsere Industrie im Roh- 
und Grundstoffsektor in naher Zukunft nur noch Zu-
teilungen nach sowjetisch-kubanischer Bewilligung 
erhält. 

(Bindig [SPD]: Das ist doch Quatsch!) 

Die falsche deutsche Politik im südlichen Afrika 
kann sehr schnell, meine Damen und Herren, unsere 
Industrie und damit auch unsere Arbeitnehmer vor 
die gleiche schwer lösbare Problematik stellen, wie 
wir sie im Energiebereich bereits vor uns haben: 
nämlich Einschränkungen der Produktion wegen 
Rohstoffmangels. 

(Zustimmung des Abg. Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]) 

Wenn die Entwicklungspolitiker der SPD auf dem 
Berliner Parteitag feststellten, der Friede sei durch 
die Energiekrise bedroht, dann müssen wir dem zu-
stimmen. Die Sicherstellung einer ausreichenden 
Energieversorgung zu tragbaren Preisen ist heute 
schon die nationale Existenzfrage Nummer eins. 

Es gibt nur zwei Möglichkeiten, die Dinge treiben 
zu lassen: entweder die bewußte Inkaufnahme von 
Versorgungsengpässen, die dann natürlich verwal-
tet und bewirtschaftet werden müssen, was gewis-
sen Leuten in der Politik sehr wohl gefallen würde, 
oder eine konsequente Energiepolitik mit dem Ziel, 
Vorsorge für ein ausreichendes und bezahlbares 
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Energieangebot für die Zukunft zu treffen und die 
gefährliche Importabhängigkeit — insbesondere 
vom 01 — zu verringern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Je weniger Kernenergie in den Industriestaaten 
erzeugt wird, desto größer wird deren Ölverbrauch 
sein, desto höher wird der Preis steigen, desto weni-
ger 01 wird aber den Entwicklungsländern zur Ver-
fügung stehen. Dasselbe gilt für Kohle. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Bindig [SPD]: 
Darin ist ein logischer Bruch!) 

Daher ist es das unmittelbare Interesse der Entwick-
lungsländer, daß die Industriestaaten ihre Kern-
kraftkapazitäten rasch erweitern und der Druck auf 
Ölversorgung und Ölpreise nachläßt, der zu Lasten 

der Dritten Welt geht. Im Jahre 2000 dürfte die 
Weltbevölkerung von 4,2 auf 6,4 Milliarden Men-
schen und mit ihr der Bedarf an Nahrungsmitteln 
ansteigen, was automatisch auch zu einem höheren 
Energiebedarf führt. Die jetzt empfohlenen Alterna-
tivenergien, Sonne, Wind, geothermische und Ge-
zeitenenergie, müssen zwar entwickelt werden, kön-
nen aber derzeit nur wenig zur Entlastung beitra-
gen. 

Im Hinblick auf die Dritte Welt ist festzustellen, 
daß die ölimportierenden Entwicklungsländer 
durch die Steigerung der Preise in für sie unlösbare 
Situationen gekommen sind. Den wesentlichen Teil 
ihres Exporterlöses müssen diese Länder für den 
Einkauf von Rohöl verwenden. 1973 waren es 8% ih-
rer Exporterlöse, 1978 bereits 20 % und jetzt sind es 
schon 30 %. Damit ist jede weitere Investitionstätig-
keit in diesen Entwicklungsländern von vornherein 
zum Scheitern verurteilt. Die ölexportierenden Län-
der konnten bis heute nicht dazu bewogen werden, 
einen gespaltenen Preis für ihr Öl einzuführen, näm-
lich den Billigpreis für Entwicklungsländer und ei-
nen Normalpreis für Industrieländer. Öl wird benö-
tigt, um Strom zu erzeugen, um Dieselaggregate an-
zutreiben, für Wasserpumpen, und es wird als 
Brenn- und Heizmaterial dringend — nicht substitu-
ierbar — benötigt, zumal in weiten Teilen mancher 
Entwicklungsländer schon heute eine große Boden-
erosion feststellbar ist, weil alle vorhandenen Ge-
hölze als Brennholz verheizt wurden und mangels 
vorhandenen Brennholzes sogar tierische Abfälle 
als Brennmaterial verwendet werden. 

Gerade in den Entwicklungsländern bietet sich an 
Stelle von 01 keine Ersatzenergie an; denn Erdgas 
und Kohle sind nur in beschränktem Umfang vor-
handen und einsatzfähig, und andere Energien wie 
Solarenergie, Biogas, Wind- und Gezeitenenergien 
sind in überschaubaren Zeiträumen in größerem 
Umfang in den Entwicklungsländern mangels jegli-
cher technischen Basis noch nicht einsatzfähig. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Geben Sie 
doch Ihren Schulaufsatz zu Protokoll!) 

Es ist somit eine Tatsache, daß 01 für die Entwick-
lungsländer unentbehrlich ist und letztendlich für 
diese Länder nur dadurch freigesetzt werden kann, 
daß die Industrieländer ihren Erdölverbrauch er-
heblich einschränken. 

Die Industrieländer müßten ihren Verbrauch um 
10 % mindern; denn so hoch ist der heute bereits be-
stehende Bedarf der Entwicklungsländer. Aber auch 
dieser Bedarf steigt ständig und muß ständig stei-
gen, wenn man die früher von mir aufgezählten Pro-
bleme — Unterernährung, Analphabetismus, man-
gelhaftes Gesundheitswesen und schlechte Infra-
struktur — in den Entwicklungsländern beseitigen 
will. Leider vermißt die Union sowohl in den Aussa-
gen des SPD-Parteitages als auch in den Konzepten 
der Regierung und des Ministeriums Lösungsvor-
schläge. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Haben Sie das 
gelesen?) 

— Jawohl. 

In diesen Tagen der Haushaltsberatungen ist viel 
über Kernenergie gesprochen und es sind auch im-
mer wieder Zweifel über die Notwendigkeit ihres 
Einsatzes in der Bundesrepublik lautgeworden. Of-
fenbar haben die Zweifler nicht nur zu kurzfristig an 
sich selbst und in Utopien gedacht. Not und Elend 
von Millionen in der Dritten Welt, beruhend auch 
auf Energiemangel, sind völlig außer Betracht ge-
blieben. 

Wenn wir kein 01 einsparen, sind alle Bemühun-
gen um eine Entwicklung und jede Chance für ein 
Überleben der von Wassermangel und Hungersnot 
Bedrohten in der Dritten Welt aussichtslos und ver-
geblich. Ich glaube, aus dieser ganz kurz gerafften 
Darlegung kann man schon ableiten, in welch funda-
mentaler Weise Industrie- und Entwicklungsländer 
voneinander abhängig sind. 

Zum Abschluß richte ich noch ein Wort an Sie, 
Herr Minister Offergeld. Wir haben den Eindruck, 
daß Sie sich aus der entwicklungspolitischen Dis-
kussion selber ausgeschaltet haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

ausgeschaltet deswegen, weil Sie nur sehr selten 
und dann auch nur für wenige Minuten an den Aus-
sprachen des Ausschusses teilgenommen haben. 

(Glos [CDU/CSU]: Hört! Hört! Der hört ja 
auch jetzt nicht hin! Der hört nicht einmal 

zu!) 

Auch Ihrem Haus haben Sie keine neuen, kon-
struktiven Wege für Entwicklungspolitik aufgezeigt. 
Hierdurch trat das ein, was die SPD auf ihrem Par-
teitag in Berlin so formulierte: „Häufig kam es zu 
Wachstum ohne Entwicklung." Daran ändert auch 
nichts die Feststellung in der Tagespresse: 

Herr Offergeld 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Der schwätzt 
wieder!) 

hielt sich bei der Rede vom 10. Dezember an die 
in seinem Hause erarbeitete vertrauliche 
Ideenskizze zur Reform der deutschen Entwick-
lungspolitik. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Ihre Zeit ist 
um!) 

Sind Sie, Herr Minister, der Meinung, daß sich die 
Entwicklungspolitik der Zukunft auf der Grundlage 
vertraulicher Ideenskizzen gestalten läßt? Wir sind 
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Höffkes 
der Meinung, daß den Zielen deutscher Entwick-
lungspolitik nur mit partnerschaftlicher Offenheit 
gedient ist. Auch mit bloßem Auswechseln von 
Staatssekretären und Abteilungsleitern kann der 
von Ihnen zu verantwortenden Konzeptionslosig-
keit des Ministeriums nicht abgeholfen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schluckebier 
[SPD]: Nicht übertreiben!) 

Dies ist auch nicht durch die Forderung der Be-
triebsgruppe der SPD an Sie, den Personalreferen-
ten und seinen vorgesetzten Unterabteilungsleiter 
von ihren Posten zu entfernen, zu erreichen. 

(Glos [CDU/CSU]: Genossenwirtschaft! — 
Haase  [Kassel] [CDU/CSU]: Betriebskampf-

gruppen!) 

Herr Minister, ist es richtig, daß die beiden genann-
ten Herren nicht entschieden genug SPD-Belange in 
der Personalpolitik Ihres Ministeriums verfolgen 
würden? 

(Glos [CDU/CSU]: Das ist unglaublich! — 
Zurufe von der SPD) 

Auf Ihre Antwort sind wir sehr gespannt. Oder, Herr 
Minister, glauben Sie, daß eigene Ideen Ihrerseits 
und Ihres Hauses durch die groß ausgeschriebenen 
Forschungsvorhaben — 22 an der Zahl — ersetzt 
werden können? 

(V o r s i t z: Vizepräsident Leber) 

Glauben Sie, daß es genügt, wenn irgend jemand 
Denkhilfe für Politiker leistet, statt daß Politiker sel-
ber denken? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Zum Einzelplan 23 
liegt auf Drucksache 8/3474 unter Ziffer 11 ein Än-
derungsantrag der Fraktion der CDU/CSU vor. Wer 
diesem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte im um das Handzeichen. — Wer ist dage-
gen? — Stimmenthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 23. Wer dem Einzelplan 23 in der Ausschuß-
fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
-Handzeichen. — Gegenprobe bitte! — Enthaltun-
gen? — Der Einzelplan 23 ist — wie vorgelegt — an-
genommen. 

Ich rufe nun auf: 

Einzelplan 06 
Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innern 
— Drucksache 8/3376 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Riedl (München) 
Löffler 
Hoppe 

Einzelplan 33 
Versorgung 
— Drucksache 8/3394 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Metz 

Einzelplan 36 
Zivile Verteidigung 
— Drucksache 8/3396 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Gerster (Mainz) 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist zu 
den Einzelplänen 06, 33 und 36 verbundene Debatte 
vereinbart worden. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Ich höre keinen Widerspruch. Es ist so be-
schlossen. 

Ich frage die Herren Berichterstatter, ob einer von 
ihnen das Wort wünscht? — Ich sehe, das ist nicht 
der Fall. Damit ist die Aussprache eröffnet. 

Das Wort zur Aussprache hat Herr Dr. Riedl. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Ein-
zelplan 06 des Bundesministers des Innern, der nach 
dem Regierungsentwurf Ausgaben in Höhe von 
3 583,79 Millionen DM vorsah, weist nun nach den 
Beratungen im Hauhaltsausschuß einen Ansatz in 
Höhe von 3 649,632 Millionen DM aus. Das heißt: 
Die Haushaltsansätze des Einzelplans 06 sind ge-
genüber der Regierungsvorlage um rund 65,8 Millio-
nen DM erhöht worden. Dennoch liegt dieser Ein-
zelplan erst an 13. Stelle der Einzeletats des Bun-
des. 

(Glos [CDU/CSU]: Die Politik des Ministers 
auch! — Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Die 
ominöse Zahl 13! — Glos [CDU/CSU]: Die 

Unglückszahl!) 

— Bei der politischen Bedeutung, die dem Bundes-
innenministerium zukommt, könnte man, Herr Kol-
lege Haase, die ominöse Zahl 13 in der Tat als eine 
Unglückszahl dieser Bundesregierung ansehen. 

Ich möchte an einigen politischen Schwerpunkten 
darlegen, warum die CDU/CSU-Fraktion diesen 
Einzelplan ablehnt. 

(Glos [CDU/CSU]: Ablehnen muß!) 

Der Bundesinnenminister in einem Land wie der 
Bundesrepublik Deutschland muß der oberste Hü-
ter der inneren Sicherheit sein. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

So schreibt es das Grundgesetz vor. Wer diese Auf-
gabe — Herr Bundesinnenminister, vielleicht hören 
Sie einmal ganz genau zu — ohne inneren persönli-
chen Konflikt, ohne ständigen parteipolitischen 
Druck, aber mit der Fähigkeit, die für die gesamte 
Bevölkerung notwendigen Prinzipien und Richtli-
nien für die Sicherheitspolitik durchzusetzen, erfül-
len will, kann dies aus der Position einer Partei der 
heutigen FDP überhaupt nicht tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Glos [CDU/ 
CSU]: Das ist der Punkt!) 
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Diese FDP ist nämlich längst keine liberale Partei 

mehr, wie sie einmal eine liberale Partei nach dem 
Muster eines Thomas Dehler und eines Theodor 
Heuss war, sondern sie ist vor allem auch unter dem 
Gesichtspunkt der Sicherheitspolitik 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Ein Wurm-
fortsatz!) 

in unserem Land eine Liberalisierungspartei mit zu-
nehmenden sozialistischen Tendenzen geworden. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sicherheit für 
die Kriminellen!) 

Diese FDP kann als die eigentliche Minderheitspar-
tei in unserem Land jenen großen politischen Auf-
trag, den das Grundgesetz jedem Bundesinnenmini-
ster auferlegt, überhaupt nicht erfüllen. Dies ist je-
doch auch nicht verwunderlich, 

(Glos [CDU/CSU]: Überhaupt wenn der 
Baum eine Weide und keine Eiche ist!) 

weil sich die FDP — immer aus der Sicht der Wahl-
urne — zugegebenermaßen permanent in Existenz-
nöten befindet und deshalb ihre Politik an den Mei-
nungen politischer Randgruppen orientieren muß. 
Herr Minister Baum, das ist ja nicht negativ. Aber 
das ist die Hauptursache dafür, daß sie als Bundesin-
nenminister und Wahrer der inneren Sicherheit in 
unserem Land ungeeignet sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die SPD wird schon gewußt haben, warum sie ge-
rade das Innenressort so herausragenden Persön-
lichkeiten der FDP wie Herrn Maihofer und Ihnen 
übertragen hat. 

(Spranger [CDU/CSU]: Einer ist schon zu-
rückgetreten! — Haase [Kassel] [CDU/ 
CSU]: Selten war ein Minister so ungeeig-

net wie der Mann!) 

Wenn man die Amtszeit dieses Bundesinnenmini-
sters Revue passieren läßt, dann ergibt sich als Fazit 
nicht etwa ein klares Sicherheitskonzept für dieses 
Land, sondern ein Konglomerat von permanentem 
Fehlverhalten in wesentlichen Sicherheitsfragen 
und — was ich jetzt sage, ist ein ganz schlimmer 
Punkt in Ihrer Amtsführung — vorsätzlicher und 
grob fahrlässiger Bekanntgabe amtlich geheimzu-
haltender Tatbestände zu Lasten der Sicherheitsor-
gane 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Pfui, Teufel! — 
Glos [CDU/CSU]: Darauf steht Gefängnis! 

— Beifall bei der CDU/CSU) 

und einem völligen Fehlen einer zukunftsorien-
tierten Sicherheitsplanung. Sie haben seit der 
Amtsübernahme von Minister Maihofer Sicherheit 
nicht aufgebaut, sondern Unsicherheit verbreitet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben mit Bedacht und auch aus opportunisti

-

schen Gründen — und ich komme auf diesen Vorfall 
in Bayern in der Asylangelegenheit heute noch in 

aller Deutlichkeit zurück — die Solidarität mit den 
Innenministern der Länder schwer belastet. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: Er setzt sich mit denen nicht 

mal mehr an einen Tisch!) 

Sie sind dabei, die Grundlagen und den Minimal-
konsens für die Sicherung des inneren Friedens in 
unserem Land zu verringern, weil sie in zunehmen-
dem Maß den Sicherheitsorganen die politische Un-
terstützung versagen, die sie brauchen, um sich er-
folgreich gegen Angriffe den Verbrechern und Ver-
fassungsfeinden wehren zu können. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Jawohl! Eine 
sehr bedenkliche Haltung!) 

Die von Ihnen und Ihrem Haus ausgehenden öf-
fentlichen Auseinandersetzungen über die Tätig-
keit unserer Sicherheitsbehörden sind beispiellos. 
Ich will Ihnen einmal die wichtigsten an dieser 
Stelle bei diesem Etat vorhalten: die unglückseligen 
Kampagnen im Juli 1978 gegen die seit 1963 vorge-
schriebene legale und notwendige Registrierung 
von Grenzübertritten durch den Bundesgrenz-
schutz; die im gleichen Monat gegen angebliche 
Verfassungsschutzaktivitäten an bayerischen Schu-
len gerichtete Pressekampagne — eine ganz üble 
Geschichte aus Ihrem Hause —; 

(Spranger [CDU/CSU]: Pfui!) 

die im November 1978 in die Presse lancierte Über-
wachung des Postverkehrs mit dem Ostblock durch 
den Bundesnachrichtendienst — ich bin neugierig, 
was die Mitglieder der Parlamentarischen Kontroll-
kommission aus SPD und FDP zu diesen außeror-
dentlich komplizierten Punkten in dieser Debatte 
noch zu sagen haben —; 

(Glos [CDU/CSU]: Sie werden sagen: Der 
Kanzler hat einen schlechten „Baum" ge-
pflanzt! — Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Eine 

Trauerweide!) 

die im März 1979 entfachte breite Diskussion über 
die Registrierung verdächtiger Bundesbürger mit 
Sperrvermerk im Personalausweis; die Anklagen 
gegen den Bundesgrenzschutz wegen des Fotogra-
fierens von Pässen Anfang April 1979; die Ende 
April 1979 gegen die Karteien und Dateien des Bun-
deskriminalamtes und gegen dessen Zusammenar-
beit mit dem Bundesgrenzschutz gerichteten Aktio-
nen und die — das war ein deutliches Beispiel, daß 
Ihr Staatssekretär es Ihnen auf diesem Gebiet un-
wahrscheinlich gut nachmachen kann — Anfang 
Juni 1979 von Herrn Staatssekretär von Schoeler 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach so, der!) 

gegenüber der „Frankfurter Rundschau" offengeleg-
ten Aktivitäten von anerkannten Organisationen 
unseres Landes gegen Verfassungsfeinde, die Offen-
legung der sogenannten Mittel des positiven Verfas-
sungsschutzes, sowie die Offenlegung der notwen-
digen Arbeit des Verfassungsschutzes in den Be-
trieben 1979. 

Meine Damen und Herren, es gibt keinen Bundes-
innenminister in dieser Bundesrepublik Deutsch-
land, der eine so schamlose Kette von selbstver- 
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schuldeten Aktionen gegen unsere Sicherheitsbe-
hörden auf seinem Buckel herumtragen muß wie 
dieser Bundesinnenminister Baum. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Glos [CDU/ 
CSU]: Und er tut das bewußt! — Haase [Kas-
sel] [CDU/CSU]: Mit Absicht, schamlos und 

vorsätzlich!) 

Von jedem Bundesinnenminister müssen die Bür-
ger in unserem Land ein hohes Maß an Verantwor-
tungsbewußtsein und Pflichtgefühl erwarten. Der 
Bundesinnenminister muß eben den Mut haben, 
auch unpopuläre Entscheidungen zu treffen, um das 
wichtige Gut der Sicherheit unseres Staates zu 
schützen. Diesen Anforderungen wird der FDP-
Mann Gerhart Baum nicht gerecht. Er entwickelt 
auch keine Konzeptionen, und sein Handeln ist al-
lein von taktischen Gesichtspunkten bestimmt, die 
darauf hinzielen, ihn in der Presse und bei seinen 
„Genossen" als Liberalen erscheinen zu lassen. 

(Glos [CDU/CSU]: Pseudoliberal!) 

Diesem Ziel ordnet er alle anderen politischen Ge-
sichtspunkte unter. 

Meine Damen und Herren, ich habe hier einen 
Ausschnitt aus der „Süddeutschen Zeitung" vom 
10. Dezember 1979, worin über den Parteitag der 
FDP Nordrhein-Westfalens berichtet wird. Es steht 
da, daß der Landesparteitag der FDP beschlossen 
hat, den § 88a des Strafgesetzbuches, der gewalt-
verherrlichende Schriften unter Strafandrohung 
stellt, zu streichen. Herr Minister Baum, Sie haben 
ja an diesem Parteitag teilgenommen. Sie waren so-
gar so schnell auf der Fahrt zu diesem Parteitag, daß 
sie, wie ich der Zeitung entnommen habe, bei Rot 
eine Ampel überfahren haben, um rechtzeitig bei 
diesem Beschluß dabei zu sein. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Der intellektu-
elle Urheber ist er!) 

Aber wenn die FDP bei Rot über die Ampeln fährt — 

(Glos [CDU/CSU]: Nur um die Grünen zu 
schonen! — Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

— Das kennen wir ja, Herr Kollege Glos. Aber, Herr 
Minister, was mich viel mehr interessieren würde: 
Sind Sie aufgestanden, haben Sie sich zu Wort ge-
meldet, und haben Sie dort als Bundesinnenminister 
gesagt, was es bedeutet , wenn der § 88a des Strafge-
setzbuches abgeschafft wird? Das bedeutet — ich 
sage es Ihnen jetzt —, daß man ungestraft Mord, 
Völkermord, Totschlag, schwere Körperverletzung, 
Menschenraub, Verschleppung, Kidnapping, Geisel-
nahme, Raub, räuberische Erpressung sowie Verbre-
chen und Vergehen wie schwere Brandstiftung und 
gefährliche Eingriffe z. B. in den Bahn-, Schiffs- und 
Luftverkehr künftig befürworten kann. Das ist die 
Folge dieses Beschlusses des FDP-Landespartei-
tages in Nordrhein-Westfalen. Ich kann mir schon 
vorstellen, mit welch schweigsamer Miene Sie dort 
gesessen haben; denn wenn Sie dagegen gesprochen 
hätten, dann hätten Sie mit Sicherheit innerparteili-
chen Zwist und Hader erfahren, und den können Sie 
sich nicht leisten. Ich hätte von Ihnen gern gewußt, 

wie Ihre Einstellung zu diesem Beschluß der FDP 
Nordrhein-Westfalens ist. 

(Glos [CDU/CSU]: Selber verbrochen hat er 
ihn!) 

Ein besonderes Beispiel der Konzeptionslosigkeit 
und der presseorientierten Augenauswischerei die-
ses Bundesinnenministers ist das Asylrecht. Wir 
haben uns in der Bundesrepublik Deutschland mit 
Art. 16 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes ein Grund-
recht geschaffen, das außerordentlich viel Segens-
reiches für viele Menschen, die in unser Land kom-
men, bringt und gebracht hat. Wir müssen aber auch 
feststellen, daß wir mit einer solchen Zahl von Asyl-
bewerbern in unserem Lande überschwemmt wer-
den, daß wir uns damit politisch auseinandersetzen 
müssen. Die Gründe für diesen andauernden Zu-
strom von Ausländern sind — man kann das, glaube 
ich, auf diesen Nenner bringen — der hohe Standard 
unserer Industrialisierung und die damit verbunde-
nen Beschäftigungsmöglichkeiten sowie das für die 
Ausländer attraktive Sozialhilfesystem in unserer 
Bundesrepublik Deutschland. 

(Zuruf von der SPD: Es ist gut, daß Sie das 
zugeben!) 

— Das haben wir ja nie bestritten, Herr Kollege. Das 
haben wir zu einer Zeit geschaffen, da waren Sie 
wahrscheinlich noch nicht einmal Mitglied der 
SPD. 

Die Asylanträge haben sich seit, 1973 versechs-
facht: 1973 5 289, 1978 bereits 33 136 Asylanträge. 
Ende November 1979 lagen 34 025 Asylanträge vor. 
Das ist eine Steigerung gegenüber dem Vergleichs-
monat des Vorjahres um rund 20 %. 

Mehr als 90 % aller Asylanträge werden heute als 
unbegründet zurückgewiesen, weil bei ihnen der 
Tatbestand der politischen Verfolgung nicht gege-
ben ist. Trotz dieser eklatant hohen Zahl an unbe-
gründeten Anträgen können die Antragsteller 
durch Ausnutzung der Instanzenwege einen Auf-
enthalt in der Bundesrepublik von sechs, sieben, 
acht und zum Teil sogar mehr Jahren erzwingen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Und die deut

-

schen Arbeitnehmer dürfen das finanzie

-

ren!) 

Von der Möglichkeit, Rechtsbehelfe einzulegen, ha-
ben dabei rund 80% aller abgelehnten Asylbewerber 
Gebrauch gemacht. Dies führt zu großen, zum Teil 
sogar katastrophalen Problemen bei unseren Städ-
ten und Gemeinden. 

Dieses lange Verfahren ist insgesamt auch inhu-
man. Die Asylbewerber werden nach Jahren der Un-
gewißheit in ihre Heimat abgeschoben, zu der sie in-
folge ihrer langjährigen Abwesenheit dann auch die 
Bindungen verloren haben. Dadurch entsteht ein 
größeres Elend, als wenn sie bei unbegründetem 
Antrag schnell zurückgewiesen worden wären. 

Die Bundesregierung und vor allem der für das 
Asylrecht zuständige Bundesinnenminister haben 
bei der Lösung der Probleme dieser Art bisher leider 
Gottes kläglich versagt; er hat die Länder und Ge-
meinden, die das Asylrecht durchführen müssen, im 
Stich gelassen. 
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Wir haben zur Zeit auf dem Gebiet des Asyl-

rechts eine unerträgliche Rechtsunsicherheit. Ei-
nerseits räumen die Allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften zum Ausländergesetz, die vom Bundesin-
nenminister im Jahre 1977 mit Zustimmung des 
Bundesrates und auch mit Zustimmung der von SPD 
und FDP regierten Bundesländer verabschiedet 
worden sind, den Grenz- und Ausländerbehörden ei-
nen großen Spielraum bei der Abschiebung von 
Ausländern ein, die einen unschlüssigen oder 
rechtsmißbräuchlichen Asylantrag gestellt haben. 
Hiervon machen alle Bundesländer Gebrauch, weil 
sie anders der Flut der Wirtschaftsflüchtlinge nicht 
Herr werden. Auf dieser Grundlage hat beispiels-
weise Berlin eine große Zahl von Pakistani abge-
schoben und tut dies immer noch. Andererseits sind 
die Beamten an der Grenze und bei den Ausländer-
behörden inzwischen total verunsichert. Ihnen wird 
in der jetzt angezettelten Kampagne plötzlich von 
verschiedenen Seiten, vor allen Dingen aber aus 
SPD- und FDP-Mund, die Alleinschuld an der Zu-
rückweisung unechter Asylbewerber gegeben. 

Dieser Zustand der Unsicherheit, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, muß beendet werden. Er 
könnte vom Bundesinnenminister und von der Ko-
alition längst beendet sein, wenn sie dem Gesetzent-
wurf unserer Fraktion vom 16. November 1979 in-
zwischen eine sachgemäße Beachtung geschenkt 
hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich darf Ihnen die drei wichtigsten Gesichtspunkte 
dieses Gesetzentwurfes noch einmal sagen. Es müs-
sen auf rechtsstaatlicher Grundlage die notwendi-
gen Maßnahmen zur Verkürzung des Asylaner-
kennungsverfahrens getroffen werden. Es müssen 
die in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Ausländergesetz aus dem Jahre 1977 festgelegten 
Befugnisse der Grenz- und Ausländerbehörden 
auf eine rechtsstaatliche Grundlage gestellt werden, 
und es müssen die in der Allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift enthaltenen Generalklauseln im Inter-
esse der Asylbewerber und zur Erhaltung des 
Grundrechts auf Asyl klarer gefaßt und präzisiert 
werden. 

Sie halten uns immer so gerne vor, wir hätten 
keine Alternativen. Hier liegt ein klipp und klar for-
mulierter Gesetzentwurf vor, und Sie drücken sich 
permanent um diesen Gesetzentwurf herum. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber dafür konzentrieren Sie Ihre Kraft auf einen 
Fall, der sich kürzlich in der Offentlichkeit in einer 
Weise abgespielt hat, daß er hier im Deutschen Bun-
destag noch einmal in aller Deutlichkeit angespro-
chen werden muß. Meine Damen und Herren, damit 
wir über eines überhaupt nicht zu reden brauchen: 
die Abschiebung von zwei tschechoslowakischen 
Staatsbürgern am 23. November 1978 von Bayern in 
die Tschechoslowakei war falsch. Das ist von dem 
Landratsamt Berchtesgadener Land falsch gemacht, 
falsch angeordnet worden, und dies haben der 
bayerische Innenminister und der bayerische Mini-
sterpräsident auch immer uneingeschränkt gesagt. 
Der bayerische Innenminister hat das auch vor dem 
Rechts- und Verfassungsausschuß des Bayerischen 

Landtags den Parlamentariern unzweideutig er-
klärt. 

Aber was danach aus diesem Fall in der Offent-
lichkeit gemacht worden ist, ist kein Fall mehr, der 
nur auf dieses fehlerhafte Verhalten des Landrats-
amtes Berchtesgadener Land zurückzuführen ist, 
sondern es ist der Fall eines skandalösen, unwürdi-
gen und unkollegialen Verhaltens des Bundesin-
nenministers, seines Staatssekretärs und seiner Hel-
fershelfer gegenüber dem bayerischen Innenmini-
sterium. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehmke 
[SPD]: „Helfershelfer" ist schon einmal 

falsch!) 

— Die Helfershelfer sind bei der Presse. Herr Ehm-
ke, seien Sie vorsichtig. Ich werde Ihnen gleich sa-
gen, was Herr Baum in diesem Zusammenhang für 
Helfershelfer hat. Das werden Sie gleich merken. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Aber nicht mit solchen 
falschen Begriffen! — Gegenrufe von der 

CDU/CSU) 

Mindestens zwei dem Bundesinnenminister un-
terstellte Behörden, nämlich die Grenzschutzdirek-
tion in Koblenz und das Bundesamt für die Anerken-
nung ausländischer Flüchtlinge in Zirndorf, waren 
von der beabsichtigten Abschiebung der beiden 
Tschechen unterrichtet. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich möchte jetzt die zeitlichen Fakten des Ablaufs 
vom 14. Oktober 1978, als das Fernschreiben der 
Grenzpolizeiinspektion Freilassing herausging, bis 
zur Fernsehsendung „Pro und Kontra" am 25. Okto-
ber 1979 nicht mehr im einzelnen darlegen, das ken-
nen Sie. Alle diese Fakten und Zeitläufe, die be-
kannt sind, zeigen ganz deutlich: 

Erstens. Der bayerische Innenminister Tandler 
und sein Staatsekretär Neubauer, 

(Zurufe von der SPD) 

die Sie, Herr Minister Baum, und Ihr Staatssekretär 
Schoeler so heftig angegriffen haben, waren zu dem 
Zeitpunkt, als das Fernschreiben der Grenzpolizei-
inspektion Freilassing beim Bayerischen Innenmini-
sterium und bei den Ihnen unterstellten Bundes-
dienststellen einging, noch gar nicht in Ihren Am-
tern. 

Zweitens. Der Bundesinnenminister Baum hat 
sich trotz mehrfacher vorheriger Information erst 
nach über acht Monaten dieses Falls angenommen, 
und zwar zu einem Zeitpunkt, als es ihm am günstig-
sten erschien, diesen Fall für sich und gegen die 
bayerische Staatsregierung politisch auszuschlach-
ten. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So arbeitet man 
Hand in Hand!) 

Drittens. Wenn Bundesinnenminister Baum und 
die ihm nachgeordneten Dienststellen, das Bundes-
amt in Zirndorf und die Grenzschutzdirektion in 
Koblenz, mit der Sorgfalt gearbeitet hätten, wie sie 
der Innenminister und sein Staatssekretär von den 
bayerischen Behörden erwartet haben, dann hätte 
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diese traurige Ausweisung trotz der Fehler, die eine 
bayerische Verwaltungsbehörde zugegebenerma-

ßen gemacht hat, gar nicht stattfinden können. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Riedl, erlauben 
Sie eine Zwischenfrage? Ihre Redezeit ist bald abge-
laufen. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Wenn es mir auf 
die Redezeit angerechnet wird, dann sehr gern, Herr 
Kollege Engelhard. Aber, Herr Präsident, die Rede-
zeit darf bitte dafür nicht in Anspruch genommen 
werden. 

Vizepräsident Leber: Ich kann die Redezeit nicht 
verlängern. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Der Herr Präsi-
dent kann die Redezeit nicht verlängern, Herr Kol-
lege Engelhard. Dann tut es mir sehr leid. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Das als Hort des Asylrechts immer von Ihnen ge-

priesene Bundesamt in Zirndorf hat keinen Finger 
für die beiden Tschechen krummgemacht, und es 
wurde auch dann nicht aktiv, als das Kind bereits in 
den Brunnen gefallen war. 

Aber der schlimmste Punkt ist der vierte Punkt: 
Das Bundesinnenministerium hat diesen Fall zu ei-
ner propagandistischen Hetze gegen die bayerische 
Staatsregierung benutzt 

(Zurufe von der CDU /CDU) . 
Herr Kollege Ehmke, jetzt komme ich zu-  den Punk-
ten. So stimmen die Unterlagen des „Spiegel" über 
diesen Fall genau mit den Unterlagen überein, die 
dem Bundesinnenministerium — und nur dem Bun-
desinnenministerium — bis dahin vorlagen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Der hat sie ver

-

scherbelt!) 
Und weiter: Genau einen Tag nach der Fernsehsen-
dung „Pro und Kontra" vom 25. Oktober erhielt der 
bayerische Innenminister Tandler ein vom 24. Okto-
ber datiertes Schreiben des Bundesinnenministers 
Baum, in dem dieser Tandler persönlich auf den  Fall 
hinwies. Der Fernsehjournalist Schüler allerdings, 
der in der gleichen Sendung mit Herrn Baum und 
Herrn Tandler auftrat, kannte bereits den . ganzen 
Sachverhalt 

(Spranger [CDU/CSU]: Woher wohl?) 
und sprach den bayerischen Innenminister Tandler 
in dieser Sendung darauf an. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Herr Minister Baum, warum haben Sie nicht den 

politischen Mannesmut aufgebracht, der der Solida-
rität unter Demokraten entspricht, daß Sie Herrn 
Tandler vor der Sendung auf diesen Fall angespro-
chen und gesagt hätten: Herr Kollege, da kommt 
dieser und jener Fall? 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Können sie das 
von ihm verlangen?) 

Sie haben Herrn Schüler informiert, und Sie haben 
Herrn Tandler im Regen stehenlassen. Jetzt stehen 
Sie als ein unkollegialer Bundesinnenminister da, 
der die Solidarität nicht nur der Landesinnenmini-
ster, sondern auch der Demokraten verletzt hat, und 
das nehmen wir Ihnen übel. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich kann in der Kürze der Zeit, die mir zur Verfü-

gung steht, nur auf diese wenigen Punkte zu spre-
chen kommen. Ich möchte zum Abschluß all den Be-
amten und Mitarbeitern unserer Sicherheitsdienste, 
des Bundeskriminalamts, des Bundesgrenzschutzes 
und der Polizei, die tagaus und tagein zum Teil unter 
großer Lebensgefahr für unser Vaterland und für un-
sere Bevölkerung Dienst leisten, den Dank der 
CDU/CSU-Fraktion in diesem Hause für ihre Arbeit 
aussprechen, die sie trotz einer so miserablen Füh-
rung durch einen so miserablen Bundesinnenmini-
ster täglich leisten. 

(Beifall bei. der CDU/CSU) 
Ich bedanke mich bei Ihnen, daß Sie sich diesem 
Dank anschließen. . 

Die CDU/CSU-Fraktion lehnt mit großer Freude, 
(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Mit allergröß

-

ter Freude!) 
mit großer Entschiedenheit und mit großer innerer 
Begeisterung gerade diesen Etat, den Einzelplan 06, 
ab. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU — 
Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Keinen Etat so 

wie diesen!)  

Vizepräsident Leber: Das Wort  hat der Herr Abge-
ordnete Walther. 

Walther (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Als Sozialdemokrat könnte man fast schon 
zufrieden sein mit dem, was der Herr Kollege Dr. 
Riedl vorgetragen hat; denn er ist der einzige Red-
ner der CDU/CSU, der die Sozialdemokraten ge-
schont 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
und sich dafür an unserem Koalitionsfreund, Herrn 
Bundesinnenminister Baum, gerieben hat Aber weil  

Sie, Herr Kollege Dr. Riedl, das Kohl-Zitat vom 
Nicht-im-Regen-stehen-Lassen gebraucht haben, 
will ich Ihnen sagen: Wir werden Herrn Bundesin-
nenminister Baum auch nicht im Regen stehen las-
sen in der Hoffnung, Herr Minister Baum, daß Sie 
mich nicht so behandeln, wie Herr Strauß damals 
Herrn Kohl behandelt hat 

(Broll [CDU/CSU]: Einen so großen Schirm 
haben sie auch nicht! — Jäger [Wangen] 
[CDU/CSU]: Wenn er ein guter Baum wäre, 
würde es ihm nichts ausmachen, im Regen 

zu stehen! 
— Nun lassen Sie uns doch einmal ernst werden. 
Herr Jäger, schreien sie doch nicht immer dazwi-
schen. Sie machen das in der Fragestunde so oft Sie 
haben jetzt einmal Sendepause, wenn ich darum bit-
ten darf. 
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Um auf die Vorwürfe gegen den Innenminister zu-

rückzukommen: Ich sage Ihnen in allem Ernst, daß 
das innenpolitische Klima in einem Lande in der 
Tat zu einem erheblichen Teil davon abhängt, wie 
der für das Innenressort zuständige Minister sein 
Amt auffaßt: ob er den Staat als Repressionsinstru-
ment begreift und dem Bürger grundsätzlich mit 
Mißtrauen begegnet oder als eine Heimstatt, die al-
len Bürgern das höchstmögliche Maß an Freiräu-
men bewahrt  und insbesondere Minderheiten, vor 
allem auch kritischen Minderheiten, Raum zur Ent-
faltung gibt. Ich sage: Je geringer das Maß an  Rep-
ression,  je größer das Maß  an geistiger Freiheit, de-
sto größer ist auch die Chance, daß sich in einem sol-
chen Staat möglichst viele, vielleicht sogar alle wohl 
fühlen. 

Es kann im Ernst nicht bezweifelt werden, daß wir 
uns sei 1945/46 -- ich war damals 16 Jahre alt — in 
unserem Staat im Detail zwar unsichtbar, aber im 
ganzen doch deutlich von den Frei- und Freiheits-
räumen entfernt haben, die uns jungen Menschen 
damals diesen neuen demokratischen Staat so faszi-
nierend gemacht haben. Ich will darauf verzichten, 
eine Reihe von Beispielen zu bringen, die ich mir 
notiert hatte; denn ich möchte auf den Fall einge-
hen, den Sie, Herr Kollege Dr. Riedl, des längeren 
und des breiteren abgehandelt haben. 

Wir hatten uns damals nicht vorstellen können, 
daß Menschen, die vor politischer Verfolgung flüch-
ten, an den Grenzen unseres Staates abgewiesen 
und an Ihre Verfolger zurücküberstellt werden. 

(Beifall bei der SPD) 
Das, was Herr Kollege Dr. Riedl im Zusammenhang 
mit der Abweisung von Flüchtlingen aus der CSSR 
vorgetragen hat, war nichts anderes als ein großarti-
ger Eiertanz, um zu verschleiern, daß bayerische Be-
hörden, insbesondere der Innenminister, gegen 
Recht und Verfassung verstoßen haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU]: Es ist doch blanker 
Unsinn, was Sie dort  verzapfen! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 
— Aber Herr Gerlach, Sie sind sonst immer so ein 
netter Mensch. Nun machen Sie sich doch nicht so 
unsympathisch. 

Ich möchte diesem Innenminister bescheinigen, 
daß er sich große Mühe gegeben hat, manches wie-
der geradezurücken und dafür zu sorgen, daß die zu-
gegebenermaßen griffige Formel „im Zweifel für die 

 Freiheit" mehr ist als eine leere Worthülse. Ich je-
denfalls und meine Fraktion, Herr Minister, bedan-
ken uns ausdrücklich dafür. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Schmitz 
[Baesweiler] [CDU/CSU]: Muster ohne 
Wert! — Dr. Hennig [CDU/CSU]: Persil

-

schein!) 
— Das ist kein Persilschein. Das ist ein guter Innen-
minister, Herr Kollege. Wir haben gar keinen 
Grund, dies zu verheimlichen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
Ich möchte jetzt zu ein paar Schwerpunkten  des 

Haushalts kommen in der Hoffnung, daß Sie sich da-

bei wieder beruhigen. Der Haushaltsausschuß hat 
sich nicht in der Lage gesehen, beispielsweise alle 
Stellen im Bereich der inneren Sicherheit so, wie 
im Regierungsentwurf vorgesehen, zu bewilligen, 
weil wir übereinstimmend der Meinung waren, daß 
eine zu schnelle Erweiterung der Personalkörper 
nicht unbedingt eine Umsetzung von Quantität in 
Qualität bedeuten muß. Die Gewerkschaft der Poli-
zei beispielsweise hat nicht zu Unrecht für das Bun-
deskriminalamt eine Phase der Konsolidierung ge-
fordert. Vom Bundesgrenzschutz hören wir, daß 
allzu viele Beamte als Auszubildende oder als Aus-
bilder von ihren eigentlichen Aufgaben abgehalten 
würden; eine Klage übrigens, die wir gelegentlich 
auch aus dem Bundeskriminalamt vernehmen. Des-
halb meinen wir, daß ein langsamer, aber kontinuier-
licher Aufbau auch der Qualität zugute kommen 
könnte und das Problem des Verwendungs- und Be-
förderungsstaus, das andernorts entstanden ist, ein 
bißchen abbiegen könnte. 

Da wir eine Reihe von Stellen bewilligen wollen, 
werden die Sicherheitsorgane in Zukunft von der 
Zahl her so gut ausgestattet sein wie noch nie zuvor. 
Ich erkläre für meine Fraktion die Bereitschaft, auch 
zukünftig an einem kontinuierlichen Ausbau mitzu-
wirken, der sich an dem Ausbauprogramm innere 
Sicherheit orientiert. 

Auch ich möchte wie der Kollege Dr. Riedl — und 
hier ist der Anlaß dazu — für meine Fraktion den 
Angehörigen der Organe der inneren Sicherheit 
ausdrücklich unseren Dank sagen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
Insbesondere will ich hier das Bundeskriminalamt 
nennen, das sich trotz mancher schwieriger Umstän-
de, was Aufbau, Organisationsänderung, aber auch 
-- hören Sie gut zu — Hindernissen in überzogenem 
Föderalismus betrifft, einen hervorragenden inter-
nationalen Ruf erworben hat. Diesen Ruf möchten 
wir erhalten wissen. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Trotz des 
Präsidenten!) 

— Der Herr Präsident ist ein hervorragender Krimi-
nal-Designer, liebe Frau Kollegin. Dessen Ruf 
möchte ich hier auch öffentlich nicht unterminiert 
wissen. Diesen Ruf möchten wir erhalten wissen — 
ich wiederhole es —; denn die Bedrohungen durch 
Terrorismus, Rauschgift — was ich für ganz bedroh-
lich halte — und Wirtschaftskriminalität halten 
an. 

(Unruhe) 
— Meine Damen und Herren, vielleicht darf ich für 
die nächstfolgenden Ausführungen um Ihre freund-
liche Aufmerksamkeit bitten, weil ich hoffe, daß Sie 
mir zustimmen werden. 

Im Zusammenhang mit der  Erörterung der inne-
ren Sicherheit möchte ich einen Hinweis geben, der 
alle angeht, die sich in dieser Republik politisch 
wichtig fühlen. Ich und mit mir ein nicht geringer 
Teil des Haushaltsausschusses halten den Aufwand, 
den wir in bezug auf das betreiben, was wir Perso-
nen- und Objektschutz nennen, für übertrieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Übertrieben ist es sicherlich nicht, wenn ich behaup-
te, daß für solche Zwecke auf allen Ebenen der öf-
fentlichen Hand im kommenden Jahr mehr als 300 
Millionen DM ausgegeben werden. Ich frage mich: 
Muß es wirklich so sein, daß ein beschützender 
Sicherheitsbeamter ein Statussymbol ist? Ferner 
stelle ich die Frage, ob es nicht schrecklich ist, wie 
wir uns beispielsweise in unserem eigenen Haus 
verbarrikadiert haben. Da kann ich mir schon vor-
stellen, daß Regelungen denkbar sind, bei denen we-
niger mehr wäre. 

Dieses Prinzip, daß weniger mehr wäre, läßt sich 
leider beim Umweltschutz nicht anwenden. Es gibt 
eine ganze Menge Bedrohungen, denen sich unsere 
natürliche Umwelt durch Chemikalien, Gifte, Lärm, 
aber auch durch Gedankenlosigkeit und Wegwerf-
mentalität gegenübersieht. Deshalb wird  die öffent-
liche Hand, trotz aller Aufwendungen, die auch pri-
vat im Rahmen des Verursacherprinzips aufzubrin-
gen sind, noch sehr viel Geld aufbringen müssen, um 
unseren Nachkommen eine Welt zu hinterlassen, in 
der zu leben es sich lohnt. Ich verstehe diese jungen 
Menschen in unserem Lande sehr gut, die sich fra-
gen, ob unsere bisherige Art zu leben, überhaupt 
menschenwürdig und verantwortbar gegenüber 
kommenden Generationen ist. Deshalb müssen un-
sere Anstrengungen im Bereich des Umweltschut-
zes verstärkt, nicht verringert werden. 

Ich habe z. B. überhaupt kein Verständnis dafür, 
daß es einige Länder gibt, die das Abwasserabga-
bengesetz wieder beseitigen wollen. Dies hielte ich 
für ein Ding aus dem Tollhaus, meine Damen und 
Herren, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

nachdem wir darangegangen sind, beispielsweise 
den Rhein mit seinen Nebenflüssen im Zuge sehr 
aufwendiger Programme wieder sauberzubekom-
men, damit das Wasser eines Tages wieder Trink-
wasserqualität bekommt 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Welchen Tages 
denn?) 

— Verehrter Herr Kollege, wenn es nach den Län-
dern, die von der Union regiert werden, die das Ab-
wasserabgabengesetz wieder beseitigen wollen, gin-
ge, dann, fürchte ich, am Sankt-Nimmerleins-Tag. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Daß die Novellierung des Bundesimmissions-
schutzgesetzes immer noch nicht sehr viel weiterge-
kommen ist, bedeutet auch kein Ruhmesblatt für die 
deutsche Politik. Im Bundeshaushalt haben wir 1,8 
Milliarden DM einschließlich ERP-Wirtschaftsplan 
zur Verfügung. Wir versuchen also, mit diesem 
Haushalt eine Menge für die Erreichung unserer 
Ziele zu tun. Es ist ein enormer Betrag, der, nebenbei 
gesagt, auch Arbeitsplätze sichern hilft. 

Ich will etwas zu den Ansätzen sagen, die wir im 
Einzelplan des Innenministers für die Reaktorsi-
cherheit eingestellt haben. Ob man Kernkraftwerke 
mag oder nicht, sie sind nun einmal vorhanden; das 
wird niemand bestreiten können. Deshalb muß ihre 
Sicherheit — vor allem in Auswertung der Ereig-

nisse von Brunsbüttel, was wir nicht vergessen wol-
len, und Harrisburg — verbessert werden. 

Ich stimme Ihnen, Herr Staatssekretär Hartkopf, 
zu. Sie haben einmal gesagt, in der Frage der Sicher-
heit dürfe es keinen Rabatt geben. Aber ich hoffe, 
daß die Konsequenz, die Sie für sich daraus gezogen 
haben, nämlich daß die Staatshaftung im Atomge-
setz fallen müsse, bald in regierungsamtliche Aktivi-
täten umgesetzt wird. 

Ob der von den Regierungschefs von Bund und 
Ländern verabredete sogenannte parallele Entsor-
gungsansatz gangbar ist, muß sich erst noch erwei-
sen. Dabei wird es interessant sein, zu hören, ob ei-
nes der unionsregierten Länder, beispielsweise der 
Freistaat Bayern, bereit ist, ein Zwischenlager auf-
zunehmen. Da hören wir aus Bayern bisher nur 
Sankt-Florians-Melodien. Vom Haushalt her, meine 
Damen und Herren, schaffen wir jedenfalls die Mög-
lichkeit, auf beiden Feldern voranzukommen. 

Nun möchte ich gern noch ein paar Bemerkungen 
zum Haushaltsplan der Zivilverteidigung und des 
Katastrophenschutzes machen. Es ist zwar richtig, 
daß im Jahre 1980 dieser Haushalt nicht mehr so 
stark steigen soll wie in den beiden vergangenen 
Jahren. Aber gegenüber 1977 stehen dort immerhin 
188 Millionen DM mehr, das sind fast 35%. Kaum ei-
nen Politikbereich haben wir in diesem Jahr mit ei-
ner solchen Steigerungsrate versehen wie diesen. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Das fängt ja prak

-

tisch bei Null an!) 

— Wenn Sie sagen, wir seien bei Null angefangen, 
dann muß ich sagen: Null ist das, was Ihre Regierun-
gen, die CDU/CSU-geführten Regierungen, in den 
Haushalt eingesetzt haben. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: 1977!) 

Das ist also ein Eigentor, Herr Kollege, das Sie da ge-
rade geschossen haben. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie sind bald 
bei Null!) 

— Ach Gott, Herr Gerster. Ich hoffe, Sie werden ei-
nen guten Landeslistenplatz bekommen, damit wir 
Sie im nächsten Bundestag wiedersehen; denn den 
Wahlkreis kriegen Sie mit solchen Zwischenrufen 
bestimmt nicht. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Abwarten!) 

Das macht deutlich, daß wir der Zivilverteidigung 
einen hohen Stellenwert beimessen. Mit den Ansät-
zen des Jahres 1980 kann der öffentliche und private 
Schutzraumbau verstärkt fortgesetzt werden, die 
Beschaffung neuer und der Ersatz alter Katastro-
phenschutzfahrzeuge zügig vorangetrieben und das 
Programm für den Neubau der THW-Unterkünfte 
ausgeweitet und die Rettungshubschrauberstaffel 
weiter vervollkommnet werden. Das ist eine ganze 
Menge. 

Wem das alles zu wenig ist, der möge bedenken, 
daß wir nicht immer nur von Haushaltskonsolidie-
rung, Rückführung von Schulden, und was Sie in 
diesen Tagen sonst noch für Schauergemälde an die 
Wand gemalt haben, reden darf, sondern daß man 
auch danach handeln muß. Ich kann mich kaum er- 
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innern, daß die Opposition in all den Beratungen des 
Haushaltsausschusses in diesen vielen Wochen ei-
nen einzigen vernünftigen Kürzungsvorschlag ge-
macht hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber am laufenden Band mußten wir Erhöhungsan-
träge von Ihnen ablehnen. Wären wir Ihnen gefolgt, 
wären die Schulden höher geworden. Frau Kollegin 
Berger, Sie waren ja meistens dabei, Sie wissen das 
doch. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Interna-
tionale Bauausstellung!) 

— Die Internationale Bauausstellung ist auch eine 
hervorragende Sache. Wir haben ja gemeinsam dazu 
beigetragen, daß daraus etwas Vernünftiges wird. 

Herr Kollege Gerster schreibt hier schon eifrig 
mit. Ich habe gehört, er will nachher dazu noch re-
den. Ich kann Sie deshalb nur einladen: Bleiben Sie 
alle so lange, bis Herr Kollege Gerster gesprochen 
hat. Denn er wird hier ein ganzes Gruselkabinett 
zeichnen. Es wird eine Horrorstunde werden. Wir 
werden alle sehr viel Freude an dem haben, was 
Herr Kollege Gerster nachher vorträgt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Bedanke mich 
für die Vorschußlorbeeren!) 

Wir kennen das ja alles schon. Wir kennen es schon, 
was Herr Kollege Gerster sagen wird. Es ist die alte 
Schallplatte, die er jedes Jahr auflegt. Deswegen 
werden wir uns darauf beschränken, das, was ich 
hier gesagt habe, sachlich darzustellen. Herr Kol-
lege Gerster, dafür ist gleich der Ring frei. Dann 
können Sie sich austoben, wie Sie wollen. Und dann 
werden wir einmal sehen, was Ihnen der Minister 
darauf zu antworten weiß. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dem 
Ziel der Haushaltskonsolidierung haben auch un-
sere Bemühungen im Ausschuß gedient, 

(Glos [CDU/CSU]: Das ist C-Klasse der Bun-
desliga, was Sie da machen!) 

die gewünschten Personalausgaben auf ein finan-
ziell vertretbares Maß zurückzuschrauben. — Kol-
lege Gerster, ich weiß nicht, ob Sie das gehört haben: 
Der Kollege Glos hat gesagt, wenn Sie kämen, käme 
die C-Klasse der Bundesliga hier hoch. 

Wir haben also versucht, im Rahmen der Konsoli-
dierungsbemühungen die gewünschten Personal-
zuwächse auf ein finanziell vertretbares Maß zu-
rückzuschrauben. Das Innenministerium — das ge-
ben wir gern zu — hat bei dieser Aktion eine ganze 
Menge Haare lassen müssen. Es hat sich auch nicht 
gefreut, aber Einsicht in die finanziellen Notwendig-
keiten gezeigt. Aber — ich sage das ein bißchen 
leise — ob die bekanntgewordenen Vorstellungen 
zur Verbesserung der Besoldungsstruktur solchen 
Notwendigkeiten immer Rechnung tragen, will ich 
für heute einmal dahingestellt sein lassen. 

Eine Bemerkung zu dem Änderungsantrag, den 
Sie im Hinblick auf die Nationalstiftung hier vorge-
legt haben, will ich kurz anfügen. Dies ist der übliche 
Propagandaantrag, den Sie jedes Jahr hier vorlegen. 
Wir nehmen ihn nicht ernst. Ich sage nur soviel: Wir  

sind fest entschlossen, dem Bund grünes Licht zu ge-
ben für die Ingangsetzung der Maßnahmen, die im 
Zusammenhang mit der Nationalstiftung geplant 
sind, wenn nicht sehr bald das seit einiger Zeit avi-
sierte Úbereinkommen zwischen Bund und Ländern 
in dieser Frage zustande kommt. Wir können es uns 
nicht leisten, die lebenden Künstler noch länger auf 
das warten zu lassen, was wir ihnen seit Jahren ver-
sprochen haben. 

Um auf Ihren Beitrag zurückzukommen, Herr Kol-
lege Dr. Riedl: Dieser Bundesinnenminister hat un-
ser volles Vertrauen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
und Zurufe von der CDU/CSU) 

Er vertritt eine Politik, die wir Sozialdemokraten gut 
mitvertreten können. Wir unterstützen den Mini-
ster, wir unterstützen seine Politik. Wir tun dies, in-
dem wir seinem Haushalt zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat der 
Abgeordnete Gärtner das Wort. 

Gärtner (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Was der Kollege Riedl hier eben vorge-
führt hat, war, harmlos ausgedrückt, eine mittlere 
Pöbelei. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Der hieß aber Wal

-

ther!) 

Man kann zwar versuchen, sich auf diese Art und 
Weise über Politik zu verständigen, Herr Kollege 
Riedl, aber es geht wirklich zu weit, sich hier hinzu-
stellen und über die Liberalen in dieser Form herzu-
ziehen. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Die gibt 
es doch gar nicht mehr!) 

— Das ist nun wirklich eine Täuschung, der Sie auf-
gesessen sind. Verfolgen Sie doch gelegentlich ein-
mal die Rede Ihres Kanzlerkandidaten, die dieser 
hier im Bundestag am Dienstag gehalten hat! Da hat 
er zu meinem Erstaunen die Liberalen ausdrücklich 
gelobt. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Aber diesen 
Minister doch nicht! Der Mensch ist doch 
eine einzige Provokation! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Man muß immer vorsichtig sein, wenn man Liberale 
lobt. In diesem Fall kann ich nur sagen, lieber Kol-
lege Riedl: Lassen Sie das in dieser Form nicht noch 
einmal zu! Ich gebe zwar zu, daß man zu später 
Stunde einmal die Beherrschung verlieren kann, 
aber in dieser Form geht das nicht. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: So spät ist 
es gar nicht! — Zuruf von der CDU/CSU: Er 
hat doch die Wahrheit gesagt, Herr Gärt

-

ner! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 
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Lassen Sie mich nun nach dem Vortrag des Kolle-

gen Riedl auf einige Schwerpunkte des Etats des In-
nenministers zu sprechen kommen. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Sie sind 
doch sonst ein fröhlicher Mensch!) 

— Das bin ich. Deshalb tut es mir besonders weh, 
heute erlebt zu haben, daß ausgerechnet Sie, den ich 
bisher auch in diese Kategorie einzurechnen ver-
sucht habe, gezeigt haben, daß offenbar das Gegen-
teil der Fall ist. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Das ist die 
Maske der Herrn Riedl! — Abg. Haase [Kas-
sel] [CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwi-

schenfrage) 

— Herr Kollege Haase, wir beklagen uns häufig, daß 
nicht fiber  den Haushalt geredet wird, sondern über 
alles mögliche. Ich will jetzt einmal den ernsthaften 
Versuch wagen, über das zu sprechen, was im Haus-
halt steht. 

Dieses Ressort ist für den Umweltschutz verant-
wortlich, und ich finde, es macht seine Arbeit gut. 
Ich will nicht sagen, daß es nicht zuletzt wegen die-
ser erfolgreichen Arbeit auf dem Gebiete des Um-
weltschutzes einige Bürgerinitiativen in diesem 
Lande gibt, die mit dem Aufkleber „Baum ab — Nein 
danke!" durch die Gegend laufen. 

(Spranger [CDU/CSU]: Das sind aber we-
nige!) 

Die 14%ige Steigerung der Mittel für den Umwelt-
schutz in diesem Ressort zeigt deutlich, daß die Bun-
desregierung nicht nur über den Umweltschutz re-
det, sondern auch die entsprechenden finanzpoliti-
schen Operationen betreibt. Man muß insbesondere 
feststellen, daß diese Regierung, seit sie angetreten 
ist, ein überzeugendes umweltpolitisches Programm 
erstens aufgelegt hat und zweitens auch umsetzt. 
Vor allem aber müssen wir feststellen, daß Umwelt-
schutz und Okonomie kein Gegensatzpaar sind, son-
dern im Grunde einander bedingende Begriffe sind. 
Ökonomie ohne Umweltschutz ist nicht denkbar, 
Umweltschutz ohne Okonomie natürlich ebenfalls 
nicht. Die Sicherung von vielen tausend Arbeitsplät-
zen durch Umweltschutzinvestitionen zeigt deut-
lich, daß Umweltschutz nicht Arbeitsplätze vernich-
tet, sondern sogar neue qualitativ bessere Arbeits-
plätze schafft. Man muß auch sehen, daß das, was wir 
in den letzten Jahren gemacht haben, mit dazu bei-
getragen hat, daß wir gegenüber unseren europäi-
schen Partnern, die in vielen Fällen, was Umwelt-
schutz angeht, weit hinter uns zurück sind, Wettbe-
werbsvorteile haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Das ist z. B. eine ganz ernsthafte Frage, vor der an-
dere Länder stehen, etwa beim Benzin-Blei-Gesetz. 
Wer das zu der Zeit nicht gemacht hat, als wir das 
hier gemacht haben, wird das heute auf sehr viel hö-
herem Niveau nachvollziehen müssen. 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Gärtner, erlau-
ben Sie eine Zwischenfrage? 

Gärtner (FDP): Bitte. 

Haase (Kassel) (CDU/CSU): Herr Kollege Gärtner, 
darf ich denn mal fragen — gerade im Zusammen-
hang mit Ihrem Loblied auf den Umweltschutz —, 

was Ihr verehrter Parlamentarischer Staatssekretär 
getan hat, und zwar als Ortsvorsteher oder Kreisvor-
steher — ich weiß nicht, wie es bei Ihnen in der Par-
tei heißt — von Frankfurt am Main, um diesen fürch-
terlichen Umweltskandal, von dem Ihre Partei-
freunde wußten, zu verhindern, ihn zu reduzieren, 
ihn aufzuhalten? Könnten Sie ihn vielleicht einmal 
fragen, oder können Sie uns Auskunft geben? 

(Zuruf des Abg. Konrad [SPD]) 

Gärtner (FDP): Herr Kollege Haase, ich kenne bis-
her nur das, was in der Zeitung gestanden hat. Ich 
kann Ihnen nur sagen: es ist ein merkwürdiges Un

-

terfangen, das Verursacherprinzip auf diese Weise 
zu unterlaufen. Nach meinem gegenwärtigen Infor-
mationsstand sind die Farbwerke Hoechst dafür ver-
antwortlich. Ich habe selbst in meinem Wahlkreis 
einen Fall, wo eine berühmte Firma, die in Dorma

-

gen ansässig ist, längere Zeit Grundwasserverseu-
chung betrieben hat. Sie hat es erst dann zugegeben, 
als sie öffentlich darauf angesprochen worden ist. 

(Broll [CDU/CSU]: Von Ihnen?) 

— Ja, von mir. 

Ich kann Ihre Frage nach diesem Fall in Hessen 
nicht konkret beantworten, Herr Haase. Ich gehe 
davon aus, daß der Bundesminister oder der Parla-
mentarische Staatssekretär antworten können. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Eine Frage 
noch!) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege, — — 

Gärtner (FDP): Nein, es tut mir leid. Wir haben so 
kurze Redezeiten vereinbart, daß allein Ihr Vortrag 
mir einen Großteil meiner Redezeit — — 

(Haase  [Kassel] [CDU/CSU]: Wir geben Ih
-

nen zehn Minuten zu! — Heiterkeit) 

— Nein. Es ist zwar unter Hessen möglich, alle mög-
lichen Geschäfte zu machen, aber im Augenblick hat 
ein anderer Hesse das Präsidium in der Hand. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Leber: Nicht alle, sondern ganz be-
stimmte. 

(Erneute Heiterkeit) 

Gärtner (FDP): Diese beiden Fälle, auch der, den 
ich aus meinem Wahlkreis genannt habe, sind ein 
bitterer Beweis dafür, daß wir in einer Situation ste-
hen, wo es Industrieunternehmen gibt, die immer 
noch eine Mentalität wie ein mittlerer Fleischer-
hund haben, die sich eine Produktionsweise erlau-
ben, die Grundwasserverseuchung sozusagen zum 
Constituens ihrer Produktionsanlagen machen. Ich 
meine, wir müssen uns beim Chemikaliengesetz, 
wenn es den Bundestag durchläuft, sehr viel Mühe 
geben, daß solche Fälle ausgeschlossen werden, d. h., 
wir müssen uns sehr viel Mühe geben, die Probleme, 
die sich aus den Produktionsweisen ergeben, die in 
unserem Lande im Augenblick gang und gäbe sind, 
aufzuarbeiten. Wir müssen klarmachen, daß hier 
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nicht an irgendeiner Stelle ein Schlußstrich gezogen 
wird und nur neue Chemikalien und neue Produk-
tionsverfahren überprüft werden. Wie kann man in 
diesem Hause mit gutem Gewissen eine Therapie 
beschließen, solange man nicht weiß, was eigentlich 
noch an Problemen unter der Erde verborgen ist. 

Der Kollege Riedl hat sich als zweiten Schwer-
punkt den Bereich der inneren Sicherheit ausge-
sucht. — Er ist im Augenblick, wenn ich das richtig 
sehe, auf der Flucht, jedenfalls nicht hier im 
Raum. 

(Konrad [SPD]: Sie haben ihn auch ganz 
schön am Boden zerstört!) 

— Ich muß sagen, nach meinen Eingangsworten 
hatte ich den Erich Riedl etwas widerstandsfähiger 
in Erinnerung. Nichtsdestoweniger kann in diesen 
Bereichen noch einiges nachgeschoben werden. Ich 
fand es höchst bedauerlich, daß der Kollege Riedl 
den eigentlichen Skandal darin entdeckt hat, daß 
das Ganze öffentlich gemacht worden ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Ha rt
-mann [CDU/CSU]: Wie es öffentlich ge-

macht worden ist!) 

— Kollege Hartmann, nicht wie es öffentlich ge-
macht worden ist. Wenn ein Skandal auf diese Art 
und Weise passiert ist, muß man den Fehler frühzei-
tig zugeben, und nicht erst nach einem monatelan-
gen Hickhack in der Offentlichkeit. Heute erfahren 
wir von dem Kollegen Riedl, daß auch in Bayern ein-
mal Fehler gemacht worden sind. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Herr Tandler hat lange gebraucht, 

(Spranger [CDU/CSU]: Herr Baum hat bis 
heute noch nicht zugegeben, daß er Mitver-
antwortung trägt! Das ist doch der Skan-

dal!) 

bis er zugegeben hat, daß es do rt  eine politische Ver-
antwortung gibt. 

(Spranger [CDU/CSU]: Der Staatssekretär 
hat es gewußt! So ist es! Neun Monate hat 

man es gewußt!) 

Ich meine, es muß doch möglich sein, darüber zu dis-
kutieren. Da gibt es doch Unterschiede, und es muß 
einem doch wirklich zu denken geben, daß der Feh-
ler, der unten begangen worden ist, in diesem Falle 
besonders bedeutsam und schwerwiegend ist, weil 
dort eben Leute zurückgeschickt worden sind. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Herr 
Gärtner, geben Sie doch zu, daß Ihr Mini-
ster Mist gebaut hat! — Spranger [CDU/ 
CSU]: Mist gebaut hat er! Geschlafen hat er! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich verstehe die Aufregung, weil ausgerechnet 
die Fraktion, die hier sozusagen immer die Men-
schenrechtsdiskussion für sich privilegiert, in dieser 
Frage entscheidend versagt hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Gärtner, erlau-
ben Sie eine Zwischenfrage? Ihre Redezeit ist bald 
abgelaufen. 

Gärtner (FDP): Nein, ich habe nur noch eine Mi-
nute und wollte gerne noch einen Punkt anspre-
chen, der vielleicht den Kollegen Riedl freuen 
kann. 

Ich meine, wir haben im Bereich der inneren Si-
cherheit diesem Innenminister nicht zu unterstel-
len, daß er die Freiheit, die wir in der Bundesrepu-
blik Deutschland errungen haben, aufs Spiel setzt. 
Im Gegenteil, er ist Garant der Freiheit, er ist Garant 
der Liberalität in diesem Lande. Er hat nicht um-
sonst unsere Unterstützung. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich muß Ihnen auch klar sagen, daß ich es nicht für 
einen Fehler halte, wenn man auf Parteitagen und in 
Parlamenten gesetzestechnische Fehler, die man 
früher gemacht hat, wieder korrigiert. Es muß auch 
in der Politik möglich sein, daß man lernt. Und wenn 
man ein Gesetz verabschiedet hat, über dessen 
Wirksamkeit man nachher anderer Auffassung ist, 
muß es eben möglich sein — auch bei dem § 88a, 
auch beim Kontaktsperregesetz —, das zu ändern. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Ich möchte einen dritten Bereich noch ganz kurz 
ansprechen, den Bereich des Sports. Er hat eine ge-
wisse Aktualität dadurch gefunden, daß einige Mit-
gliedsverbände des Deutschen Sportbundes es für 
richtig gehalten haben, die Diskussion über das 
Thema „Werbung am Mann" dadurch zu unterbin-
den, daß sie die Versammlung des Deutschen Sport-
bundes verlassen haben. Ich kann nur sagen, daß 
dies kein richtiges Verfahren ist. Wer dieses Thema 
ernsthaft diskutieren will, muß das auch dann tun, 
wenn es unbequem ist, und darf nicht — wie der 
Deutsche Handballbund — hingehen und sozusa-
gen im Vorfeld der Olympischen Spiele verkünden: 
Ich verzichte darauf, daß ich Probleme habe, und 
werde deshalb die Versammlung sprengen. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Da haben 
Sie recht!) 

Ich warne alle diejenigen, die sich „selbständige, fi-
nanziell unabhängige Organisationen" nennen. Sie 
sollten beim Zugriff auf den Steuertopf entspre-
chend darauf hingewiesen werden, daß derjenige, 
der sich finanziell so unabhängig fühlt, auf die Steu-
ergelder anderer nicht angewiesen ist. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD) 

Vizepräsident Leber: Als nächster hat der Abge-
ordnete Gerster das Wort. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es geht 
hier um die Einzelpläne 06 und 36 und um die Politik 
des Bundesinnenministers Baum. Es geht hier nicht 
um den Kollegen Erich Riedl. Deshalb habe ich zwar 
Verständnis für den Entlastungsangriff des Kolle-
gen Gärtner auf den Kollegen Riedl, muß aber sagen, 
daß dieser Angriff das folgende Faktum nicht aus 
der Welt schafft: Was wir dem Bundesinnenminister 
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vorwerfen, ist, daß er versucht, ein Doppelspiel zu 
spielen und eine Doppelrolle auszufüllen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auf der einen Seite ist er Dienstherr der Sicher-
heitsbehörden. Er hat Beamte der Sicherheitsbehör-
den gegen oft unqualifizierte und tendenziöse An-
griffe zu verteidigen. Er hat sich nicht unkritisch vor 
sie zu stellen, aber er hat sie zumindest loyal zu 
schützen. Die Beamten können Loyalität erwarten. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf von der 
CDU/CSU: Das kennt er nicht!) 

Diese Rolle kann er nicht spielen, weil er sich auf 
der anderen Seite zugleich als Vorsänger der Links-
liberalen fühlt, die in der Existenz eines Polizisten 
bereits die Manifestation des Polizeistaates sehen. 

(Zurufe von der FDP) 

Wir verlangen weiß Gott nicht — was hier vorhin 
behauptet worden ist —, daß der Bundesinnenmini-
ster dem Bürger — und zwar, wie es hier in unter-
stellender Weise gesagt wurde, jedem Bürger — mit 
Mißtrauen zu begegnen hätte. Was wir verlangen, 
ist zunächst einmal, daß der Bundesinnenminister 
nicht jedem seiner Beamten Mißtrauen entgegen-
bringt, sondern versucht, wirklich neutral zu ent-
scheiden, und daß er in Fällen unbegründeter An-
griffe seine Beamten entsprechend verteidigt. Dies 
kann er offenbar nicht. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Er will es 
nicht!) 

Dies kann er nicht, weil er glaubt, in seiner Partei die 
linksliberale Vorreiterrolle spielen zu müssen 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

und bei denjenigen, die in unqualifizierter Weise 
Beamte angreifen, mit der Fahne vorweg marschie-
ren zu müssen. 

Nicht unkritisches Verhalten zu den Beamten, 
Herr Minister, erwarten wir, sondern ein faires Ver-
halten, das Sie offenbar nicht aufbringen können, 
weil Sie in einem Loyalitätskonflikt stehen. 

(Konrad [SPD]: Das hat er immer aufge-
bracht!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es geht 
um den Einzelplan 36, um die zivile Verteidigung. 
Es wird immer wieder so schön gesagt, daß oberstes 
Ziel der Bundesrepublik Deutschland die Sicherung 
des Friedens in Freiheit ist. Voraussetzung für Frie-
den und Freiheit sind jedoch die Verteidigungsbe-
reitschaft und die Verteidigungsfähigkeit. Diese set-
zen den Schutz der Zivilbevölkerung voraus, wes-
halb die zivile Verteidigung erste Priorität genießen 
muß. 

Diesem Stellenwert wird jedoch seit Jahren zu-
nehmend der Bundeshaushalt nicht gerecht. Wäh-
rend im Bereich der Verteidigungsausgaben die 
Ausgaben in der Tat wachsen müssen, stagnieren 
die Ausgaben im Bereich der zivilen Verteidigung, 
wobei der Gegenvorhalt, daß wir im letzten Jahr ein 
Sonderprogramm beschlossen haben, nicht zieht. Es 
ist richtig, wir haben für einen Teilbereich ein Son-
derprogramm für vier Jahre beschlossen, das aber  

eben nur in diesem Teilbereich etwas mildert, aber 
das Gesamtproblem nicht löst. 

Ganze 12,20 DM pro Bürger und Jahr oder 0,3% 
des Bundeshaushaltes sollen für die zivile Verteidi-
gung aufgewendet werden. Ich darf hier feststellen, 
daß das, was tatsächlich als kleine Erhöhung — ich 
komme noch darauf zu sprechen — stattfindet, al-
lenfalls für laufende Kosten und Inflationszunah-
men herhalten kann; daß aber letzten Endes keiner-
lei qualitative Verbesserungen, von diesem einen 
Sonderprogramm abgesehen, in der zivilen Verteidi-
gung möglich sind. 

Ich will es mir hier ersparen, die Probleme im ein-
zelnen darzustellen. Feststellen muß man aber, daß 
der Schutz der Zivilbevölkerung nicht sichergestellt 
ist. So sind bei uns, um nur drei Beispiele zu nennen, 
in einem Ernstfall nur etwa 3% der Zivilbevölkerung 
durch Schutzräume gesichert. In anderen Staaten 
geht der Versorgungsgrad bis zu 80 %. Der Warn-
dienst ist für ein Viertel der Bevölkerung überhaupt 
nicht ausgebaut. Dem Technischen Hilfswerk fehlt 
es an einer Mindestausstattung für Dienstkleidung, 
für Ausrüstungsgegenstände und für Unterkünfte. 

Der Bundesinnenminister hat am 24. Oktober — 
nur als Beispiel — einen Brief an die nachgeordne-
ten Dienststellen geschrieben, worin steht, daß zu-
künftig nicht einmal mehr auch nur eine Unterkunft 
angemietet werden kann, weil die finanziellen Mit-
tel nicht ausreichen. Nach wie vor gibt es Probleme 
beim Fahrzeugbestand. Hilfskrankenhäuser haben 
Seltenheitswert und sind, soweit überhaupt vorhan-
den, in der Regel funktionsuntüchtig. 

Mit anderen Worten, die zivile Verteidigung be-
findet sich in weiten Teilen in einem trostlosen Zu-
stand. Sie erfüllt heute mehr eine Alibi- denn eine 
Schutzfunktion. 

(Walther [SPD]: Das ist ja Horror, was sie da  
sagen!) 

— Katastrophenschutz wird so, Kollege Walther, zur 
eigentlichen Katastrophe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen, meine Herren, wir müssen dem 
Bundesinnenminister vorwerfen, daß er draußen an-
ders redet, als er tatsächlich handelt. So hat er noch 
am 2. Oktober beim Besuch des Bundesamtes für Zi-
vilschutz die oberste Priorität, die ganz entschei-
dende Bedeutung der Zivilverteidigung herausge-
hoben, 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Fenster

-

rede!) 

mit sehr markigen Worten dieses im einzelnen un-
terstrichen. 

Er hat in einem Schreiben — auch das nur als Bei-
spiel — an den Bundessprecher des THW am 7. Au-
gust, als er also seinen Haushalt bereits vorgelegt 
hatte, gesagt: 

Ich bin mir darüber im klaren, daß nunmehr alle 
Anstrengungen unternommen werden müssen, 
um dem THW zu helfen. Dies gilt vor allem für 
die Beschaffung persönlicher Ausrüstungsge-
genstände, für Gebäude ... 
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Ich kann das im einzelnen hier nicht zitieren. Dann 
fährt er fort: 

Ich bin bemüht, im weiteren Verlauf der Haus-
haltsberatungen eine deutliche Aufstockung 
dieses Titels 

— gemeint ist hier für das THW — 

zu erreichen, um z. B. die Baumaßnahmen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wäre sehr 
notwendig gewesen!) 

die dringend notwendig sind, durchführen zu 
können. 

Dies sind die Reden, die der Bundesinnenminister 
außerhalb der Etatberatungen führt, und zwar nicht 
zum ersten Male. So hat er bereits nach seinem 
Amtsantritt 1978 Mordsanstrengungen angekündigt 
für die zivile Verteidigung. Sein erster Haushalts-
entwurf sah dann für 1979 statt einer Erhöhung eine 
Kürzung um 0,7 % vor. Das Parlament war es, der 
Haushaltsausschuß 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Sehr rich-
tig!) 

und der Innenausschuß, das statt dessen eine Erhö-
hung von 11,5 % durchgesetzt hat 

(Konrad [SPD]: Ha, ha! Also doch!) 

gegen — wenn Sie so wollen — den Innenminister, 
dessen Unterstützung wir dabei nicht verspürt ha-
ben. 

(Konrad [SPD]: Das ist aber eine einseitige 
Behauptung!) 

Im Mai 1979 wiederum die Zusage, er werde für 
1980 eine Erhöhung der Mittelansätze anstreben, 
sich massiv dafür einsetzen. Sein zweiter Haushalts-
entwurf brachte zwar eine Steigerung von 0,6 %, aber 
bei der allgemeinen Preissteigerungsrate eben wie-
derum eine relative Kürzung der Haushaltsmittel, 
wiederum eine negative Priorität für die zivile Ver-
teidigung. 

(Konrad [SPD]: Dreimal „wiederum" kurz 
hintereinander ist doch nicht überzeugend! 
-- Glos [CDU/CSU]: Alle Jahre wieder!) 

— Ja, so wie sich immer wieder dieses Bäumchen-
wechsel-dich-Spiel des Bundesinnenministers wie-
derholt! Im Frühjahr und Sommer, wenn keine 
Haushaltsberatung ansteht, rennt er draußen bei 
den Katastrophenschützern von Ort zu Ort: große 
Ankündigungen, große Versprechungen, große 
Worte, ein großer Mann. Wenn es dann im Herbst in 
die Haushaltsberatungen geht, steht er da und muß 
Kürzungen seines Haushaltes hinnehmen. Ich frage 
mich: Gibt er nur vor, die zivile Verteidigung aus-
bauen zu wollen, und verfolgt ganz andere Absich-
ten, oder aber ist er so schwach, daß er sich im Kabi-
nett nicht durchsetzen kann? Im einen Fall wäre er 
unwahrhaftig, im anderen wäre er unfähig. In jedem 
Fall wäre es ein Erfolg für die Zivilverteidigung, 
wenn sie von diesem Mann befreit würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD: Billig! — Konrad [SPD]: Er kann das 

auf jeden Fall besser als Sie!) 

Denn, meine Damen und Herren, er erscheint im 
Frühjahr als grüner Baum, offenbar auf der Jagd 
nach Wählern, und dann, wenn der Baum Früchte 
tragen soll, trägt er in der Tat Früchte, es sind aber 
faule Äpfel und Birnen. 

(Konrad [SPD]: Das ist gut! Ein Baum mit 
Äpfeln und Birnen! — Heiterkeit!) 

Die Frucht ist faul. Es heißt so schön: „An ihren 
Früchten werdet ihr sie erkennen." An den Früchten 
des Herrn Baum und der zivilen Verteidigung ist 
dies, Herr Minister, in der Tat zu erkennen. 

(Konrad [SPD]: Trotz Ihres Beispiels: Der 
Heilige Geist ist nicht über Sie gekom

-

men!) 

— Ich verstehe, daß Sie so schreien. Ich verstehe das 
sehr gut. Immer dann, wenn man Schwächen auf-
deckt, pflegt sich ja die Stimmlage der Zwischenru-
fer zu erhöhen. Ich kenne das aus eigener Erfahrung. 
Ich gestehe das durchaus zu. 

Meine Damen, meine Herren, in der Zivilverteidi-
gung müssen erhebliche Anstrengungen unternom-
men werden. Hier hat die Union vor allem für das 
THW in diesem Jahr erhebliche Erhöhungen für 
Neubauten und für Dienstbekleidung durchgesetzt. 
Weitere Erhöhungsanträge wurden leider von der 
Koalition abgelehnt, obwohl am selben Nachmittag 
im Haushaltsausschuß Kürzungsanträge der Oppo-
sition gestellt wurden, allein beim Bundespresse- 
und Informationsamt in Höhe von rund 6 Millionen 
DM, 

(Konrad [SPD]: Aha!) 

in der gesamten Öffentlichkeitsarbeit in Höhe von 
13 Millionen DM. Ich frage Sie: Wo wären die Mittel 
besser angebracht gewesen, beim Technischen 
Hilfswerk oder aber bei der Eigenpropaganda? Wir 
haben uns für das Technische Hilfswerk entschie-
den, Sie haben sich für die Propagandamittel im 
Wahljahr entschieden. 

(Dr. Wernitz [SPD]: Ach du meine Güte!) 

Vizepräsident Leber: Herr Abgerordneter, bitte 
kommen Sie zum Ende. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Gerade die Erhöhun-
gen für das THW in diesem Jahr haben gezeigt, daß 
man auch ohne eine Ausweitung des Haushalts ge-
zielt Verbesserungen durchführen kann. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Sehr gut, 
der Gerster!) 

Das ist auch in Zukunft möglich. Ich erinnere an un-
seren Antrag zur Gesamtverteidigung — — 

Vizepräsident Leber: Darf ich Sie bitten, zu Ende 
zu kommen, Herr Kollege Gerster. Ihre Redezeit ist 
abgelaufen. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich 
bin beim letzten Satz. Ich erinnere an unseren An-
trag zur Gesamtverteidigung. Da ist eine Fülle von 
Möglichkeiten gegeben. Da die Regierung bisher 
nicht nur passiv ist, sondern auch weitere Rück-
gänge der Zivilverteidigung hinnimmt, lehnen wir 
diese Politik, die Politik dieses Innenministers und 
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Gerster (Mainz) 
damit den Einzelplan 36 ab. — Ich bedanke mich be-
sonders für die Nachsicht beim Herrn Präsiden-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat das 
Wort Herr Abgeordneter Dr. Nöbel. 

Dr. Nöbel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wenn man Sie hört, 
Herr Kollege Gerster, hat man den Eindruck: die 
Mehrheit der Kollegen ist heute abend nicht hier, 
weil sie unterwegs sind, einen Bunker zu suchen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Machen Sie 
keine Witze zu dem Thema!) 

Diese Horrorshow, die Sie hier — wie immer — ab-
gezogen haben, bringt uns doch nicht weiter. 

Erstens. Eines ist sicher: Die Opposition hat im . 

Haushaltsausschuß — Sie sind der Berichterstatter 
— nur ganz wenige Erhöhungsanträge gestellt. 

Zweitens — darauf hat Kollege Walther hinge-
wiesen — haben Sie keine Deckungsvorschläge ge-
macht. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Natürlich! Sie 
waren doch gar nicht dabei!) 

Dann reden Sie hier vom Stellenwert des Einzel-
plans 36. Das Aus des Katastrophenschutzes ist 
1965/66 durch das Haushaltsstrukturgesetz hervor-
gerufen worden. Das ist der dritte Punkt. Wir haben 
uns also gemeinsam etwas vorzuwerfen, wenn wir 
hier über zivile Verteidigung reden. Ich will kurz die 
Stationen aufzählen: 1968 wurde von der Großen 
Koalition ein erweitertes Gesetz über den Kata-
strophenschutz geschaffen; 1977 wurden wieder 552 
Millionen DM in den Einzelplan eingesetzt. Aber 
1977 war die Ländergesetzgebung auf dem Gebiet 
des Katastrophenschutzes, die wir ja nicht ver-
schweigen und vergessen dürfen, gleich null. Da 
ging es nun auch nicht weiter. Ich will Ihnen sagen: 
Gehen Sie einmal nach Mainz und gucken Sie ein-
mal in das dortige Landeskrankenhausgesetz. Darin 
steht bis heute nichts über den Katastrophenfall. 
Jetzt werden Sie sagen: Da fehlt noch das Gesund-
heitssicherstellungsgesetz. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Genauso ist 
es!) 

Da haben Sie recht. Aber lassen Sie uns doch sach-
lich miteinander umgehen. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Im Krankenhaus-
finanzierungsgesetz steht auch nichts 

drin!) 

— Herr Kollege Miltner, statt dessen steht dann in 
solchen Katastrophenschutzgesetzen in den Län-
dern bürokratisch folgendes — ich zitiere —: 

Eine Katastrophe liegt nicht vor, wenn das Er-
eignis von der örtlichen Polizei- oder Ord-
nungsbehörde wirksam beseitigt werden kann. 

Hier haben Bund und Länder gemeinsam noch vie-
les anzupacken und nachzuholen. Was wir 1978 und 
für die vier folgenden Jahre gemacht haben, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: War die Ab

-

lehnung unserer Erhöhungsanträge!) 

ist das Sonderprogramm, auf das Sie hingewiesen 
haben, in Höhe von 400 Millionen DM. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: 320 Millionen 
DM! Sie sind schlecht informiert!) 

— 400 Millionen DM. — Wenn Sie jetzt auf den 
Haushalt 1980 zu sprechen kommen, dann kann ich 
Sie — Sie wissen das ganz genau — auf die Um-
schichtungen hinweisen, die bewirkt haben, daß hier 
eine Schwerpunktförderung forciert worden ist. 
Wenn unsere Kollegen im Haushaltsausschuß nach 
der großen Aufstockung des letzten Jahres ein 
Mehr von 15 Millionen DM für den erweiterten Ka-
tastrophenschutz durchsetzen konnten, für den 
Schutzraumbau plus 16,5 Millionen DM, für das 
Technische Hilfswerk plus 3 Millionen DM und die 
Anschaffung von zwei Hubschraubern im Rettungs-
dienst für das Jahr 1980 zu verzeichnen ist, so sind 
das Erfolge, die wir vorweisen können. Die brauchen 
wir hier nicht zerreden zu lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Jetzt nenne ich ein Beispiel, das Technische 
Hilfswerk, wo Sie den Innenminister angegriffen 
haben. Dazu kann ich Ihnen sagen: -  Zur Zeit liegen 
baureife Haushaltsunterlagen für 18 Objekte vor. 
Die hierfür erforderlichen Ausgaben sind zum Teil 
durch die bis 1979 veranschlagten Mittel bereits ab-
gewickelt oder abgedeckt, so daß noch rund 13,7 
Millionen DM für die Durchführung dieser Vorha-
ben in den Jahren ab 1980 erforderlich sind. Für das 
Jahr 1981 stehen der Regierung Verpflichtungser-
mächtigungen in Höhe von 15 Millionen DM, für das 
Jahr 1982 in Höhe von 6 Millionen DM zur Verfü-
gung. Das heißt — ich will dies an dem Einzelbei-
spiel Technisches Hilfswerk klarmachen —: für das 
Jahr 1981 können Bauvorhaben in Höhe von wei-
teren rund 10 Millionen DM, für die überhaupt noch 
keine Haushaltsunterlage, also noch kein Antrag 
vorliegt, in die Planung aufgenommen werden. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Beim THW 
werden Sie laut ausgelacht! Sie haben keine 

Ahnung!) 

Das sind in Anbetracht der zeitlichen Abfolge des 
Mittelabflusses, also der Baransätze, mindestens 
rund 20 neue Bauvorhaben. Daß hier und da noch ei-
niges im argen liegt,. wissen wir, aber was hier an 
Fortschritten in den letzten beiden Jahren und auf 
die Zukunft bezogen von dieser Koalition gerade in 
diesem Einzelplan geleistet worden ist, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das THW 
lacht Sie aus!) 

das können auch Sie nicht bestreiten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Jäger 
[Wangen] [CDU/CSU]: Die Hessen lachen 

doch nur bei solchen Argumenten!) 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Herren, 
das Wort hat der Bundesminister des Innern. 
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Baum, Bundesminister des Innern: Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
habe mich daran gewöhnt, Herr Kollege Riedl, Ihre 
Angriffe — ich erlebe sie jetzt schon etwa sieben 
oder acht Jahre in diesem Hause — mit Gelassen-
heit aufzunehmen, erst in bezug auf meine Amtsvor-
gänger und jetzt in bezug auf mich selbst. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: So gelas- 
sen sind Sie doch gar nicht!) 

— Oh, ich werde Ihnen den Beweis dafür liefern. — 
Sie haben mir ein Sündenregister vorgehalten, das 
mühelos zu widerlegen ist, Herr Kollege Riedl. Ich 
will nur vier Punkte herausgreifen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sie, Herr, das 
ist nur ein Bruchteil!) 

Erstens. Sie sagen, es sei eine Kampagne be-
trieben worden gegen die legale und notwendige 
Registrierung von Grenzübertritten durch den 
Bundesgrenzschutz. Falsch! Die Wahrheit ist, daß 
wir im Rahmen der Amtshilfeprüfung genau klären, 
welche Amtshilfe die Grenze dem Nachrichten-
dienst zu gewähren hat. Das ist ein wichtiges, not-
wendiges Prüfungsthema. Sechs Professoren haben 
sich dazu geäußert und uns klargemacht, daß hier 
eine Änderung der sogenannten Grenzanweisung 
notwendig ist. Das ist keine Kampagne, sondern der 
Versuch, die Tätigkeit der Sicherheitsbehörden in 
einen klaren rechtlichen Rahmen zu stellen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Spran-
ger [CDU/CSU]: Sie haben ein Interview im 
„Stern" gegeben! Ihr Interview war tük-

kisch!) 

Zweitens. Sie haben gesagt, ich hätte im März 
1979 eine Diskussion über die Registrierung ver-
dächtiger Bundesbürger mit Sperrvermerk im Per-
sonalausweis angezettelt. Das ist falsch, Herr Kol-
lege Riedl. Alle Fraktionen dieses Hauses haben 
Zweifel bekommen, ob der Sperrvermerk im Perso-
nalausweis sich mit rechtsstaatlichen Prinzipien 
vereinbaren läßt. Alle Fraktionen sind bei der Bera-
tung des entsprechenden Gesetzes der Meinung ge-
wesen, ihn abzuschaffen, und die Innenminister von 
SPD, CDU und FDP auch. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der SPD: 
Aha!) 

Drittens. Sie sagen, ich hätte den Bundesgrenz-
schutz wegen des Fotografierens von Pässen ange-
griffen. Das Gegenteil ist der Fall. Ich habe zu 
Ostern dieses Jahres klipp und klar erklärt, daß das 
Fotografieren von Pässen unter diesen Konditionen, 
nämlich der Verhinderung personenbezogener Aus-
wertung Rechtens ist, und ich habe mich klar und 
deutlich gegen den Bundesbeauftragten für den Da-
tenschutz gewandt, der gesagt hat, dies sei rechts-
widrig. 

(Konrad [SPD]: Herr Riedl, was bleibt denn 
da noch übrig?) 

Der vierte Punkt. Sie haben gesagt, ich hätte eine 
Kampagne gegen die Karteien und Dateien des 
Bundeskriminalamts und gegen dessen Zusam-
menarbeit mit dem Bundesgrenzschutz geführt. 

Auch das ist falsch. Ich habe diesem Parlament auf 
dessen Wunsch hin einen Dateienbericht vorgelegt, 
in dem Bemühen, bereichsspezifischen Datenschutz 
sicherzustellen, d. h. den Schutz personenbezogener 
Daten auch im Sicherheitsbereich durchzusetzen. 
Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Broll 
[CDU/CSU]: Warum kommt das denn vor

-

her in die Zeitung?) 

Einige Bemerkungen noch zu dem Fall Tandler. 
Ich möchte das so nennen, Herr Riedl, nachdem Sie 
ihn hier eingeführt haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Riedl [München] [CDU/CSU]: Das ist uner

-

hört! — Konrad [SPD]: Nein! Das ist richtig! 
— Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Eine Frech

-

heit! Eine Arroganz!) 

— Offenbar trifft Sie das stark, Herr Kollege Riedl. 
Ich hätte dieses Thema hier nicht mehr einge-
führt. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Sie sind 
schlimmer als Ihr Ruf! — Anhaltende leb

-

hafte Zurufe bei der CDU/CSU) 

Ich halte nichts davon, meine Kollegen, daß wir ein 
Schwarze-Peter-Spiel hier aufführen. 

Vizepräsident Leber: Herr Minister, erlauben Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Hartmann? 

Baum, Bundesminister des  Innern: Ja, selbstver-
ständlich. 

Hartmann (CDU/CSU): Herr Minister, ich weiß 
nicht, ob Sie Humanist sind. Aber würden Sie die 
Freundlichkeit haben, mir zu gestatten, daß ich den 
Satz auf Sie münze, mit dem Marcus Tullius Cicero 
vor dem römischen Senat seine berühmte erste Cati-
linarische Rede eröffnet hat: 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege, sie müssen 
eine Frage stellen! 

Hart mann (CDU/CSU): „Quousque tandem, Catili-
na, abutere patientia nostra?" Für Sie übersetzt: Wie 
lange wollen Sie, Herr Minister, uns und die deut-
sche Offentlichkeit noch damit langweilen, daß Sie 
andauernd auf Ihrem bayerischen Innenminister-
kollegen Tandler herumklopfen und herumhak-
ken? 

Baum, Bundesminister des Innern: Herr Kollege, 
ich werde nie nachlassen und werde Ihre Geduld 
immer dann strapazieren, wenn es um Grundrechts-
verletzungen geht. Das versichere ich Ihnen aller-
dings. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Haase 
[Kassel] [CDU/CSU]: Und die Agenten in 
den bayerischen Gefängnissen? Das sind 
doch Ihre Agenten! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU — Abg. Dr. Riedl [München] 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 
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Bundesminister Baum 
— Nun lassen Sie mich bitte mal ausreden, Herr 
Kollege Riedl. Ich möchte jetzt keine Zwischenfra-
gen beantworten. 

Vizepräsident Leber: Der Herr Minister möchte 
keine Zwischenfragen mehr zulassen. 

Baum, Bundesminister des Innern: Zu diesem 
Thema möchte ich erstmal sagen, was ich zu sagen 
habe. Dann können Sie gerne fragen, Herr Riedl. 

(Gerster [CDU/CSU]: Das mit dem „Fall 
Tandler" nehmen Sie aber zurück! — Wal-
ther [SPD]: Ein skandalöser Fall Tandler ist 

das!) 

Wenn ich die Absicht gehabt hätte, das zu publizie-
ren — ich habe es Ihnen schon im Innenausschuß, 
Herr Kollege Spranger, gesagt —, hätte ich viele 
Monate dafür Zeit gehabt. 

(Spranger [CDU/CSU]: Sie haben bis heute 
Ihre Mitverantwortung nicht zugestanden! 

Das ist das Ungeheuerliche!) 

Ich habe durch meine Behörden die Bayern ge-
mahnt. Ich habe auch die Richtlinien, die in Bayern 
verabschiedet worden sind, angemahnt. Ich habe 
mich ganz korrekt verhalten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe vor einigen Tagen gesagt, wir sollten diese 
Diskussion der gegenseitigen Schuldvorwürfe been-
den. Nach dieser meiner Erklärung, Herr Riedl, hat 
Herr Tandler erneut einen Schuldvorwurf erhoben. 
Ich stelle mich jetzt vor meine Beamten, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Seit wann 
denn?) 

Herr Kollege Riedl, und sage Ihnen im Interesse der 
Beamten in der Grenzschutzdirektion und in Zirn-
dorf: Der Bund trägt keine Verantwortung, auch 
diese Beamten tragen keine Verantwortung; 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

denn sie haben nicht gewußt — das steht unbezwei-
felbar fest —, daß zwei Tschechen gegen ihren Wil-
len in die Tschechoslowakei zurückgeschickt wer-
den sollten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das stimmt nicht!) 

Wir sollten die Diskussion jetzt versachlichen, 
meine Damen und Herren. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Nehmen Sie 
das mit dem „Fall" Tandler zurück! — Fort

-gesetzte Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Herren, 
können wir nicht den Versuch machen, im Zuge der 
Versachlichung der Diskussion wenigstens etwas 
ruhiger miteinander umzugehen? 

(Zurufe von CDU/CSU) 

Baum, Bundesminister des Innern: Wir sollten 
jetzt versuchen 

(Zurufe von der CDU/CSU)  

— diesen Appell habe ich schon an anderer Stelle an 
die Opposition gerichtet —, 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

gemeinsam zu überlegen, wie wir das Asylrecht in li-
beralem Geiste praktizieren, wie wir das Verfahren 
beschleunigen, ohne das Grundrecht auf Asyl zu 
verletzen. 

Natürlich hat der Kollege Riedl recht, wenn er auf 
die große Zahl der Asylanten und auf die Lasten, die 
Gemeinden und Länder zu tragen haben, hinweist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Zahl der Asylanten ist im letzten Jahr außeror-
dentlich in die Höhe gegangen. Dieser Anstieg ist in 
diesem Jahr nicht zu verzeichnen, aber er pendelt 
sich auf dem Niveau des Vorjahres ein, wenn man 
die vietnamesischen Flüchtlinge abzieht, die in den 
Zahlen vorhanden sind. 

Es ist keinesfalls so, daß alle Asylfälle sehr klar zu 
beurteilen sind. Nur 25 % werden von den Gerichten 
als offensichtlich unbegründet betrachtet. Die ande-
ren gehen alle in dieses von uns vorgesehene Ver-
fahren. 

Ich möchte zu den bayerischen Versuchen, das 
Asylrecht zu ändern, hier klar erklären: Ich halte an 
dem Verfassungsartikel 16 fest. Dies ist ein Grund-
recht, das die Verfassungsväter wegen der bitteren 
Erfahrungen der Nazizeit aufgenommen haben. Ich 
möchte an diesem Verfassungsartikel festhalten, 
auch wenn er uns Lasten bringt, und ich werde mich 
gegen jeden Versuch wehren, dieses Asylrecht ge-
setzlich auszuhöhlen oder aufzuweichen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Die Entscheidungen dürfen nicht an die Grenze 
verlagert werden, sondern diese Entscheidungen 
gehören in das ordentliche Asylverfahren, wie wir 
es gesetzlich vorgesehen haben, und sie gehören in 
die Zone des Art. 19, d. h., sie müssen gerichtlich 
nachprüfbar sein. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

So sieht es unsere Verfassung. 

Das Thema innere Sicherheit, meine Damen und 
Herren, bleibt intensiv in der innenpolitischen Dis-
kussion. Dies haben nicht zuletzt die Debatten im 
Plenum wie die Beratungen im Innenausschuß ge-
zeigt. Jenseits aller Meinungsverschiedenheiten 
und politischen Auseinandersetzungen möchte ich 
in einer grundsätzlichen Bemerkung hervorheben: 
unser freiheitlicher Rechtsstaat hat sich bisher allen 
Angriffen gegenüber als stabil und abwehrfähig er-
wiesen, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Trotz Baum!) 

und ich bin sicher, er wird es auch in Zukunft 
sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dieses demokratische Selbstbewußtsein, das Ver

-

trauen der Bürger in den Rechtsstaat sind die 
eigentlichen Grundlagen unserer freiheitlichen 
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Bundesminister Baum 
Ordnung, nicht die Gesetze, sondern das Vertrauen 
der Bürger in diese freiheitliche Gesellschaft. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Weimar hatte viele gute Gesetze, aber Weimar ist 
dennoch zugrunde gegangen, weil dieses Vertrauen 
nicht vorhanden war. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Liberale Innenpolitik hat den Nachweis erbracht, 
daß sich Sicherheit und Freiheit nicht gegenseitig 
ausschließen. Sicherheit in Freiheit ist möglich, aber 
ohne Freiheit gibt es keine Sicherheit. Den Bedro-
hungen der Freiheit mit rechtsstaatlichen Mitteln 
zu begegnen, meine Damen und Herren, das ist die 
beste Verteidigung der Freiheit. 

Die Lage der inneren Sicherheit bietet bei nüch-
terner Betrachtung keinerlei Anlaß für eine Drama-
tisierung, auch wenn manche Bedrohungen andau-
ern. Aus der vom Bundeskriminalamt erstellten Kri-
minalstatistik für das Jahr 1978 ergibt sich sogar, 
daß der Anstieg der Gesamtkriminalität erheblich 
gebremst werden konnte. 1978 registrierten wir mit 
2,8 % die geringste Steigerungsrate der letzten fünf 
Jahre. Die Abschwächungstendenz hat sich auch 
1979 fortgesetzt. Dies gilt für allem für so wesentli-
che Kriminalitätsbereiche wie z. B. die Straftaten ge-
gen das Leben. 

Der Überfall auf die Volksbank in Zürich unter-
streicht die nach wie vor bestehende Gefährlichkeit 
terroristischer Gewalttäter. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn die Jugo-
slawen die laufen lassen!) 

— Es haben sich auch die Befürchtungen bestätigt, 
Herr Kollege, daß die in Jugoslawien freigelassenen 
Personen erneut Gewalttaten verüben werden. Wir 
müssen jetzt fest davon ausgehen, daß sie nach Eu-
ropa zurückgekehrt sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die wollen die 
Bestimmungen lockern!) 

Die Lage in Zürich ist ein Indiz dafür, daß auch wei-
terhin Gewalttaten geplant und vorbereitet werden. 
Den Schweizer Behörden, an der Spitze Bundesrat 
Furgler, möchte ich auch von dieser Stelle für die 
gute Zusammenarbeit ausdrücklich danken. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ohne eine europäische, internationale Zusammen-
arbeit, wie wir sie in verschiedenen Formen prakti-
zieren, ist die Bekämpfung dieser Kriminalität über-
haupt nicht möglich. 

Es gibt keine Anzeichen dafür, daß der harte Kern 
der Terroristen bereit ist, aufzugeben. Es besteht da-
her kein Anlaß, die Situation zu verharmlosen. Aber 
der Fahndungsdruck konnte . durch systematische 
und beharrliche Tätigkeit der Polizei von Bund und 
Ländern verstärkt werden. Ich möchte der Polizei, 
an der Spitze dem Präsidenten des BKA, von dieser 
Stelle aus danken, 

(Beifall bei der FDP) 

ebenso wie Präsident Meier und den Verfassungs-
schutzbehörden unser Dank gebührt, die bedeu-
tende Erfolge auf dem Gebiet der Spionagebekämp-
fung in diesem Jahr zu verzeichnen haben. Es gab 
insgesamt eine Reihe wichtiger Fahndungserfolge. 
Darüber hinaus wurden die Vorbereitungen für wei-
tere Verbrechen und die Logistik erheblich gestört. 
Die Entdeckung einer Reihe von konspirativen 
Wohnungen belegt dies. 

Die Situation derer, die im Terrorismus verstrickt 
waren, ohne zum harten Kern zu gehören, gibt uns 
Anlaß zu der Hoffnung, daß die Signale, die wir ge-
geben haben, dort aufmerksam beobachtet werden. 
Die Selbstgestellungen von Peter Görlich und Su-
sanne Herlinghausen, die Rückkehr von Astrid Proll 
und Christina Berster vermindern sicher nicht die 
Gefahren, die von den noch aktiven Terroristen aus-
gehen. Aber sie können eine Signalwirkung für die 
jungen Menschen haben, die am Rande terroristi-
scher 

 
 Verstrickung leben, den Rückweg anzustre

-

ben. 

(Beifall bei der FDP) 

Sie können ein Zeichen für die sein, die möglicher-
weise auf dem Sprungbrett stehen, in den Unter-
grund zu gehen. 

Lassen Sie mich ein Wort  zu einem anderen Kri-
minalitätsbereich sagen, zur Rauschgiftkriminali-
tät. Das Anwachsen der Todesfälle durch Rausch-
giftmißbrauch ist alarmierend. Bis zum 27. Novem-
ber waren es 542 Todesfälle gegenüber 430 im gan-
zen Jahr 1978. Die festgestellten Rauschgiftdelikte 
im Jahre 1978 stiegen um 9,7%, die Zahl der ermit-
telten Tatverdächtigen um 11,4%. 

Ich meine, die Bekämpfung der Rauschgiftkrimi-
nalität muß den gleichen Stellenwert haben wie die 
Bekämpfung des Terrorismus. Die wirksame Be-
kämpfung des Drogenangebots ist aber nur in inter-
nationaler Zusammenarbeit mit den Herkunfts

-

Transit- und den gleichermaßen vom Rauschgiftmiß-
brauch betroffenen Staaten wie den USA möglich. 
Die Zusammenarbeit mit diesen Ländern konnte 
verbessert werden. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Und die Jung

-

demokraten verlangen die Zulassung vom 
Hasch in den Schulen!) 

— Ja, ich weiß, und 'ich habe das abgelehnt, Herr 
Kollege Jäger. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Wenn wir nicht gemeinsam unsere Anstrengungen 
verstärken, wird auf die Dauer kein Staat dieser Seu-
che entgehen. Von diesem Bewußtsein gingen auch 
die Innenminister der Europäischen Gemeinschaft 
auf ihrer letzten Sitzung aus. 

Neben der Verstärkung der Kontrollen an den 
Grenzen durch Zoll- und Grenzschutzeinzeldienst 
ist es Aufgabe des Bundeskriminalamts, den inter-
national organisierten Handel zu treffen. Zentrale 
Aufgabe der Länderpolizeien ist die Bekämpfung 
der Rauschgiftkriminalität im Inland. Einen Bei-
trag zur Bekämpfung dieses Übels wird der vom 
Bundeskabinett im Oktober verabschiedete Regie-
rungsentwurf zur Neuordnung des Betäubungsmit- 
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telrechts leisten; denn mit dem neuen Gesetzent-
wurf wird die Doppelstrategie — verschärfte Maß-
nahmen gegenüber dem organisierten Verbrechen, 
Milderung und Straflosigkeit gegenüber dem Kon-
sumenten — weiter ausgebaut. Ich sage ganz klar 
und deutlich: Für mich wäre ein Drogengesetz, das 
nur Strafverschärfung vorsieht, nicht akzeptabel. 
Strafe, die Therapie verhindert, ist schädlich. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Bötsch [CDU/CSU]: Was wollen Sie beim 

Dealer für eine Therapie machen?) 

Wir müssen das Strafrecht nutzen, um die Therapie 
zu stärken. Therapie statt Strafe muß die Forderung 
lauten. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Billige Schlag-
worte!) 

Wir müssen dafür sorgen, daß von Bestrafung abge-
sehen werden kann, wenn eine therapeutische Be-
handlung vorgenommen wird. Ich sage ganz hart: 
Wir wollen mit einer solchen Vorschrift und ent-
sprechenden Anordnungen der Richter Druck auf 
die Länder und Gemeinden ausüben, endlich mehr 
Therapieplätze zu schaffen. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität darf 
nicht der Polizei und der Justiz allein überlassen 
werden. Die Erfolge der Polizei halten sich wegen 
der großen Schwierigkeiten bei der Bekämpfung oh-
nehin in Grenzen. Die Bekämpfung der Rauschgift-
kriminalität ist eine Aufgabe der gesamten Gesell-
schaft. Wir sollten uns nicht abwenden, wenn sich 
Menschen selbst zerstören. Wir sollten den Ursa-
chen nachgehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich möchte noch ein Wort zum Ausbaupro-
gramm innere Sicherheit sagen. Das war bei den 
Haushaltsberatungen ein besonderes Thema. Ich 
möchte dazu bemerken, daß gewisse Streckungen 
im zeitlichen Ablauf auch von mir hingenommen 
werden können. Allerdings muß grundsätzlich klar 
sein, daß es sich hierbei nicht um echte Kürzungen 
handelt. Die weiteren Planungen der Behörden dür-
fen nicht von Unsicherheitsfaktoren belastet wer-
den. Es muß vor allem sichergestellt werden, daß der 
Bundesrechnungshof seine Prüfung im BKA so 
schnell durchführt, daß die Ergebnisse für den Haus-
halt 1981 verwertet werden können. 

Was die Schutz- und Begleitdienste angeht, Herr 
Kollege Walther, so sind wir dabei, eine Modifizie-
rung vorzunehmen, die auch vom Haushaltsaus-
schuß, dem wir sie schon vorgetragen haben, be-
grüßt worden ist. Sie sollen nach kriminalfachlicher 
Beurteilung den bisherigen Sicherheitsstandard 
mindestens halten bei, wie ich hoffe, gleichzeitiger 
erheblicher Verringerung des Kostenaufwands. 

(Walther [SPD]: Sind Sie überzeugt, daß der 
Sicherheitsstandard bisher hoch ist?) 

Noch einige Worte zum Datenschutz, der mir in 
den nächsten Monaten in der Arbeit der Gesetzge-
bung sehr wichtig zu sein scheint. Das Bundesdaten-
schutzgesetz war ein Beginn. Immerhin haben wir  

mit mehr an Datenschutz verwirklicht, mehr an 
praktischen Dingen zur Verbesserung des Daten-
schutzes machen können, als manche Kritiker wahr 
haben wollen. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Hierin stimme ich dem Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz zu, der dieses so gescholtene Gesetz, 
Herr Kollege Schäfer, an dessen Zustandekommen 
Sie wesentlichen Anteil hatten, in Schutz genom-
men hat. Es hat uns wirklich den Einstieg in den Da-
tenschutz in diesem Lande ermöglicht. 

Ich begrüße, daß alle drei Fraktionen ihre Absicht 
bekundet haben, Verbesserungen am Bundesdaten-
schutzgesetz vorzunehmen und den Datenschutz 
weiterzuentwickeln. Die Fortentwicklung des Da-
tenschutzes ist bereits in vollem Gange. Wir entwik-
keln im Bereich der Verwaltung allgemeine Krite-
rien für die Erhebung, Speicherung, Übermittlung 
und Löschung von personenbezogenen Daten und 
Dateien im Sicherheitsbereich. Wir haben jetzt Lö-
schungsfristen für die im Sicherheitsbereich gespei-
cherten Daten festgesetzt, auch im Verfassungs-
schutz. Nicht etwa im Alleingang, meine Damen und 
Herren von der Opposition, sondern im Einverneh-
men von Bund und Ländern. Alle Länder waren be-
teiligt. Die Speicherungsvoraussetzungen werden 
verschärft. Das Ziel heißt nach wie vor: effektive Si-
cherheit in klaren rechtlichen Grenzen. 

Diesem Ziel dient auch die Reform der Amtshilfe 
zwischen Nachrichtendiensten und Polizei. Ich habe 
das eben schon erwähnt. Die Amtshilfediskussion 
ist zum großen Teil eine Diskussion über die Gren-
zen der Informationshilfe und damit Datenschutz-
diskussion. Extensive Amtshilfe kann alle Daten-
schutzregelungen einfach überspielen. 

Die Beamten im Sicherheitsbereich, wo immer sie 
tätig sind, haben einen Anspruch darauf, daß ihnen 
ein klarer rechtlicher Rahmen vorgegeben wird. 
Hierzu werden wir im Frühjahr Vorschläge vorle-
gen, sobald die Auswertung der eingeholten Gut-
achten über die Amtshilfegrenzen zwischen Bun-
desgrenzschutz und den Nachrichtendiensten abge-
schlossen ist. 

Die rechtliche Präzisierung der Amtshilfegrenzen 
und die Amtshilfediskussion, meine Damen und 
Herren, werden dazu beitragen, daß der Konsens 
über diesen sensiblen Bereich verbreitert wird. Man 
wird in Zukunft weniger darüber streiten können, 
ob in einem bestimmten Fall — und solche Fälle 
werden immer wieder hochgespielt — die Amtshil

-

fegrenzen beachtet worden sind oder nicht. 

Damit wird aber auch das Vertrauen in die Arbeit 
der Sicherheitsbehörden gestärkt. Ich sage hier 
noch einmal ganz deutlich: Es ist das Ziel meiner Tä-
tigkeit, nicht das Vertrauen abzubauen, sondern das 
Vertrauen in die Sicherheitsbehörden zu stärken, 
indem wir kritische Fragen aus der öffentlichen 
Meinung aufnehmen und zu einer Klärung brin-
gen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

 Das heißt, meine Damen und Herren: Ich wende 
mich entschieden gegen das Gerede, wir würden die 
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Sicherheitsbehörden verunsichern. Dies ist nicht 
der Fall. Ich habe mich in allen Fällen, in denen die 
Sicherheitsbehörden zu Unrecht angegriffen oder 
verunglimpft worden sind, vor diese Behörden ge-
stellt, und ich werde das auch in Zukunft tun. 

(Zuruf des Abg. Glos CDU/CSU) 

— Nur bin ich der Meinung, Herr Kollege: In einem 
Rechtsstaat muß auch Kritik ertragen werden kön-
nen, auch von Beamten muß Kritik ertragen werden 
können, auch von Beamten der Sicherheitsbehör-
den. 

(Zuruf des Abg. Gerster [Mainz] [CDU/ 
CSU]) 

Ich stimme hier dem Bundeskanzler, der das im Bun-
desamt für Verfassungsschutz gesagt hat, ausdrück-
lich zu. 

Gemeinsam mit dem Bundeskriminalamt und 
dem Bundesamt für Verfassungsschutz sind Maß-
nahmen zur Aufhebung des unmittelbaren Zugangs 
zum Informationssystem des jeweiligen anderen 
Amtes eingeleitet worden. 

(Zuruf des Abg. Gerster [Mainz] [CDU/ 
CSU]) 

Der Entwurf des Melderechtsrahmengesetzes 
zeigt, daß eine Verbesserung des bisher landesrecht-
lich zersplitterten Melderechts bei gleichzeitiger 
Beachtung der Erfordernisse des Datenschutzes 
durchaus erreichbar ist. Wir werden in Kürze die 
Beratungen über dieses Gesetz führen. 

Noch einige Bemerkungen zur zivilen Verteidi-
gung, Herr Kollege Gerster: Jeder von uns weiß, daß 
der Zivilschutz ohne Bereitstellung erheblicher 
Haushaltsmittel nicht wirksam ausgebaut werden 
kann. Ich muß hier erneut betonen, daß es keinen 
Zweck hat, finanzielle Forderungen zu erheben, die 
nicht realisierbar sind. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Unsere An-
träge waren alle realisierbar!) 

— Herr Kollege Gerster, ich muß Ihnen sagen: Uner-
füllbare Forderungen, die die Kräfte des Haushalts, 
den auch Sie nach der Ankündigung von Herrn 
Strauß in der gestrigen Pressekonferenz konsolidie-
ren möchten, übersteigen, sind keine Politik. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sie können hier nicht ein düsteres Gemälde aufzei-
gen, ohne gleichzeitig realisierbare — ich betone: 
realisierbare — Deckungsvorschläge zu machen. 

(Abg. Gerster [Mainz] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Gerster, der 
Herr Bundesminister will keine Fragen mehr beant-
worten. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist bedau-
erlich, denn er hat nämlich die Unwahrheit 

gesagt!) 

Baum, Bundesminister des Innern: Nein. Ich lasse 
Ihre Frage zu, Herr Kollege. 

Vizepräsident Leber: Bitte sehr. Ich dachte, Sie 
hätten vorhin gesagt, Sie wollten keine Fragen mehr 
beantworten. 

Baum, Bundesminister des Innern: Nur in diesem 
anderen Komplex. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Ich bedanke mich 
und nehme diesen einen Zwischenruf zurück. 

Herr Minister, ist Ihnen tatsächlich entgangen, 
daß die Erhöhungsanträge, die wir gestellt haben, 
etwa mit der Annahme unserer Kürzungsanträge im 
Zusammenhang mit dem Bundespresse- und Infor-
mationsamt, die wir am gleichen Nachmittag ge-
stellt haben, zu decken gewesen wären? 

(Zuruf von der SPD: Das waren doch Schau

-

anträge!) 

Baum, Bundesminister des Innern: Herr Kollege 
Gerster, Sie konnten nicht im Ernst annehmen, daß 
diese Anträge, die in das Konzept, das wir vorgelegt 
haben, überhaupt nicht passen, angenommen wür-
den. Die Linie, die wir aufgezeigt haben, geht in eine 
ganz andere Richtung. Ich glaube also nicht, daß Sie 
ernsthaft angenommen haben, daß diese Anträge 
angenommen würden. 

(Beifall bei der FDP — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Warum denn nicht?) 

Ich möchte — im Gegenteil — ganz klar ablehnen, 
nicht erfüllbare Erwartungen bei den vielen freiwil-
ligen Helfern zu wecken, die bei ihnen nur zu 
schweren Enttäuschungen führen müssen. Wie die 
Lage in den einzelnen Bereichen des Zivilschutzes 
ist, habe ich ohne jede Beschönigung ganz detailliert 
in einem Bericht niedergelegt, Herr Gerster, den ich 
dem Parlament vorgelegt habe. Diesem Bericht kön-
nen Sie aber auch die Verbesserungen entnehmen, 
auf die der Kollege Nöbel schon eingegangen ist, die 
wir in die Wege geleitet haben. 

Dies setzt voraus, daß sowohl das Potential des 
Katastrophenschutzes als auch die finanziellen Be-
lastungen, die damit verbunden sind, voll transpa-
rent gemacht werden. Jetzt muß ganz deutlich wer-
den, wieviel Einheiten mit wieviel Helfern und mit 
welcher Ausstattung vorgehalten werden und wel-
che finanziellen Mittel dazu zur Verfügung ste-
hen. 

Diese umfangreichen Arbeiten sind in meinem 
Hause so weit gediehen, Herr Kollege Gerster, daß 
jetzt mit dem Bundesfinanzminister darüber gespro-
chen werden kann. Zum erstenmal haben wir eine 
Gesamtkostenberechnung für den vom Bund zu fi-
nanzierenden Verstärkungsteil des erweiterten Ka-
tastrophenschutzes bis zum Jahre 1987 vorgelegt. 
Daraus ergibt sich, daß die Konsolidierung des der-
zeitigen Bestandes finanziell in einem überschauba-
ren Zeitraum möglich ist. 

Ich möchte noch zwei kurze Bemerkungen ma-
chen. 

Die zur Bearbeitung der BAföG-Darlehen im 
Bundesverwaltungsamt von der Bundesregierung 
beantragten Stellen wurden leider nicht bewilligt. 
Ich bedaure diese Entscheidung. Das Gesetz legt uns 
die Verpflichtung zur Einziehung der Darlehen auf. 
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Wir werden jetzt prüfen, welche Folgen dies im ein-
zelnen für die Erledigung des gesetzlichen Auftrags 
hat. 

Ein weiteres Wort zur Nationalstiftung, Herr 
Kollege Walther. Ich begrüße, daß im Haushaltsplan 
sowohl das ursprüngliche Ziel noch sichtbar ist, daß 
aber darüber hinaus der tatsächlichen Situation 
Rechnung getragen wird. Ich werde den Entspan-
nungsantrag weiter verfolgen. Eine sinnvolle Lö-
sung liegt sicher in der Verwaltungsvereinbarung, 
wie sie der Bundeskanzler den Ministerpräsidenten 
vorgeschlagen hat. Die Länder sind jetzt am Zuge; 
die Länder müssen sich erklären. 

Mit dem Antrag, meine Damen und Herren von 
der Opposition, den Sie vorgelegt haben, erweisen 
Sie Berlin keinen Dienst. 

(Beifall bei dér FDP und der SPD) 

Die Bundesregierung braucht sich nicht vorwerfen 
zu lassen und läßt sich nichts vorwerfen, daß sie Ber-
lin vernachlässigt, vor allem auch auf dem kulturel-
len Gebiet. Wir werden deshalb Ihren Antrag ableh-
nen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich möchte mich abschließend bei allen bedanken, 
die sich um diesen schwierigen Haushalt des Bun-
desinnenministeriums Mühe gemacht haben. Ich be-
danke mich vor allen Dingen bei den Berichterstat-
tern, aber auch bei den Fraktionen, die mir heute ihr 
Vertrauen ausgesprochen haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Leber: Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Spranger. 

Spranger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Kollegen Riedl 
und Gerster haben vorhin zutreffend die schwerwie-
genden Fehlentscheidungen, die Bundesinnenmini-
ster Baum zu verantworten hat, dargelegt. Der Herr 
Bundesinnenminister hat mit einer Reihe von Ver-
drehungen und Unterstellungen darauf geantwortet, 
die eine kurze Erwiderung erforderlich machen. 

(Konrad [SPD]: Billiger geht es nicht!) 

Diese Verdrehungen und Unterstellungen sind 
kennzeichnend und typisch für die Enthüllungspoli-
tik, mit der dieser Minister zielstrebig die Funk-
tionsfähigkeit unserer Sicherheitsbehörden zuneh-
mend beeinträchtigt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Konrad [SPD]: 
Diese Leier!) 

Herr Bundesminister, nächste Woche findet eine 
Konferenz der Innenminister der Bundesrepublik 
Deutschland statt. Hier sollen für schwerwiegende 
politische Entscheidungen Gemeinsamkeiten ge-
funden werden. Ich meine, Reden, wie Sie sie heute 
gehalten haben, fördern solche Gemeinsamkeiten 
nicht, sondern schädigen sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei einer solchen, seit Monaten betriebenen Politik, 
vor allem gegen CDU- und CSU-Kollegen in den un-
terschiedlichen Ländern, brauchen Sie sich nicht zu 

wundern, wenn die Innenminister der Länder die 
Zusammenarbeit mit Ihnen zunehmend aufkündi-
gen. 

Ich erinnere hier nur an die Interviews von Herrn 
Fröhlich, des Innensenators in Bremen und des FDP- 
Ministers in Hessen, Herrn Gries, die sich ange-
sichts der Auseinandersetzungen im Mai dieses 
Jahres über die Veröffentlichungen der Dateien und 
Ihre Angriffe in entsprechenden Zeitungsinterviews 
gegen diese Dateien beim Bundeskriminalamt von 
Ihnen distanziert haben. Die entsprechenden Inter-
views haben wir Ihnen ja im Ausschuß vorgehal-
ten. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr interes

-

sant!) 

Ich möchte nun zu dem kommen, was Sie als „Fall 
Tandler" bezeichnet haben. Ich halte diese Bezeich-
nung für eine Ungeheuerlichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hartmann 
[CDU/CSU]: Ein Fall Baum ist das!) 

Ich halte es für eine unerträgliche Heuchelei, wenn 
Sie sich hier hinstellen und sagen: wir wollen nicht 
den Schwarzen Peter hin und her schieben, wo Sie 
vorher versucht haben, dem Herrn Tandler die 
Schuld zuzuschieben, obwohl Sie an dieser Sache im 
gleichen Maße beteiligt waren. 

(Konrad [SPD]: Das stimmt nicht, auch wenn 
Sie es immerzu sagen!) 

Ich will Ihnen nicht noch einmal im einzelnen das 
darlegen, was Herr Riedl schon gesagt hat. Er hat 
das Fazit gezogen. Wir von der CSU haben die im 
Bereich der bayerischen Behörden begangenen Feh-
ler eingeräumt — nicht nur wir hier, sondern vorher 
auch der Ministerpräsident und der Innenminister. 
Was wir bis heute vermissen, ist das Zugeständnis, 
daß auch Sie von dieser Affäre rechtzeitig wußten, 
daß vor allem Ihr Staatssekretär seit Dezember 1978 
über die Abschiebung in die CSSR und über den 
Vertreter des Hohen Flüchtlingskommissars infor-
miert war 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und bis zum 30. Juli 1979 gebraucht hat, bevor ein 
Brief vom BMI nach München gegangen ist. Das ist 
doch ein Skandal sondergleichen! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Konrad [SPD]: 
Daß Sie sich nicht schämen, das immer wie

-

der zu sagen!) 

Das zeigt, Herr Konrad, daß es angemessen wäre, 
wenn diese Herren endlich zu diesen zwei Fakten 
Stellung nähmen und sagten: Jawohl, auch in unse-
rem Bereich sind Fehler passiert. 

(Konrad [SPD]: Nur wenn man welche 
macht, kann man sie zugeben!) 

Und dann sage ich Ihnen noch eines. Wer ist denn 
eigentlich für den Zustand des Asylrechts, der ganz 
offensichtlich die Beamten überfordert, verantwort-
lich? 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Die Mehrheit in 
diesem Hause!) 
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Das sind doch die, die jahrelang die notwendige Ver-
besserung und Beschleunigung auf dem Gebiet des 
Asylrechts verhindert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Konrad [SPD]: 
Auch das ist wieder ganz falsch!) 

Erst als wir letztes Jahr dann auf Grund der kata-
strophalen Entwicklung unseren Gesetzentwurf ein-
gebracht haben, haben Sie sich auf diesen laufenden 
Zug aufgeschwungen und haben das Gesetz, soweit 
dies möglich war, noch kastriert mit der Konse-
quenz, daß wir im Grunde unsere Befürchtungen 
nun bestätigt sehen, daß das ungenügende Verbes-
serungen waren. Doch Sie handeln bis heute 
nicht. 

Und dann noch eines: Als wir hier im Deutschen 
Bundestag Ihre Mitverantwortung auf Grund der er-
wähnten Schreiben und der Information der zustän-
digen Bundesbehörden aufgedeckt hatten, war ein 
erstaunliches Phänomen feststellbar. Binnen 
48 Stunden war diese Affäre aus den — vor allem 
linken — Massenmedien verschwunden. Man hat 
die Kampagne eingestellt, weil man gemerkt hat: 
hier hat man selber Dreck am Stecken. Das bestätigt 
die Behauptung des Kollegen Riedl, daß hier eben 
zielstrebig eine Enthüllungskampagne inszeniert 
wurde, die leider in die Hose ging, weil Sie an der 
Angelegenheit beteiligt waren. Sie haben hier auf 
dem Podium gestanden, und das schlechte Gewissen 
war Ihnen anzumerken. 

(Konrad [SPD]: Da haben Sie in den Spiegel 
geguckt!) 

Sie haben hier Ihre .Methoden deutlich gemacht, 
Methoden, die ich als mies und schäbig empfinde. 
Ich meine, es wäre angebracht, daß Sie sich, wenn 
wir die Behauptung nicht umdrehen und vom „Fall 
Baum" sprechen müssen, von diesem Podium aus 
noch gegenüber Herrn Tandler entschuldigen. Das 
wäre eine angemessene Reaktion nach Ihrer Aussa-
ge. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Jetzt ist es aber langsam genug!) 

Lassen Sie mich noch zwei Punkte ansprechen, 
die sehr wichtig sind. 

Sie behaupten, Sie hätten die Kampagne gegen 
den BGS weder gefördert noch irgendwie mitinsze-
niert. Ich kann Ihnen nur empfehlen, Ihre Interviews 
im „Stern" nachzulesen, wo Sie sich hingestellt und 
gesagt haben: „Da sind rechtswidrige Praktiken", und 
wörtlich: „Ich werde das stoppen." Sie waren doch 
derjenige, der dem „Stern" das Material geliefert hat, 
damit dieser mit solchen Gerüchten durchs Land 
zieht. Und Sie stellen sich noch als der große Frei-
heitskämpfer hin und sagen: „Ich werde das stop-
pen!" 

(Zurufe von der CDU/CSU: Noch ein Fall 
Baum!) 

Vizepräsident Leber: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Kollege Spranger? 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Spranger, sind Sie mit mir der Meinung, daß Bundes-
innenminister Baum in allen vier Fällen, in denen er  

sich hier zu entschuldigen versuchte, über das tat-
sächliche Geschehen — daß er selbst nämlich die 
Presse über die einzelnen Kampagnen auf dem Weg 
über sein Haus informiert hat — hier falsche Aussa-
gen gemacht hat? 

(Konrad [SPD]: Nachhilfeunterricht!) 

Spranger (CDU/CSU): Nach den bisherigen Fest-
stellungen muß man auf jeden Fall davon ausge-
hen. 

Und die zweite Anmerkung: Sie haben behauptet, 
Sie hätten über die Entwicklung im Dateienbereich 
damals im Mai schützend Ihre Hand gehalten und 
bestritten, daß beim BKA rechtswidrige Praktiken 
stattgefunden haben. Nicht nur Ihre Interviews, son-
dern auch die Diskussion im Innenausschuß haben 
ja klipp und klar ergeben, daß Herr Herold nahe 
daran war, wegen der von Ihnen inszenierten Dinge 
den Hut zu nehmen und den Laden hinzuschmeißen. 
Es bedurfte ja Ihres massiven Einsatzes, damit dieser 
Eklat ausblieb. Wir haben doch die Diskussion im 
Innenausschuß erlebt, wo sich Herr Bull und Herr 
Herold in die Haare bekamen und Sie angesichts Ih-
rer vorangegangenen Verhaltensweisen nicht mehr 
den Mumm hatten, zwischen beiden Position zu be-
ziehen. Wir haben heute noch die Wahl: Hat jetzt 
Herr Bull mit seinen Behauptungen recht, oder hat 
Herr Herrold recht, der gesagt hat, alles sei Rech-
tens. Sie haben hier bis heute nicht Stellung bezo-
gen, einfach weil Sie diese Enthüllungskampagnen 
inszeniert haben. Ich muß sagen, angesichts dessen 
habe ich die Heuchelei, mit der Sie hier mit Leerfor-
meln gearbeitet haben, als unerträglich empfunden. 
Sie haben unsere Behauptungen, daß Ihre Politik ein 
Sicherheitsrisiko für unser Land darstelle, erneut 
bestätigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Leber: Als nächster Redner hat der 
Abgeordnete Dr. Wernitz das Wort. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Jetzt 
kommt der Oberaufseher!) 

Dr. Wernitz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zu später Stunde eine solche Rede hö-
ren zu müssen, tut weh. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Die von Herrn 

Baum!) 

Herr Spranger, Sie haben hier Vokabeln gebraucht, 
die im Grunde genommen das Vokabular des „Bay-
ernkurier" sind, die aber nicht in diesem Saale ge-
braucht werden sollten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich bedauere dies. Man kann die Probleme, all die 
ernsten Fragen, um die es hier ohne Zweifel geht, 
nicht in diesem Stil miteinander diskutieren. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sagen Sie dies 
dem Herrn Minister!) 

Herr Spranger, lassen Sie mich dies auch in aller 
Klarheit sagen: Die Verbalinjurien und die tenden- 
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ziellen Beleidigungen gegen den Bundesinnenmini-
ster weisen wir entschieden zurück. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Hart-
mann [CDU/CSU]: Sie haben vom „Fall 

Tandler" gesprochen!) 

— Ich komme jetzt sofort zum Fall Tandler. 

Meine Damen und Herren, in einem zeigte sich 
heute insofern ein Fortschritt, als im Gegensatz zu 
Erklärungen der Vertreter der bayerischen Staatsre-
gierung hier immerhin von Herrn Spranger gesagt 
wurde, es gehe darum, daß man auch in Bonn dar-
über nachdenke, was in Zukunft getan werden müs-
se, und man müsse hier über eine gewisse Mitver-
antwortung diskutieren. Ich empfinde das deshalb 
als Fortschritt, weil das in den Anfängen von baye-
rischer Seite, von CSU-Seite anders dargestellt, an-
ders in die Debatte gebracht wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bleiben sie doch 
bei der Wahrheit!) 

Ich empfehle jedem, sich die Erklärung der baye-
rischen Staatskanzlei anzusehen, worin sehr starke 
Worte gegen Bonn, gegen den Bundesinnenmini-
ster, gegen die Bundesregierung gebraucht wur-
den, 

(Spranger [CDU/CSU]: Zu Recht!) 

und zwar in einem Ton, der Sie, Herr Spranger, und 
Ihre Freunde eigentlich dann ins Unrecht setzt, 
wenn Sie an dieses Pult treten und von anderen ver-
langen, man solle im Interesse der Gemeinsamkeit 
nicht so reden, wie das heute angeblich von Herrn 
Baum und von anderen geschehen sei. So geht es 
nicht, so kann man das nicht machen. 

Ich frage mich bis zum heutigen Tage, warum der 
Herr Tandler, warum die bayerische Staatsregie-
rung nicht den Mut hat, die politische Verantwor-
tung für die Abschiebung der beiden CSSR-Asyl-
bewerber zu übernehmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich bestreite überhaupt nicht — das sollten wir zu 
später Stunde ernsthaft miteinander bedenken —, 
daß wir uns Gedanken machen müssen, was auf dem 
Gebiete des Asylrechts vielleicht noch im einzelnen 
an Regelungen erfolgen kann und erfolgen muß. Das 
betrifft nicht den Kern des Asylrechts. Ich will das 
nachher noch einmal deutlich sagen. Es ist ohne 
Zweifel richtig, daß man sich auch in der IMK dar-
über wird unterhalten müssen. 

Aber, meine Damen und Herren, eines sollte und 
müßte bei uns in allen Fraktionen unstrittig sein: 
daß wir vor der jüngsten Geschichte eine hohe Ver-
antwortung haben, den Kern des Asylrechts in die-
sem Staat unangetastet zu lassen, und daß Sie mit Ih-
rem Gesetzentwurf insofern einen gefährlichen 
Weg beschreiten, als Sie, wenn Sie tendenziell die 
Entscheidungen an die Grenze verlagern, nicht nur 
dem kleinen Beamten dort eine unerträgliche Last 
aufbürden, sondern damit auch an die Grenze des-
sen kommen, was verfassungsrechtlich noch vertret-
bar ist, oder über diese Grenze hinausgehen. Das ist 
das Problem! 

(Beifall bei der SPD und der FDP)  

Dieser Frage müssen Sie sich stellen, und deshalb 
kann ich Ihnen nur empfehlen, diesen Ihren Gesetz-
entwurf, jedenfalls was diesen Pa rt  in ihm angeht, 
schleunigst zurückzuziehen, 

(Zustimmung bei der SPD) 

weil dies in rechtsstaatlicher und verfassungsrecht-
licher Hinsicht eine ungute Regelung ist. 

Meine Damen und Herren, Sie haben sehr emp-
findlich reagiert, als hier vom „Fall Tandler" gespro-
chen worden ist. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Weil es 
eine Unverschämtheit ist!) 

Ich unterstreiche noch einmal, daß wir nur dann 
weiterkommen, wenn von den bayerischen Behör-
den nicht der untaugliche Versuch gemacht wird, 
hier mit fragwürdigen Methoden eine Mitverant-
wortung der Bundesregierung zu konstruieren. Das 
geht nicht! 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP — 
Spranger [CDU/CSU]: Das ist doch nicht zu 
glauben! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 

CSU: Ungeheuerlich!) 

Das hat die Sitzung des Innenausschusses auch er-
geben. 

Ich möchte hier eine Frage anschließen, nämlich 
die Frage — und die habe ich vom Ausschuß her 
auch in einem Brief an den Bundesinnenminister ge-
richtet —: Sind die Sonderregelungen, die in Bayern 
praktiziert werden, die von Ihrem Hause aus früh-
zeitig moniert worden sind, die in einigen Punkten 
also von Ihnen kritisiert worden sind, inzwischen 
auf das Niveau der Vereinbarung der Innenminister 
gebracht worden, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Herunterge
- drückt worden!) 

und haben Sie eine Reaktion von seiten des baye-
rischen Staatsministeriums des Innern? Nach mei-
nem bisherigen Wissensstand ist dies nicht der Fall, 
aber das muß geklärt werden, weil es unerträglich 
ist, wenn in einem Bundesland Regelungen prakti-
ziert werden, die von der Norm in den anderen Bun-
desländern abweichen. Dies können wir seitens des 
Bundes nicht hinnehmen. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist denn die 

Fachaufsicht des Bundes geblieben?) 

Von daher kann man, wenn man alles zusammen-
nimmt, eben nicht von einem „Fall Baum" spre-
chen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Doch!) 

Dies ist geradezu absurd. 

(Spranger [CDU/CSU]: Es ist genauso be

-

rechtigt wie „Fall Tandler"!) 

Es geht natürlich auch darum, daß wir ein sorgsa-
mes Auge darauf haben — dazu sind wir vom Bund 
her verpflichtet —, daß die rechtsstaatliche Praxis 
auf diesem Gebiet bundesweit eingehalten wird. Das 
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ist ganz klar, dazu bekennen wir uns unzweideutig 
und mit allem Nachdruck. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Aber man sollte, wenn man sich mit dem soge-
nannten Scheinasylantentum beschäftigt, eines 
auch sehen: daß wir erst vor wenigen Jahren das 
Asylverfahren geändert haben 

(Spranger [CDU/CSU]: Unzureichend geän-
dert!) 

und daß wir das Bemühen, hier durch Dezentralisie-
rung der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu einer Be-
schleunigung zu kommen, hinausschieben mußten, 
weil alle Länder der Meinung waren, hier brauche 
man noch mehr Zeit. Es gehört auch zur Redlichkeit 
der Diskussion miteinander, Herr Spranger, daß 
man das jetzt nicht unter den Tisch fallen läßt. 

Meine Damen und Herren, mir kam es hier darauf 
an, noch einmal klarzumachen, wo die politische 
Verantwortung liegt. Sie liegt im Land Bayern, sie 
liegt im Freistaat Bayern, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Und bei Herrn 
Baum!) 

bei der Staatsregierung, bei Herrn Tandler. Dabei 
bleibt es. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dem muß man sich stellen. Von diesem Wege führt 
kein Schritt ab, und das werden Sie eben noch ler-
nen müssen, wenn nicht heute, dann morgen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Leber: Ich erteile dem Herrn Abge-
ordneten Dr. Wendig das Wo rt. 

Dr. Wendig (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich bedaure sehr, daß 
wir — noch dazu zu dieser späten Stunde — über 
diese Gegenstände in der Form, wie sie von der Op-
position gewählt worden ist, diskutieren müssen. Ich 
möchte ganz ausdrücklich sagen, im Grunde genom-
men wiederholen wir zu einem Teil eine Diskussion, 
die ich schon im Juni dieses Jahres für abgeschlos-
sen hielt, als es nämlich um den Mißtrauensantrag 
— ich nenne ihn so — der CDU/CSU gegen den 
Bundesinnenminister ging. 

Der Herr Kollege Riedl hat vorhin von dem „Dop-
pelspiel" des Innenministers gesprochen. Ich glaube, 
es sollte allen klar sein, daß dieser Bundesinnenmi-
nister wie jeder Bundesinnenminister eine Doppel-
funktion hat, nämlich einmal als Hüter der Verfas-
sung und der Freiheit des Bürgers tätig zu werden 
und auf der anderen Seite die innere Sicherheit un-
seres Landes sicherzustellen und beides zur Dek-
kung zu bringen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dies ist oft und insbesondere dann ein sehr schwie-
riger Prozeß, wenn sich durch moderne Technolo-
gien — nehmen wir den Datenschutz, nehmen wir 
die Probleme der Amtshilfe, die hier alle auf dem 
Tisch gelegen haben — neue Fragen stellen, die be-
antwortet werden müssen. Dieser Bundesinnenmi

-

nister hat es übernommen, diese Fragen neu zu stel-
len und zu beantworten. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Einseitig zu 
beantworten!) 

Wir sind noch nicht am Ende; auch diese Maßnah-
men sind noch nicht zu Ende durchgeführt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Baum ist bald 
am Ende!) 

Wir alle sollten davon überzeugt sein — jedenfalls 
ist meine Fraktion dieser Überzeugung —, daß der 
Bundesinnenminister in seiner bisherigen Arbeit 
die Aufgabe, diese beiden Teile seiner Funktion so-
weit wie möglich zur Deckung zu bringen, in einem 
sehr hohen Maße erfüllt hat. Dafür danken wir 
ihm. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Nun komme ich zu einem anderen Punkt. Sie rea-
gieren schon sehr sensibel, wenn man „Fall Tandler" 
sagt. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Der Fall 
Baum!) 

Ich will es etwas anders sagen, falls Sie das im Au-
genblick beruhigt: der Fall der Verletzung des Asyl-
rechts und der Verfassung im Lande Bayern. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das ist es nämlich auch. Wer hat denn dieses Pro-
blem hier in die Debatte eingeführt? Das war doch 
nicht der Bundesminister des Innern, sondern das 
war Herr Riedl, und das geschah in einer Art und 
Weise, die dem Gegenstand im Grunde genommen 
nicht angemessen war. 

Wir haben das im Innenausschuß besprochen, und 
ich kann hier nur drei Positionen noch einmal in 
Ihre Erinnerung zurückrufen — das gilt vor allem 
für die Kollegen, die dabei waren —, die wohl nicht 
bestritten werden können. 

Erstens. Die bayerische Landesregierung hat zwar 
sehr bald gesagt, dies war politisch falsch, sie hat 
aber immer noch sehr lange die Auffassung vertre-
ten: rechtlich zulässig war es wohl. Ich habe bis heu-
te, von einigen Erklärungen abgesehen, noch keine 
überzeugende Darstellung darüber gefunden, wie 
sie es heute rechtlich ansieht. 

Ich komme zum zweiten Punkt. Es gibt im Lande 
Bayern Richtlinien — ich glaube, vom 17. März 
1978 —, die im Grunde genommen ein solches Ver-
fahren, das neben der Verfassung und neben dem 
Asylrecht liegt, vorgeschrieben haben. Ich weiß bis 
heute nicht, ob diese Richtlinien vom 17. März 1978 
aufgehoben worden sind. 

Der dritte Punkt: In der Beratung des Innenaus-
schusses war deutlich, daß sich die Bundesbehörden 
— sprich: Zirndorf, Koblenz — nicht darüber im kla-
ren sein mußten, unabhängig von ihrer Verantwor-
tung, die sie als Behörde tragen, daß hier eine Ab-
schiebung tschechischer Bürger in die Tschechoslo-
wakei stattfand. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich hatte gehofft, daß wir diesen Punkt nicht noch 
einmal in dieser Schärfe diskutieren müßten. Ich 
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selbst habe — wenn Sie wollen, können Sie es bitte 
nachlesen — in einer Presseerklärung gesagt, wobei 
ich dachte, daß wir das damit abschließen könnten: 
Alle Stellen — damit habe ich alle Länder und, wenn 
Sie so wollen, auch den Bund gemeint — müssen 
sich auf Grund der Vorkommnisse in Bayern noch 
einmal sehr sorgfältig überlegen, ob das überall 
wirklich richtig läuft. Das habe ich gesagt; aber man 
sollte in diesem Fall nicht immer wieder dem Bund 
die Schuld zuschieben. So, wie Sie es hier getan ha-
ben, geht es nicht; denn wir können nicht daran 
zweifeln — damit möchte ich mich dem anschließen, 
was Herr Wernitz gesagt hat —: Für diesen Fall, der 
heute noch einmal zur Sprache gekommen ist, liegt 
die Verantwortung in Bayern, da bleibt sie, und da 
bekommen Sie sie auch nicht weg. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Beim Bundesinnenmi-

nister!) 

Herr Kollege Riedl, eines darf ich Ihnen zu der Art 
und Weise, in der Sie die Sache vorgetragen haben, 
sagen: Wenn dies ein Fußballspiel gewesen wäre, 
dann hätte Ihnen der Schiedsrichter bei einem sol-
chen Vorgehen die rote Karte gezeigt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache zu den Einzelplänen 06, 33 
und 36.  

Wir kommen nun zu den Abstimmungen. 

Wir müssen zunächst über den Einzelplan 06 ab-
stimmen. Zum Einzelplan 06 liegen zwei Ände-
rungsanträge der Fraktion der CDU/CSU vor. Ich 
rufe zuerst den Änderungsantrag auf Drucksache 8/ 
3474 unter Ziffer 3 zu Kap. 06 01 Tit. 531 01 auf. Wer 
diesem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Ich rufe nunmehr den Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU auf Drucksache 8/3507 zu 
Kap. 06 02 Tit. 681 71 auf. Wer diesem Änderungsan-
trag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? 
— Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur 
Abstimmung über den Einzelplan 06. Wer dem Ein-
zelplan 06 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Der Einzelplan 06 ist mit großer 
Mehrheit angenommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 33. Wer dem Einzelplan 33 in der Ausschuß-
fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Der Einzelplan 33 ist einstimmig ange-
nommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 36. Wer dem Einzelplan 36 in der Ausschuß-
fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-

tungen? — Der Einzelplan 36 ist in der Ausschußfas-
sung angenommen. 

Ich rufe nun auf: 

Einzelplan 01 
Bundespräsident und Bundespräsidialamt 
— Drucksache 8/3371—

Berichterstatter: Abgeordneter Ewen 

Ich frage den Berichterstatter, ob er das Wort 
wünscht. — Der Berichterstatter wünscht das Wo rt 

 nicht. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer dem 
Einzelplan 01 in der Ausschußfassung zuzustimmen . 

wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genstimmen? — Enthaltungen? — Der Einzelplan 01 
ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 02 
Deutscher Bundestag 
— Drucksache 8/3372 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Krampe 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem Einzel-
plan 02 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer ent-
hält sich der Stimme? — Bei drei Stimmenthaltun-
gen ist der Einzelplan 02 angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 03 
Bundesrat 
— Drucksache 8/3373 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Friedmann 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das Wort wird nicht gewünscht. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer dem 
Einzelplan 03 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Wer enthält sich der Stimme? — Der Einzelplan 03 
ist bei zwei Gegenstimmen angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 19 
Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache 8/3386 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Friedmann 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer dem 
Einzelplan 19 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Wer enthält sich der Stimme? — Der Einzelplan 19 
ist bei einer Gegenstimme und einer Enthaltung an-
genommen. 
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Ich rufe auf: 

Haushaltsgesetz 1980 
— Drucksachen 8/3398, 8/3457 —

Berichterstatter: 
Abgeordnete Löffler 
Hoppe 

Ich frage die Berichterstatter: Wünschen Sie das 
Wort? — Das Wort wird nicht gewünscht. 

Dann kommem wir zur Einzelberatung und Ab-
stimmung in zweiter Lesung über das Haushaltsge-
setz 1980. Ich rufe zunächst die §§ 1 bis 3 in der Aus-
schußfassung auf. Wer den aufgerufenen Vorschrif-
ten zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe § 4 auf. In der Drucksache 8/3398 ist in 
Abs. 6 Satz 1 der Ausschußfassung auf Grund eines 
Druckfehlers folgende Berichtigung vorzunehmen: 
In der Zeile 4 muß es statt „527 bis 539" richtig lau-
ten: „527 und 539". Wer mit dem § 4 in der Ausschuß-
fassung mit der soeben vorgetragenen Berichtigung 
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich 
der Stimme? § 4 ist mit dieser Berichtigung mit 
Mehrheit angenommen. 

Ich rufe § 5 auf. Hierzu liegt auf der Drucksache 
8/3488 ein Änderungsantrag der CDU /CSU-Frak

-

tion vor. Wird das Wort zur Begründung ge-
wünscht? — Wird das Wort zur Sache gewünscht? 
— Das Wort wird nicht gewünscht. Wer dem Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf Druck-
sache 8/3488 zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Wer enthält sich der Stimme? — Der Änderungsan-
trag ist abgelehnt. 

Wer dem § 5 in der Ausschußfassung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stim-
me? — Mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe die §§ 6 bis 34, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer ent-
hält sich der Stimme? — Mit Mehrheit angenom-
men. 

Damit ist das Haushaltsgesetz 1980 in zweiter Be-
ratung beschlossen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir sind damit am Schluß der heutigen Tagesord-
nung angelangt. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.07 Uhr) 
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Anlage zum Stenographischen Bericht 

Anlage 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) 	entschuldigt bis einschließlich 
Dr van Aerssen* 14. 12. 
Dr. Aigner* 14. 12. 
Alber * 14. 12. 
Dr. Bangemann* 14. 12. 
Dr. Becher (Pullach) 14. 12. 
Blumenfeld* 14. 12. 
Egert 14. 12. 
Fellermaier* 14. 12. 
Frau Dr. Focke* 14. 12. 
Friedrich . (Würzburg) * 14. 12. 
Dr. Früh* 14. 12. 
Dr. Fuchs* 14. 12. 
Gallus 14. 12. 
Genscher 13. 12. 
von Hassel* 14. 12. 
Katzer 14. 12. 
Klein (München) 14. 12. 
Dr. Klepsch* 14. 12. 
Lange* 14. 12. 
Lücker* 14. 12. 
Luster* 14. 12. 
Milz 14. 12. 
Dr. Müller-Hermann* 14. 12. 
Dr. Pfennig* 14. 12. 
Frau  Schleicher* 14. 12. 
Dr. Schwarz-Schilling 13. 12. 
Dr. Schwencke (Nienburg) * 14. 12. 
Seefeld* 14. 12. 
Sieglerschmidt* 14. 12. 
Frau Tübler 14. 12. 
Frau Dr. Walz* 14. 12. 
Wawrzik*_ 14. 12. 
Baron von Wrangel 13. 12. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par-
laments 
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